


:OBCKM 


■M 

ITEKA. 




C /f 
K/t b<'7 



Slovanska knihovna 

r SLOVANSKÄ KNfflOVNA 
* 3186187045 * 


Digitized by Google 


Digitized by Google 



Ein Beitrag 

zum 





BEMERKUNGEN 

über 

65/06 |ke|,2EL LUSTKJNOL’S 

„Ungarisch-Österreichisches Staatsrecht.“ 

'Vom StandpunlEte 

der Geschichte des ungarischen Staatsrechts 
von 

Fracii v@n D©äk. 


übersetzt sas dem unirsrlscben Original, welches In der Zeltscbriil „Bada^sU 
im Monate Februar erscbleoeu Ist. 


PEST, 1865. 

V' erlag von Gustav Emicb. 


Digitized by Google 



t 





Pfst. Dmck von Ctuitav Enkh, Buchdrucker der uttg Akadewif, t8f>i 


Digitized by Google 



XJiiter dem Titel: „Das nngariscli-östeiTeicliische 
»Staatsreclit. Zur Lösung der Verfassungsfrage; dargestellt 
von Wenzel laistkandl, Doetor der Rechte“ ist im Jahre 
18G3 beim Hofhuphhündler Braumüller in Wien eiii; auf 
498 Seiten enggedrucktes , staatsrechtliches Werk er- 
schienen. 

Wir haben dieses Buch mit grossem Interesse zur 
Hand genommen; denn wir glaubten; nach den politischen 
Flugschriften und Programmen von verschiedenerlei Far- 
ben; die aber das Gesetz und die Geschichte nur fragmen. 
tarisch behandeln; doch endlich auf ein Werk zu treffeii; 
dessen Verfasser nicht blos als Apologet irgend einer abso- 
lut hingestellten politischen Ansicht; das Staatsrecht eben 
dieser Ansicht zu akkomodircn bemüht ist; sondern das 
ungarische und österreichische Staatsrecht sO; wie es sich 
geschichtlich in den Gesetzen und in der Gczetzespraxis 
entwickelt hat; ausführlich und systematisch; mit streng 
wissenschaftlicher Treue und Unpartheilichkeit darstellt. 

Wir fanden uns jedoch getäuscht. Herr Lustkandl hat 
kein ungarisch-österreichisches Staatsrecht, ja gar kein 
Staatsrecht überhaupt geschrieben ; sondern will mittelst 
einer lückenhaften Auseinandersetzung einiger Punkte des 
ungarischen und österreichischen Staatsrechtes eine politi- 
sche Ansicht und Tendenz unterstützen, und zitirt, inter- 
pretirt und akkomodirt die Gesetze und die Geschichte, je 
nachdem er cs zu Gunsten jener politischen Ansicht und 
Tendenz für zweckmässig findet. Mit einem Worte: Sein 
Werk ist keine systematische, wissenschaftliche Arbeit, 

K. V. DoAk Bemerk. 1 
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sondern, nngcaclitet des starken Umfanges, nur eine poli- 
tische Flugschrift, mit der gewohnten Nonchalance und 
Partheilichkeit ähnlicher Flugschriften. Auf dem Titelblattc 
heisst es zwar : „Zur Lösung der Verfassungsfragc“ ; aber 
er will diese Lösung nicht durch Vermittelung der abwei- 
chenden Ansichten und Interessen, sondern einfach dadurch 
erreichen, dass er Alles das, was seinen Ansichten entgegen 
steht, zunichte zu machen und weg zu disputiren sich be- 
strebt ; indem er jene Rechte der Nation, die sich mit sei- 
ner Theorie nicht vertragen, glattweg läugnet oder wenig- 
stens bedeutend im Werthe herabsetzt. Er zitirt, wo er ein 
Zitat nöthig hat, und, wenn er durch die kühnste Schluss- 
folgerung doch nicht aus dem Texte des zitirten Gesetzes 
jenen Sinn , den er ^vünscht , herauszufinden vermag, hilft 
er sich damit, dass er bei seiner Auslegung ein oder zwei 
Worte anders formulirt als sie im Orginaltexte stehen ; er 
denkt ein oder zwei Worte, die im Gesetze gar nicht vor- 
kommeu,hinzu und endlich glaubt er selbst , dass er seine 
Behauptung siegreich verfochten habe. 

Es ist nicht unsere Absicht, das Werk des Herrn 
Lustkandl Punkt für Punkt zu widerlegen ; es würde das 
die Grenzen der „Revue“ weit überschreiten.*) Wir lassen 
uns auch nicht in politische Diskussionen ein über Dinge, 
die künftig geschehen sollen ; derartige Diskussionen ge- 
hören mehr in den Bereich der Tagesblätter. Wir beschrän- 
ken uns blos auf das, was Herr Lustkandl, unter Berufung 
auf Geschichte und Gesetz, auf dem Boden des Staatsrech- 
tes als Thatsache oder als rechtlich bestehend anführt, 
und werden auch hier nur zu den wichtigeren Punkten un- 
sere Bemerkungen machen, zu jenen Punkten nämlich, 
welche seiner gesammten Theorie als Grundlage dienen. 


*) Der Original-Aufsatz DeAks erschien bekanntlich im „Buüa- 

pesti Szeinle,** in der Pest-Ofner Revue. — Anmerkung des Ueber- 
setzers. 
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Wer von der Zukunft und von dem, was auf politischeiu 
Gebiete zu thnu ist, spricht ; wer die Frage behandelt, wel- 
che Gesetze zu schaffen oder wie die bereits bestehenden ab- 
zuäudern seien ; der kann, je nach seiner eigenen Auffas- 
sung, verschiedener Meinung sein, der kann seine Ansichten 
ändern und zeitgemäss den Umständen anpassen. Wer aber 
von der Vergangenheit spricht und Geschehenes darstellt, 
wer irgend ein bestehendes Gesetz anruft, der darf weder 
den Text des Gesetzes noeh die geschehenen Dinge seiner 
eigenen Ansicht aubequemen, sondern er muss dieselben 
so darstellen, wie sie sich in Wahrheit verhalten. Und 
wenn in dieser Beziehung ein Irrthum geschieht, so ist es 
im Interesse der Wissenschaft gelegen, den Irrthum nach- 
zuweisen und mit einer Bemerkung zu begleiten. 

Wir wiederholen es demnach, dass wir, die politische 
Richtung des Herrn L. bei Seite lassend, nur von jenen 
seinen Behauptungen sprechen wollen, die er aus dem Be- 
reiche der Geschichte und des Staatsrechtes anfuhrt, und 
die wir fUr irrig halten. — 


l* 
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ERSTER ABSCHNITT. 

Die erste Überraschende Behauptung, welche Herr 
Lustkandl im ersten HauptstUck seines Werkes mit Be- 
stimmtheit ausspriclit, lautet : „Dass die Fobruarverfas- 
sung dem Lande Ungarn mehr zutheile und dem Gesammt- 
reiche weniger gebe, als das Gesammtrcich von Ungarn, 
nach den ungarischen Gesetzen selbst, zu fordern berech- 
tigt wäre.“ Das mag nun eine individuelle Ansicht sein, 
und da wir nicht glauben, dass er viele Proselyten daftir 
gewinnen könne, wUrden wir es gar nicht nöthig finden, 
Herrn Lustkandl darin zu stören. Er scheint jedoch diesen 
Satz zum Ausgangspunkt genommen zu haben, und der 
grösste Theil seines Werkes zielt eben darauf ab, diesen 
Satz zu beweisen ; während er aber sieh bemüht, seine Be- 
hauptung mit Daten und Argumenten aus den Gesetzen 
und der Geschichte zu unterstützen, sagt er solch unbe- 
gründete Dinge, die wir ohne Bemerkung nicht hingehen 
lassen können. 

Vor Allem behauptet er nämlich, dass „die l848-er 
Gesetze durchaus nicht gütig sind,“ 

a) „weil sie nicht von einer competenten Versamm- 
lung und nicht auf die rechtmässige Weise beschlossen 
worden sind.“ Um dies zu beweisen , beruft sich Herr 
Lustkandl auf den Grafen Johann Ma jhith, der im .5. Baude 
seiner Geschichte von Österreich erzählt: „Der Magnaten- 
saal und die Gallcrien waren mit der furchtbar aufgereg- 
ten Jugend angefüllt ; Niemand wagte zu reden; so wurde 
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der Heschliiss der fStiiiideversanimliiiij:; ztim Landtafrshe- 
sehlnssc erhoben, und so ging dfe Deputation nach Wien.“ 
— Herr Lustkandl t)eriift sieh ferner auf eine Rede Dobr- 
zansky's, welche dieser am ungarischen Reichstage 1861 
halten wollte, aber, wie Herr L. behauptet, wegen rechts- 
widriger Verhinderung nicht halten konnte. *) — In dieser 
Rede wird unter Anderem auch gesagt: „Die Personen, 
welche 1848 gestimmt haben, waren nicht Alle deputirt, 
und diejenigen, welche deputirt waren , waren zu einem 
grossen Theile abwesend ; diejenigen von ihnen aber, 
welche anwesend waren, haben nicht, wie es ihre gesetz- 
liche Pflicht, nach Instructionen gestimmt, und haben sich 
hiedurch selbst incompetent gemacht.“ — Auf diese Zeug- 
nisse gestutzt, behauptet ferner Herr L. : „Der König 
konnte auf keine Weise die so incompetent besehlossenen 
Entwürfe sanctioniren ; denn wenn wir annehmen , dass 
der Monarch dies thun könne, dann ist es mit der Rechts- 
eontinuität und dem Bestände der ungarischen Verfassung 
auf immer vorbei ! Dann braucht der König nur irgend 
eine, wenn auch ineompetente Versammlung zusammen zu 
berufen, oder eine Compagnie Soldaten zu befehligen, dass 
sie Uber die ungarische Verfassung beschliessen , und die 
Verfassung hat aufgehört.“ 

Herr L. hält die 1848-er Gesetze ferner nicht fUr gütig, 

b) „weil sie von Sr. Majestät dem Kaiser und König 
Ferdinand nur aus Unkenntniss und Irrthum ihres Inhal- 
tes, mit Widerstreben und ohne Beachtung der sonst ge- 
setzlichen Form unterzeichnet worden sind ; weil weder 
der seit Maria Theresia bestehende, ftlr die gemeinsamen 

*) Diese angeblich rechtswidrige Verhinderung bestand darin, 
dass von Seite des betreffenden Wahldistriktes Beschwerde gegen die 
Wahl des Herrn v. Dobrzansky erhoben worden ; die Beschwerde wurde 
auf reichsta'glich normirtem Wege untersucht , und das Resultat der 
Untersuchung war, dass die Wahl des Herrn v. D. wegen wesentlicher, 
beim Wahlakte vorgekommencr Fehler nicht verifizirt werden konnte. 
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Angelegenheiten des Reichs, insbesondere für Kriegs- und 
Finanzwesen, zur Einrathflng berufene Staatsrath zu Rathe 
gezogen, noch auch der im Jahre 1848, vor IJnterschrei- 
bung der ungarischen Gesetzentwürfe bereits eingefUhrte 
Ministerrath befragt worden ist ; und weil diese Sr. Ma- 
jestät aufgedrnngenen Beschlüsse, ohne seinen freien Wil- 
len, gepresst durch die Verhältnisse, von ihm unterschrie- 
ben wurden.“ 

c) Aber auch wenn Se. Majestät der Kaiser und 
König Ferdinand die 1848-er Beschlüsse mit klarer Er- 
kenntniss ihres Inhaltes, aus festem Willen und ohne jeden 
Zwang unterschrieben hätte, auch dann wären die 1848-er 
Gesetze nach Herrn Lustkandl nicht gütig, „weil er die- 
selben nur für sich und nicht auch tltr seine Nachfolger 
sanktionirt hat, während sonst, zwar nicht die gewöhnli- 
chen Gesetze, aber die grossen Landesprivilegien immer 
zugleich auch für die Nachkommen unterschrieben wor- 
den sind.“ 

d) Herr L. hält die 1848-er Gesetze auch deshalb für 
ungiltig: „weil Se. Majestät sie ohne Beirath der erbbe- 
rechtigten Successoren unterschrieben ;“ 

e) weil durch dieselben den Rechten der mit Ungarn 
unirten Länder vergehen worden ; 

f) „weil, wenn Se. Majestät auch früher als absoluter 
Monarch angesehen werden konnte, er doch seit dem 
15. März, nachdem in Oesterreich bereits ein Ministerrath 
constituirt war, die ungarischen Gesetze aber erst Anfangs 
April fabrizirt wirdcn, nicht mehr alleiniger Vertreter und 
gesetzgebender Faktor der übrigen Länder war;“ 

g) Herr L. hält endlich auch darum die 1848-er Ge- 
setze für ungiltig, „weil ja der ungarische Landtag diesel- 
ben Gesetze später wieder aufgehoben, die Republik pro- 
klamirt, und an die Stelle des Königs und Palatins das 
Haupt der Aufwiegler gesetzt hat.“ 

Um nun diesen EinwUrfen begegnen zu können, wol- 
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len wir einen Hlick auf die Geschiclite des letzten Zeitab- 
sehnitts des Pressburger Reichstags vom Jahre 1848 wer 
fen, um nach den Akten und authentischen Diarien des- 
selben, die gewiss glaubwürdigere Quellen sind als diejeni- 
gen, auf welche sich Herr Lustkandl beruft , zu erzählen, 
wie und in welcher Weise die erwähnten 1848-er Gesetze 
beschlossen und sanktionirt worden sind. 

Das durch imunterbrochene Uebung sanktionirte Vor- 
gehen des bis zum Jahre 1848 blos aus Vertretern und 
Gliedern der privilegirten Klasse bestehenden ungarischen 
Reichstages bei Feststellung von Gesetzesvorschlägen war 
folgendes : 

Jeder Antrag wurde in der Zirkularsitzung vorge- 
bracht. An dieser nahmen blos die Mitglieder der Stände- 
tafel unter einem eigenen Präsidenten Theil. Worin man 
hier tlbereingekommen, das wurde in die Regnicolarsitzung 
gebracht, wo der durch den Monarchen designirte hohe 
Beamte, der königliche Personal, den Vorsitz führte ; die 
hier getrotfenen Bestimmungen wurden der Magnatentafel, 
bei welcher der Palatin präsidirtc, zugesandt , und wenn 
diese ihre Zustimmung gegeben , dann als Reichstagsbe- 
schluss Sr. Majestät imterbreitet, von welchem es abhing, 
sie anznnehmen oder zu verwerfen. 

So geschah cs auch bei dem Zustandekommen der 
Gesetze vom Jahre 1848. 

Am 3. März beantragte der Abgeordnete des 
Pester Komitats in der Zirkularsitzung , an Se. Majestät 
eine Adresse zu richten , in welcher alle jene Reformen, 
welche die Stände als unabweislich noth wendig erachte- 
ten, aufgezählt und dem Prinzipe nach mit Bestimmtheit 
ausgesprochen werden sollten, namentlich : die allgemeine 
Verpflichtung zur Tragung der öffentlichen Lasten , die 
Aufhebung des Urbarialverhältnisses gegen Entschädigung, 
Erleichterung der Militärverpflegungs- und Einquartirungs- 
lasten, die administrative und politische Organisation der 
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königlichen Freisj^tädlc und freien Distrikte , die Detlieili- 
giing des Volkes mit politischen Rechten , die Grllndung 
von Instituten, welche die Förderung des Ackerbaues, der 
Industrie und des Handels nothwendig verlangt, eine 
gründliche Reform des Landesvertheidigungssystems , die 
eigene Rechnungsführung und verantwortliche Manipuli- 
rung der Einkünfte und Bedürfnisse des ungarischen Ge- 
sammtreiches, und die Umgestaltung der Dikasterialregie- 
ruug zu einem ungarischen verantwortlichen Ministerium 
als Grundbedingung und Garantie aller nothwendigen Re- 
formen. Nachdem diese Adresse in der Zirkularsitzung aus- 
gearbeitet worden, wurde sic am 4. März in der*Regnicolar- 
sitzung, unter dem Vorsitz des königlichen Personals, vor- 
genommen und gutgeheissen. Wahrscheinlich \varen wäh- 
rend dieser Sitzung die Gallerien und der Raum des Saa- 
les ausserhalb der Schranken gefüllt , aber es geschah 
keine Gewaltthat, die etwa die Berathung gehindert hätte, 
und weder damals noch später, bis zu Ende des Reichsta- 
ges, der doch noch fünf Wochen dauerte, wurde ein Wort 
oder eine Klage über Gewaltthat laut, weder vor den 
Ständen, noch vor dem Präsidium des Reichstages, weder 
vor dem Monarchen , noch vor den Organen der landes- 
fUrstlichen Macht, ^N’^lche Alle, da ihnen das reguläre 
Militär und die gesammte Bürgerschaft zur Verfügung 
standen, genug Macht besessen hätten, um die Sicherheit der 
Berathung, falls solche gestört worden, wieder herzustcllcn. 
Der in der Regnicolarsitzung angenommene Vorschlag zur 
Adresse wurde sofort an die Magnatentafel übersandt, wel- 
che jedoch, weil ihr ordentlicher Präsident , der Palatin, 
nach Wien gereist war, den Gegei\stand nicht sogleich in 
öffentlicher Berathung vornahm. Nur erst nach Ablauf von 
zehn Tagen, am 14. März, wurde der Adress Vorschlag von 
der Magnatentafel, und zwar unter Vorsitz des Palatins, 
vorgenommen. Während der Zwischenzeit von zehn Tagen 
hatten die Magnaten geschlossene Konferenzen unter sich 
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, in diesiiMi geschali die Vereinbarung und in 
der iiaeh Ablauf der zelm Tage abgclialtenen Öffentlichen 
Sitzung wurde die Repräsentation*) der Stände ohne Wider- 
spruch angenoinnien. Nachdem auf diese Weise der Reprä- 
sentations-Entwurf durch die Magnatentafel angenommen 
worden war, wurde die Repräsentation zur Ueherreiehung 
vorbereitet, und durch eine glänzende, aus 72 Mitgliedern 
bestehende Deputation, für welche die Magnaten, den Pala- 
tin abgerechnet, 13, die Stände 58 Mitglieder ernannten, 
unter denen die höchsten weltlichen und geistlichen Würden- 
träger, sowie viele königliche Beamte sich befanden, nach 
Wien an Sc. Majestät übersandt. 

In dieser Adresse waren noch keine Gesetzesvor- 
schläge enthalten, es waren blos die Hauptprinzipien von 
Gesetzen ausgesprochen, die spezielle Feststellung der 
letzteren war von der Annahme der Adresse durch Sc. Ma- 
jestät bedingt. Die Deputation, geführt vom Palatin , er- 
schien am 1 6. März in der kaiserlichen Burg zu Wien vor 
Sr. Majestät und überreichte die Adresse in unterthäniger 
Verehrung. Se. Majestät nahm die Adresse gnädig an, gab 
die allergnädigste Erklärung, dass er Se. Hoheit den Pala- 
tin mit der Bildung eines unabhängigen Ministeriums und 
mit der Bezeichnung der dafür geeigneten Persönlichkei- 
ten betraut habe, und wies den Reichstag an, dass er auch 
die nothwendigen Gesetzesvorsehläge über die anderen in 
der Adresse berührten Gegenstände anfertige und Sr. Ma- 
jestät unterbreite ; demzufolge auch Graf Ludwig Batthyä- 
nyi sofort zum Ministerpräsidenten ernannt wurde. 

Nachdem Se. Majestät am 16. März die Adresse des 
Landes angenommen hatte, arbeitete die Ständetafel auf 


*) Vor Sanctiouirung der l84Ser Gesetzartikel wurden die au 
den König gerichteten Zuschriften „R o p r a e s e n t a t i o n“ (folirat) 
genannt, was wir hier öfter , mit dem jetzt mehr üblichen „A d r e s s e“ 
wiedergeben, Anink. des Uebersetzers. 
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Grund der auch von Sr. Miijestiit {rutfrelieiHsenen Prinzi- 
pien, naeh gewohnter Weise, zuerst in Zirkular-, dann in 
Regnicolarsitzungen, die einzelnen Gesctzcsvorseliläge aus ; 
man diskntirte jeden einzelnen Ausdruck dcr8cll)cn , meh- 
rere Abgeordnete stellten Abänderungsantriigc , welche 
von der Majorität angenommen oder verworfen wurden. 
Und nachdem der Adressentwurfin dieser Weise nach regel- 
mässiger Berathung festgestellt war , wurde er der Mag- 
natentafel zugesendet, wo wieder in Üblicher Weise die 
Berathungen Uber denselben gepflogen wurden. Die Mit- 
glieder der Magnatentafel gaben ihre Meinung über den 
Gesetzentwurf ab, auch nahmen sie an demselben Abände- 
rungen vor, und bezllglich mehrerer Gegenstände wurden 
zwischen den beiden Tjifeln Nuntien gewechselt. Endlich 
wurden die Gcsctzcutwiirfc, nachdem sich die beiden Ta- 
feln geeinigt hatten, nicht gleichzeitig und von einer Adresse 
begleitet, sondern abgesondert und einzeln Ör. Majestät 
unterbreitet. Dies Alles wird durch die Akten und authenti- 
schen Diarien des Reichstages bewiesen. 

Sc. Majestät zog die ihm vorgelegten Gesetzentwürfe 
einzeln in Erwägung, und nachdem er sich, nicht mit dem 
ungarischen Ministerium, welches , da die Gesetze noch 
nicht sanktionirt waren, faktisch noch nicht in’s Leben 
getreten war, sondern mit seiner eigenen Hofkanzlei , mit 
seinem eigenen Vetter, dem Reichspalatin , ferner mit den 
höchsten Würdenträgern Ungarns, wie z.B. mit dem Iudex 
Cnriae, berathen hatte, ertheilte er auf die Gesetzentwürfe, 
ebenso wie es auch sonst üblich war , unter Gegenzeich- 
nung seiner ungarischen Ilofkanzlei , seine gnädigen kö- 
niglichen Antworten. Diese a. h. königlichen Reskripte 
wurden gleichfalls nicht auf einmal , sondern einzeln er- 
theilt, ja bezüglich einzelner Gegenstände geruhte Sc. Ma- 
jestät selbst in seiner ersten Antwort Bemerkungen zu 
machen. Da die Stände des Landes diese Bemerkungen 
nicht annehmen zu können glaubten, dauerten die Reichs- 
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tagsuuterhaiidluiigeii (tractatus diaetales) zwischen der 
Nation und dem Monarchen fort, wie dies nach dem unga- 
rischen Staatsrcchte stets Üblich war. Der Reichspalatin, 
der im Sinne unserer Gesetze der Vermittler zwischen dem 
Monarchen und der Nation ist , nahm hierauf den bereits 
ernannten Mini8terpr<äsidenten und drei jener Männer, die 
zu Ministern designirt waren, mit sich und begab sich zu 
Sr. Majestät, um den Monarchen hinsichtlich der in der 
königlichen Antwort enthaltenen Bemerkungen in huldi- 
gender Ehrfurcht aufzuklären. Se. Majestät bevollmäch- 
tigte flir diese Angelegenheit Se. kais. kön. Hoheit den 
Erzherzog Franz Karl, seinen Bruder, und Se. kais. kön. 
Hoheit den Erzherzog Ludwig, seinen Oheim. Diese kais. 
kön. Erzherzoge und Se. kais. kön. Hoheit der Palatin be- 
riefen den Grafen Batthyänyi und die drei designirten 
ungarischen Minister, sowie zwei Mitglieder der kön. un- 
garischen Hofkanzlei, und hielten im Namen Sr. kais. kön. 
Majestät eine Berathung, in welcher die l848-er Gesetze 
von Punkt zu Punkt vorgenommen , diskiitirt , die zu er- 
theilenden a. g. königlichen Reskripte konzipirt und ein- 
zeln an den Reichstag gesendet wurden. *) 

Einige Tage später, am 10. April, — der Sanctions- 
akt war von Sr. Majestät auf den 1 1 . April festgesetzt 
worden, — traf Se. kais. kön. Majestät, von Niemandem 
und durch Nichts gezwungen, wozu ohnehin Niemand die 
Absicht und die Macht besass, aus eigenem Antriebe und 
freiem Willen, mit einem glänzenden Gefolge von Wien in 
Pressburg ein, und am folgenden Tage ertheilte Se. Ma- 
jestät den unterbreiteten und auch von ihm angenonime-, 

®) Der Verfasser, der diesen Berathungen beigewohnt, kann sich 
znr Bestätigung des hier Erzählten auf die noch lobenden Mitglie- 
der, welche an jener Berathung Theil nahmen , berufen : auf den 
damaligen Minister Baron Joseph Eötvös, sowie auf zwei Mitglieder der 
ungarischen Hofkanzlci, Herrn Ladislaus Szögyänyi, damaligen Vice- 
kanzler, und Herrn Georg Bartal, damaligen Hoikanzloireferenten. 
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ncn Gesetzen in lierktimnilielier Weise mit der {jrössteii 
Feierlichkeit die Sanetion. 

So wurden die 1848er Gesetze gcseliaflen; dies war 
der Verlauf des Ganzen, treu und nacli authentiselien Quel- 
len fi'esclnldert. Wo ist hier, sei es bei der Feststellung der 
Gesetze, sei es bei der Sanction derselben eine Spur jenes 
Terrorismus zu finden, weleben Herr Lustkandl erwähnt ? 

Was Herr Lustkandl nach dem Grafen Johann Maj- 
läth anflthrt, dass, da der Saal und die Gallerien des Saa- 
les, worin die Magnatentafel tagte, von der furehtbar auf- 
geregten Jugend angeflillt waren. Niemand zu sprechen 
wagte und dass auf diese Weise der Beschluss der Stände 
zum Reichstagsbeschluss erhoben wurde, ist geschichtlich 
eben nicht treu. Jener Theil des Saale.s, welcher von dem 
Sitznngssaalc der zur Berathnng berechtigten Magnaten, 
wie auch frtlher immer, durch Schranken abgesondert war 
und ebenso die Gallerien waren allerdings von alten und 
jungen Männern eingenommen, wie dies auch hei anderen 
Gelegenheiten vorkam; und wahr ist es ferner, dass am 14. 
März, als der Adressentwurf der Ständetafcl, welcher zur 
Basis der 1848er Gesetze diente, hei der Magnatentafcl 
zum ersten Mal zur Berathuug kam, keine Debatte Uber 
ihn stattfand und keine Reden gehalten wurden, sondern 
dass derselbe mit Akklamation einstimmig angenommen 
wurde: aber nicht deshalb, weil Niemand zu sprechen 
wagte, sondern deshalb, weil die Magnaten während je- 
ner zehn Tage, welche zwischen der Ueberscndnng des 
Adressentwurfes an die Magnatentafel und der öffentlichen 
Berathung durch dieselbe am 14. März, verflossen, wie wir 
schon oben bemerkten, unter sich wiederholt Berathungen 
gepflogen hatten, bei denen sie, da diese Sitzungen nicht 
öffentlich waren, von Niemandem gestört werden konnten. 
In diesen Berathungen einigten sich die Mitglieder der 
Magnatentafcl nach gegenseitiger Aufklärung dahin, den 
Adressentwurf ohne Debatte anzunehmen. Wenn es auch 
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Solche gab, die hezllglicli des einen oder des anderen 
Punktes während der Bcrathiingen abweichende Meinun- 
gen Uusserten, so waren sie doch, da sic den Willen der 
Majorität sahen, bereit, ihre Ansichten jenen der Mehrheit 
unterzuordnen. Es beweist dies das authentische Diarium der 
Magnatentafel, welchem zufolge Se. k. k. Hoheit der prä- 
sidirende Palatin nach der Vorlesung des Adressentwur- 
fes die Berathung mit folgenden Worten eröffnete ; „Von 
der Thatsache, dass die Aufnahme des vor uns liegenden 
und soeben vorgclesencn Adressentwurfes bis heute ver- 
schoben wurde, wage ich das Resultat zu hoffen, dass die 
hohe Magnatentafel den Entwurf, so wie er vorgclesen 
wurde, seinem ganzen Umfange nach annehmen wird.“ 
Dieser Ansprache Sr. Hoheit des Palatins folgte die allge- 
meine Zustimmung der Äragnaten, und so wurde der Adress- 
entwurf angenommen. 

Dieser Fall steht übrigens in der Geschichte der ge- 
setzgebenden Körper nicht ohne Beispiel da, am wenigsten 
in der Geschichte der ungarischen Legislative. Unter mehre- 
ren wichtigen Fällen erwähnen wir blos einen : die im Jahre 
1723 erfolgte Annahme der pragmatischen S a n c - 
t i 0 n. Auch damals erfolgte die Verständigung in Vor- 
berathungen, und als der Deputirte des Komorner Komitats 
in öffentlicher Sitzung die Annahme der pragmatischen 
Sanction beantragte, wurde sie ohne weitläufige Erörterun- 
• gen und Reden mit allgemeiner Akklamation angenommen. 
Wer wird aber jetzt behaupten wollen, dass dieser Be- 
schluss nicht gütig sei, weil in der betreffenden Sitzung 
Uber denselben nicht debattirt wurde ? Wer wird es übri- 
gens sowohl dem Grafen Majläth als auch Herrn Lustkandl 
glauben, dass der Palatin von Ungarn, der königliche Erz- 
herzog, nicht vermocht oder nicht gewagt hätte, gegen den 
angeblichen Terrorismus der aufgeregten Jugend genügen- 
de Kräfte zu entwickeln, während die Bevölkerung ganz 
ruhig und die in Pressl)iirg anwesende bewaffnete Macht 
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viel zahlreicher war, als jene angeblich terrorisircude auf- 
geregte Jugend? 

Was aber die einzelnen Gesctzvorschülge selbst be- 
trifft, so haben die Magnaten sie, wie das Diarium der Mag- 
natentafel beweist, allerdings einer Debatte unterzogen. Viele 
Magnaten sprachen Uber dieselben, auch wurden, wie oben 
erwähnt, Veränderungen vorgenommen, und mit der Stän- 
detafel Nuntien gewechselt. Es ist daher auch in dieser Be- 
ziehung unrichtig, dass Niemand zu sprechen gewagt habe. 

Die Beschuldigung, welche Herr Lustkandl nach 
Dobrzänszky erhebt, dass an der Ständetafel Individuen 
gesprochen haben, die nicht Deputirte waren, während die 
Deputirten grossen Theils abwesend waren, ist gleichfalls 
grundlos. Mitglieder der Ständetafel waren : die Dele- 
girten der königlichen Gerichtstafel, der Domkapitel und 
Munizipien, so wie die Absentisten-Ablegaten. Diese 
hatten sämmtlich das Recht zu reden. Es wäre schwer 
zu beweisen, wer ausser diesen gesprochen hat, und wer 
diejenigen waren, die trotz der Mehrzahl dieser Deputirten 
Beschlüsse fassten. Die Majorität der Berechtigten und der 
vpn Sr. Majestät ernannte, hochgestellte Präsident hätten 
es gewiss nicht geduldet, dass die Nichtberechtigten gegen 
den Willen der Majorität welchen Beschluss immer den 
Ständen aufdrängen sollten, und hätten dagegen gewiss 
Einsprache erhoben. Nun wurde aber weder damals noch 
später, weder beim Reichstag noch beim Präsidenten des 
Gesammtreichstages, beim Palatin, noch endlich an a. h. 
Stelle eine derartige Einwendung eingebraeht. Leicht ist es 
freilich, derartige Beschuldigungen blindlings hinzuwerfen ! 

Es ist ferner unrichtig, dass ein grosser Theil der De- 
pntirten abwesend war. Möglicher Weise war vielleicht 
der eine oder andere Deputirte in der Sitzung nicht anwe- 
send; doch werden weder in Ungarn noch bei anderen 
gesetzgebenden Körpern Beschlüsse dadurch ungiltig, dass 
ein oder der andere, Deputirte nicht anwesend war. 
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Grosse Wichtigkeit scheint Herr Lustkaiidl dem U tn- 
standc beiznlcgen, dass die Deputirten au der Stäudetufel 
ohne Instrnetioncn oder im Widerspruche mit denselben 
stimmten. Herr L. scheint jedoch nicht zu wissen, welche 
Geltung tlie Instructionen nach dem ungarischen Staats- 
rechtc hatten. 

Die Instructionen bezogen sich nach dem ungari- 
schen Staatsrechte blos auf das Verhältniss zwischen dem 
Deputirten und seinen Kommittenten, und die Beobaeh- 
tung oder Nichtbeobachtung derselben war nie für die 
Giltigkeit der ReichstagsbeschlUsse entscheidend. 

Wäre es zur Giltigkeit der Beschlüsse erforderlich 
gewesen, dass die Deputirten streng nach ihren Instructio- 
nen stimmen, so hätte der Reichstag das Recht gehabt, die 
Instructionen der Deputirten abzufordern und einzusehen. 
Dieses Recht hat jedoch der Reichstag nie beansprucht 
und nie ausgellbt. Ja, wenn Jemand unter den Deputirten 
irgend einem anderen Deputirten den Vorwurf machte, 
dass er nicht nach seiner Instruction gestimmt habe, dann 
missbilligte die ganze Körperschaft diesen Vorwurf und 
erklärte, dass der Deputirte in dieser Beziehung blos sei- 
nen Kommittenten verantwortlich sei. 

Wäre zur Giltigkeit der Beschlüsse die Beobachtung 
der Instructionen erforderlich gewesen, so hätte man in 
allen Fällen, wenn sich die zwei Deputirten irgend einer 
Jurisdiktion in entgegengesetztem Sinne aussprachen, das 
Votum Desjenigen zählen müssen, welcher im Sinne seiner 
vor den Ständen vorgclcsenen Instruction stimmte. Dies 
geschah jedoch nie, sondern in allen derartigen Fällen 
wurden die Vota beider Deputirten gezählt, oder mit ande- 
ren Worten, beide Vota wurden, weil sie mit einander im 
Widerspruch standen, als elidirt betrachtet. 

Wäre zur Giltigkeit der Beschlüsse die Beobachtung 
der Instructionen nothwendig gewesen, so wären die Be- 
schlüsse, welche bisweilen blos durch eine oder zwei, ohne 
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Tiistructioii oder niebt im Sinne der Instnietion nl)^e^j:c- 
bene Stimmen die Majorität erhielten, niclitij; gewesen, 
sobald es zu Tage gekommen wäre, dass das Votum im 
Widerspruch mit der Instruction gestanden sei. Dies war 
Jedoch nie der Fall. 

Wenn die Einhaltung der Instructionen für die Gil- 
tigkeit nöthig gewesen wäre, so hätten die Deputirten bei 
den Berathungen Uber neu aufgetauchte Gegenstände, die 
somit zum grössten Theile in den Instructionen nicht vor- 
gesehen werden konnten , nicht in gütiger Weise voti- 
ren können : aber in der Regel geschah cs anders. Die 
Deputirten gaben ihr Votum ab, fassten einen Beschluss 
und schickten ihn ihren Mandanten zu. Der grösste 
Theil der ungarischen Gesetze kam auf diese Weise zu 
Stande. 

Die Deputirten beriefen sich auf ihre Instructionen- 
entweder deshalb, um sich vor ihren Mandanten zu recht, 
fertigen, oder deshalb, um ihren Voten ein grösseres mora- 
lisches Gewicht zu geben, gleichsam als wollten sic anzei- 
gen, dass sie dasjenige, was sie sagen, nach dem deutlich 
ausgesprochenen Wunsche eines ganzen Komitates sagen ; 
einige vielleicht auch deshalb, um sich entweder der Re- 
gierung oder der öffentlichen Meinu,i^g gegenüber zu ent- 
schuldigen, gleichsam, als hätten sic das, was sie sagten- 
nicht nach ihrer eigenen Überzeugung , sondern blos 
pflichtgemäss gesagt. Niemals aber berief sich ein Deputir- 
ter auf seine Instruction deshalb, damit der Reichstagsbe- 
schluss, der nach seinem Votum geschaffen wurde, rechts- 
giltig sei. Wir könnten diese Behauptung mit mehreren 
Beispielen aus der Geschichte unserer Ridchstagc belegen. 
Wir fuhren jedoch nur Eines aus dem Reichstage von 
1687 an. Als auf diesem Reichstage die »Stände des Rei- 
ches Uber die Feststellung der Thronfolge nach der Erst- 
geburt beriethen, zeigte der Szathmarer Depiitirte Adam 
Kende im Namen von 14 Theisskomitaten an, dass sie 
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fllr die Feststellung der Thronfolge nach der Frstgebnrt 
nicht votiren könnten, wenn sie ini Sinne ihrer Instnictio- 
nen votiren würden, jedoch geleitet von ihrer huldigenden 
Ehrfurcht vor der Majestät, willigen auch sie ein, dass die 
ungarische Krone iin Sinne der in der Botschaft (Nuutium) 
der Magnatentafel enthaltenen Bedingungen auf den Erst- 
geborenen Übergehe.*) Der Beschluss wurde demnach auf 
diesem Reichstage gegen die Instructionen gefasst, und den- 
noch, wem ist es je eingefallen, deshalb diesen Beschluss 
vom Standpunkte des ungarischen Staatsrechtes als rechts- 
ungiltig 7,u erklären ? 

ilbrigens müssen wir auch bemerken, dass viele 
Üeputirten Uber mehrere Gegenstände der 1848-er Gesetze 
ihre Instructionen hatten, und sowohl diese, als auch jene, 
welche mit Instructionen nicht versehen waren, mit einem 
Worte die Gesammtheit der Deputirten, benachrichtig- 
ten ihre Mandanten von den Beschlüssen des Reichsta- 
ges und alsbald langten die Briefe der Jurisdiktionen 
an ihre Ablegaten an, wornach auch sie die Reichstags- 
beschlllsse mit Freuden aufgenommen, und ihre Depu- 
tirten anweisen im Geiste derselben zu wirken. Wer 
daher keine vorgängige Instruction hatte , dessen Votum 
ward nachträglich durch die Mandanten gutgeheissen , wie 
dies auch so bei vielen wichtigen Angelegenheiten früherer 
Reichstage geschah. Und wenn es, was wir kaum glau- 
ben , eine einzelne Jurisdiktion gab, wenn eine Frak- 
tion existirte, welche den einen oder den anderen Punkt 
der 1848-er Gesetze nicht mochte, so waren diese un- 
beliebten Punkte gewiss nicht diejenigen, welche den Zorn 
des Herrn Lustkandl erregen. 

Aus allem dem geht deutlich hervor, dass der erste 
Einwurf des Herrn Lustkandl, den er gegen die Rechts- 

*) Szalay ; .,Magyaror3zAg Tört.“ Bd. V. S. 384. Nacli den im 
Naiioiialimi3omn befiiidUclieu Akten jenes Reiclistag.s. 

P. V. DeAk Bemerk. 
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giltigkcit der 1848-er Oeset/.e erlioheii, geradezu unbe 
gründet, und dass die Anklagen , die er gegen jenen 
Keichstag ausstreut, unrielitig und unwahr sind. 

Der zweite Einwurf des Herrn L., dass Se. Majestät 
die 1848er Gesetze durch einen Irrthuin , gegen seine Nei- 
gung und in Uukenntniss des Inhalts , mit Umgehung der 
gesetzlichen Formen und nicht aus freiem Willen unter- 
schrieben hätte — ist gleichfalls unbegründet. Denn, wie 
wir oben gesagt, wurde Sr. Majestät zuerst die Rej)räsentation 
unterbreitet, welche die GriuidzUge der später konzipirten 
Gesetze enthielt; und auch den Inhalt dieser Repräsentation 
konnte Se. Majestät schon vor der Unterbreitung derselben 
kennen und kannte ihn auch. Nachdem nämlich die Ständeta- 
fel den Repräsentationseutwurf festgestellt, und noch bevor 
die Magnatentafel ihn aufgenommen hatte, begab sich derPa- 
latinus, der unseren Gesetzen gemäss Präsident des gesanim- 
ten ungarischen Reichstages und der Vermittler zwischen 
dem Fürsten und der Nation ist, nach Wien zu Sr. Majestät, 
und nach einigen Tagen hcschied er auch den Landesrichtcr 
auf den direkten Befehl Sr. k. k. Majestät hinauf.*) Diese 
beiden hochgestellten BanuerheiTen des Reiches und die 
hüchsten Räthe der Krone machten ohne Zweifel Se. Majestät 
mit den Details der Wünsche bekannt, welche in der bereits 
damals vereiubarteu Repräsentation der Stäudetafel enthal- 
ten waren ; erst hierauf, und zwar mehrere Tage nachher, 
wurde der Repräsentationsentwurf der Stände von der oberen 
Tafel verhandelt; dann erst wurde er zum Gesammt-Reichs 
tagsbeschluss erhoben, und endlich zu Sr. Majestät hinaufge- 
sendet. Ausser diesen hochgestellten Männern befand sich au 
der Seite Sr. Majestät die k. ungarische Hofkauzlei, zu deren 
Wirkungskreis cs gehörte, auf den Befehl Sr. Majestät auch 
Aufklärungen zu geben. Auch konnte Se. Majestät, wenn er 
es wünschte, welchen immer von seinen Ministern oder 


*) Siehe ffireiidi Nnplti, S. 340. 
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Staatsrätlien befragen, die damals ilnv amtlielie Thiitigkeit 
iiocli nuunterbroclien fortsetzten , indem die Wiener Bewe- 
gung erst später erfolgte ; obgleicli wir hier zn bemerken 
haben, dass es nach dem ungarischen Stiiatsrechte zur Giltig- 
keit der nngarischen Gesetze nie nothwendig war, dass He. 
Majestät, der die ungarischen Gesetze blos als ungarischer 
Kfinig sanktionirte, auch seine österreichischen Minister und 
seinen Staatsrath befrage ; Ja viele unserer Gesetze verlan. 
gen, dass Se. Majestät bezüglich der öfTentlichen Angele- 
genheiten Ungarns sich nugarischer Käthe bediene. Was 
aber speziell die 1848er Gesetzentwürfe betrifft, so haben 
wir schon oben gesagt, dass sie einzeln und nach einander 
hinanfgeseudet wurden, so dass Se. Majestät auch bezüglich 
dieser die Käthe der ungarischen Krone und seine Hof- 
kanzlei angchört, und ohne Zweifel auch manchen seiner 
nichtungarischen Käthe vernommen hat ; ja es hat , wie 
wir ebenfalls erwähnten, bevor jene Gesetze definitiv ange- 
nommen wurden, Uber den Inhalt derselben in Folge, eines 
Auftrages Sr. Majestät unter dem Vorsitze des Erzherzoges 
Franz Karl , des eigenen Bruders Sr. Majestät , und unter 
Einflussnahme zweier kais. kön. Erzherzoge eine besondere 
Berathung stattgefunden. 

Herr Lustkandl erwähnt in seinem Einwurf auch des 
Zwanges, welcher Se. Majestät genothigt habe , jenen Ge- 
setzen , wider seinen allerhöchsten Willen , die Unter- 
schrift zn geben. Wer hat aber diesen Zwang geübt? Etwa 
die aus zweiundsiebenzig Mitgliedern bestehende glänzende 
Deputation, deren nicht geringen Theil hohe Beamte in glän- 
zender Stellung bildeten? Haben diese vielleicht den mächti- 
gen Kaiser von Oesterreich in seiner eigenen Hauptstadt, in 
seinem eigenen kaiserlichen Palaste, umgeben von .80 Tau- 
send treuen Soldaten, gezwungen, dass er annehme, was er 
nicht annehmen wollte ? Wahrlich, wenn in jenen Tagen 
Zwangin Wien geübt worden, so ist es nicht durch die Ungarn 
geschehen. Nach Unterbreitung der einzelnen Gesetze aber 
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waren von den Ungarn nur noch (lieienii?en in Wien hei 
Sr. Majestüt anwesend, die Se. Majestät /.u sich befohlen, 
oder denen ihre amtliche Stellung!: den dauernden Aufent- 
halt daselbst zur Pflicht inaelite. Um .jene Zeit kamen die bs- 
terreichiseheiiMinister mit der hohen Person Sr. Ma jestät weit 
mehr in Berührung, vermocliten viel melir Kinfluss zu üben 
als die Ungarn, und übten ihn aueli in gewisser Beziehung. 
Darauf weist ja auch der Umstaml, dass ehen damals Baron 
Jellaehich zum Ban von Kroatien ernannt wurde, und dass 
bezüglich dieser Ernennung nicht nur das designirte unga- 
rische Ministerium, sondern aucli der bereits ernannte Mini- 
sterpräsident, Graf Ludwig Battliyänyi, nicht befragt wur- 
den, und zwar, wie man damals sagte , nur darum nicht, 
weil die Gesetze noch nicht sanktionirt waren. Und wenn 
wir in Betracht ziehen , dass Se. Majestät zur feierlichen 
Sauktionirung der Gesetze aus eigenem Willen und ohne 
allen Zwang nach Pressburg ging , und hier , wo er mit 
tiefster Unterthänigkeit empfangen wurde, lieiteren Ge- 
luUthes die feierliche Sanktiouirung aussi)rach ; so wäre 
es gewiss schwer , irgend Jemanden glauben zu machen, 
dass ein gewaltthätiger Zwang die erwähnten Gesetze 
erpresst habe. 

Oder versteht vielleicht Herr L. die Macht der Ver- 
hältnisse, das Gewicht der ötfentlichen Meinung unter jenem 
Zwang? Aber welcher Staatsmann wird denn staatsrecht- 
liche Gesetze nur darum für nicht rechtskräftig halten, weil 
sie durch die Macht der V'^erhältnisse und das Gewicht der 
öfifentlicheu Meinung zu Stande gekommen ? Dann wäre ja 
der grösste Theil des europäischen öflfentlichen Rechtes und 
der Staatsverträge ungiltig, von den Friedensvertrügen der 
neueren Zeit angefangen bis zurück zur englischen Magna- 
Charta. — Oder hält etwa Herr L. nur diejenigen Ge- 
setze für nicht durch Zwang und Gewalt gesehafifen , und 
erkennt er nur jenen Reclitsgiltigkeit zu, die ohne Berück- 
sichtigung der Verhältnisse, und unter Nichtbeachtung der 
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öfifentlichen Meinung , oder gar dieser zum Trotz kreirt 
worden ? 

Wirklicli komisch ist dalier die Berufung des Herrn 
L. auf den G. A. 1715: 53. Dieser Gesetzesartikel ordnet 
auf privatrechtlichem Gebiete an , dass die während der 
Räköczy’schen Unruhen durch Betrug, Hinterlist, durch 
Zwang und Furcht ahgepressten Verträge gerichtlich auf- 
gelöst werden können. Aber selbst die Worte dieses privat- 
rechtlichen Gesetzes kann Herr L. nicht gegen uns kehren. 
Denn Betrug und Hinterlist wird doch Niemand dem Reichs- 
tag von 1848 vorwerfen, dessen ganzes Verfahren ja offen 
und gerade war. Gewalt ist, wie wir früher erwähnten, 
nicht geübt worden und konnte nicht geübt werden, — von 
Seite Ungarn’s gewiss nicht, denn hier war nirgends eine 
bewaffnete Gewalt, eine Volksempörung oder eine solche 
Ruhestörung , zu deren Bändigung nicht auch eine geringe 
Militärmacht hingereicht hätte ; der Monarch aber residirte 
in Wien, in der Mitte seiner tapferen Armee. AVas die 
Furcht anbelangt, so muss Herr L., als Jurist, es ja wissen, 
w'as für Art Furcht es ist, die vom Gesetz auf privatrecht- 
lichem Boden als hinreichender Grund gehalten wird , um 
einen aus solcher Furcht geschlossenen Vertrag zu invali- 
diren. Wenn Jemand z. B. nur das Eine fürchtet, dass, falls 
er den Vertrag n icht eingeht, die andere Partei unzufrieden 
sein werde, sonst aber nichts zu befürchten Grund hat ; so 
wird gewiss kein Richter einzig undallein darum den abge- 
schlossenen Vertrag für ungiltig erklären. Und weiin schon 
Herr L. Lust hat, aus dem Gebiete des Privatrechtes eine 
Analogie für das Staatsrecht zu holen, so möge er sie auch 
auf die obschwebende staatsrechtliche Frage anwenden. 

Die Einwendung des Herrn L., dass Se. Majestät die 
1848-er Gesetze nur in seinem eigenen , nicht aber auch 
im Namen seiner Nachkommen unterschrieben habe , und 
dass daher diese Gesetze für seine Nachfolger nicht bin- 
dend seien, ist wirklich eine eigenthümliche staatsrechtli- 
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die Aiiffasöung. Was würde in einem konstitutionellen 
Staate, wo die rfcsetzgebung zwischen dem Monarclien 
und der Nation gctheilt ist, aus den Gesetzen und selbst 
aus der Konstitution werden, wenn alle Gesetze , w'elchc 
der Monarch in seinem Namen unterschreibt , von seinem 
Nachfolger wieder in Frage gestellt und für ungiltig erklärt 
werden kannten. Ist es doch Se. Majestät, und nicht des- 
sen Nachfolger, mit dem sich die Nation oder ihr Repräsen- 
tant, der Reichstag, Über die Gesetze verständigt, — und so- 
wie das in dieser Weise geschaffene Gesetz, sobald das Über- 
einkommen erfolgt, auf der einen Seite nicht blos jene Ge- 
neration, welche an dem Zustandebringen desselben theil- 
nahm, sondern auch die Nachkommen dieser Generation und 
alle nachfolgenden Generationen so lange, rechtlich ver- 
pflichtet, bis es nicht auf verfassungsmässigem Wege ab- 
geändert wird : ebenso verpflichtet das sanktionirtc Gesetz 
auch auf der anderen Seite nicht blos jenen Monarchen, 
der es sanktionirtc, sondern auch dessen Nachfolger. Denn 
die strenge Beobachtung der Gesetze ist nach dem Begriffe 
des Konstitutionalismus , und besonders in Ungarn auch 
nach dem Sinne der pragmatischen Sanktion, mit der Erb- 
folge verbunden. Herr L. erkennt übrigens selbst an, dass 
die ungarischen Könige die ungarischen Gesetze gewöhn- 
lich nicht auch im Namen ilirer Nachfolger zu unterschrei- 
ben pflegten, sondern blos die grossen Landesprivilegien, 
wofür er auch Beispiele anführt. Dann haben wir aber 
zu bemerken, dass die 1848-er Gesetze nicht Privilegien, 
sondern Gesetze sind, und dass die konstitutionelle Frei- 
heit Ungarns nicht auf Privilegien , sondern auf Gesetzen 
und einem feierlichen Vertrage beruht , und eben deshalb 
einseitig nicht zurückgenommen werden kann. Herr L. 
könnte wohl sagen , dass eine der Grundlagen der unga- 
rischen Freiheit auch die goldene Bulle , und diese ein 
wirkliches Privilegium ist. Hierauf würden wir erwidern, 
dass mit Rücksicht auf das Entstehen der goldenen Bulle, 
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Hiicli diese mehr nur der Form, nicht ahcr dem Wesen 
nach ein Privilegium war ; wir könnten ferner entgeg- 
nen , dass spätere Gesetze und feierliche Verträge sie 
zu dem Fundamentalgesctz des Landes umgestaltet ha- 
ben : doch möge die eine Bemerkung genllgen, dass eine 
der Grundlagen der Freiheit Englands ebenfalls die Form 
eines Privilegiums hat, dass aber trotz dem kein einziger 
Engländer zugeben wird, seine Fi-ciheit sei eine Privile- 
gialfreiheit. 

Hinsichtlieh der übrigen, von Herrn Lustkandl ange- 
führten Beispiele bemerken wir, dass die von ihm erwähn- 
ten Friedensschlüsse von Wien und Linz nicht Privilegien, 
sondern eben Friedensschlüsse waren ; die pragmatische 
Sanction von 1723 aber war ebenfalls nicht ein Privile- 
gium, sondern ein Fundamentalvcrtrag, welcher die Erb- ' 
folge der weiblichen Linie des Herrscherhauses und die Be- 
dingungen dieser Erbfolge feststcllte. 

Auf die Einwendung des Herrn L., das die 1 843-cr Ge- 
setze ungiltig seien, weil Se. Majestät dieselben unterschrie- 
ben hat, ohne seine zur Erbfolge berechtigten Rechtsnach- 
folger befragt zu haben, erwidern wir blos, was wir schon 
oben als Thatsachc angeführt haben, nämlich, dass die 
l848-er Gesetze vor ihrer definitiven Annahme unter dem 
Vorsitze des eigenen Bruders Sr. Majestät, nämlich des 
Erzherzogs Franz Karl, der nach Sr. Majestät das nächste 
Recht auf die Erbfolge besass, und in Gegenwart und un- 
ter Einflussnahme zweier anderer Erzherzoge in allen ihren 
einzelnen Theilen und paragraphenweise überprüft wurden. 

Wäre dies übrigens auch nicht geschehen, so wäre es 
doch schwer zu beweisen, dass ein ungarischer König die 
ungarischen Gesetze nur dann sanktioniren dürfe, wenn 
seine zur Erbfolge berechtigten Rechtsnachfolger hiezu 
ihre Einwilligung geben ; nachdem, wenn dies wirklich 
der Fall wäre, die Nation nicht blos mit dem Monar- 
chen selbst, sondern mit allen, von Sr. Majestät Leopold 
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I. iibhtaiuiiiendcn Glicflern des kaiserlichen Hauses die je- 
desmalige Vereinbarung zu treft'en hätte ; denn da sie 
Gesetze nicht für ein oder zwei Jahre geschaffen werden, so 
könnten mit der Zeit nach dem Aussterben der näher stehen- 
den, auch die entfernteren Mitglieder des kaiserlichen 
Hauses zur Erbfolge berechtigt werden. Und in dieser 
Weise wäre dann die ungarische Gesetzgebung nicht 
zwischen dem ungarischen König und der ungarischen 
Nation, sondern zwischen der ungarischen Nation einerseits 
und zwischen dem ganzen, von Leopold I. abstamraenden 
Kaiserhause andererseits getheilt. *) 

Auf die Behauptung des Herrn L., dass die 1848-er 
Gesetze die Rechte der mit Ungarn verbundenen Länder 
verletzen, antworten wir kurz , dass Siebenbürgen , Kroa- 
tien und Slavonicn die mit Ungarn vereinigten Länder 


*) H(>rr L. sagt im Verlaufe seiner Kiiiwendnngen , dass durch 
die 48er Gesetze die ganze Herrschergewalt geändert worden , und die 
Personalunion in eine „personale Dualität' iibergegangen sei. — Dieser 
Witz hat wirklich keinen Sinn , denn auch die 48 -er Gesetze erkennen 
dieselbe fürstliche Person als König von Ungarn an, welche als Monarch 
in den anderen erblichen Ländern regiert ; die Person ist daher nur eine 
und nicht zwei; die Gewalt ist zweierlei, oder wenn cs beliebt, zweifach 
in dieser einen Person ; und die nicht aus einem blinden Zufall entsprun- 
gene, nicht blos auf einen Fall beschränkte, sondern durch einen feierli- 
chen Vertrag zwischen dem Lande und dem Herrscherhause festgestellte 
Identität des Monarchen ist das Band, welches die sonst nicht zusammen- 
gchörenden Länder zusammenhält. Es ist höchst überraschend, wenn Herr 
L. durch das, was in den 1848er Gesetzen enthalten ist, an die .Stelle der 
Personalunion eine Persone n-Dualität gesetzt sieht, während er auf den 
späteren Blättern seines Werkes sagt dass selbst zwischen dem römi- 
schen Reiche und Ungarn , wo doch die Identität des Herrschers 
nur eine zufällige war, eine Personalunion bestanden habe. Würde es 
als staatsrechtliches Prinzip angenommen, dass beim Schaffen der Gesetze 
ausser der Einwilligung des Monarchen auch noch die Zustimmung oder 
Befragung der übrigen Mitglieder des Herrscherhauses nothwendig sei, 
dann träte erst recht an die Stelle der Personalunion eine Personen- 
Pluralität. 
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sind. Für Siebenbürgen wurde, da es nieht vertreten war, 
auf dem 1848-er Reichstag in die erwähnten 1848-er 
Gesetze der Vorbehalt aufgeuoinnien , dass es sieh über 
die Union auf seinem eigenen Landtage aussprechen 
möge , und der gesetzlich einbcrufeiie Landtag Sieben- 
bürgens hat sowohl die Union, als auch die 1848er 
Gesetze in ihrer ganzen Ausdehnung angenommen. Seine 
Rechte wurden daher nicht verletzt. Kroatien aber hat 
durch seine Vertreter an dem Zustandekommen der 
1848-er Gesetze thcilgenommen, sowohl an der Ständetafel, 
als auch an der Magnatentafel ; dort sassen die Deputirten, 
hier die Obergespäne, Bischöfe und Magnaten aus Kroatien ; 
ausserdem w'aren nach der Vorschrift des Gesetzes auch 
noch die Deputirten der einzelnen Jurisdiktionen Slavoni- 
ens anwesend. Diese Vertreter nahmen an den Berathun- 
gen und Debatten Theil ; sprachen sich auch nach der 
Repräsentation vom 4. März über die einzelnen Gesetz- 
entwürfe aus ; stellten Amendements, von denen einige 
auch angenommen wurden ; übten also in dieser Weise 
beim Schaffen dieser Gesetze denselben Einfluss aus , wie 
auf allen übrigen Reichstagen. Niemand hegte die Ab- 
sicht, die konstitutionellen Rechte Kroatiens in irgend ei- 
ner Hinsicht zu verletzen, und fühlt die kroatische Nation 
ihre Rechte in irgend einem Theile derselben durch jene 
Gesetze verletzt, oder wünscht sie für ihre nationalen Be- 
strebungen ein weiteres Feld, als jene Gesetze gewähren: 
so folgt hieraus durchaus nicht, dass die 1848-er Gesetze 
wegen dieser erst später entwickelten Forderungen und 
Wünsche schon an und für sich als ungiltig betrachtet 
werden können, sondern dass? Uber die Wünsche und For- 
derungen Kroatiens ein neuer Reichstag, im Einvernehmen 
mit den Kroaten , nach Gerechtigkeit und vollkommener 
Billigkeit entscheide. 

Die Einwendung des Herrn L., dass die 1848-er Ge- 
setze deshalb ungiltig sind, weil Öe. Majestät, wenn er 


Digitized by Google 



2fi 


auch frllher vielleicht als absoluter Herr betrachtet werden 
konnte, er nach dem 15. Mürz 1848, nachdem in Österreich 
der Konstitutionalismns proklamirt und der Ministerrath 
errichtet worden war, nicht mehr der einzige Vertreter und 
legislative Faktor jener Länder war, während die ungari- 
schen Gesetze erst zu Anfang April fabrizirt wurden, — ist 
ebenfalls unbegründet. Denn sowieUngarndic pragmatische 
Sanktion nicht mit den österreichischen Provinzen, sondern 
mit dem glorreich regierenden Herrscherhause schloss , so 
erbat der ungarische Reichstag auch die Sanktion der 
1848-er Gesetze nicht von Österreich, sondern von Sr. Maje- 
stät, dem Könige von Ungarn. Nicht die 1848-cr Gesetze 
sprachen zum erstenmal die Idee aus, dass Ungarn im Bunde 
mit seincnNcbenländcrn ein freies Reich und hinsichtlich 
der ganzen gesetzlichen Form seiner Regierung unabhängig 
d. h. keinem andern Lande oder Volke untergeordnet ist, 
dass es selbstständig und im Besitze einer eigenen Konsti- 
tution; sondern mehrere unserer Gesetze , namentlich der 
G. A. 179'/,: 10, haben dies schon früher klar und be- 
stimmt ausgesprochen. Oder wird vielleicht Herr L. auch 
diesem Gesetz - Artikel die Rechtsgiltigkeit ahspreehen, 
weil er anderen Inhaltes ist, als er es gerne sähe ? Übri- 
gens wurden der Konstitutionalismns und das Ministe- 
rium in Österreich am 15. März 1848 proklamirt und 
gebildet , und das selbstständige, unabhängige ungarische 
Ministerium gleichzeitig mit den Fnndamentalprinzipien 
der 1848-er Gesetze von Sr. Majestät dem Könige von 
Ungarn am 16. März angenommen. Österreich erhielt 
eine Konstitution, welche es früher nicht besessen hat- 
te; in Ungarn wurden die bestehende Konstitution und 
die konstitutionellen Rechte durch die 1848-er Gesetze 
blos klarer und bestimmter ausgesprochen , und auf eine 
breitere und gerechtere Basis gestellt. Und so wie Se. Ma- 
jestät der Kaiser von Österreich Ungarn und den eben 
versammelten ungarischen Reichstag nicht befragte , und 
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zu l)efragen auch nicht verpflichtet war , oh und welche 
Konstitution er seinen österreichischen Provinzen geben 
solle ; ebenso hat auch Sc. Majestät der König von Un- 
garn die österreichischen Provinzen nicht hefragt, und war 
er auch nicht verpflichtet sie zu befragen, welche Veräiule 
rungen und Verbesserungen der ungarischen Gesetze er 
sanktionireu dlirfe. 

Auf die letzte Einwendung des Herrn L., dass die 
1848-cr, Gesetze auch deshalb ungiltig sind, weil der- 
selbe ungarische Reichstag sie wieder ausdrllcklich aufge- 
hoben und die Republik proklamirt habe, würde es genü- 
gen, unsererseits mit seinen eigenen Worten zu antworten, 
welche er in der Einleitung zu seinem Werke, Seite 17, 
Zeile 34, 35, und 36 Uber die „Verwirkungs-Theorie“ nie- 
derschrieb. Wir lassen uns auch in die weitere Erörte- 
rung dieses heiklichen Gegenstandes nicht ein, und erwäh- 
nen blos nebenbei, dass jenem Beschlüsse der 4. März 
1849 vorangegangen, an welchem Tage die Konstitution 
Ungarns durch einen Machtspruch aufgehoben wurde. Wir 
bemerken noch, dass die Logik des Herrn L. uns wahrhaft 
überrascht hat. Mit allen Kunstgriffen der Di alektik bemüht 
sich nämlich Herr L. zu beweisen, dass die 1848-er Gesetze 
durch eine inkompetente Körperschaft geschaffen, unrecht 
mässig sanktionirt wurden und demnach gänzlich ungiltig 
seien ; und doch betrachtet er jenen Beschluss für gütig, mit 
welchem, wie er meint, derselbeReichstag, folglich derjenige, 
welcher seiner Behauptung nach inkompetent war, jene Ge- 
setze abänderte oder aufhob. Nach seiner Ansicht war da- 
her der Reichstag zum Schaffen der 1848-er Gesetze in- 
kompetent und deshalb sind die Beschlüsse desselben un- 
giltig ; zur Abschaffung jener Gesetze war er jedoch kom- 
petent, und dieser Beschluss ist gütig. Herr L. befindet 
sich übrigens auch bezüglich der Thatsache selbst im Irr- 
thumc, wenn er sagt, dass derselbe Reichstag einige Be- 
stimmungen der 1 848-er Gesetze aufgehoben habe, welcher 
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sie gescliaflfeu hatte. Denn jener Reichstag, auf welchem 
die Gesetze beschlossen wurden, war gemäss den bis dahin 
gütig gewesenen Bestimmungen der ungarischen Konstitu- 
tion, blos ein Reichstag der privilegirten Klas8e,und ward am 
11. April definitiv geschlossen. Weil aber die l848-er Ge- 
setze die Konstitution Ungarns auf die ganze Nation ausdebn- 
ten und anordneten, dass an die Stelle der Reichstage der 
privilegirten Klasse Volksvertretungs-Reichstage zu treten 
haben : so war der nächstfolgende Reichstag, der auf den 
4. Juli 1848 nach Pest einberufen wurde, im Sinne des Ge- 
setzes ein Volksvcrtrctungs Reichstag, welcher von dem 
vorausgegangenen 1848-er Pressbnrger Reichstag, sowohl 
was Zeit, Ort, Form und Mitglieder betrifl't, vollständig 
diflFerirte. Dieser Reichstag verlegte später , zu An- 
fang des Jahres 1849, seine Sitzungen nach Debreczin, und 
dort wurde jener Beschluss gefasst, welchen Herr L. wenig- 
stens insoferne, als er die 1848-er Gesetze abändert, für 
gütig zu halten geneigt ist. Derselbe Reichstag, welcher auf 
Grund und im Sinne von Gesetzen einberufen wurde, die ein 
nach der Ansicht des Herrn L. inkompetenter Reichstag 
geschaffen hatte, sollte später, als die Zahl seiner Mitglieder 
bedeutend geringer geworden war, doch noch im Stande ge- 
wesen sein, einen Beschluss zu fassen , welcher auch von 
Herrn L., wenigstens in gewissem Grade, für gütig betrachtet 
wird. Hätten w i r das gesagt, was in dem Raisonnement des 
Herrn L. enthalten ist, so würde er darüber wahrscheinlich 
lächeln. 

Herr L. hat daher durchaus keinen begründeten Be- 
weis dafür angeführt, dass die 1848-er Gesetze schon an 
sich rechtlich uugiltig seien, und wäre die Wichtigkeit seiner 
Eiuwendungcndas einzige Hinderniss, welches das faktische 
Inslebentreten der erwähnten Gesetze hemmt, so würde es 
keine grosse Mühe kosten, dieses Hinderniss zu beseitigen. 
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Nach dem, was Herr Lustkaiull Uber die Ungiltig- 
keit der 1 848-er Gesetze gesagt, gellt er zur Erdrternng 
des ungarischen Erhfolgerechtes Uber, und behauptet, dass 
„das ungarische Erbfolgerecht und zwar mit der Prinioge- 
niturordnung, ja selbst auf den Franenstainni ausgedehnt, 
nicht seit 1G87, nicht vermöge der pragmatischen Sanction 
von 1723, sondern seit der Zeit Ferdinand I., seit dem 
Jahre 1527, dem Hause Habsburg gehöre und stets gehört 
habe, und dass dieses Recht noch vom Hause der ArfiAden 
auf das Haus Habsburg Ubergegangen sei.“ Herr L. be- 
müht sich, diese Behauptung, von welcher er zahlreiche 
hochwichtige Folgerungen ableitet, mit langen Deduktio- 
nen und Zitaten zu beweisen. Er fuhrt an, dass schon zur 
Zeit der Könige aus dem Hause Arpiids nach dem Vater 
der Sohn, unter mehreren Söhnen der älteste, und wenn 
keine Söhne vorhanden waren, die Töchter der Könige die 
Krone geerbt haben. Er erwähnt , wie nach Stefan dem 
Heiligen Peter, als Sohn Gisela’s, der Schwester Stefan 
des Heiligen, den Thron geerbt, und bemerkt hiebei, dass 
Gisela, nachdem Stefan kinderlos gestorben, zur Thron- 
folge berechtigt war ; er giebt an, dass diese Ordnung ein 
einziges Mal unterbrochen wurde, als auf Andreas I. nicht 
dessen Sohn Salamon, sondern sein Bruder B«51a I. in der 
Regierung folgte, dass aber schon die Söhne B61a’s I., 
Geza und Ladislaus, den Tbron nicht besteigen wollten, 
sondern, mit Berücksichtigung der Primogenitur denselben 
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an Salamoii, den Sohn Andreas T. Uberliesson. Das ver- 
schweigt dagegen Herr L., dass später die mit Sala- 
inon unzufriedenen Ungarn ihn vcrtricl)en und, noch hei 
dessen Lebzeiten, Geza zum Kcinig wählten. In dieser 
Weise geht er die Geschiehte des Hauses der Arpäden bis 
au ihr Ende durch nud glanl)t, dass hiemit seine obige 
Behauptung gerechtfertigt sei. 

Wir könnten seiner Darstellung gegcnllhcr bemer- 
ken : wie denn, weun der Frauenstamm hios nach dem 
Mannsstamm zur Thronfolge gelangen durfte, nach Stefan 
dem Heiligen Peter auf den Thron gelangen konnte, wäh- 
rend Michael, der Bruder Gdzä’s, des Vaters von Stefan 
dem Heiligen, drei zum Mannsstammc gehtirende Enkel, 
nämlich Andreas, Geza und Levente hiuterlassen hatte, 
von denen später die zwei ersteren auch wirklich zur Re- 
gierung kamen ? Wie war es möglich, dass, nachdem Peter 
vertrieben war, Aha auf den Thron gelangte, der, nach 
dem Zeugniss der Geschichte, der Gatte Sarolta’s, der 
zweiten Schwester Stefan des Heiligen, war ? Oder meint 
vielleicht Herr L., dass auch die männlichen Erben der 
Seitenlinien nur dann auf den Thron gelangen konnten, 
wenn die herrschende Linie nicht blos im Mannsstamm, 
sondern auch im Frauenstamme ausgestorhen war, dass 
daher die Nachkommen Michaels, des Bruders des Fürsten 
G6za, den Töchtern G6za’s und den Nachkommen dersel- 
ben nicht vorangehen durften ? Allein wenn diese Theorie 
Geltung hätte, so wäre schwer zu erklären, wie es gesche- 
hen konnte, dass nach dem Tode Ladislaus IV., im Jahre 
1 290, nicht dessen Schwester und die Nachkommen der- 
selben, sondern Andreas IH. zur Regierung gelangte, wel- 
cher der Sohn Stefans, des Bruders Bela des Vierten und 
Enkels Andreas des Zweiten war, dass folglich die dem 
verstorbenen Könige am nächsten stehende Schwester 
übergangen wurde und die Regierung an den männlichen 
Sprössling einer anderen Linie , mit einem Worte , an 
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eine Linie liberging, rvelclic von dem verstorbenen Kö- 
nige zwei, respectivc drei Grade weit entfernt war? 

Aus air dem gebt indess nur hervor, dass jene Pe- 
riotle in ein Dunkel gehüllt ist, welches nicht so leicht auf- 
gehellt werden kann. Das Eine unterliegt keinem Zweifel, 
dass damals das Haus Arpäd’s in Ungarn herrschte, und 
zwar, mit Ausnahme Peters und Aba’s, stets die männ- 
liche Linie desselben ; ob die Erbfolge genau, und in wel- 
cher Weise sie festgestellt war, kann gegenwärtig kaum 
mehr erwiesen werden. 

Herr L. geht jedoch auch auf jene Zeit über, in wel- 
cher aus verschiedenen Häusern abstammende Könige in 
Ungarn herrschten, und auch von dieser Periode behaup- 
tet er als bestimmt, dass die vom Frauciistainme des Hau- 
ses Arpäd abstammenden Nachkommen im Besitze eines 
unbezweifelbaren Erbrechtes waren, und dass Ungarn nie 
das Recht der freien ^\'"ahl besass, sondern dass stets die 
Kinder des verstorbenen Königs oder die Gatten der 
Töchter derselben in der Regierung folgten, was er durch 
angeführte Beispiele beweisen will. 

Dass die Ungarn, aus Achtung vor dem Hause Är- 
päd’s, nach dem Anssterben des Mannsstammes freudig aus 
den Nachkommen des Frauenstammes dieses Hauses ihre 
Herrscher erkoren, dass sie in jener Zeit auch gerne ein 
Kind des verstorbenen Königs auf den Thron erhoben: 
steht ausser Zweifel. Sie thaten dies hauptsächlich aus 
Pietät. Mehrere Fürsten bemühten sich noch bei ihren 
Lebzeiten, den Thron ihren Kindern zu sichern, und em- 
pfahlen dieselben oder die Gatten ihrer Töchter der Nation 
zu ihren Nachfolgern. In dieser Weise empfahl Ludwig der 
Grosse, der keine Söhne hatte, seine Tochter Maria, und 
Sigmund seinen Eidam Albert. Eine strenge und bestimmte 
Verpflichtung kann jedoch auch aus diesem Zeitalter nicht 
nachgewiesen werden. Ja, auch unbezweifelbare Spuren 
einer freien Wahl sind aus dieser Periode eben nicht sel- 
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teil. So sagt z. B. Maria I. in einem königlielien , für 
Blasius Forgäcli iiiisgestellten Briefe unter Anderem : 
„Et ex Iioc Nos coiiforinitas Praelatorum, Baroninn et se- 
eiis iiniversorum Nobiliiim et Proccriim Kegni Nostri Iliin- 
gariae Sacra Corona pari voliintate, neniiiieque diserc- 
pante, eoroiiasscnt et iiiuiixissent.“ Diese Worte weisen 
gewiss nielit darauf hin, dass Maria f. kraft des Erbfulge- 
reelites, welches nach der Theorie des Herrn L. schon 
früher bestanden haben und auch für den Fraiienstamni 
festgestellt gewesen sein soll, auf den Thron gelangt sei.*) 

Sigmund wurde in ähnlicher Weise auf dem Wege 
der Wahl König von Ungarn ; denn hätte die für den 
Fraiienstamni festgesetzte Erbfolge und Primogcnitiirord- 
nung, wie Herr L. behauptet, rechtlich und faktisch be- 
standen, so würde Sigmund ini Wege der Erbfolge, weder 
bei Lebzeiten seiner Gattin, noch nach dem Tode dersel- 
ben auf den ungarischen Thron haben gelangen können. 
Bei Lebzeiten Maria’s nicht, weil Maria bereits gekrönter 
König von Ungarn war; aber auch nach ihrem Tode nicht, 
weil ihm, da Maria im Jahre 1395 kinderlos starb, die da- 
mals noch am Leben gewesene Schwester Muria’s, Hedwig, 
die zweite Tochter Ludwig des Grossen und Gattin des Po- 
lenkönigs Jagello, in der Erbfolgeordnung vorangegangen 
wäre. Hedwig hatte hiezu auch Lust, und machte nach 
dem Tode Marias einige Versuche, welche jedoch ohne 
Erfolg blieben. Ja selbst in seinem eigenen Familien- 
stamme wäre dem König Sigmund sein Bruder Wenzel 
voraugegangen, dem, wenn die Primogenitur-Erbfolge 
festgestellt gewesen wäre, der ungarische Thron gebührt 
hätte. 

Oder meint vielleicht Herr L., dass Sigmund kraft 
des Rechtes seiner Gattin Maria den ungarischen Thron 
bestiegen habe? Aber Sigmund wurde im Jabre 1385 der 


") l'ray in Uissprlatioiie de l’rior. Aur. 
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Gatte Maria’s und hätte daher kraft des Rechtes seiner 
Gattin schon damals König von Ungarn werden müssen. 
Dies geschah jedoch nicht; er bestieg erst zwei Jahre 
später im Jahre 1387, den Thron, und zählte .auch seine 
Rcgiernngsj<ahre von diesem Jahre, wie dies aus seinen 
Dekreten, namentlich aus den Schlusszeilen des sechsten 
Dekretes ersichtlich ist, in denen er 1435 sagt: „Regnoruni 
nostrorum anno Huugariae quadragesimo octavo etc.“ In 
welcher Weise bestieg daher Sigmund deu ungarischen 
Thron ? Ohne Zweifel im Wege der Wahl, was er selbst 
in mehreren Urkunden anerkennt, von denen wir blos die 
eine erwähnen, welche er im Jahre 1388 am 8. Dezem- 
ber zu Ofen für das Grancr Erzbisthum ausstellte und 
worin er unter Anderem sagt, dass die Reichsstände sich 
in Stuhlweisscnburg zahlreich versammelt hatten „et in 
personam Nostram, vota ipsorum concorditer dirigenti- 
bns, nemiue discrepante, in Dominica Rands Palmarum 
1387 tune evoluta cum ea solcnnitotc, quam Regalis Cul- 
minis requirit sublime fastigium Nos conscendentes in 
tbronum regiminis regiioriim Jam praedictorum.“ *) 

Sigmund hinterliess keine Söhne ; seine älteste Toch- 
ter, Elisabeth, vermählte sich mit Albert. Wäre die Erb- 
folge des Frauenstammes festgestellt gewesen , wie Herr 
L. behauptet, so hätte Elisabeth den Thron besteigen müs- 
sen. Die Reichsstände wählten jedoch nicht sie, sondern 
ihren Gatten Albert zum König. Albert aber konnte, da er 
kein Abkömmling des Hauses der Arpäden war , selbst 
nach der Theorie des Herrn L. kein Erbreeht beanspru- 
chen. Auch nicht kraft des Rechtes seiner Gattin, sondern 
durch Wahl wurde er Köidg, wie dies die Geschichte be- 
weist, in welcher Beziehung es genügen möge, uns auf die 
folgenden Zeilen des Chronicou Austriacum : „Electus 
est Serenissimus Princeps Albertus , dux Austriae feria 


*) KatoDH : Hist. Crifica Toni. XI. pag. 235. 
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4-ta ante festuin S. Tlioinae Apostoli in regem Hungariae,“ 
und auf den äliulichcn Inhalt des Chronieon Bavariae zu 
berufen, worin es unter Anderem heisst ; „Eodein anno 
feria 4-ta 19-a die decemb. in Prusiana (Pressburg) Alber- 
tus dux iu regem Hungariae est electus“ *) zu berufen. 

Nach Alberts Tode folgte nicht dessen Sohn , der 
nach des Vaters Tode geborene Ladislaus V., in der Reihe 
der ungarischen Könige : sondern abermals Übte die Na- 
tion ihr Wahlrecht aus und wählte Wladislaus I. zum Kö- 
nig, der nicht einmal ein Abkömmling des Hauses Arpäd’s 
war, und folglich kein Erbfolgereeht beanspruchen konnte. 
Möglicher Weise hält ihn Herr L. nicht filr einen gesetzli- 
chen König Ungarns ; dann ist es aber schwer zu erklä 
ren, wesshalb die späteren Gesetze und königlichen Diplome 
jenen Wladislaus , der nach Mathias auf den Thron ge- 
langte , Wladislaus H. nennen ? Denn wäre der erster- 
wähnte nicht ein gesetzlicher König gewesen , so hätte 
man ja den späteren König desselben Namens Wladislaus I. 
nennen mllssen. Alberts Sohn, Ladislaus V., der erst nach 
AVIadislaus auf den Thron gelangte, starb kinderlos ; doch 
hiuterliess er Schwestern, und nach der Theorie des Herrn 
L. hätten nun diese succediren sollen. Allein wieder wählte 
die Nation, und zwar wählte sie Mathias Corviuus zum 
König, den selbst Herr L. nicht einen ungesetzlichen Mo- 
narchen nennt. Wir treffen daher auch in der Periode der 
Könige aus verschiedenen Häusern beinahe überall auf 
Wahlkönige, und eine bestimmte Erbfolge des Fraueustam- 
mes nach der Primogeniturordnung erscheint weder im 
Prinzip«*, noch durch eine fortgesetzte Praxis festgestellt. 

Die grösste Wichtigkeit legt jedoch HerrL. dem Rai- 
souuement bei, welches er aus den G. A. 148;); 1, 2, 3, ab- 
leitet. Er sagt nämlich, die erwähnten Gesetzartikel sprä- 
chen es klar aus, dass iu Ungarn „so lange ein königlicher 


*) Katonu : Tom. XII. pag. 821. 
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Same vorhanden ist, eine Königswahl niclit vorgenumnien 
werden könne,“ unter dem Samen werde aber sowohl der 
Manns-, als anch der Frauenstamm verstanden ; jene Ge- 
setzartikel sollen endlich den Ausspruch enthalten , dass 
Ungarn bis dahin stets ein Erbkönigreich war , und auch 
für die Zukunft ein solches bleiben mlisse. 

Die erwähnten 1485-er Gesetze handeln von der Pa- 
latinswtirde und sagen : „Inprimis , ex vetusta majorum 
ordinatione sancitum et constitutum est , quod , si quando 
regium semen deficere contigerit, et de electione novi regis 
tractaretur, in ipsa electione Palatinus ex officii dignitate 
primam vocem semper habeat.“ Derselbe Ausdruck : „si 
regium semen deficere contigerit,“ kommt auch im 3. Ge- 
setzartikel vor, und wird daselbst gesagt : „infra id tem- 
pns, quoad novus rex eligeretur, aut etiamsi ut praefertur, 
haeres in tenera aetate relinquatur ; Palatinus ejus tutor 
habet semper ex officio, pro rebus et necessitate Rcgni et 
etiam illius haeredis facere et indicere diaetas, quascunque 
opportunas duxerit.“ 

Diese Gesetze zählen also die Rechte und Pflichten 
der PalatinalwUrde auf und bestimmen , dass wenn zu ir- 
gend einer Zeit der König ohne Nachkommen sterben 
sollte, bei der Wahl des neuen Königs die erste Stimme 
dem Palatin gebühre ; ferner dass er den Reichstag ein- 
berufen und der Vormund des minderjährigen Königs 
sein solle. Diese Gesetze besprechen das Erbfolgerecht 
nicht ex professo und die Kinderlosigkeit , sowie auch die 
freie Wahl sind in denselben nur gelegentlich erwähnt. 
Was aber Herr L. unter Berufung auf diese Gesetze so 
entschieden und präzis ausspricht , dass nämlich das 
Erbfolgerecht auf alle Abkömmlinge der Frauensstämme 
des Ärpädenhauses ausgedehnt war, und dass die freie 
Wahl nur nach dem vollständigen Aussterben derselben 
Platz greifen könnte, wird in dem Gesetze gar nicht 
erwähnt ; Herr L. hat dies blos aus den Worten des Ge- 

3 * 
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setzes: „si qiiando regium seinen deficere contigerit“ lier- 
ausgeklUgelt. 

Diese Worte des Gesetzes beweisen aber nur , dass 
die Ungarn stets bereit waren , den Sohn des verstorbenen 
Königs auf den Thron zu erheben, wie sie dpi n auch nach 
dem Aussterben des Maniisstamnies des Ärimdenhauses 
den Sohn Karl des ersten, Ludwig den Grossen, den Sohn 
Alberts, Ladislaus den fUufteii, den Sohn Wladislaus des 
zweiten, Ludwig den zweiten, auf den Thron erhoben, und 
gewiss auch den Sohn des Königs Mathias auf denselben er- 
hoben hätteu,wenn er ein legitimer Sohn seines Vaters gewe- 
sen wilre. In Einem, aber auch nur in Einem Falle, erhoben 
sie, nachdem der verstorbene König keinen Sohn hinterlas- 
seu hatte, wegen der unsterblichen Verdienste des Vaters, 
die Tochter des verstorbenen Königs, nämlich Maria L, auf 
den Thron. Für die Erbfolge der Frauen , als Recht, bietet 
jedoch das erwähnte Gesetz in keiner Hinsicht einen Be- 
weis, ja, nachdem der Wortlaut des Gesetzes sagt: „si 
quando regiuin s c in e n deficere contigerit,“ nach unga- 
rischem Rechte aber , wie aus Verböczy’s Tripartituni, 
I. Theil, Titel 22, §. 1. zu ersehen ist, unter dem Worte 
seraeii blos der Manusstamm und nie der Frauenstamm 
verstanden wird : *) so widerlegen die zitirten Worte des 
1485-er Gesetzes selbst das lange Raisonnement des 
Herrn L. 

Wir fügen ferner die Bemerkung bei, dass das ange - 
führte 1485-er Gesetz unter Mathias geschaffen wurde, der 
weder von deniÄrpädenhause, noch von Ludwig dem Grossen 
oder Sigmund, noch überhaupt von irgend einem andern Für- 
sten abstammte. Wenn daher auch das mehrerwähnte Ge- 
setz ein Erbfolgerecht bestimmt festgestellt hätte, so wür- 
de es dasselbe sicher nicht als rückwirkend für die Ab- 


•) Verböczy Partis I. TU. 22. §. 1. Nam per seinen virilia 
duntaxut ac inasculinus sexna, et non foeminens iutelligitnr. 


Digitized by Google 



37 


kömnilinge der früheren HcrrsclicrhüTiscr und zwar derer, 
welche durch die Wahl Mathias’ selbst beseitigt wurden, 
verstanden haben. Wie wollte denn Herr L. die Worte des 
zitirten Gesetzes interpretiren, wenn Mathias legitime Kin 
der gehabt hätte und die Nachkommen derselben auch 
jetzt noch leben würden ? Etwa so, dass im Sinne der- 
selben die Erbfolge den Nachkommen des Königs Mathias 
gebühren würde ? Oder so, dass mit Ausschluss derselben 
die Erbfolge auf Jene Familien zurllckfallen sollte, welche 
von dem Fraucnstamme des Arpädenhauses abstaramen ? 
Die erste Interpretation würde mit der Theorie des Herrn 
L., dass die weibliche Erbfolge von allem Anfänge an für 
beide Stämme des Arpädenhauses festgestellt war, im Wi- 
derspruch stehen ; die zweite aber stände mit den Worten 
des Gesetzes selbst im Widerspruch, und es wäre eine ver- 
kehrte Sache, durch die Kraft Jenes Gesetzes, welches nach 
der Behauptung des Herrn L. die Erbfolge feststellte, die 
Nachkommen Jenes Monarchen von der Thronfolge auszu- 
schliessen, welcher es sanctionirte, und das Gesetz so aus- 
zulegen, dass es seine Kraft auf Andere erstreckt, für den 
Monarchen aber, unter dem es geschaffen wurde, keine Gel 
tung besitzt. 

Noch mehr, wäre das gedachte 1485-er Gesetz von 
denen, die es kreirten, vom König Mathias und den unga- 
rischen Reichsständen, so interpretirt worden, wie es Herr 
L. interpretirt, dass nämlich das Königreich Ungarn immer 
ein erbliches Königreich gewiesen sei und auch ferner blei- 
ben müsse, dass die Erbfolge allen Abkömmlingen des 
Frauenstammes des Arpädenhauses gebühre und gebühre 
habe, und das Recht der freien Wahl blos nach dem voll- 
ständigen Aussterben derselben eintreten könne : so hätten 
sie hiedurch anerkannt, dass die Wahl des Königs Mathias 
unrechtmässig gewesen und Mathias nicht der gesetzliche 
König von Ungarn sei, weil der Thron irgend einem Nach- 
kommen vom hVauenstamme 'des Arpädenhauses zustehe. 
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Glaubt miii Herr L., (lass die Kciclisstänilc dies aussprechen 
wollten, und glaubt er , dass Mathias , dieser höchst ener- 
gische Monarch, ein solches Gesetz sanctionirt hätte. 

Betrachten wir Jedoch den weiteren Verlauf der 
Dinge. Fünf Jahre, nachdem das von Herrn L. zitirte Ge- 
setz von 1485 geschaffen war, wurde der ungarische 
Thron im Jahre 1490 mit dem Tode Mathias erledigt. Und 
was geschah hierauf? Wie Herr L. meint, trat die Erbfolge, 
die durch die Regierung des Königs Mathias unterbrochen 
worden war, wieder in volle Giltigkeit, und Wladislaus II., 
ein Sohn der Elisabeth, die eine Toehter von Albert und 
Elisabeth, und eine Enkelin Sigmunds war, bestieg den 
Thron. Die Tochter dieses Wladislaus war die Gattin Fer- 
dinands Lund auf diese Weise gelangte das Haus Habsburg 
in Ungarn zur Herrschsaft. Allein, indem Herr L. Wladislaus 
II. im Wege der Erbfolge den ungarischen Thron besteigen 
lässt, scheint er seine eigene Theorie vergessen zu haben. 
Wäre es nämlich, wie er behauptet, wahr, dass die weibli- 
che Erbfolge mit dem Primogeniturrechte festgestellt ge- 
wesen sei, so hätte die Succession nach Ladislaus V. kin- 
derlosem Ableben nicht dem Wladislaus, welcher der Sohn 
Elisabeths, einer Schwester Ladislaus V. war, sondern der 
Gattin des Herzogs Wilhelm von Sachsen und ihren Nach- 
kommen gebührt, denn auch sie war eine Schwester Ladis- 
laus V., und zwar dessen älteste Schwester ; gemäss der, 
vom Herrn L. verfochtenen Primogeniturordnung hätte sie 
daher den Nachkommen der jüngeren Schwester vorango- 
hen müssen. 

Gegen die, mit mühseligen Argumentationen unter- 
stützte Behauptung des Herrn L., dass Wladislaus II. im 
Wege der Erbfolge König von Ungarn geworden sei, spricht 
sich übrigens auch eine mächtige, in diesem Falle die mäch- 
tigste Autorität aus, die den Verlauf der Angelegenheiten 
besser kennen konnte, als Herr L., es ist das keine geringere 
Autorität als Wladislaus II. selbst. Wladislaus sagt nämlich 
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in seinem ersten königliehen Diplome vom Jahre 1490; „Nos 
Uladislaus etc. § 1 . Quod, cnm his diebus siiperioribiis, sere 
nissimns Princeps qnondam Doininns Matthias Rex Hun- 
gariae et Bohemiac etc.“ (folglich nicht „i n t c r r c x wie 
Herr L. diejenigen zn nennen beliebt, die nicht nach seiner 
Theorie den Thron bestiegen) Pracdeccssor Noster bonae 
memoriae, ab hac liice absque haeredum legitimornm solatio 
dccessisset, Dni Praelati et Barones, caeterique Proceres 
et nniversi incolae Regiii cjnsdcm, ad q u o s s c i 1 i c e t 
jus eligendi novum Regem ex vetustissima 
Regni ipsius libertatc et consvetudine de- 
volutum exstiterat, animadvertentes sc principe orbatos 
esse, ncc posse commode et sine omni detrimento Regni 
dintins capite carere ; post plures tractatus de novo Rege 
e 1 i g e n d 0 et praeficiendo, inter se habitos ocnlos mentis 
ipsorum in Nos conjecerunt, et caeteris Omnibus principi- 
bus christianis, competitoribus scilicet Nostris, qui videlicet 
Regnum ipsum similiter ambiebant, Nos prae- 
t u 1 c r u n t , sibique cum infrascriptis conditionibus pac- 
tis et articulis in Regem, Dominum et Principem c 1 e g e - 
runt, etsolenniter pronunciaverunt.“ Es ist hiernach klar, 
dass Wladislaus nicht im Wege der Erbfolge, sondern 
durch Jene, denen das Wahlrecht „ex vetustissima 
Regni ipsius libertate et consvetudine“ ge- 
bührte, zum König gewählt wurde. Hätte daher auch das 
künstliche Kaisonnement des Herrn L. bis zum Tode Ladis- 
laus V. irgend ein Gewicht, — wir haben jedoch gesehen, dass 
sich auch in jenem Zeitalter die Sache ganz anders verhielt, 
als Herr L. behauptet, — so verliert es dasselbe ganz und 
gar bei Mathias, den ganz Europa, der Papst, die römi- 
schen Kaiser, sowie Andere, mit Achtung als gesetzlichen 
König von Ungarn anerkannten, und bei der gedachten 
Wahl Wladislaus II. Von da ab verliert der Grundgedanke, 
der das einleitende Räsonnement des Herrn L. durchzieht, 
für immer jede Geltung. 
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Als mit dem Sohne des freigcwählten Wladislaus II, 
dem Unglücklichen Ludwig II., der Same ausgestorben war, 
würde, wenn die Theorie des Herrn L. richtig wäre, ent- 
weder die Tochter Wladislaus II. ,oder ein Nachkomme 
eines seiner Geschwister den ungarischen Thron bestiegen 
haben müssen ; doch dies geschah nicht, sondern der oester- 
reichische Erzherzog Ferdinand I., Gemahl von Wladislaus’ 
Tochter Anna, erwarb die ungarische Krone. 

Demzufolge würde es Ferdinand schwer geworden 
sein, auf seine eigene Person jene Thronfolgetheorie streng 
anzuwenden, welche Herr L. aufgestellt und behauptet hat. 
Dieser führt daher in seinem Werke zwei andere Grundla- 
gen auf, und zwar solche, die vor ihm auch schon von An- 
deren erwähnt nnd verfochten wurden ; daher es nicht 
überflüssig sein wird, auch darüber einige Worte zu sagen. 

Die eine Grundhage ist der §. 1491 von Kaiser Maxi- 
milian einerseits und Wladislaus II. andererseits geschlos- 
senem Thronfolgevertrag, welchen Herr L. auf Seite 10 sei- 
nes Werkes mit folgenden Worten berührt: „Und überdies 
besonders zu Folge der bereits lange fcstbegrttndetcn Erb- 
vertragsrechte.“ 

Die andere Grundlage ist das angebliche Erbrecht 
Anna’s, der Gemahlin Ferdinand I. und Tochter Wladislaus 
II., welches nach Herrn L. durch die Heirat auf ihren Gal- 
ten übergieng. 

Sprechen wir zunächst von jenem Thronfolgevertrag : 

Kaiser Friedrich und dessen Sohn Maximilian führten 
den Krieg gegen König Wladislaus fort. Dieser Krieg wur- 
de durch einen, von den Bevollmächtigten beider Parteien 
im J. 1491 in Pressburg geschlossenen Friedensschluss be- 
endigt. Der wichtigste Punkt der Pacification war derjeni- 
nige, welcher die Thronfolge betraf. Es wurde nämlich 
festgesetzt, dass Wladislaus II. auch fernerhin unangefoch- 
ten König der Ungarn bleibe und nach seinem Tode die 
Regierung seinen gesetzmässigen männlichen Erben zustchc 
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(haercdes siios masculos legitiraos) ; wenn dagegen Wla- 
dislaus etwa ohne gesetzmässige, männliche Nachkommen 
sterben sollte, oder wenn er auch solche zuriicklicssc, diese 
aber ohne von ihnen abstaramende Erben stUrben, — in 
diesem Falle wären die Stände Ungarns verpflichtet, Ma- 
ximilian, oder wenn dieser nicht mehr am Leben sei. Ei- 
nen seiner Söhne, mit deren Aiisstcrben aber, denjenigen 
der von diesen in direkter Linie abstammenden gesetzmäs- 
sigen Erben, w'elchen sie wählen wollen, als Ungarns ge- 
setzmässigen König anziinehmen. 

Da Maximilian wusste, dass Wladislaus II. eigen- 
mächtig Uber die ungarische Thronfolge rcchtsgiltig nicht 
vertilgen konnte, bedang er sich in eben diesem Friedens- 
schlüsse ganz entschieden, dass Wladislaus den ungarischen 
Reichstag sofort einberufe, dort den Friedensschluss durch 
die Stände annehmen lasse, und es bewirke, dass die Stän- 
de diese Annahme durch ihren öffentlichen Eid bekräf- 
tigen. 

Ueber die Annahme des Friedensschlusses erliessen 
anfänglich blos einige Bischöfe und Magnaten ihre besiegel- 
ten Briefe ; doch später berief Wladislaus II. den Reichs- 
tag für den 2. Februar 1492 nach Pest, wo den Reichs- 
ständen der Friedensvertrag unterbreitet wurde. 

Was rücksichtlich dieser Angelegenheit auf dem er- 
wähnten Reichstage geschah, blieb lauge Zeit in Dunkel 
gehüllt, und ist cs in mancher Hinsicht vielleicht auch heute 
noch. Aus den Geschichtswerken von Bonfin, Tubero und 
Istvänffi w'issen wir, dass es an leidenschaftlich erregten 
Zornausbrüchen nicht fehlte, und dass, da die Stände wie 
das Volk den Vertrag ftlr einen verletzenden, ja sogar für 
einen unrechtmässigen hielten, ein gefährlicher Aufstand 
zu befürchten w'ar. 

Herr Friedrich Firnhaber*) hat aus der kaiserlichen 


*) Archiv für Kunüe österr. Gcschichtsqaellen, Jahrg. 1849. Btl. II. 
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Bibliothek drei diesen Gegenstand betreftende, bisher un- 
bekannte, wichtige Urkunden herausgegeben. Die eine 
derselben ist von siebenundsiebzig Magnaten unterschrie- 
ben und gesiegelt. In dieser Urkunde, datirt aus Ofen in 
der Ständcversamnilung von 7. März 1492, „anerkennen 
und erklären“ die siebenundsiebzig Subskribenten in ihrem 
und iin Namen der meisten Reichsbaronc, Magnaten und 
Adeligen Ungarns und der siebenbllrgischen partes, „dass 
sie jenen Friedensschluss, welcher zwischen Wladislans II. 
und Maximilian durch die Gesandten beider Monarchen 
geschlossen wurde, besonders aber die dort definirte Thron- 
folge, in der zu diesem Zwecke einberufenen gegcnwärli- 
gen Ofner Sitzung, öffentlich und feierlich angenommen, 
und Jeder einzeln, in Gegenwart der Gesandten Maximili- 
ans dnreh Handschlag und Eid sich verpflichtet habe, je- 
nen Friedensschiass aufrecht zn erhalten.“ 

Achnlicb lautet auch der Inhalt der beiden anderen 
Urkunden, deren eine von den kirchlichen Würdenträgern, 
die andere von den Herren- und Adeligen-Ständen Kroa- 
tiens und Slavoniens herausgegeben wurde. 

Nach diesen drei Urkunden, deren Authentizität wir 
nicht in Zweifel ziehen, könnte man mithin behaupten, dass 
auf dem 1492-er Reichstage die zwischen Maximilian und 
Wladislaus getroffene Thronfolge-Festsetzung allerdings 
angenommen worden sei. Wir haben indess schon weiter 
oben betont, dass ein Theil dieser Ereignisse auch heute 
noch in Dunkel gehüllt ist. So ist es beispielsweise schwer 
zu verstehen, wesshalb, wenn der erwähnte Friedensschluss 
in der Reichstagssitzung vom 2. Februar 1492 wirklich an- 
genommen worden , wesshalb dies nicht in das Gesetz ein- 
geschaltet \vurde, sofern doch eine so wichtige Angelegen- 
heit, wie die Thronfolge, gewiss in das Ges etz hätte aufge- 
nommen werden sollen ? wesshalb ferner der Inhalt jenes 
Friedensvertrages weder in den Gesetzen selbst, noch in dem 
königlichen Dekrete angeführt oder mindestens erwähnt ist? 
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In dem eristen Absclinitte des, den Gesetzestext einleitenden 
königlichen Dekretes ist blos soviel gesagt, dass Sc. Maje- 
stät, naebdem er zur Ebnung der das Reich mit Gefahren 
bedrohenden Feindseligkeiten mit Maximilian unter gewis- 
sen Bedingungen Frieden geschlossen hat, — die übrigen 
äusseren Feinde zurllckgeschlagcn und auf Wunsch der 
Rciehsstände „pro habendis tractatibus, pro corum caete- 
rorumque regnicolarnm fiitnra qniete necessariis“ nach 
Ofen für den 2. Februar einen Reichstag cinberufen habe, 
wo die folgenden Gesetze geschaffen wurden, — welche 
dann aufgefUhrt werden. Doch weder über die Natur der 
Friedens-Bedingungen, noch Uber das, was rücksichtlich 
der Thronfolge bestimmt worden war, wird in diesen und in 
den späteren Gesetzen auch nur mit einem Worte Erwäh- 
nung gethan. 

Schwer ist es auch zu verstehen, wesshalb wenige 
Jahre nachher der Gesetzartikel 1498:45 geschaffen wurde, 
welcher besagt, dass wenn der König ohne Erben (sine 
haeredibns, unter welchem Worte das ungarische Gesetz 
stets die männlichen Erben versteht) stirbt, und der Thron 
erledigt ist, dass dann, wann immer der Reichstag zu neuer 
Königswabl zusammenkömmt, durchaus keine fremden Ge- 
sandten (nullus oratorum forensinm), welche von mehre- 
ren Königen und Fürsten zur Verleitung der Herren und 
des Volkes dahin geschickt zu werden pflegten, zur Reichs- 
tagssitzung zugelassen werden sollen. 

Schwer ist zu begreifen, wesshalb im Jahre 1505 die 
Reichsstände festsetzten: dass, wenn Wladislaus ohne 
männliche Erben sterben sollte, sie weder dann noch je- 
mals in aller Zukonit irgend einen Fremden, welcher Na- 
tion er auch immer angehören möge, welche Sprache er 
auch immer sprechen würde, zum Könige wählen werden, 
sondern stets einen befähigten Ungarn auf den Thron er- 
heben wollen. 

Schwer ist auch zu verstehen,' wesshalb Ferdinand 
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bei der Olinlltzer Coiiferenz vom Jahre 1527 die Urkunden 
der Annahme von 1492 nicht vorgezeigt hat. 

Doch von aller weiteren historischen Entwickelung 
dieses Gegenstandes abstehend, wollen wir den erwähnten 
Friedensschluss und die darauf begründete Thronfolge, so 
wie sie auch von den Keichsständen angenommen wurde, 
betrachten, und prüfen, inwieferne sic der Thronfolgcthcorie 
des Herrn L. irgend eine .Stütze gewährt. 

Herr L. behauptet, dass nachdem kinderlosen Ab- 
sterben Ludwig II., die Thronfolge seiner Schwester Anna, 
der Tochter Wladislaus’, zukam , und dass das Thronfolge- 
recht nun durch sie auf ihren Gemahl Ferdinand übergieng. 
Doch laut jenem erwähnten Friedensschlüsse, beziehungs- 
weise Thronfolgevertrag , sollten ja blos männliehe Nach- 
kommen des Wladislaus auf den Thron kommen und nach 
deren Aussterben hätte die Krone wieder nur auf Maximi- 
lian und dessen männliche Nachkommen übergehen müssen. 
Anna war daher in keinem Falle gesetzmässiger Erbe , und 
das Recht, das sie selbst im Sinne jenes Vertrages nicht be- 
sass, konnte aus eben diesem Grunde auch auf ihren Ge- 
mahl nicht übergehen. 

Herr L. behauptet ferner, dass schon seit der Periode 
der Ärpäde , die Thronfolge nach der Erstgeburt und für 
beide Linien begründet war ; allein mit dem Inhalte des 
angeführten Vertrages ist auch diese Behauptung nicht in 
Einklang zu bringen. Denn in demselben sind für den To- 
desfall Wladislaus’ blos die männlichen Nachkommen 
Maximilians, und nicht auch die weibliche Linie mit dem 
Erbrechte bekleidet, und auch hinsichtlich der Söhne ist 
bestimmt, dass die Reichsstände denjenigen derselben 
wählen mögen, welchen sie eben wollen. „A 1 i q u e m ex 
filiis suis, aut bis non existentibus eorum haeredibus 
masculis, per lineam rectam ex lumbis eorum descenden- 
tibus.“ 

Ferdinand I. ist daher nicht vermöge des Rechtes 


Digilized by Google 



4ö 


seiner Ocinahliu Anna, noch auch vennof^e des Erstge- 
bui’tsrechtes König von Ungarn geworden, sondern selbst 
in dem Falle, wenn wir den zwdschen Maximilian undWla- 
dislaus geschlossenen Thronfolgevertrag als vom Reichs- 
tage angenommen, und so als vollständig gütig betrachten, 
ist er durch die Wahl der Nation auf den ungarischen 
Thron gelangt. Und das ist eine heiligere und stärkere 
Grundlage, als eine durch so gesuchte Gründe, erkünstelte 
Erklärungen und unrichtige Citate gestützte Theorie , wie 
sie Herr L. aufstellt. 

Ferdinand I. hat auch selbst die Bedeutung seiner 
Wahl durch die Nation anerkannt. Pray (Litterac Proce- 
rum Hung. Pars 2. pag. 2Ü8) theilt das von Ferdinand am 
29. Juni 1527 au die Stände Ungarns gerichtete und im 
ganzen Lande verkündete Schreiben mit, in welchem er 
unter Anderem auch sagt : dass der Reichstag ihn nach 
enister uud reiflicher Überlegung frei und freiwil- 
lig zu Ungarns wahrem und g c s e t z m ä s s i- 
g e m Könige erwählt habe.*) 

In ganz gleichem Sinne schrieb auch die Königin- 
Wittwe Maria, Schwester Ferdinands , aus Pressburg am 
19. Dezember 152G au Franz Batthyäuyi, Bauus von Kroa- 
tien, und theilt demselben mit, dass „am Jüngst verflossenen 
Sonntage unser hoher Bruder durch U n a u i m i t ä t aller 
beim Reichstage Gegenwärtiger zum Könige von Ungarn 
* gewählt uud verkündet worden sei.“ **) 


•) „In qua quidem diaeta, jani desuper consilio inaturaquexleli- 
beratione pracliabita, juxta arbitrium ct bcneplacitum Omiiipoteiitis l)ei, 
pure, libore et spontanee in verum et legitimura Hungariae Regem 
agsurati, eiccti et publicati fuimus.“ 

*'*) Das authentisclic Exemplar dieses Briefes bedndet sich in dem 
Könnender Archiv der Batthyinyisclien Familie. Sein Wortlaut i.st fol- 
gender : „Die Doimnico proxime praeterito ipse Serenissimus Frater 
Noster communi eorum omnium, qui huic conventui iutcrerant , voto, 
electus est et declaratus in Regem Hungariae.“ 
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Nachdem Herr L. auscinandergesetzt , • und^ wie er 
glaubt, auch bcAvicscn hat, dass Ferdinand I. auf Grund 
des Rechtes seiner Gemahlin und des Thronfolgevertrages 
durch Erbschaft auf den ungarischen Thron gelangt ist, 
behauptet und verficht er ferner : „dass das Haus Habs- 
burg von da ab ununterbrochen stets ein auch auf die 
weibliche Linie ausgedehntes und an die Erstgeburtsfolge 
geknllpftes Erbrecht auf Ungarn besass, und so wurde we- 
der die Erstgeburt durch das 1687-er Gesetz, noch das 
Erbrecht der weiblichen Linie durch die pragmatische 
Sanktion zuerst begrltndet und bestimmt, cs bestand schon 
ununterbrochen von Anfang an, thatsäcldich wie staats- 
rechtlich.“ Um diese Behauptung zu beweisen, beruft sich 
Herr L. auf vierzig Gesetzartikel, mit deren einem Thcile 
er darthut, dass seit 1 527 der ungarische Thron dem Hause 
Habsburg zustand. Niemand aber war wohl so albern, dies 
in Zweifel zu ziehen ! Dasjenige aber, was er vorzugsweise 
zu beweisen beabsichtigte, das Unzweifelhafte nämlich des 
Erstgeburtsrechtes auch vor 1687 und das Zurechtbcste- 
hen des Erbrechtes in weiblicher Linie auch vor der prag- 
matischen Sanktion, ist ihm zu beweisen allerdings nicht 
gelungen. Unter den von ihm citirten Gesetzen ist das 
wichtigste der G. A. 1547: 5, dessen 5. § folgendermassen 
lautet : „Nam cum sese Ordines et Status Regni non solum 
Majestati Suae, sed ctiam suorum haeredum imperio et 
potestati in omne tempus subdiderint.“ Aber auch diese 
Worte bezeugen nur, was ohnehin Niemand bezweifelt hat, 
dass nämlich seit 1 527 dem Hause Habsburg der ungarische 
Thron zustand ; doch von der Erstgeburt oder dem Erb- 
rechte weiblicher Linie ist in diesem Gesetze nicht die 
Rede. Um dieses Gesetz daher seiner Theorie anzupasseu, 
versucht Herr L. durch erkünstelte Interpretation diesen 
Mangel zu ersetzen, und erlaubt sich ganz einfach eine 
kleine Andichtung. Das Wort „haeredum“ wagte er doch 
nicht flir die weibliche Linie zu interpretiren , denn im 
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Tripartitum von Verböczy I. Theil, Art. 1 7. §. 1 las er : dass 
„de vetusta et approbata Regni hujus nostri consnetu- 
dine, hacrcdes solummodo filii legitiini, qiii jnribus paternis 
haereditariis succedere solent , iutelliguntur.“ Er gesteht 
es daher ein, dass die „haeredes“ allerdings blos die 
Sühne sind. Aber unter „liberi et posteri“ werden nach 
Verböczy auch die Töchter verstanden; da indessen 
die Bezeichnung „liberi et posteri“ in dem erwähn- 
ten G. A. 1547 : 5 auch mit keinem Buchstaben zu fin- 
den ist, beruft Herr L. sich auf mehrere andere Gesetz- 
artikel, in welchen diese Worte gebraucht werden. Betrach- 
ten wir diese der Reihe nach : Der Gesetzartikel 1 546 : 1 
enthält im § 2 folgende Worte: „Deum Optimum Maiimum 
pro sua et Seren issimor um Principum Liberorum siiorum 
incoluinitate, et felicitate perpetua, summis votis assidue 
depraecantes sonst kommt dort nichts auf die Worte 
„haeres“ „liheri“ oder „posteri“ Bezügliches vor. Der G. A. 
1546 ; 3 spricht cs aus : dass bei der Zweifellosigkcit des 
Umstandes, dass Se. Majestät die im vergangenen Jahre 
versprochene Befreiung Ungarns, (cum summo animi sui 
moerore) nur seiner schweren Krankheit wegen noch nicht 
verwirklicht habe, die Stände voll des Vertrauens sind, dass 
Se. Majestät für das Land Sorge tragen, und sein Verspre- 
chen, sobald es thunlich, erfüllen werde, was von Sr. Ma- 
jestät, wie von dessen Nachkommen (posteris) zu verdie- 
nen, sie erstreben werden. Im G. A. 1547 ; 4 sind weder 
die Worte „haeredes“, „liberi“ oder „posteri“ erwähnt, 
noch ist darin sonst etwas darauf Bezügliches gesagt. Der 
G. A. 1548 : 2 sagt lediglich dies : „Et ut Majestatem suam 
cum Serenissimis Liberia feliciorem in dies oninibusque 
fortunae donis affluentem et incolumen conspiciant, a Deo 
Optiino Maximo praecantur omnibus votis.“ Der G. A. 
1550 : 1 sagt : „Ac sese vitam et fortuuas suas pro Sua 
Majestate ejusque serenissimis Liberia in omnetempus pro 
fnndere oflferunt paratos.“ Der Inhalt des G. A. 1552: 1 
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§ 2. u. 3. ist folgender : „Et Demn Optimum Maximum pro 
felicitate, incolumitateque diiiturna ejus Sacrae ^lajestatis 
et serenissiinorum Liberorum assidue praeeantur : Tum ve- 
ro sese vitam et fortuiias suas in fide et servitio suae Ma- 
jestatis, eorundemque ejus serenissimorum Liberorum pro- 
fundere paratos olfermit in oinue tempus.“ Im G. A. 1554: 1 
sprechen die Stände ihren Dank für die Gnade aus, welche 
Se. Majestät im Beschützen und Erhalten des Landes kund- 
gegeben liat, und in diesem Artikel gesehioht der Kinder 
mit keinem Ausdrucke Erwähnung. Im G. A. 1556: 1 lesen 
wir: „Deumque Optimum Maximum praeeantur assidue, 
pro ejus Majestatis Screnissimorumque Liberorum incolu- 
mitate ac sese vitam fortunascpie eornm in omiie tempus, 
pro ejus Majestate profundere paratos, humillime olferuut.“ 
Eben dasselbe sagt G. A. 1557: 1. — Dies sind jene Gesetz- 
artikel, auf die sich Herr L. vorzugsweise beruft, und von 
denen er sagt : „sie si)rcchcn ausdrücklich davon, dass sich 
die Ungarn der Regierung und Gewalt (imperio et potes- 
tati) Ferdinand’s I-tcn und aller seiner Ericu, Nachkom- 
men, Kinder (hacredum, posterorum, liberorum) in alle 
künftige Zeit (in omne tempus) unterworfen haben.“ Wir 
haben aber gesehen, dass von diesen Citaten derjenige 
Gcsetzartikel, welcher es ausspricht, das sich die Ungarn 
der Herrschaft Sr. Majestät Ferdinand I. und seiner Erben 
(et liaeredum) für ewige Zeiten unterwarfen, der G. A. 
1547 : 5, blos von Erben (haeredes) spricht, nicht aber von 
Kindern (liberi) und Nachkommen (posteri), und demge- 
mäss nach des Herrn L. eigener aus Verböczy entnomme- 
ner Bemerkung nur die männliche Linie im Auge hat ; die- 
jenigen Gesetzartikel dagegen, in welchen Herr L. die Worte 
„liberi et posteri“ gefunden hat, blos Danksagungen, mit 
Huldiguugsbezeugungen verbundene Beglückwünschungen, 
Kundgebungen der Anhänglichkeit gegen Se. Majestät und 
dessen Familie enthalten , von einem Erbrechte oder einer 
Erbordnung aber durchaus nichts sagen. Aus dem Raison- 
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iiement und den eigenen C’itaten des Herrn L. klärt sich 
mithin, geht daher eher das deutlich hervor, was er wider- 
legen wollte, als das, was er zu beweisen gesucht hat. 

Überraschend ist wahrlich die Art, in welcher Herr 
L. auch im weiteren V’^erlaufe seines Werkes die Citate 
handhabt, und . eiche Schlussfolgerungen er aus densel- 
ben zu ziehen weiss. In den Gesetzartikcln 1550..5, 15.02.3, 

1553.. 3, 1555.1, bitten die Stände Se. Majestät, entweder 
selbst für längere Zeit Aufenthalt in Ungarn zu nehmen, 
oder, wenn dies nicht gut möglich sei, seinen Sohn, den 
Erzherzog Maximilian, König von Böhmen etc. hierher zu 
senden, damit dieser die Sorge für die Keiehsangelegenhei- 
ten Übernehme, unsere Sprache und die militärische Disci- 
plin erlerne; dass ihn ferner Se. Majestät mit vollkommener 
Autorität bekleide, ihm ein Heer und die Machtvollkommen- 
heit eines Vizekönigs gebe. Ebenso mrd in den Gesetzarti- 
keln 1.599.1, IGOO.l, 1604.4,1035.1, welche Herr L. zum 
Beweise des Erstgeburts- und weiblichen Erbfolge-Rechts 
anfiihrt, von diesen Rechten auch mit keiner Silbe Erwäh- 
nung gethan, auch findet sich in denselben durchaus nichts, 
was selbst die kühnste Interpretation auf irgend eine Erb- 
folge zu beziehen im Stande wäre. In den G. A. 1622.1, 

1625.1, ferner in §. 1 und 2 praef. 1635, pr. 1646, §. 1 
und 2 pr. 1662, sprechen die Stände theils ihren Dank 
aus fUr die Ankunft Sr. Majestät oder filr die Zusammen- 
berufung des Reichstages, theils wilnsehen sic Sr. Maje- 
stät, seiner allerhöchsten Gemahlin und den hohen Kindern 
(screnissimis liberis) lange Lebensdauer und GlUck, theils 
auch empfehlen sie ihre treuen Dienste. Im G. A. 1563.2 
bieten die Stände gewohnheitsgemäss Sr. Majestät Maxi- 
milian, als bereits gekröntem Könige von Ungarn, ein Ho- 
uorarium an, und bestimmen im G.A. 64, dass Donationen 
und alle auf Privat- wie auf öffentliche Angelegenheiten 
bezüglichen königlichen Briefe, welche .Se. Majestät Maxi- 
milian, als .Stellvertreter seines abwesenden \'aters, ord- 

y. r D#Äk Bemerk. ^ 4 
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nungs- und rechtmässig (rite et legitime) erlassen habe, 
gütig sein sollen. Besonders hebt Herr L. den §. 3 des 
Vorwortes zu den 1655-er Gesetzen hervor, „woselbst — 
wie er sagt — das Gubernium des ganzen Habsburgischen 
Hauses betont ist.“ Wir setzen den Paragraphen selbst 
her: „Pro quo suae Majestatis pateruo amore, ac singulari 
erga praefatum Hegnum sunm Hungariae propensione, 
ejusque eonservaudi Studio impares licet quas tarnen pos- 
sunt maximas, cum omni possibili humillimorum obsequio- 
rum suorum obligamine referunt gi-atias : salutem et inco- 
lumitateni diuturnam ac Gubernium felicissimum, eidem 
Majestati Suae Sacratissimac augustaecpie ejus Domui, ma- 
xima qua possunt animorum suorum devotione comprae- 
cantes.“ Also Wohlergehen, dauernde Gesundheit, und die 
glücklichste Regierung wUnschen die Stände Se. Majestät 
und seinem ganzen Hause. Von welch’ besonderer Wich- 
tigkeit soll nun aber dieser Wunsch für die Thesis des 
Herrn L. sein ? Die Herrschaft stand ja thatsächlich dem 
Hanse Habsburg zu, und solch warme Kundgebungen 
kindlicher Huldigungsbezeugungen konnten doch dieses 
sein Recht ebensowenig verstärken, als es durch den Man- 
gel solcher Aeusserungen geschwächt worden \vüre : aus 
diesen ehrenden Begrilssungsworten aber für die Erstge- 
burt oder die weibliche Erbfolge Consequenzen ziehen zu 
wollen, verriethe doch eine gar eigenthtlmliche Auffas- 
sung. Herr Lustkandl hebt ferner die G. A. 1556.1, 1557.1, 
1567.44, 1569.33 hervor, von welchen er sagt; „Dann 
Uber die Titulatur der Österreichischen Prinzen als Her- 
ren der Ungarn.“ Der G. A. 1556.1 sagt: „Deumque 
Optimum Maximum praecantur assidue, pro ejus Majesta- 
tis Serenissimorumque Liberorum incolumitate.“ Der G. 
A. 1557.1 gebraucht ebenfalls den Ausdruck : „Pro sua 
Majestate ac ejusdem Serenissimis Liberis.“ In dem G. 
A. 1567.44 bitten die Reichsstände Se. Majestät, dass er 
Kommissäre entsenden und „communicato negotio — so 
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lauten die Worte des Gesetzes, — cum sereuissiuio Prin- 
cipe Domino Carolo Archiduce Austriae, Fratre Majestatis 
Suae charissimo Domino eorum gratiosissimo“ die Gren- 
zen zwischen Slavonieu und Steiermark oder Krain regu- 
liren lassen möge, ln diesen Gcsctzartikeln werden also 
die Kinder Sr. Majestät „Serenissimi“ genannt; dieser 
Titel wurde Ihnen jedoch nicht blos von den Ungarn, son- 
dern, als die ihnen gebührende Titulatur, von der ganzen 
Welt gegeben. In dem zitirten G. A. 1 567.44 wird Se. Ho- 
heit der Erzherzog Karl „Serenissimus“ genannt und ge- 
brauchen die Stände den Ausdruck „Domino eorum gra- 
tiosissimo,“ woraus Herr L. schon folgert, dass die öster- 
reichischen Prinzen „Herren der Ungarn“ waren. Das Land 
hatte zu einer und denselben Zeit stets nur Einen Herrn, den 
König. Die Ungarn hegten stets für die ganze Verwandt- 
schaft ihrer Könige die tiefste Ehrerbietung und sprachen 
von den Mitgliedern des Herrscherhauses mit tieferer Ehr- 
erbietung, als von wem immer sonst ; die erwähnten ehr- 
erbietigen Worte enthalten jedoch keine derartige -Uneiv 
kennung der Herrschaft, wie sie ihnen Herr L. zuschrei- 
ben will. Wäre es ja auch im gewöhnlichen Leben ganz 
verkehrt, wenn man Ansprachen und Ausdrllcke, wie sic 
die Courtoisie und Ehrerbietung eingeführt, buchstäblich 
nehmen wollte. Der zitirte G. A. 1569.33, auf welchen 
sich, wie erwähnt, Herr L. hinsichtlich der Titulatur der 
Erzherzoge ebenfalls beruft, hat zum Inhalte, dass die 
Reichsstäude den Vorsatz Sr. Majestät loben und billigen, 
welchem zufolge Se. Majestät mit seinem Bruder (cum se- 
renissimo Archiduce Carolo, fratre suo charissimo) ein 
Übereinkommen zirtrcffen beabsichtigt, wornach dieser wäh- 
rend der Abwesenheit Sr. Majestät aus dem Lande, als 
Stellvertreter Sr. Majestät die ungarischen Angelegenhei- 
ten verwalte, (vices ejusdem gercre, resque hungaricas 
administrare velit) ; ferner sprechen sie den Wunsch aus, 
dass So. Majestät seine beiden älteren Stiline aus Spanien 
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zurllckbcrufe, und wenn Se. Majestät durch längere Zeit 
aus dem Lande abwesend sein sollte, womöglich wenig- 
stens den Einen zur Erlernung der ungarischen Sprache 
hier lassen möge. Wir begreifen nicht, was Herr L. mit 
der Anrilhrung dieses Gcsetzartikels beweisen will ? Dass 
den Erzherzogen der Titel „Serenissimus“ gegeben wurde, 
was Niemand in Zweifel zieht, oder dass die Erzherzoge 
die „Herren der Ungarn“ genannt wurden? Diese Benen- 
nung kommt ja aber eben im zitirten Gesetze gar nicht vor. 
Der Wortlaut des Gesetzes ist nämlich folgender : „ut 
cum majorcs natu filii Suac Majestatis Domini corum cle- 
mentissimi jani pluribus annis absint in Hispania.“ Hier 
bezieht sich das „Domini eorum“ nicht auf die Söhne 
Sr. Majestät, sondern auf Se. Majestät selbst, was das 
Beiwort „cicmentissimi“ beweist, welches einzig und al- 
lein Sr. Majestät gebührt. Oder hat HeiT L. auch dieses 
Gesetz zum Beweise der „Primogenitur“ angeführt, wegen 
der Paar Worte : „majores natu filii ?“ Aber hier ist Ja nicht 
von Einem älteren Sohne, sondern von zweien die Rede, die 
„Primogenitur“ aber kann doch nicht zweien gebühren. Die 
Stände bitten ferner von Sr. Majestät, dass er einen seiner 
zwei Söhne (unum ex Ulis) statt seiner, zur Erlernung der 
ungarischen Sprache in Ungarn lassen möge : sie sagen Je- 
doch nicht, dass dies eben der Erstgeborene sein solle, son- 
dern welcher immer. Wäre aber die Primogenitur damals 
schon festgcstellt gewesen, so hätten sie gewiss gebeten, 
dass der Erstgeborne hier gelassen werde, weil für diesen, 
als zukünftigen ungarischen König die Erlernung der un- 
garischen Sprache besonders nützlich gewesen wäre. Auch 
das verstehen wir nicht, weshalb Horr Lustkandl, um 
die Primogenitur und die weibliche Erbfolge zu beweisen, 
sich auf den Wiener Frieden von 16U0 berufen hat, wäh- 
rend in demselben von all' dem nicht ein Wort vorkommt, 
wenn er nicht eben Ausdrücke wde: „Sua Caesarea Regia 
Majestas, ejusdenniue successores legitimi, reges Hunga- 
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riae,“ als solche betrachtet, durch welche er seine Hehauptun- 
;?en erhärten könnte. Dies wäre aber um so sonderbarer, als 
au dieser Stelle das Wort „successor“ nicht sowohl, mler 
nicht hlos einen „Erben,“ sondern vielmehr einen „Nachfol- 
ger“ in der Regierung (succcssorcs legitimi, reges Hunga- 
riae) bedeutet; tlenu der erwähnte Friedensvertrag hätte 
auch in dem Falle gehalten werden mtlssen, wenn die » 
Krone von Ungarn mit dem Aussterhen des Herrscherhau- 
ses gesetzmässig auf ein anderes Ubergegangen wäre. 

Ebenso autfallend ist die Berufung des Herrn L. auf den 
l2-tcn Pimkt des Zsitvatoroker Friedensvertrages von 1606. 

Dieser Friede wurde zwisehen Sr. Majestät dem Kai- 
ser Rudolf und dem tUrkiseheu Kaiser auf 20 Jahre 
geschlossen, mul in dem 12. Punkte desselben wird hin- 
sichtlich der gesetzlichen Erben und Nachfolger Sr. Majc 
stät, der Könige von Ungarn , ferner hinsichtlich der Brü- 
der, Schwäger und Enkel Sr. Majestät , und deren gesetz- 
lichen Erben und Nachfolger gesagt, dass „mit diesen 
Allen der Friede fest bleiben solle dasselbe solle auch 
von Seite des türkischen Kaisers der Fall sein. Es gehört 
nun in der That eine ausserordentliche Dialektik dazu, um 
aus dem Angeführten auf die Erbfolge tler weiblichen Linie 
irgend rechtgemässe Folgerungen ziehen zu können. 

Wir erwähnen noch die Berufung des Herrn L. auf 
den G. A. 1595 : 56 und auf den Artikel 2 des mit Sig- 
mund Bdthori abgeschlossenen Traktates , auf welchen 
Herr L., wie es scheint, grosses Gewicht legt, ln diesem 
Artikel 2 kommt wohl das Wort „Primogenitur“ vor , je- 
doch nicht in Bezug auf Se. Majestät , sondern auf Sig- 
mund Bäthori. Der erwähnte Artikel 2 sagt nämlich : 

„Ut Transylvaniae jurisdictio iuclusis ctiam cunctis üs 
Hungariac partihus et confiniis , hactenus per principem 
possessis, penes cundem principem Dominum Sigismun- 
dum Bäthori de Somlyö , ejusdemque haeredes masculini 
sexus ex propriis lumhis in sua linea recta dcscendenest, 
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cum jure priinogcnituiiie etc. niiineat.“ Oder basirt er viel- 
leicht auch hier sein Raisonnenieut auf den Ausdruck : 
„Suaiu Majestatem Caesareaui acKcgiam cjusdeinque legi- 
tiiuos successorcs Hungariac Kcgcs pro ipsonnu legitimis 
rcgibus recognoscant.“ ? Auch in dieser Beziehung gilt 
jedoch, was wir oben sagten, dass der Ausdruck „legiti- 
mus successor“ hauptsächlich einen „Nachfolger“ be- 
deutet. 

Sätnnitliche Zitate des Herrn L., die wir bisher an- 
geführt, um naehzuweisen, in welcher Weise er Gesetze 
zu zitiren und die Worte derselben seinem Zweck gemäss 
zu interpretiren pflegt, alle diese Zitate, sagen wir, und auch 
die übrigen, die wir blos um nicht allzu weitläufig zu wer- 
den, anzuführen unterlassen haben, besitzen nach unserer 
Alcinung, zur Erhärtung seiner Behauptung nicht das ge- 
ringste Gewicht. Wir wundern uns nicht, dass er sie trotz- 
dem zitirte, sei es aus Irrthum, sei cs aus cigenthümlichcr 
Auffiissuug; — dagegen muss es uns in Staunen setzen, 
dass Herr L., nachdem er klar und mit einer Bestimmt- 
heit, die jeden Zweifel ansschliesst, die Behauptung aufge- 
stellt, dass in Ungarn die Thronfolge seit Ferdinand I. 
nach der Primogenitur, in beiden Linien, faktisch und 
rcchtsgemüss dem Hause Habsburg gebührt habe, dass fer- 
ner dieses Recht hinsichtlich der Primogenitur nicht durch 
die lOST-er Gesetze und hinsichtlich der weiblichen Erb- 
folge nicht durch die pragmatische Sanktion zuerst festge- 
stcllt worden sei, sondern seit 1527 bestanden habe, — 
zur Erhärtung dieser kühnen Behauptung, unter mehreren 
nichtssagenden oder falsch interpretirten Zitaten, sich be- 
sonders auf die G. A. 2 und 3 vom 27. April 1572 ; 1618 : 1 ; 
1625: 3; 1622: 2; 1646: 2; 1655: 2 und auf das Di- 
plom von 1659 beruft. Sehen nur nun, was diese Gesetze 
enthalten? Der G. A. 1572: 2 sagt, dass die Reichsstände 
„filium Majestatis Suae Caesareae natu maximum Serenis 
simuni Princii)em et Dominum, Dominum Rudolphum Ar 
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chidacem Austriae etc. in 1 e g i t i in ii ni s n c c e s s o r e m 
Majestatis Suae , Regem scilicet Hnngariac d e c 1 a r a n- 
dum petebant.“ Wäre, die Primogcnitnrnrdnnng fest- 
gestellt gewesen, so hätten die Reichsständc nicht nöthig 
gehabt, den Erzherzog Rudolf zum Nachfolger Sr. Majestät 
zu erbitten, und wäre es nicht näthig gewesen , ihn als 
Thronfolger erklären zu lassen, weil die Krone 
kraft des Rechtes der Erstgeburt ohnehin ihm gebührt 
hätte. Dass aber hier die Worte „d c c 1 a r a n d u m pe- 
tebant“ das Resultat einer Wahl gewesen , erhellt aus 
der Überschrift des G. A. 1 vom 15. Oktober desselben 
Jahres 1572, welche folgendermassen lautet: „Rudolphus 
Archidux Austriae, postulatus ante electusque ; die 25. sep- 
tembris rex Hungariae Posonii coronatus est.“ Der G. A. 
1618:1 beginnt: „Propositiones Sacratissimae Caesareae 
Regiaeque Majestatis, Domini eoruni Clementissimi , per 
Serenissimum Principem et Dominum, Dominum Ferdinan- 
dum Electum Hungariae et Bohemiae Regem etc.“ Der 
G. A. 1622 : 2 enthält das Krönungsdiplom Ferdinand II., 
dessen §. 4 sagt, dass Se. Majestät Mathias U. „ejusdem 
Regni Status et Ordines benigne requisivisset , ut Nos in 
futurum ipsorum Regem eligere, acceptare“ u. s. w. 
Im §. 5 aber kommen folgende Zeilen vor : „atque Nos in 
Regem atque Dominum ipsorum juxta antiquam 
consvetndinem et libertatem eorundem semper 
observatam , p a r i b u s v o t i s et unanimi consensu rite 
eligere, proclamare; etc. feliciter coronare, se 
promtos paratosque fore declaraverint.“ Endlich enthält 
§. 24 die Worte : „Atque hae sunt Conditiones , quas Ma- 
jestas Sua Regia ante electionem snam acceptare, 
snfficientibusque literis suis assecuratoriis sub verbo regio 
confirmare etc. dignabitur.“ Die Überschrift des G. A. 
1625: 3 lautet: „Serenissimus Princeps et Dominos Fer- 
dinandus III. in Regem Hungariae c 1 i g i t u r et corona 
tur im Text des §. 3 aber kommen nachstehende Zeilen 
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vor: „prsietitulatum Sereiiissiniuin Ardiiducem Ferdinan- 
duui post acceptatas per Suam Sereiiitatcin Conditioncs, in 
Icgitimiuu Inclyti Inijus Re{,^iii llniif^ariae, l’artimiujuo cidem 
aiiiiexaruin Regem ae Doiniimiii iinaiiimitcr ae li- 
bcrc clegcrunt.“ Der (5. A. 1G4():2 hat die iU)cr- 
sehrift : „Screiiissiimis Priiiceps et Dominus Fcrdinandus IV. 
Rex Bolicmiae in regem llungariac e 1 i g i t u r et coroua- 
tur;“ und im §. 2 wird gesagt : „Et (juidcm in Screnis- 
sinio Principe Ferdinando Boheniiae Rege, Arehiduee Au- 
striae, primogcnito Majestatis Suae Caesarcac ac Regiac, 
paternas virtutes, eximiamquc ae regiam indolem eontem- 
plati, in ejus desiderium rapti, in iuturuin ipsormn Regem, 
post acceptatas C o n d i t i o n e s , acccdente l)cnig- 
nissimo Majestatis Suae Caesarcac consensu , et patcrua 
hcne<lictionc, faiistis acclamationibus cundcni sponte ae 
über c, v o t o (i u c u n a n i in i ac consensu omnium c 1 c- 
g c r u n t.“ Der G. A. 1 (iöö : 2 trägt die Übersebrift : „Sere- 
nissimus Princeps et Dominus Leopoldus, Arcbidiix Austriac, 
etc. in Regem llungariac c 1 i g i t u r et eoronatnr und im 
§. 2 begegnen wir wieder den Worten: „sponte et li- 
b c r c , unanimi voto et consensu rite et legitime e 1 e g c- 
runt.“ Der §. 1 des in dem G. A. 1G59: 1 cingeschalte 
teil Krönungsdiplomes sagt: „Ut Nos in Regem atque 
Dominum ipsorum, juxta antiquam consvetudinem et liber- 
tatem eorundem semper observatam, paribus votis ct una- 
nimi consensu rite et 1 i b c r c e 1 i g c r e n t, proclamarent, 
felicitcr coronarent.“ 

Diese Gesetzartikcl werden sämmtlich von Herrn L. 
selbst zur Erhärtung seiner Behauptung zitirt, und so hat er 
Alles, was er mit grosser Mühe, zahlreichen Zitaten und ge 
künsteltem Raisonnement aufzubauen glaubte, durch seine 
eigenen Zitate, deren Inhalt einfach, klar und bestimmt ist, 
wieder zerstört und sich selbst aufs schönste widerlegt. 

Wie war daher das Recht der Erbfolge in dem Zeit- 
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raume vou 1527 bis 1687 historisch und stsuitsrechtlich 
beschatfen ? 

Ferdinand I. wurde im Jahre 1527 König von Ungarn, 
nicht vermöge des Rechtes Wladislaus II., denn dieser war, 
wie wir gesehen, selbst ein Wahlkönig, — auch nicht 
durch das Recht der Arpäden, denn hätte ein solches be- 
standen, so würde die Krone auf seine Gattin Ubergegangen 
sein, — sondern durch Wahl. Ihm, und in ihm und durch 
ihn dem durchlauchtigsten Hause Habsburg übertrug Un- 
garn die Thronfolge, wie dies auch der Wortlaut des G. A. 
1547:5 beweist; es hat jedoch nicht zugleich die Primoge- 
nitur-Ordnung fcstgcstellt und sic auch nicht auf die weib- 
liche Linie ausgedehnt, denn auch der erwähnte G. A. 
1547 ;5 sagt blos: „Non solum suae Majestati, sed etiam 
suornm h a e r e d u m Imperio et potestati in omne terapus 
se subdiderunt;“ das Wort ha e r c d u m aber schliesst nach 
Verböczy und auch nach dem Zugeständnisse des Herrn L. 
blos die männlichen Erben in sich. 

Die freie Wahl unter den einzelnen Mitgliedern des 
Hauses Habsburg ward von den ungarischen Ständen nicht 
allein gefordert , sondern auch faktisch von ihnen bis zum 
Jahre 1687 aufrecht erhalten. Der erste, der nach Ferdinand 
den Thron bestieg, war Maximilian. Sein Vater Ferdinand 
rief im Jahre 1 56 1 mehrere ungarische Magnaten zu sich 
nach Wien und empfahl ihnen seinen Sohn Maximilian zum 
Nachfolger auf dem königlichen Throne Ungarns. Der Pa- 
latin, Thomas Nädasdy, antwortete auf den Antrag des 
Königs mit tiefer Ehrfurcht, wie er nicht aus Streitsucht, 
sondern wegen seiner Stellung als Palatin, zum Schutz der 
staatlichen Freiheit bemerke, dass es zwar nicht geleug- 
net werden könne, dass die Erbfolge den Kindern Sr. Ma- 
jestät gebühre, dass es aber von der freien Wahl abhänge, 
welches von den drei Kindern, die sämmtlich tüchtig und 
ausgezeichnet seien, auf den Thron erhoben werde. Wo- 
rauf Se. Majestät blos entgegnete, dass er diesen Gegen- 
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stand zu weiten-r Bcrathung auf spätere Zeit verschiebe, 
und dann die cinbernfene Konferenz ohne Resultat entliess. 

Dass Rudolf, der Nachfolger und Sohn Maximilians, in 
ähnlicher Weise frei gewählt wurde, haben wir oben aus 
dem Inhalte des, auch durch Herrn L. zitirten G. A. 1572:2 
und des G. A. 1 des in demselben Jahre gehaltenen zwei- 
ten Reichstages ersehen. Der Nachfolger Rudolfs, Mathias 
II., bestieg ini Jahre 1G08 ebenfalls durch freie Wahl den 
Thron, was auch das Antekoronational-Dekrct von 1608 
beweist, worin die Worte enthalten sind : „ae taiidem Nos 
in Dominum et Regem ipsorum paribus votis et unanimi 
eonsensu, e 1 i g e r c , proclamare,“ n. s. w. 

Mathias’ Nachfolger, Ferdinand II., des Letzteren Sohn 
und Nachfolger, Ferdinand III., die Söhne Ferdinand III., 
Ferdinand IV. und nach dessen Tod Leopold L, wurden 
ebenfalls gewählt, was der klare Inhalt der vom Herrn L. 
zitirten und weiter oben auch von uns angefllhrten Ge- 
setzartikel beweist. Erst im Jahre 1687 wurde endlich die 
Erbfolge nach der Erstgeburt festgestcllt , jedoch blos für 
den Mannsstamm, wie ans dem G. A. 1687 : 2 zu ersehen 
ist. Zur selben Zeit wurde im G. A. 3 ausgesprochen, dass, 
wenn die männlichen Nachkommen Sr. Majestät des Königs 
Ijcopold aussterben sollten, die Erbfolge auf die männlichen 
Nachkommen des Königs von Spanien, Karl H., übergehen 
solle ; stürben aber auch diese aus, so habe wieder das Recht 
der freien Wahl einzntreten. „Quo masculinum semen defi- 
ceret, avita et vetus approbata consvetudo, praerogativaque 
praefatorum Statuum et Ordinum in electione et corona- 
tione regum locum habeat.“ 

Alle diese Daten haben wir dem klaren Inhalte der 
Gesetze und königlichen Diplome entnommen. Inwieferne 
diesen gegenüber die Zitate des Herrn L. und dessen mit 
Muhe und Künstelei zusammcngestellte Interpretationen 
Geltung haben , kann wer immer beurtheilen. Hätte, Herr 
L. Recht , und hätte die ungarische Thronfolge schon seit 


Digitized by Google 



59 


Ferdinand I. nach der Ordniinf? der Kratgeburt, und zwar 
mit Ausdehnung dieses Rechtes auch auf die weibliche 
Linie, unzweifelhaft dem Hause Ilabsburg gebtlhrt : so 
waren Maximilian, Rudolf und Mathias, Ferdinand II., III. 
und IV., mit einem Worte alle Monarchen aus dem Hause 
Habshurg in den staatsrechtlichen Angelegenheiten gän«- 
lich unbewandert , und entweder kannten sie die unzwei- 
felhaften Rechte ihres eigenen Hauses nicht , oder verletz- 
ten dieselben absichtlich, indem sie durch von ihnen sank- 
tionirte Gesetze , oder in königlichen Diplomen anerkann- 
ten, dass sie nach altcrerbtem Gebrauche der ungarischen 
Nation , durch freie Wahl derselben , auf den ungarisehen 
Thron gelangt seien. Und ein noch grösseres Unrecht hätte 
Leopold I. gegen seine eigene Familie begangen, als er im 
Jahre 1687 jenes Gesetz sankttonirte, in welchem bestimmt 
ausgesprochen wird, dass mit dem Aussterben der männli- 
chen Linie des Hauses Habsburg das Recht der freien 
Wahl an Ungarn zurllckfällt. Wäre die Behauptung des 
Herrn L. wahr, so hätte Leopold die weibliche Linie seines 
eigenen Herrscherhauses des Erbrechtes beraubt. Da sehen 
wir nun, wohin es fuhrt, wenn Jemand eine, seinen eigenen 
Ansichten und den Forderungen des Momentes entspre- 
chende Behauptung anfstellt, und um sie beweisen zu kön- 
nen, nach Belieben zltirt und anslegt, unbekümmert darum, 
oh seine Auslegung mit seinen eigenen Zitaten in direktem 
Widerspruche steht , und ob er dadurch sieben Monarchen 
ohne Grund der Unkenntniss ihrer eigenen Rechte, und 
der Verletzung der Rechte Anderer beschuldigt ! 

Die im Jahre 1687 festgestellte Erbfolge nach dem 
Rechte der Erstgeburt war, wie wir aus dem G. A. .5. des 
eben genannten Jahres ersehen , nur auf den Mannsstamm 
beschränkt, und wurde erst im J. 1723 durch die Pragma- 
tische Sanktion , unter den damals präzis festgestellten 
Bedingungen, auch auf die weibliche Linie ausgedehnt. 

Mancher dürfte sagen , dass , nachdem das Erhfolge- 
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recht des glorreich regierenden Hauses durch ein klares Ge- 
setz, ja'durch feierlichen Vertrag auch schon bezüglich der 
weiblichen Idnic bestimmt festgesetzt ist , es nunmehr ein 
unfruchtbarer Streit sei , wenn wir mit Herrn L. darüber 
disputiren , ob dieses Erbfolgerecht nach der Erstgeburt, 
und in der weiblichen Linie schon seit Ferdinand 1. be- 
standen , oder ob es erst im Jahre 1687, beziehungsweise 
1723 festgestellt worden, — genug, dass es rechtlich be- 
steht und von Niemandem in Zweifel gezogen wird. 

Wenn wir jedoch die im Werke des Herrn L. weiter 
entwickelte Tendenz aufmerksam verfolgen, können wir 
nicht umhin wahrzunchmen, wie er nur darum bestrebt ist, 
auf jede Art seine Behauptung zu erweisen , damit er da- 
raus bezüglich des Standes des ungarischen Staatsrcclites 
solche Cousequenzen ziehen könne, wie er sie ziehen 
möchte , und damit er uns zu verstehen gebe , dass das 
Land an die Annahme der weiblichen Erbfolge , nachdem 
das Erbfolgerecht des Frauenstammes rechtlich schon vor 
her immer bestanden , rcchtmiissig gar keine Bedingungen 
knüpfen konnte. 

Zu diesem Zwecke spricht Herr L. im Verfolg seines 
Werkes viel von der immer bestandenen Real-Union , und 
behauptet, dass vor 1723 zwischen Ungarn und Oester- 
reich sammt den Erbländern , eine wirkliche Conftklera- 
tion , die nicht blos eine Personal- , sondern eine wahr- 
haftige Real-Union gebildet , existirt habe. Er beruft sich 
in dieser Beziehung auf den Wiener Friedensschluss vom 
Jahre 1606, zergliedert denselben und njnnt ihn eine 
Confbderation. Sehen wir demnach , welche Art von Con- 
foderation in diesem erwähnten Friedensvertrag entwickelt 
und festgesetzt worden. In dem §. 26, der auf die Person 
Bocskai’s bezüglichen Punkte wird gesagt : Dass, in der 
Absicht gegenwärtiges Übereinkommen (tractatus) dauer- 
haft zu machen , und jedes Misstrauen zu beseitigen , Se. 
kais. kön. Majestät in einem besonderen königl. Briefe das 
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Versprechen geben wird, und Böhmen, das Erzherzogthum 
Österreich , die Markgrafschaft Mähren sainmt dem Her- 
zogthum Schlesien , und Se. Hoheit Erzherzog Ferdinand, 
vereint mit dem Herzogthüm Steiermark, es gewährleisten 
werden (assecurabunt) : dass Se. kais. Majestät diesen, 
mit den Ungarn geschlossenen Ausgleich unverletzt , und 
in allen Theilen halten wird, und dass auch die benachbar- 
ten Länder und Provinzen nichts versuchen werden , was 
das Nachbarschaftsrecht (vicinitatis jus) verletzen könnte. 
Dagegen, nach 

§. 27 : werden sich die Bewohner Ungarns und die 
zu Ungarn gehörigen Länder und Coniitate durch Reichs- 
gesetze (per publicas constitutioncs regni), zu ewiger Treue 
und ewigem Gehorsam (et observantiam) gegen Se. kais. 
kön. Majestät und dessen Nachfolger, die ungarischen Kö- 
nige, verpflichten , und werden sie unter Aufrechthaltung 
der Rechte und Freiheiten des Landes, niemals Abfall, 
Empörung , Aufstand , Störung des öffentlichen Friedens, 
Angriff und Verheerung der Nachbarländer , innere Ver- 
schwörungen, Hereinfllhrung (introductionem) der Türken, 
Tartaren oder sonst irgend eines Feindes nach Ungarn 
oder in die Nachbarländer, Privatconventikel gegen das 
Wohl Seiner Majestät und des Landes schmieden oder 
unter irgend einem Schein versuchen ; ja vielmehr 

§ 28 : es werden Ungarn und die Erbländer, den al- 
ten Verträgen und Bündnissen gemäss (secundum antiqua 
pacta et foedera) die gute Nachbarschaft und gegenseitige 
Liebe unter sich bewahren und den Verkehr der Christen 
mit einander (et ultro citroque commercium Christianorum) 
allen frei gestatten, und über die Aufrechthaltung der Nach- 
barschaft und Uber alles, was dazu erforderlich, besondere 
Urkunden ausstellen. Wenn aber 

§ 29. Mit den Türken kein ehrenhafter Friede geschlos- 
sen werden könnte und die Türken an solchen Bedingun- 
gen festhalten sollten, welche für Ungarn und die Nachbar- 
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länder schädlich oder gefährlicli wären; in dem Falle wer- 
den sie vereint mit den Truppen Hr. kais. kJin. Majestät, 
nach den Gesetzen des I^andes, mit gleicher File und Be- 
reitwilligkeit, ohne alles Zögern, gegen den Türken, als den 
Feind der Christenheit und des Vaterlandes, den Krieg 
führen. 

Die in diesem Friedensvertrag erwähnten besonderen 
Urkunden, sowohl Jene, welche von den Ungarn an die Böh- 
men, als aueh jene, >velche von diesen an die Ungarn ausge- 
folgt wurden, enthalten eben dasselbe, was w ir bereits oben 
angegeben, und auch in ihnen wird gesagt : „Quin imo anti 
qua pacta et foedera in integrum ac si nunqnam violata fuis- 
8ent,re8tituimu8 bonam vicinitatem et mutuum amorem eum 
iis in perpetuum colemus, et ultro citroque commercium 
Christianorum liberum omuibus relinquemus etc.“ 

Nun fragen wir, was liegt in diesen Verträgen oder, 
wenn man will, Bündnissen, woraus eine Real-Union ge- 
folgert werden könnte ? Die Zusicherung, dass der .Monarch 
den geschlossenen Frieden halten werde, die gute Nach- 
barschaft und gegenseitige Liebe sowie der freie Verkehr der 
Christen aus beiden Parteien, das gegenseitige Verspre- 
chen, den Türken, als den gemeinsamen Feind, vereinigt 
zu bekämpfen : zeigt das Alles auf jene Real-Union hin, 
welche Herr L. annimmt ? Können aus diesen Punkten so 
weitgreifende Folgerungen gezogen werden ? Ein gleiches 
Bündniss können ja auch zwei in jeder Beziehung selbst- 
ständige, auch rucksichtlich ihrer Monarchen ganz von 
einander getrennte Staaten mit einander 8chliessen,uud ha- 
ben es ja auch schon mehr als ein Mal geschlossen, ohne 
dass darum zwisehen beiden Bundesgenossen eine Real- 
Union bestehen würde? Wenn das schon Real Union heisst, 
dann w’ar auch die gegen Napoleon I. gebildete heilige Al- 
lianz eine Real-Union im Sinne des Herrn Lustkandl. 

Herr L. führt auch (S. 2l2 — 214) jenes Büud- 
niss an, welches Ungarn einerseits und die Stünde von 
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Nieder- und Ober-Österreich andererseits am 1. Feber 1608 
in Pressburg mit einander geschlossen, und sagt , dass Ma- 
thias auf Grundlage der Conföderation v. J. 1606 Ungarn 
und die herzoglicdi-österreiehischen Länder nach Pressburg 
zu einem vereinigten ungarisch-österreichischen Reichstage 
berufen habe, und dass dort das gedachte neue Biluduiss 
geschlossen worden. 

Es wundert uns, dass Herr L. sich gerade auf die- 
ses Blindniss beruft. Er möge nur die Geschichtsbücher an 
sehen , und er wird finden , warum und wie dieses BUnd- 
niss geknüpft worden. Mathias, damals noch nicht König, 
sondern bloss Regent von Ungarn, hatte aus dem Grunde 
oder unter dem Vorwände, dass er den Frieden von Zsitva- 
Torok vollziehen müsse und dass die Unruhen der durch 
die Türken aufgewiegelten llaidukeu schleunige Anstalten 
erheischen, am 16. December einen Reichstag nach Press- 
burg berufen, der sogleich nach Neujahr eröffnet werden 
sollte. Ihm gegenüber berief Rudolf, der dem Throne noch 
nicht entsagt hatte, am 21. Dezember 1607 ebenfalls ei- 
nen Reichstag für den 1 1 . März des folgenden Jahres. Ma 
thias langte am 12. Jänner 1808 in Pressburg an, beglei- 
tet von einer ansehnlichen Anzahl österreichischer Stände- 
mitglieder. Die Berathung der ungarischen Stände mit den 
österreichischen Herren geschah nicht in Form einer ver- 
einigten ungarisch-österreichischen Versammlung, sondern 
die ungarischen Stände ernannten aus ihrer Mitte einen 
Ausschuss, der im Namen des Reichstages mit den Stän- 
den der Erbländer, die noch überdies Garanten des Wiener 
Friedensschlusses waren, in ein Büudniss treten sollte, um 
durch dieses BUndniss den König (Rudolf) zur Erfüllung 
aller Punkte der Friedensschlüsse von Wien und Zsitva-To- 
rok zu zwingen. Durch sein Schreiben von 23. Jänner löste 
Rudolf den ohne sein Wissen zusammengetretenen Reichs- 
tag auf. Aber die Stände entfernten sich nicht, sondern 
setzten in ihrer Antwort auseinander,dass sie den Erzherzog, 
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den Reichstag haben anordnen lassen, weil sie ini Augenblick 
der höchsten Gefahr von ihrem König verlassen sind und 
weil der Vollzug des Friedens von Wien und von Zsitva- 
Torok unumgänglich nöthig ist, wobei sie zu erkennen ga- 
ben, dass sie zur Rettung der Krone beisammen bleiben wer- 
den. Demzufolge wurde jenes BUndniss geschlossen, worauf 
sich Herr L. beruft und dessen wirklicher Zweck Jeder- 
mann kannte ; eben darum erklärte auch Rudolf am 23. 
Feber alle jene Beschlüsse für ungiltig ; aber Mathias brach 
mit 2000 Mann gegen Prag auf, was zur Folge hatte, dass 
Rudolf dem Thron entsagte. 

Und dieses BUndniss oder andere ähnliehe Bündnisse 
sieht Herr L. für eine solche Confoderation an, aus welcher 
sich auf eine Personal-Union schliessen lässt ? Einen derar- 
tigen gemeinsamen Reichstag wünscht er in Zukunft? Das 
möchten wir von ihm doch nicht voraussetzen. 

Abgesehen indessen von dem geheimen oder nicht 
ausgesprochenen Zweck des erwähnten Bündnisses und 
von den Umständen , unter welchen es geschlossen wurde, 
was ersehen wir aus den Worten des Bündnisses, wenn wir 
auch nur die durch Herrn L. zitirten in Betracht ziehen ? Die 
sich Verbindenden sagen, dass sie wegen Unterdrückung 
der Empörung der durch die Türken aufgewiegelten Hai- 
ducken zusammen gekommen sind , und Ungarn und die 
Nachbarländer schützen wollen ; damit demnach Ungarn 
nicht von der Christenheit losgetrennt werde , und nicht 
der Verheerung offen stehe, schliessen sie im eigenen 
und in der Abwesenden Namen einen starken Bund, 
wonach, wenn zufolge des Friedens (capitulatio) , den 
der römische und der türkische Kaiser miteinander (in 
Zsitva-Torok) geschlossen , und ' den sie (die sich Ver- 
bindenden) aufrecht zu halten wünschen , der Feind oder 
sonst irgend ein Zerstörer des gemeinen Friedens in Un- 
garn oder andere Länder, in Theile derselben oder ihrer 
Bundesgenossi'ii gewaltsam einbrechen sollte, sie, die 
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Stände Ungarns und Ober- und Nit'der Österieielis , sieh 
einander dureli geineinseliaftliehe Hilfeleistung und Macht 
schlitzen wollen u. s. w. 

Sie schlossen also einen Bund mit einander zur Auf- 
rechtlialtuug des mit dem Türken gemachten Friedens und 
zum Schutze Ungarns und Österreichs gegen, feindlichen 
Einfall. Sie schlossen einen Bund, abtT keinen allgemei- 
nen, keinen sich auf alle Fälle erstreckenden , sondern 
einen solchen Bund, der ausser dem darin berührten Ge- 
genstand sonst nichts Anderes enthielt. Wäre aber ein 
solcher Bundcsschluss nicht völlig überflüssig gewesen, 
wenn nach dem Wiener Frieden v. Jahre KlOß eine derar 
tige Confiideration , wie sie Herr L. annimmt, existirt 
hätte? Erschiene er nicht noch lächerlicher, wenn gar eine 
wirkliche Beal-Union schon vorhanden gewesen wäre ? 
Und warum, wenn der Pressburger Reichstag, auf welchem 
dieser Bund geschlossen worden, wirklich ein auf Grund- 
lage der von Herrn L. eigenthümlich erklärten Confödera- 
tion vom Jahre IGOG zusammenberufener ungarisch-öster- 
reichischer Reichstag gewesen ist , warum wurden nicht 
auch die Böhmen dahin berufen, da sie doch, nach Herrn 
L., beim Wiener Friedensschluss ebenfalls Mitgliedt-r der 
erwähnten Confiideration gewesen waren ? 

Herr L. führt an, dass die erwähnten Coutoderatio- 
nen im G. A. 1G09: 42 und in den Diplomen Ferdinand’s 
11., Ferdiuand’s III. und lajopold’s I. wieder erneuert wor- 
den sind. Das ist wohl wahr hezUglieh des Inhaltes des 
Wiener Friedensschlusses, aber das am 1 . Feber 1 608 ge- 
schlossene BUudniss wird weder in dem einen , noch in 
dem anderen erwähnt, wir haben aber oben bereits gese- 
hen, was die auf dieses BUudniss bezüglichen Zeilen des 
Wiener Friedensschlusses enthalten. Es ist eigenthümlich, 
wie Herr U. so ganz bestimmt bebauptet, dass jene Confii- 
derationen sich insbesondere auf das Kriegswesen und die 
Angelegenheiten der dazu erforderlichen Geldmittel bezogen 

F. V De&k Bomork. ^ 
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liabcn, tloii Handel al)er mir allgemein Ijerillireii, wiilirend 
doch in dem ganzen Wiener Friedensvertrage vom Kriegs- 
wesen und von dem dazu erforderlichen Oelde kein einzi- 
ges Wort vorkonnnt ; denn das setzen wir doch von Herrn 
L. nicht voraus, ilass er aus dem Inhalt des 5 . Punktes auf 
irgend eims Gemeinsamkeit des Finanzwesens , aus dem 
Wortlaut des 9. und 10. Punktes aber auf die der Kriegs- 
angelegcnheiten schliessen möchte. Der ö. Punkt „de the- 
saurario“ sagt nilmlich, dass der Schatzmeister, gleichviel 
ob er Kassier oder Verwalter der königl. Einkünfte heisse, 
oder irgend einen anderen Namen führe, so wie diejenigen, 
die ihm beigegeben sind , sich niemals in irgend einen 
Theil der Landesregierung eiumengen dürfen und sich nur 
um das Einkommen des Königs und der Krone zu küm- 
mern haben; es wird sogar festgestellt, dass in Zukunft 
stets geborene Ungarn weltlichen Standes zu diesen Aem- 
tern gewählt werden , und dass zur Einsammlung der 
Landessteuer die Einwohner des Landes nach bisheriger 
Weise ihre Kassierer oder Einnehmer (perceptores sen di- 
catores) wählen dürfen. Das stellt doch wirklich keine 
Gemeinsamkeit her, das schliesst eine solche vielmehr 
aus, und erstreckt demnach die Conftideration nicht auf die 
Geldangelegenheiten. — Im 9. und 10. Punkte wird unge- 
ordnet ; „dass die grösseren und kleineren laindesämter, 
auch die externen, so wie die Kommanden der Grenzbe- 
zirke nur nach Vorschlag des ungarischen Käthes , geeig- 
neten Ungarn oder Mitgliedern der *zu Ungarn gehörigen 
Nationen, ohne Unterschied der Keligion, verliehen werden 
sollen, dass aber Se. Majestät die beiden Grenzkommanden 
in den Donau-Distrikten, nach Einsicht und Belieben, auch 
verdienstvollen Ausländern aus den Nachbarländern über- 
tragen könne.“ 

Ist dies nun eine Gemeinsamkeit im Kriegswesen, 
und dehnt dies etwa die Conföderation auch auf das Kriegs 
wesen aus? Zeigt der Umstand, dass ein deutliches Gesetz 
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für (licHtni Fall Sc. Majestät crniäditi^to , zwei (<rcnzlH!- 
felilshaberposten, aber eben blos zwei, mit wUrdi^en Frem- 
den zu besetzen, nicht vielmehr das Gcfrentheil von dem, 
was Herr L. gesaf^t hat ? 

Ob die Worte des Friedensvertrages : „et ultro citro- 
que eomniereium Ohristianorum liberum omiiibus relin- 
qnent“ sieh auf freien Handel oder, wie wir sie auslegen, 
auf freien Verkehr beziehen, darüber wollen wir jetzt nicht 
streiten ; denn falls sie auch auf den Handel Bezug hätten, 
so Hesse sieh doch daraus auf die von Herrn L. behauptete 
Real-Union eben so wenig sehliesscn, als man aus anderen, 
Jeu Freihandel festsetzenden Verträgen, welche gänzlich 
von einander unabhängige und abgesonderte Staaten oder 
läinder unter sich abschliesscn, eine wirkliche Real-Union 
derselben herleiten darf. 

Herr L. zitirt in Bezug auf diesen (TCgenstaud den 
G. A. 1G22: 2G, dessen Überschrift lautet: „De pace cum 
Ditionibus Reguo Hungariac ad jacentibus stabilienda , et 
vicinitatis juribus iuvieem colendis der §. 1 desselben 
aber sagt : „Siniulque statuunt, ut deinceps umtua com- 
mcrciorum, vicinitatis et auiicifiae Jura intcr haee Regna 
et Provincias constanter colantur.“ Wenn in diesen Zeilen 
ein Beweis für die Real-Union liegt , daun existirt eine 
wahre Real-Union zwischen allen Jenen Ländern , welche 
in gut nachbarlichem und freundlichem Einvernehmen mit 
einander leben. 

Sogar aus dem Inhalt des Zsitva-Torok-ei* Friedens- 
vertrages vom Jahre 1 606 will Herr L. die Real-Union ablei- 
teu; und zwar, weil darin ausdrücklich bedungen wird, dass 
der römische und der türkische Kaiser sieh gegenseitig als 
„Kaiser“ tituliren werden; weil auch dieTartaren und an- 
deren Völker darin eiugeschlossen sind und von ihuen ge- 
sagt wird, dass sie während der Friedensdauer in christli- 
chen Ländern und Provinzen keinen Schaden verüben 

5 * 
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dürfen ; weil xicli ferner der Frieden nach allen Seiten er- 
streckt, auf Uiifrarn und die dazu j?ehörigen Länder, auf 
andere Länder und Gefjeuden und Provinzen, die ini Be- 
sitz der beiden friedenschliessenden Kaiser sind; somit 
auf Alle, die zu dem Hause Österreich gehören, oder davon 
abhängen, so dass demnach selbst der König von Spanien, 
wenn er will, an dem Frieden theilnehmen darf ; weil endlich 
der Friede sich auch auf di« gesctzli<-hen Erben und Nachfol- 
ger Sr. Majestät des Kaisers, die ungarischen Könige, auf 
des Kaisers Brüder, Schwäger, Enkel und deren gesetzli- 
che Erben erstreckt, wie dies eben so bezüglich des türki- 
schen Kaisers der Fall ist. — 

Was folgt aber aus all dem bezüglich der Real-Union ? 
Der kaiserliche Titel gebührte doch Sr. Majestät, als dem 
römischen Kaiser ; einen Frieden zu schlicssen, der sich 
nur auf das eine oder andere der unter der Herrschaft der 
beiden kriegführenden Parteien stehenden Länder und Pro- 
vinzen erstreckt hätte, würde so viel geheissen haben als 
gar keinen Frieden schlicssen. Herr L. hebt hervor, dass 
Se. Majestät diesen Frieden nicht nur als König, sondern 
eben sowohl in seiner Eigenschaft als Kaiser wie auch in 
der als Herr der österreichischen Länder geschlossen habe. 
Das war aber ganz natürlich. Die Türken haben den Krieg 
auch nicht blos auf Ungarn beschränkt, und wenn sie hier 
siegreich vorgeschritten wären, hätten sie gewiss nicht an 
den Grenzen Österreichs Halt gemacht, sondern wären wei- 
ter gegangen, wie sie dies später gethan, wo sie bis Wien 
vorgedrungen sind, und diese Stadt belagert haben. In die- 
sem Kriege haben daher die Erbländer, indem ihre Trup- 
pen Ungarn vertheidigten , sich seihst geschützt, und 
es musste der Friedensschluss , welcher dem Krieg ein 
Ende machte , sich natürlich auch auf sie erstrecken, 
ohne dass dieser gemeinsame Kampf und der Alle ein- 
schliessende Friedensvertrag eine Real-Union ins Leben 
gerufen hätte. 
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Naclulcni Herr L. die von ihm anfgestcllte Theorie 
der Thronerbfolgc und die Conföderation für erwiesen 
hält, geht er dann zair pragmatisehen Sanktion über , und 
zu jenem engeren Verbände, oder nach seiner Ansicht, zu 
jener engeren Real-Union, ^velche im Gesetze vom Jahre 
1723 ausgesprochen wurde. 
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DR1TTP:R ABSCHNITT. 


ilher die pragmatisclic Sanktion häuft Herr L. viele 
Unbegründete und unwahre Behauptungen ; er interpre- 
tirt den Inhalt der hierauf bezüglichen Oesetze ganz ent- 
stellend , und wo die Thatsachen oder die Worte des Clc- 
setzes nicht so sprechen, wie es ihm lieb wäre, bemüht er 
sich durch eigenmächtige Interpretationen, selbst dem, was 
in dem Inhalte der Gesetze mit seinen Ansichten im Wi- 
derspruch steht, eine Form zu geben, die für seine Theorie 
passt. Um seine Behauptungen und die daraus abgeleite- 
ten unrichtigen Folgerungen kurz überblicken zu können, 
schliessen wir hier nach dem ursprünglichen Text den 
Wortlaut der ungarischen pragmatischen Sanktion , oder 
jener Gesetze des ungarischen Reichstages vom Jahre 1723 
hei , in welchen die weibliche Siiccession festgesetzt ist; 
und weil wir uns auf diesen Text öfter berufen , fügen wir 
ihn am Schlüsse dieser kleinen Abhandlung an. 

Sehen wir nun die Behauptungen undRaisonnements 
des Herrn L. durch. 

Herr L. behauptet, dass Se. Majestät der Kaiser 
Karl VI. die pragmatische Sanktion am 19. April 1713 in 
Wien kund gemacht, und dass diese Kundmachung vor den 
höchsten Würdenträgern der Erbländer erfolgt ist, unter 
denen auch die höchsten Würdenträger Ungarns und Sie- 
benbürgens anwesend waren , (der Judex Curiae Graf Ni- 
kolaus Pälffv, der erste Ilofkanzler Graf IlK'ishäzv und der 
siebenblirgische Vizekanzler Graf Komis). Es steht daher 
ausser Zweifel , fährt Herr E. fort, dass schon im Jahre 
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ITlo „die pra^inatistdie 8anktion auch fiii Ungarn und 
8iobenf)iirgen in g;leic]ier Weise, wie für die iil)ri^en Erh- 
liinder initljeg:riindet , und aueli selion das erste Mal zu- 
fcleicli mit für <liese Länder knndj^einadit war.^ 

Er behauptet ferner, die Einschaltung der B(‘stinnnungen 
der pragmatischen .Sanktion in die Gesetze von 1723 sei 
hlos die Inartikulirung der im Jahre 1713 festgestellten 
und kundgemachten pragmatischen Sanktion gewesen ; 
eben desshalb könne auch zwischen beiden kein Unter- 
schied bestehen; die im Jahre 1713 publizirten Erbrechts- 
bestimmungon seien mit den Bestimmungen , welche in die 
G. A. 1723 ; 1 und 2 aufgenommen wurden, ganz genau 
und durchaus übereinstimmend, und besitzen die 1723-ger 
Gesetze bezüglich der Erbfolge weder mehr noch weniger 
Bedeutung und Wichtigkeit , als die im Jahre 1713 kund- 
geinachten Bestimmungen . 

Diese Behauptungen des Herrn L. sind vollkommen 
unbegründet. Jene pragmatische Sanktion, welche Se. Ma- 
jestät der Kaiser Karl VI. im Jahre 1713 zu Wien kund- 
machte, konnte und war auch nie auf Ungarn ausgedehnt 
worden. Ungarn war ein konstitutionelles Reich , in wel- 
chem nur der vereinte Wille des Monarchen und der Nation 
Gesetze schaffen konnte. Die Familienverfügung , welche 
der Kaiser aus eigener Macht feststellte , hätte daher in 
Ungarn nur durch den direkten und klaren Beitritt <ler 
Nation zum Gesetz erhoben werden können. Der Hofkanz- 
ler und der Judex Curiac hatten von Niemandem einen 
Auftrag erhalten’, und vermochten den Willen der Na- 
tion , welcher hinsichtlich der Gegenstände der Gesetzge- 
bung rechtmässig ohnehin nur auf dem Reichstage zum 
Ausdruck gelangen kann , in keiner Beziehung zu reprä- 


sentiren. Allein auch der Monarch war nicht der Ansicht, 
dass die im Jahre 1713 kuiidgemachte Verfügung über die 
Erbfolge , sich auch auf Ungarn ausdehne und für dieses 
Land verpflichtend sei. Zwei Jahre später^ im Jahre 1715; 
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sanktionirtc cv nämlich in feierlicher Weise den G. A. 
1715:3, in welchem klar und hestimmt ausgesprochen 
wird, dass das freie Wahlrecht der Rcichsstände nach dem 
Aussterben der von Sr. Majestät dem König Leopold ab- 
stamnienden männlichen Linie, wieder in’s Leben tritt.*) 

Hätte im Jahre 1715 das Reich dieses Gesetz schaf- 
fen, der Fürst «lassclbe sanktioniren können, wenn die im 
Jahre 1713 verkündeten Erbfolgebestimmnngen sich auch 
auf Ungarn erstreckt haben würden V Kann man an der 
Wirklichkeit dieser Thatsache, welche die Worte des Ge- 
setzes bezeugen, zweifeln, können einer solch’ unläugharen 
Thatsache gegenüher künstliche Raisonnements von irgend 
welchem Gewichte sein ? 

Als im Jahre 1687 die Erstgeburtserbfolgc der männ- 
lichen Linie des Habsburger Hauses begründet wurde, be- 
• ^ hielt sich, wie der G. A. 1687.3 beweist, das Land, für den 
Fall des Aussterbens der männlichen Linie, das Recht der 
freien Wahl vor, und dieses Recht haben sowohl Josef 1. 
als Karl III. in ihren Krönungsdiplomcn deutlich aner- 


♦) Iler Text des G. A. 1715 : U lautet : „Sacra Caesarea Hegiaque 
Majestas, Sueecssionem Hacreditariam juxta tenorem benigni Diplomatis 
sui immediatc praeinsinuate aiiiciiln secimdo, nunc inserti , suffieienter 
declaratain, clemeiiter resolvit dirigeiidain ; ot daficiento demiim Mascu- 
lino sexu, a Divo condnm LEOPOLDO et Kege descendento, a v i t a ra 
et veterem, approbatatnquo Conavetudinem , Praerngativamqne 
.Statuum, et Ordinuin, in Klectione, et Coronatione Regnm , locnin suum 
habituram esse ; 

§. 1. Nee .Status, et Ordines Regni , eadem Sacra Regia Majestas 
sec ns regi, aut dirigi vull; qnain observatis proprii- 
ipsins Regni Hungariae bactemis factis, vel in fnturuin Diao 
taliter constituundis Legibus: 

§■ 2. Qua Regia clementissiina declarationo ; circa clausulam : 
Pro nt super intelle, ctu et usu Leg um, Regio, et 
commiini Statuum conseiisu Diantaliter conven- 
tum fuerit, de omni a Regno avnlsioue; acad morem alia- 
rum Provinciarum supposito Gubernio| memoratos Status , et 
Ordines Regni suffieienter praccautos reddit. 
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kannt. Und der Uiiistainl, dass derselbe Fürst, welcher 
1713 die Erbfolge weiblicher Linie durch Familienbestim- 
mimgcn befjrlindct hatte, zwei Jahre nachher rttcksichtlich 
Ungarns es feierlich erklärt, dass mit dem Aussterben des 
Mannsstammes die Erbfolge in Ungarn nicht der weibli- 
chen Linie zustehe, sondern freie Wahl alsdann eintreten 
werde ; dieser Umstand, sagen wir, ist das klarste Zeug- 
niss dessen, dass die Erbfolgebestimmuugen des Jahres 
1713 Ungarn nicht auch mitbetrafen. 

Da aber in einem Verfassungsstaate die Kraft eines 
(lesetzes so lange rechtlich besteht, bis die verfassungs- 
mässige gesetzgebende Macht dasselbe nicht verändert 
oder anfhebt, so hat auch die Bestimmung des citirten G. 
A. 1715.3 in völliger Rechtskraft bis 1723 bestanden, zu 
welcher Zeit dieselbe, mit der Begründung der weiblichen 
Erbfolge, von Volk und Fürst gemeinschaftlich, durch ein 
Gesetz verändert wurde. Die G. A. 1723.1 und 2, oder die 
ungarische pragmatische Sanktion, war daher nicht eine 
blosse Inartikulirung der im Jahre 1713 kundgegebenen 
Erbfolgebestimmungen, welche, wie wir oben gesehen ha- 
ben, ftir Ungarn rechtlich gar nicht existirten, und daher 
auch nicht verbindlich waren, sondern die feierliche, auf 
gegenseitigem Vertrage beruhende Feststellung der Erb- 
folge rvciblichcr Linie, und der Bedingungen dieser Erb- 
folge, welche durch den vereinigten Willen von Fürst und 
Nation zu Stande kam und gesetzlich ausgesprochen wurde- 

Auch das ist imrichtig, dass zwischen der in den 
1723-er Gesetzen begründeten pragmatischen Sanktion 
und den i. J. 1713 in Wien verötientlichten Erbfolgebestim- 
mungen kein Unterschied sei, und dass diese strenge und 
in allen Theilen übereinstimmend seien. 

Wohl giebt cs zwischen beiden eine Verschiedenheit, 
und zwar in mehrfacher Beziehung eine bedeutende Ver- 
schiedenheit. 

Die erste besteht darin: dass die im Jahre 1713 
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knH(lf:i:ogel)eiieii Bcstiinniungeii vom Fürsten in seiner 
absoluten .Maclitvollkomnienlieit festgesetzt wurden, wäli- 
rend die praguiatiselie Sanktion dnreli die Nation reiclistiig 
lieli festgesetzt und unter hinzukoinmender Zustininiung des 
Fürsten ziini Gesetze erhoben wurde. 

Die zweite Versehiedenlieit ist die: dass die, im 
•lalire 17K5 kiindgcmaehten Bestimmungen ausser der Un- 
trennbarkeit und Untlieilbarkeit keine sonstigen Bedingun- 
gen entl)alten, während in der uugariselien pragmatischen 
.Sanktion noch andere Bedingungen festgesetzt sind. Die 
Ueiehsstände selbst haben es in jenem selben Gesetzarti- 
kel , welcher die weibliche Erbfolge festsetzt , unmittelbar 
nach jenen Zeilen, in welchen die Ausdehnung, Beihen- 
folgc und Art des Erbrechtes bezeichnet ward, im §. 0 des 
2. G. A. Iwstimmt ausgesprochen : dass sie „auf diese 
W'^cisc die in dem hohen österreichischen Hause eingc- 
fülirte und anerkannte weibliche Erbfolge der oben darge- 
legten Reihenfolge gemäss begründen, und den Inhalt der 
G. A. 1087.2 und 3 und 171Ö.2 und 3 jetzt und für immer 
erweitern.“ Und diese Gesetzartikel, welche auf die ange- 
nommene weibliche Erbfolge erweitert wurden, enthalten 
unter Anderem aueh das, dass jeder Fürst bei seiner Krö- 
nung durch ktiuigliehes Diplom und Schwur tler Nation 
versichern werde, des Reiches Rechte, Freiheiten und Ge- 
setze zu wahren, und des Reiches territoriale Integrität 
unverletzd zu erhalten. Zudem sprechen es die §§. 1 und 2 
des G. A. 1715.3 deutlich aus, dass Se. königliche Maje- 
stät dies Reich nie anders als mit Beibehaltung der bish :r 
geschaffenen oder in Zukunft auf dem Reichstage zu schaf- 
fenden eigenen Reichsgesetzen beherrschen und regieren 
werde, und dass die Regierungsform anderer Provinzen 
hier nie eingeführt werden wird. Die strenge Einhaltung 
der eben eiwvähnten und auf die weibliche Erbfolge ausge- 
dehnten Gesetze, ist daher zw eifellos eine der Bedingungen 
der Annahme der weiblichen Erbfolgelinie. 
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Die dritte wesentliche Verschiedeiiheif bezieht 
sich auf den Umfang der weiblichen Erbfolge. 

Die Feststellung der Erbfolge weiblicher Uinie ent 
hält zwei Hauptthcile: zuerst die Bestimmung dessen, 
auf wen das begründete Erbfolgerccht sich erstreckt ; und 
sodann die Bestimmung der Reihe, in welcher die zur 
Erbfolge Berechtigten einamlcr folgen. In dieser letzteren 
Beziehung ist zwischen Ungarn und den übrigen Erblän- 
dern keine Verschiedenheit vorhanden. Hier wie dort hat 
die Erstgeburt Geltung ; hier wie dort folgt nach dem Aus- 
sterhen der einen Uinie die zunächst berechtigte Linie in 
gleicher Reihe ; die natürliche Consequeuz hievon ist, wie 
dies auch das ungarische Gesetz aussprieht, dass, so 
lange die Berechtigten nicht aussterben , in Ungarn dem- 
selben Erben die Krone zustche, wie in den Erhländern. 
Doch diese Gleichförmigkeit besteht nicht auch rUcksicht- 
lich des Umfanges des Erbfolgcrechts. 

Und zwar setzen die im Jahre 1713 kundgegebenen 
Bestimmungen, nach des Herrn L. eigenem Zitate, die Erb- 
folge weiblicher Linie in folgender Weise fest : 

1) mit Aussterben des Mannsstanimes gebührt zu- 
nächst den Töchtern Sr. Majestät Karl M. der Thron, 

2) mit deren Aussterhen den Töchtern des Bruders 
(Josef) Sr. Majestät, 

3) nach deren Absterben den Schwestern Sr. Ma- 
jestät (Karl VI.), d. h. deiiTöchtern Leopold I., und endlich 

4) allen dem Geschleehte entstammenden Erben 

*) Wir haben in dciOlichen umt verstämlHchen Worten dokla- 
riret, d.i.ss in Erniangeliiufr de» mnnnlichen Oeschleehts, die Siieeession 
fallen sollte : 

erstlich auf die Erzherzoginen unsere Töchter, 

zum .\nderen auf die Erzherzoginen unsere Niecen , tiusereg 
Bruders Töchter, 

s.nin dritten .auf die Erzherzoginen unsere SeJiwestorn, 

und eudlii'li auf alli- abslaiiiroenden Erben des Gesehleehtii. 
(Lustk S. 2 4.Ö). 
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(iiiul alle Linien des d n r e li 1 a u c li t i g s t e n Er z- 
hause s). 

Dagepren bestimmt die pragmatische Sanktion Un- 
garns diese Erbfolge weiblicher Linie folgendermassen 
(§§ ö? 7 G. A. 1723: 2): 

Zunilehst werden alle von Sr. Majestät dem jetzt re- 
gierenden Kbnige (Karl III.), 

sodann, nach Aussterben derselben die von Josef 
seligen Andenkens, und 

nach deren Aussterben die vom Kaiser und Könige 
Leopold seligen Andenkens , Abstammenden , und deren 
römisch katholische, in beiden Linien gesetzmässige Nach- 
kommen erben können. 

Das Erbrecht ist demgemäss blos auf diejenigen be- 
schränkt, welche von Karl III., Josef I. und Leopold I. 
.abstammen, mithin auf die gesammte Nachkommenschaft 
Leopolds I. Stlirben all’ diese aus, so wUrde die Thronfolge 
in Ungarn sich nicht auf jene erstrecken, die im vier- 
ten Punkte der 1713-er F.amilienbestimmungen mit den 
Worten : „und endlich auf alle abstammenden Erben des 
dcschlechts,“ und noch deutlicher in den von Herrn L. 
S. 246 citirten Worten : „und alle Übrigen Linien des 
durchl. Erzhauses“ erwähnt sind. Und auf diese Weise 
besässe, wenn die Nachkommen Leopold I. in beiden Li- 
nien ausstürben, in den übrigen Erbprovinzen jede Linie 
und jeder Sprössling des Hauses Habsburg nacheinander 
das Erbfolgerecht, wie dies ja auch Herr L. bemerkt ; in 
Ungarn dagegen träte in diesem Falle das freie Wahlrecht 
wieder ins Leben, wie dies die Worte des erwähnten G. A. 
1723: 2 klar bezeugen, und wie dies bisher .auch alle ge- 
krönten Nachkommen Karl III. im 4. Punkte (§ 6) des Krö- 
nungsdiploms bestimmt anerkennen. *) 


Mariae II. Regis Decrctiim Primmn. Aimi 1741. Articulus 2. 
Diploma Regiuin etc. 


Digitized by Google 



I i 

Diese wesentlidie Verseliiedenlieit liisst sich nicht 
wegdisputiren ; sic liegt in den (Tesctzen und Diplomen 
klar zu Tage, und keine Dialektik kann irgend Jemanden 
glauben machen, dass den deutlichen Worten des Gesetzes 
eiu anderer Sinn zu Grunde liege. 

Die vierte Verschiedenheit zw i-'chen den 1713 er 
Erbfolge-Bestimmungen und der pragmatischen Sanktion 
liegt darin : dass in jenen selbst fiir den Fall des Ausster- 
bens des Hauses Ilabsburg der freien Wahl keinerlei Er- 
wähnung geschieht, in der ungarischen pragmatischen 
Sanktion dagegen diese freie Wahl bestimmtest aufrecht 
erhalten und ihre Fälle vorhergesehen sind. 

Jene Behauptung des Herrn L., dass zwischen bei- 
den in allen Theilen eine strenge Übereinstimmung Statt 
habe, ist daher unwahr. 

Die Gleichartigkeit und vollkommene Uebereinstiin- 
muiig der ungarischen pragmatischen Sanction, mit der im 
Jahre 1713 kundgegebenen kaiserlichen Bestimmung will 
Herr L. auch dadurch beweisen, dass in den G. A. 1723 : 
l u. 2. folgende Worte Vorkommen: „(7. §.) juxta stubili- 
tum per Saeratissimam Caesaream, ac Kegiam Regnantem 
-Majestatem in aliis (juocpie suis Regnis et l’roviuciis haerc- 
ditariis, iu et extra Germaniam sitis p r i m o g e n i t u r a e 
ordinem und wieder (§. 3.) „Eodem cum iMaseulorum 
primogeniturae ordiue, secundum normam in reliquis Suae 

§.6. Quarto: Qiiod in Casii (((iiPin DEUS procnl avertere 
vclit) (lefectus utriusqne Sexus Arelii-Diieiini Austriae, prnepriiiiis qiii- 
dem ab Altefato Genitore Noatro, dein in hujus dofectu, a Divo olim 
J o s e p b o, liis quoque deficientibus, ex Lumbis Divi olini L e o p o 1 d i 
Imperatorimi, et lleguni Hungariae deseendentiiim ; juxta etiaiii Dieta- 
meii praeeitatorum Primi et Sccundi Articulorum praefatae Diaetae Aimi 
Milesimi , Septingentesimi Vigesinii tertii ; Praerogativa Re- 
gia e E 1 e c t i 0 n i s, C o r o n a t i o n i s q u e, antefatonim Statuuin 
et Ordinuni, in pristinum vigorem, statumque redibit, et penes Iioe Keg- 
num Hungariae, et [H'acdietaB Partes, ejuadeinque antiquaiii Consvetu- 
dinem illibate renianebit. 
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^fajestntis .Sacratissiinae Refrnis et provineiis liaereditariis, 
in et extra Oennaniam siüs, jam per Eandem ordiiiatani, 
stabilitani, pid)lieatain et aeceptatani“ ii. 8. w. Und aus die- 
sen Wort(‘ii folgert Herr dass indem Ungarn die vveib- 
liclie Erbfolge in der von Sr. Majestät in den Erb- 
ländern festgesetzten und kundgegebenen Weise ange 
nonnncn liabe, nun aneli das nngariselie Erbfolgerecht in 
allen Theilen völlig dasselbe sein muss , wie das von Sr. 
Majestät iin Jahre 1723 begründete und knndgegebene. 

Wir haben aber oben bemerkt, dass sieb die Versebie- 
denbeit Beider niebt auf die Reibe bezieht, in weleber die 
Bereebtigten einander folgen, da Ungarn die Erstgeburts- 
folge festgesetzt bat ; in dieser Ilinsiebt ist die Ueberein- 
stimmung zweifellos; — sondern dass sie sieb auf den Um- 
fang der Erbfolge weiblicher liinie bezieht, indem die Erb- 
folge inUngaruniebtauf alle jene Linien des Hauses Habs- 
bnrg ausgedebnt ist, welche nach den im Jahre 1713 kund- 
gegebenen Bestimmungen zur Erbfolge berechtigt sind. Es 
möge wer immer, jene Zeilen, auf die sich Herr L. beruft, 
mit Aufmerksamkeit lesen und er wird sehen, dass das Ge- 
setz unter jener „norma“ und „ordo“ „in aliis Suae Maje- 
statis Regnis et Provinciis bacreditariis stabilitiis“ nichts 
Anderes als die Erbf(dge-Reibe verstanden bat, denn ne- 
ben den citirten Worten, u. z. mit diesen im Zusamnieu- 
bange, steht dort das AA'ort „primogeniturae“ : „juxta sta- 
bilituni etc. primogeniturae ordinem.“ Und wer noch hierü- 
ber Zweifel erbeben könnte, dem wird gewiss der Umstand 
alle Zweifel lösen, dass in denselben Paragraphen dersel- 
ben Gesetzartikel, in welchen, wie wir oben gesehen ha- 
ben, bestimmt wurde, auf welche Linien des Hauses H.abs- 
burg die weibliche Erbfolge sich zu erstrecken habe, und 
ausgesprochen ward, dass mit dem Aussterben der aufge- 
fübrten und klar bezeiebneten Linien, nicht die übrigen 
Linien erben werden, sondern die freie Wahl der Nation 
wieder ins Leben tritt: etwas wesentlich Anderes bestimmt 
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wurde, al« in den 171.‘> knndgegcbeneii Hestiinmun"en ent- 
lialten ist. 

Uebrigens »ebeint es, als hätte Herr L. selbst das 
trefllld gehabt, dass es nneiidlieh schwer sei, seine Hehanp- 
tungen mit den von ihm citirton Gesetzen zu beweisen, 
und jene freie Wahl, welche in der pragmatischen Sanction 
selbst sowie in den Krbnnngs-Diplomen für den Fall des Ans 
Sterbens der Nachkommen l^copold I. der Nation klar ge- 
wahrt wurde, mit leeren Itaisonncments zu bestreiten ; wess- 
halb er zu einem änsserstcn Mittel griff, das wie wir glau- 
ben, sein ganzes Werk am meisten charakterisirt. 

Br behauptet nämlich S. 249 seines Werkes, dass, 
nachdem die Stände nach § 1 1 des G. A. 1 72.4 : 2 sich blos 
für den Fall des völligen Aussterbens der weiblichen Linie, 
jene avitischen und alten , bestätigten und eingeführ- 
ten gesetzmässigen Gewohnheiten und Prärogativen bei 
der Wahl und Krönung der Könige Vorbehalten , die 
Frage vorzugsweise die sei : wehdies der wirkliche Sinn 
dieser avitischen und alten gesetzmässigen Gewohnheiten 
sei ? Worauf er dann decisiv antwortet, dass er in seinem 
Werke schon nachgewiesen habe: <lass im Sinne derG. A. 
148.9: 1, 2 u. .4 die freie Wahl nur dann Stiitt haben kann, 
„wenn gar keinerlei Same des königlichen Geschlechts mehr 
vorhanden war;“ die ungarische Nation daher auch zukünf- 
tig solange die freie Wahl nicht wird üben dürfen, als noch 
irgend ein Glieil des gesummten Hauses Habshurg am Le- 
ben sein wird, wenn aueh dadurch das Erbfolge-Kecht die 
in der pragmatischen Sanction deutlich benannten drei Li- 
nien überschritte. 

Wir haben schon oben unsere Ansicht über die TJn- 
haltbarkeit einer Interpretation ausgesi)rochen , durch die 
Herr L. den l485-er Gesetzen einen Sinn beilegt, der eben 
seiner Theorie entspricht. Wir haben schon gesagt , dass 
nach den Aussterben des Hauses der .Ärpäden fast alle 
Könige aus dem gemischten Zeitalter, — wenn wir Wen- 
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zel, < >tto , Kuvl 1. auch uiienviihiit lassen,— als: Sif^is 
muiul, Albrecht, Wladislaus I., Mathias und Wladislaus II., 
von welchem Herr L. die Erbfolfre Ferdinands I. nicht ein- 
mal auf Ornnd seiner Ahstanimnng, somh rn in Folge des 
Ehcrechtes ableitet, frei gewühlte Könige waren. Wir ha- 
ben gezeigt, dass von Ferdinand I. bis Josef I. alle unsere 
Könige durch Wahl auf den Thron gelangt sind , wie sie 
dies selbst in ihren königlichen Diplomen und den von ih- 
nen sanktionirten Gesetzen anerkennen. Wir haben er- 
wähnt, dass bei Festsetzung des Erstgebiirtsreehtes männ- 
licher Linie im Jahre 1087, jenes freie Wahlrecht für den 
Fall des Aussterbens des Mannsstammes erhalten blieb, 
und dass dieses Kecbt im Jahre 17L5, mithin zwei Jahre 
nach der deutschen pragmatischen Kanktion von Neuem 
bestimmt ansgesproehen wurde. 

Dies ist jene avitischc und alte, bestätigte und ange- 
nommene Gewohnheit und Prärogative , welche in den 
sanktionirten Gesetzen ausgesprochen , in den königlichen 
Diplomen feierlich anerkannt wurde , und durch Jahrhun- 
derte praktisch bestanden hat. Dies ist jene avitische und 
alte, bestätigte und angenommene Gewohnheit und Präro- 
gative , welche nach der pragmatischen Sanktion (§. 11. 
G. A. 172.3 : 2) wieder in volle Kraft treten mllsste, wenn 
alle von Leopold I. abstaminenden Nachkommen des ftlrst- 
lichen Hauses ausstUrben , während doch zur selben Zeit, 
gemäss dem in der kaiserlichen Verordnung von 1713 be- 
gründeten Erbfolgcrechte, in den übrigen Erbprovinzen die 
übrigen Nachkommen weiblicher Linie („alle übrigen Linien 
des Durchlauchtigsten Erzhauses“) herrschen würden. 

Diese Thatsachen lassen sich nicht wegdisputiren, 
noch auch können die aus den Gesetzen und königlichen 
Diplomen geschöpften klaren Belege , durch irgend welche 
künstlich ausgeführte Kaisonnements umgestürtzt werden. 

Es kann wohl sein , dass Jemand seine Freude darin 
finde, die Schärfe seines Geistes in der Aufstellung, Ent- 
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«ickeliuig und Vertheidiguiig solcher Tlieorien zu iilieit, 
deren Grundlage und Beweismittel er erst klinstlieh schaf- 
fen und suchen muss ; der Einzelne kann wohl mit solchen 
Sophismen spielen : doch Herr L. möge es glauben, ein 
Ehrst und eine Nation werden ein solches Spiel nie mit 
einander und mit sich selbst treiben. Und wahrlich , wenn 
des Herrn L. obige Theorie richtig wäre, würden die unga- 
rische Nation und ihre Fürsten , Jahrhunderte hindurch 
blos ihr Spiel mit einander und sich seihst getrieben haben. 
Denn Jahrhunderte hindurch haben die ungarischen Könige 
in ihren königlichen Uiplonieu cs gesagt : „uns hat die 
Nation freiwillig und frei , einstimmig zu ihrem Könige ge- 
wählt“;*) dies Alles w'äre nach Herrn L. nur Blendw’erk 
gewesen, denn Ungarn hatte , wie er sagt , gar kein Recht 
einen König zu wählen , und der Fürst ist kraft seines un- 
zweifelhaften Erbfolgerechtes auf den Thron gestiegen. Im 
Jahre 1(587 , unter l..eopold I., erklärten die Reichs- 
stände : „Mit dem Aussterben der männlichen Linie des 
Hauses Habsburg tritt unser avitisches und altes , bestä- 
tigtes und angenommenes freies Wahlrecht wieder in’s 
Leben“, und der König, indem er das Gesetz sanktionirte, 
antwortete darauf : w-ohl , wir acceptiren und bestätigen 
Eueren Vorbehalt. — Josef I. und Karl III. haben es in 
ihren königlichen Diplomen , und der letztere Fürst auch 
noch im Jahre 1715, drei Jahre nach seiner Krönung, 
feierlich kundgegeben : dass mit dem Aussterben der 
männlichen Linie des Hauses Habsburg , die avitische und 
alte Gewohnheit und das Recht der Nation rücksichtlich 
der freien Wahl, wieder in Geltung tritt. Selbst in der 
pragmatischen Sanktion sprechen die Nation und der Fürst 
für den Fall des völligen Aussterbens der von Leopold I. 

*’) ä. im Curpus Juris die köuigliclien Briefe vou Uudulf, Matliius 
yerdimiud II. III. u. IV. und Leopuld I., wo überaU die \Yurle vorkom- 
iiieii : „Nos in Kogcin et Duminum ipsuruui, uimnimi eunseusu, rite 
et libere elcgcriin t.“ 

F. V. D«4k Ht?merk. () 
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abstammen<lcn niännlichen und weiblichen Linie dasselbe 
ans. Und All dies wäre naeb Herrn L. blos leeres Wort- 
gepränge , Spiel lind Blendwerk gewesen , dessen eigentli- 
cher Sinn , nach der Definition des Herrn L., nur der war, 
dass , wenn dieses niebrfacbe Aiissterben cinträte , das 
avitiscbe freie Wablrecht des Reiches wieder in Geltung 
träte, nach welchem cs aber allerdings keinen König wäh- 
len durfte, sondern verpflichtet wäre , seine Herrscher ans 
allen übrigen aufeinander folgenden Linien des Hauses 
Ilabsbnrg anznnehnicn, wenn auch die pragmatische Sank- 
tion auf dieselben nicht ausgedehnt war ,*) und wenn auch 
solche Erweiterung mit dem Gesetze selbst im Wider- 
spruche wäre. 

Nachdem sich Herr L. auf diese Weise bcmllbt hat, 
den auf das Erbfolgerceht bezüglichen Tbeil der pragmati- 
schen Sanction im Sinne seiner eigenen Theorie zu inter- 
pretiren : geht er zur Real-Union über, und sucht ihre 
zweifellose Existenz dnreh die Worte der pragmatischen 
Sanktion zu beweisen. So sagt er auf Seite 22f) seines 
Werkes : „rücksichtlich der realen Vereinigung Ungarns 
und der übrigen Erbländer haben die Gesetze von 1 72.3 
eine viel mächtigere Bedeutung als die im Jahre 17 LS pub- 
lizirten kaiserlichen Bestimmungen , weil sich aus den er- 
wähnten Gesetzen unzweifelhaft die reale Vereinigung er- 
weisen lässt. Die pragmatische Sanktion von 17 LS möchte 
vielleicht noch im Sinne der Personalunion gedeutet wer- 
den können, aber in den Gesetzen von 1723 sind die realen 
Verhältnisse zu sehr in den Vordergrund gestellt, als dass 
sie ignorirt, odör hinwegdisputirt werden könnten.“ 

Als Ausgangspunkt seiner Argumentationen nimmt 
er den G. A. 1 7 1 5.59 und sagt : „nach der 1713 stattge- 

') „Und wenn aucli niif diese Weise das Krbreelit sogar noch 
über die in der pragniatisclien Sanktion ansdriieklicli genannten drei 
Linien Iiinaufigeben sollte.“ Die.se Worte gebraiiebt Iferr L. S. 249 sei- 
nes Werke.s. 
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habtcu Kundmacluuig der pragmatischen Sanktion, war im 
Jahre 1715 der G. A. 59 : „de elnenhratione et promotione 
systematis in politicis, militaril)us et occonomicis“ be- 
schlossen worden ; und auf diesen Artikel, welcher die 
erste fühlbare Consetpienz der pragmatischen Sanktion 
war, und auf seine Forderungen sind die gesetzlichen Be- 
stimmungen des Jahres 1723 ausdrücklich basirt. Denn 
das Einleitungsdekret zu den (icsefzcm von 1723 beruft 
sich ausdrücklich auf die im Jahre 1715 gestellte Forde- 
rung der Ausbildung des gemeinsamen Systems in politi- 
cis, militaribus et occonomicis, und liefert auf diese Weise 
den unwiderleglichen Beweis, dass die siimmtlichen Ge- 
setzartikel des Jahres 1723 auf die Vollendung des Real- 
unions-Systems gerichtet gewesen seien.“ Er citirt ferner, 
obwohl bruchstückweise und mit Auslassung all’ dessen, 
woraus er keinen Nutzen ziehen kann, einige Zeilen des 
§. 1. der erwähnten „feierlichen Einleitung,“ und hebt be- 
sonders folgende Worte hervor : „Pro stabilienda itatiue in 
omnem casum ctiam contra vim externam cum vicinis re- 
gnis nostris hereditariis unione et conservanda domcstica 
tramiuillitate,“ wobei er ausruft; „Kann denn Jemand 
nach dieser Eulcitung glauben, dass dieser Landtag blos 
zur Aufstellung einer gemeinsamen Erbfolgeordnung abgc 
halten worden sei, und kann män zweifeln, dass gerade 
durch die unzweideutige und au die Spitze gestellte schnei 
deude Hervorhebung der Accomodation des politischen, 
militärischen und ökonomischen Systems der gesammten 
Länder auf das Bestimmteste sogar der Umfang und die 
determiuirte Art der wahren Rcalunion beschrieben wor- 
den sei ?“ 

Betrachten wir zunächst den citirteii G. A. 1715.59» 
auf welchen Herr L. seine obigen Behaui»tungcn vorzugs- 
weise stützt. Der erwähnte Ge.setz-Artikel sagt: „dass, 
nachdem die Ausbildung eines Systems in politischen, mi- 
litärischen und ökonomischen Angelegenheiten eine heil- 


Digitized by Google 



■S4 

«aine, dein f^anzen Heielie iiiitzliclie mul liöelist notliwcn- 
dige Arbeit wäre, mit Zustinnnung Sr. Slajcstät zur Ausar- 
beitung dieses Werkes der (rraf Knierieb Cs.äki, Erzbi- 
sebof von Kaloesa, (Iraf Stefan Koliäry , Landesrieliter 
und niebrere Andere, deren Namen ini Gesetze angerdhrt 
sind, ernannt werden. Se. Majestät der König dagegen 
wird seinerseits andere Vertrauensmänner ernennen, 
welche mit den erwähnten Bevollmächtigten des Rei- 
ches gemeinscliaftlich arbeiten und sich berathschlagen 
mögen, und ihr Werk am nächsten Reichstage der Prü- 
fung und Beschliessung Sr. jlfajestät und des Reiches un- 
terbreiten Süllen. Zur Ausarbeitung des Justiz-Systems 
waren im 24. Gesetz-Artikel schon andere Deputirte er- 
nannt worden.** *) 

Dies der wortgetreue Sinn des ganzen Gesetzartikels. 

Die Stände Ungarns hahen nach Beendigung der 
langwierigen inneren Kriege eine zweckmässigere Anord- 
nung ihrer inneren Angelegenheiten für nothwendig erach- 
tet, mit Zustimmung Sr. Majestät den Beginn der Vorar- 
beiten beschlossen und Aussehlisse ernannt. Einen im G. 
A. 24 zur Ausarbeitung des Justiz-Systems, und im G. A. 
öl) einen Andern zur Ausbildung des politischen, militä- 
rischen und ökonomischen Systems. Sie haben sich ferner 


Der Text de» G A. 59 : 1716 ist: „Qimiidoqiiiduiii eliieobrn- 
tio, et prnmntin S y s t c ii< a t i » in P o I i t i c i » , M i I i t a r i b n » , 
Uecunniiiid», saliitart^, totiqne Kegnn prolieiiuiii, appriiiie uecessarium 
upus esset : 

§. 1. ideireo , Sua Majestate cicmenter resolveiite , pru operis 
praeiinrrnti elaboratione deiioiiiiuaiitiir ; Unmiiii ete. 

2 , Nec mm, Hoiiorabiles ; .Joannes Kiss etc. 

§. 3. Kegin porro Majesta» alios etiam a Parte Stia dcnomiiiab'it 
Guininissarios ; qui cuni iisdem Kegni Coinmissariis, oporam et Stadium 
euuferre, tundcuique in proxime futura Diaeta , pro Siiae Majestatis et 
Regiii l evisiüiie, et decisione, laboreiu snuin rcfeire teuebantur : 

§. 4. Pro J II r i d i c i antein 8 y s t e in a t i s ebiborntione ; jam 
in Ai'tieiilo 24. aliis Depntatis exis tentibiis. 
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daliin geidnigt, dasfs Sp. Majestät «lor Ki)iiig, zu diesem 
letzteren Ausseluissc auch seinerseits Coniniissäre ernenne, 
welche mit den Reichs-Comndssären gemeinschaftlich an 
der Ausbildung des Systems arbeiten mögen ; doch die Re- 
vision und endgiltige Festsetzung dieser zu verfertigenden 
Arbeit wurde dem gesammten gesetzgebenden Körper d. i. 
dem Fürsten und dem Reichstage, Vorbehalten. 

Wo finden wir in all dem nur die geringste Spur jener 
Gemeinschaft, welche Herr L. aus deni angeführten Gesetz- 
Artikel herausgelesen hat? Wenn jenes kleine Wörtchen, wel- 
ches Herr L. bei der Interpretation des erwähnten Gesetzes, 
von dem er Seite 227 seines Werkes sagt : „Beruft sich aus- 
drücklich anf diese Im Jahre 1715 gestellte Forderung der 
Ausbildung des gemeinsamen Systems in politicis, 
militaribus et occonomicis,“ angefügt hat, — wenn, sagen 
wir, das kleine Wörtchen „gemeinsam“ im Gesetze sich 
vorfände, dann würde vielleicht die Argumentation des Herrn 
L. einigen Erfolg haben können : aber dieses AVörtchen hat 
er selbst hinzugedacht, und daraus Folgerungen gezogen, 
als wenn das erwähnte Wörtchen wirklich dort stünde. Wer 
das angeftihrte Gesetz mit Aufmerkscamkeit liest, wird sehen, 
in welcher Weise Herr L. die Gesetze zu lesen, zu citiren 
und zu interpretiren pflegt. 

Doch Herr L. argumeutirt auf Seite 1 1 d seines Wer- 
kes so : da zu der im angeführten Gesetze angeordneten 
Ausarbeitung des politischen, militärischen und oekonomi- 
schen Systems nicht blos ungarische, sondern auch kaiser- 
liche Commissäre ernannt werden mussten, so hatte es 
doch unzweifelhaft mit diesen drei Angelegenheiten eine 
andere Bewaudtniss, als mit dem System der Justizsachen. 

Hier verfällt Herr L. wieder in denselben Fehler, den 
wir oben gerügt haben. 

Er findet in dem Gesetze die Ernennung kaiserli- 
cher Commissäre augeordnet; und glaubt hieraus dann 
leicht die Gemeinsamkeit des Systems folgern zu können. 
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Zwiscbon seiner Behauptung und der Wahrheit ist aber nur 
der Unterscliied, dass in dom aiigefülirten Gesetze kaiser- 
licher Cominissärc oder Gesandter auch mit keinem 
Worte Erwähnung geschieht, sondern gesagt ist, dass ; 
„Regia porro Majestas alios ctiam de parte sua denomi- 
nabit commissarios etc.“ Also nicht 8e. Majestät der Kai- 
ser (sua Caesarea Majestas), und auch nicht die kaiserlich- 
königliche Majestät (Caesareo-Kegia Majestas), sondern 
direct blos Se. königliche Majestät (Regia Majestas) 
ist in dem Gesetze erwähnt ; mithin sind die Commissäre, 
welche nach dem Gesetze von Seiten Sr. Majestät des un- 
garischen Königs zu entsenden waren, in keiner Weise als 
kaiserliche Commissäre zu betrachten. 

Was übrigens jenen Umstand betriflft, dass in dem 
24. G. A., welcher die Commission zur Ausarbeitung des 
Systems der Justizsachen ernennt, eine Entsendung könig- 
licher Commissäre nicht erwähnt, so glauben wir, dass 
sich daraus eine Gemeinsamkeit des politischen, militäri- 
schen und Ökonomischen Systems nicht folgern lässt. Sc. 
Majestät und die Reichsstände haben wahrscheinlich voraus- 
gesetzt, dass in diesen drei Angelegenheiten, besonders den 
militärischen und ökonomischen, jene praktische Gewandt- 
heit und dctaillirtc Fachkenntniss, welche die Organe der 
exekutiven Gewalt schon ihrer Stellung gemäss besitzen, 
bei der Ausarbeitung des Systems von grossem Nutzen 
sein würden, und haben es daher für nöthig gefunden, 
dass auch der Fürst seinerseits Commissäre entsende, 
welche mit der vom Reiche ernannten Commission gemein- 
schaftlich arbeiten sollten ; während dagegen die Mitglieder 
der zur Ausarbeitung des Systems der Justizsachen ernann- 
ten Reichs-Commission grösstentheils amtirende Richter 
und praktisch wirkende Rochtsgelehrte waren, welche auch 
allein zweckmässig und erschöpfend thätig sein konnten. 

Am eigenthümlichstcn ist aber jenes künstliche So- 
phisma, dessen sich Herr L. bezüglich dieses Gegenstandes 
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Seite 297 iKMÜent, wo er sagt: dass „naihdeni iin Jahre 
1723 die Realuuioii zwiselieii Ungarn und Oesterreich ge- 
sehlossen worden, iui Jahre 1741 Ijestiunnt wurde, dass 
auch Ungarn ini Staatsministeriuin angestellt werden, und 
auf diese Weise an den Verhandlungen Uber äussere Ange- 
legenheiten Theil nehmen sidlen, wodurch die „eliicuhratio 
systeinatis in politieis“ direct im Sinne der Uealunion ge- 
schehen ist. Es lässt sich daher nicht bezweifeln, dass auch 
in „militarihus et oeconomicis“ die Absicht vorlag, in ähn- 
licher Art auf Grundlage der Kcalunion das System aus- 
zubilden.“ 

Uieses llaisonnement des Herrn L. ist auch schon 
desshalh grundlos, weil es von einem Missverständnisse oder 
einem Irrthum ausgeht. Er verstand nämlich unter der 
Bezeichnung „systema in politicis“ direct und lediglich nur 
die Angelegenheiten der auswärtigen Politik ; es ist aber 
in der zweiten Adresse des 1801-er Reichstages entwickelt 
worden, dass in Ungarn die Leitung der aiisw'ärtigcn An- 
gelegenheiten ein Präservatrecht des Königs sei, wie wir 
dies auch im letzten Theile dieser Abhandlung ausführli- 
cher zeigen werden. Als daher die ungarische Gesetzgebung 
eine Reichs-Commission „i>ro elucubratione systeinatis in 
politicis“ entsandte, hatte sic dieselbe gewiss nicht mit der 
Ausarbeitung eines Systems der äusseren Angelegenheiten 
betraut. Wenn Herr L. zu wissen wlinscht, was die unga- 
rischen Gesetze unter „publico politica“ verstanden haben, 
möge er nur den von ihm selbst in seinem Werke citirten 
G.A. 1790.67 näher ansehen. Da wird er finden, dass auch 
damals eine Reichs-Commission entsendet wurde „pro cla- 
boratione systematis publico politicorum,“ und im§. 1. des- 
selben Gesetzes wird er aueb jene Angelegenheiten aufge- 
führt finden, welche zu den „publico politica“ gehören, näm- 
lich die Regelung des Reichstages, Statthaltcreirathes, der 
Comitate und Jurisdiktionen, das Sanitätswesen, die Press- 
angelegenheiten und die hierauf bezüglichen Landes-Bc- 
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stliwcnicn ; die äutsscre Politik ist «lahcr mit keinem Worte 
erwähnt. 

Da aber Niemaml bcliauptcn kann, dass die Fortbil- 
dnnje der hier aufpefiilirten Anfrelcpenhcitcn auf Basis 
irgend einer Real-Union geschehen oder beabsichtigt wor- 
den ist : so ktinnten wir die Argumentation des Herrn L. 
umkehren und behaupten, dass ebenso wie die „elucubra- 
tio systematis in politicis“ nicht auf Grundhige einer Real- 
Union veranstsiltet wurde : cs auch riicksiehtlieh der mili- 
tärischen und ökonomischen Angelegenheiten nicht die 
Absicht der Reichstage von 1715 und 170"/, gewesen sein 
kann, das System auf Basis irgend einer Real-Union zu 
entwickeln. 

Doch Herr L. geht weiter und beruft sich zur Moti- 
virung seiner Behauptung auf §. 3 des 0. A. 1723:21, 
dessen 'lV.\t er folgendcrmassen anfiihrt: „dass, nachdem 
die, im Verlaufe des gegenwärtigen Reichstages zu diesem 
Zwecke entsendete, in Gegenwart der königlichen Com- 
missäre, und unter Hinzutritt der Reichsstände, desKriegs- 
rathes und der Hofkammer begonnene Commission nicht zu 
Ende geführt w erden konnte , desshalb die Reichsstände, 
an dem königlichen Bescheid festhaltend , erflehen , dass 
mit Schliessung des Reichstages sofort die Commission 
fortgesetzt und die königliche Resolution erfüllt werde.“ 
Nach Zitirung dieser Zeilen, ruft Herr L. mit grossem Pa- 
thos aus : „Man sieht, dass die Durchführung des militäri- 
schen und ökonomischen Systems mit Beiziehung der kö- 
nigl. Abgeorchieten, mit Beiziehung der ungar. Stände, mit 
Einfluss des, wie wir wissen, über allem Kriegswesen ste- 
henden Kriegsrathes (eonsilium bcllicum), luid mit Einfluss 
der kaiserl. Hofkammer (eamera aulica) bewerkstelligt 
werden sollte ! Wenn dies nicht Alles ein Beweis für die 
im Sinne der Vereinigung beabsichtigte Vollendung des 
militärischen und finanziellen Systems ist : so wissen wir 
tiielit, w ie nur irgend etwas auf der Welt erwiesen werden 
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kiliiii V Dies sind doch so viele sehlagende Beweise für <lie 
im Sinne der Vereinigung heabsichtigte Vollendung des 
S}'s(cnis auch der niilitärisehcn und ökonomischen Ange- 
legenheiten, als es überhaupt Worte in dieser Gesetzstelle 
gibt. Wenn man nun alle diese Stellen ins Auge fasst, 
dann wird man wohl erkennen, was es zu bedeuten hat, 
wenn man sich Ungarn gegenUher auf die pragmatische 
Sanktion (von 1723) beruft!“ 

Wahrlich, Herr L. hat mit Geschicklichkeit die Wir 
kling dieser seiner Zeilen berechnet, indem er voraus- 
setzte, dass der wohlmeinende Leser das zitirte Gesetz 
nicht nachschlagcn werde, was er von 99 unter hundert 
Lesern seines Buches vielleicht auch billiger Massen thun 
durfte. Im angeführten Gesetze steht allerdings, dass die 
„Coiumissio“ unter Mitwirkung des Kriegsrathes und der 
Hof-kammer eröffnet wurde ; allein die Argumentation des 
Herrn L. wird dadurch zu nichtc gemacht, dass dieses Ge- 
setz nicht von jener „Commissio“, auch nicht von einer so 
bcschaftcncn „Commissio,“ wie die des Jahres 1715 war, 
spricht, und dass die Aufgabe dieser Commission eben 
nicht die „elaboratio systematis in militaribus et oecono- 
inicis“ war. Im Jahre 1723 nämlich führten die licichs- 
ständc bei Sr. Majestät darüber Klage, dass die Generale 
und Befehlshaber der Festungen vom Volke eigenmächtig 
Steuern cinfordern , und die Regale, nämlich das Wirths- 
uud Metzger-Recht, zum Naehtheile der Betheiligten un- 
rechtmässig ausuben. 

In Folge dieser. Klage hob Sc. Majestät die durch 
die Generale und Festungskonimandanten ungerechter 
Weise eingefUhrte Besteuerung endgiltig auf; nachdem 
aber die erwähnten Generale und Festungskommandan- 
ten behaupteten , dass die von ihnen benützten Benefizien 
einen Tlndl ihrer regelmässigen Honorirnng bildeten , wil- 
ligte Se. Majestät in die Prüfung dieser Angelegenheit ein, 
und versprach für die Schadb>shaltung der Generale und 
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Fcstunpskoininandanten , wenn sich ihre Behauj)tiinp als 
wahr erweisen sollte, in solcher Weise bedacht zu sein, 
dass die Lantlcsbewohner nicht darunter zu leiden hätten. 

Zur Vollziehuiif^ dieser Prüfung wurde die ('oinmis- 
sion zusaninicngcstellt, zu welcher unter Heisein der könig- 
lichen Coinmissäre auch die Keichsstände sowohl, als der 
Kriegsrath und die Hofkainnier hinzutraten. 8ie begannen 
ihre Wirksamkeit zwar noch auf jenem Keiehstage, konnten 
sie Jedoch nicht zu Ende führen. Zum Heweise nnserer Be- 
hauptung schalten wir hier in der Anmerkung den Origi- 
naltext des ganzen Gcsetzartikels ein. *) 

Wer das ganze Gesetz mit Aufmerksamkeit zu Ende 
liest, wird sehen, dass die in demselben erwähnte Commis- 
sion weder rUcksichtlich ihrer Constituirung, noch hinsicht- 

*) Hii'r wörtliub der G. A. I7U3 : 21. Ut c|iiuiid MilitiiiO 

0 X e e s s u «, Articulus 43. Aiini 1715. exaete observctiir : et O e ii <i r a- 

1 i II m aut quorumvia Coininendaiituiii, .aeu iti exactiuiiibiia Tribiitoriiiii, 
8611 sic dicturum K e g a 1 i u m . qiKiiiiodociimiue, aut quaudoeiinijue 
iutroduutos ; boc quu<)uc |)iU'to »einet Status et Ordiue», Uegia Beiiigiii- 
tate coiiKul.ato» esse soiiti.aut ; e u iii iiistitueiidum u r d in c in lienefata 
Siia Majestas Sacratissima elcmouter rc.soIvit ; 

§. 1. Quo K e g a 1 i a qiiideiii ct quaevia T r i h ii t a, praeter .Tu», 
et aeqiiuin, in Praesidiis , quibusvi», per liciierales aut Cumnieiidantes 
eorundem iiitruilueta, s i in p 1 i u i t c r ut quantoeyus tieri putcrit, tol- 
I a n t II r, et cassentiir : 

§. 2. lila vero, quae seu ex iisii antiquo, ct euntiiiuabi e.uiisuctu. 
diiie, »ive ex Coiicessione quapiam, per Generales, ct Coininendautc-i, i n 
partein Salarii sibi deberi praetendiintur ; previo supcriiidc insti- 
tuendo Kxamine, et eoraperta rei veritate ; ex a 1 i i s ra c d i i s, per 
Suain Majestäten! Sueratissiinam eleraeiiter ordinaiidis, absqiie iilteriori 
Kcgiiicularum aggravio eoinpeiiscntur. 

§. 3. Quia aiitein staute prae.senti Diacla, catemis ordiiiata (in 
praesentia n<imiuoruin Cominissariorum Kegionim) cum Consursu S t a- 
tuumetCon.siliiBellicincCaraoraeAulicac iiicboata 
Cominisaio firieni sortiri nequivis.sct ; idco Status et Ordines hoiiignae 
Kegiae licsulutioiii in.sisteiites, pro ejusdein (finita .slatiin Diacta) Kcnda 
contiiiuatione, et benignae Itesolutioiiis Kogi.ic effectuatione supplieaut.“ 
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lieh ihreH Zieles, uud des Oegenstandes ihrer Wirksamkeit , 
mit der im (i. A. 1715; 59 entseudeten Kegnieolarcommission 
nur die geringste Aehuliehkeit habe. Wer aber blosdenvon 
Herrn L. zitirten §. 3 liest, und findet, dass in demselben von 
einer Commission die Rede ist, kann leieht auf jene falsche 
Vernuithuug kommen , dass in den vorhergehenden §§. 
deutlich Jener Commission Erwähnung gesehieht , welche 
mit der „elueubratio systematis in politicis , militaribus et 
oeconomieis“ betraut wurde , weil ihn ja sonst Herr L. 
nicht in solcher Weise zitirt haben wllrde. Herr L. hat das 
Gesetz kennen mllssen, weil er ja daraus den letzten Pa- 
ragraphen zitirt hat ; er hat cs wissen müssen , dass die 
ersten Paragraphen vollständig das von ihm aus §. 3 Ge- 
folgerte widerlegen , und eben desshalb hat er die ersten 
Paragraphe niclit zitirt. Dies mag wohl eine geschickte 
Berechnung sein, doch Aufrichtigkeit würden wir es kaum 
zu neunen wagen. 

Herr L. wird auch vielleicht hierauf sagen, dass es 
mindestens auf Real-Union deutet, dass zur Prüfungscom- 
mission sowohl der Kriegsrath als auch die Hofkaminer 
hinzutrateu.Wir dürfen jedoch nicht vergessen, dass mehrere 
dieser Generale und Fcstungskommandanten deutsche Of- 
iieiere waren und zum deutschen Heere gehörten, wie sieh 
dies auch aus der Geschichte nachweisen lässt. Als sie da- 
her behaupteten, dass die fraglichen Benefizien einen Theil 
ihrer regelmässigen Honoriruug ausmachen : so konnte 
bei der Prüfung dieser Behauptung, weder der Kriegsrath, 
noch die Hofkammer, welche dem Versprechen Sr. Maje- 
stät gemäss, für die Art der Ersetzung der erwähnten Ho- 
norirungen Sorge tragen mussten, umgangen werden. 

Was Herr L. bezüglich dieses Gegenstandes auf Seite 
89 sagt, dass nämlich die bn G. A. 1715: 59 angebahnte 
Vollendung des militärischen, politischen und ökonomischen 
Systems die erste fühlbare Wirkung der pragmatischen 
Sanetjou in Ungarn gewesen sei, - ist uns faktisch unver- 
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sliiiHllieli. Wir halten ölten naeltge wiesen, tlasH die int Jahre 
1713 zti W^ien kntidgemaehten Erhf'olgchestimtnnngen sieh 
itiif Ungarti nieht erstreckten und fiir Ungarn vom Rechts- 
staitdpnnkte aus auch nicht existirten, und dass die prag- 
tnatisehe Sanction hei uns erst ini Jahre 1723 fcstgcstcllt 
wurde. Das erwähnte Gesetz vom Jahre 1715 konnte da- 
her nicht die Folge jener kaiserlichen Verfügungen sein, 
welche in Ungarn rechtlich betrachtet nicht existirten ; und 
konnte ebenso wenig die Folge der ungarischen pragmati- 
schen Sanction vom Jahre 1723 sein, welche acht Jahre 
später zu Stande kam. 

Wir haben unsere Bemerkungen über jene Raisonne- 
ments des Herrn L. gemacht, welche er aus seiner eigen- 
mächtigen Interpretation des G. A. 1715 : 59 schöpfte. Be- 
trachten wir nun diejenigen seiner Raisonnements, welche 
er auf die feierliche Einleitung der Gesetze vom Jahre 
1723 oder, bestimmter gesprochen, auf die Einleitung des, 
die Sanction der Gesetze enthaltenden Decretes basirt. Er 
beruft sich, wie erwähnt, auf den ersten Abschnitt dieser 
Einleitung ; er theilt ihn auch mit, jedoch blos bruchstück- 
weise, und eben durch diese frsigmentarische Mittheilung 
stellt er die Sätze so zusammen, damit er aus ihnen wenig- 
stens mit einiger Wahrscheinlichkeit das folgern könne, 
was er zu beweisen beabsichtigt. Er theilt nämlich ans der 
gedachten Einleitung an dieser Stelle (pag. 227) blos die 
folgenden Zeilen mit: § 1. „Quod posteaquam Nos in pro- 
xime conclusa Anni 1715. praelibati Regni nostri Hunga- 
riae Diaeta . . . statim ea, qnae ad ejusdem Regni . . . feli- 
citatem, tmn circa Justitiae administrationem, tum Politi- 
corum, Militarium et Oeconomieornm aecomodationem spec- 
tarc videbantur, elaboranda dementer ordinassemus ; . . 
Pro stabilienda itaque in omnem casum, etiam contra vim 
externam, cum vicinis Regnis uostris haereditariis unione 
et cunservauda domestica traiiquillitatc, novam autelatis 
Statibus et Ordinibus, Generalem Regni, Partiumque eidem 
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annexanun Diaetam . . . . cleinciitcr iiidixiKseiuns.“ Und 
auf Grund dieser derart initgetheüten Zeilen hehauptet er, 
dass eben „durcli die unzweideutige und an die Spitze ge- 
stellte schneidende Hervorhebung der Acconiodation des po- 
litischen, militUriscIien und ökonomischen Systems der g e- 
s a m m t e n Länder auf das Bestimmteste sogar der 
Umfang und die determinirte Art der wahren Real- Union 
beschrieben worden sei.“ 

Nun lese aber wer immer den ersten Abschnitt des 
gedachten Dekretes , oder der Einleitung nach dem Origi- 
naltexte, ohne jede Auslassung, wie er am Schlüsse dieser 
Abhandlung seinem ganzen Umfange nach initgetheilt ist, 
so wird er ersehen, wie sehr der wahre Sinn desselben von 
der Interpretirung des Herrn L. abweicht. Se. Majestät sagt 
in dieser Einleitung, dass, nachdem er auf dem letz- 
ten Reichstage , sogleich nach seiner glücklichen An- 
kunft in diesem Lande , die Ausarbeitung dessen , was zur 
Wiederherstellung der Wohlfahrt des Landes , sowohl be- 
züglich der Rechtspflege , als auch bezüglich der Regelung 
der politischen , militärischen und ökonomischen Angele- 
genheiten als nothwendig erschienen sei , gnädigst ange- 
ordnet habe, nachdem ferner später Belgrad und Temesvär 
mit bewaffneter Hand eingenommen worden , und er hie- 
durch nicht blos ganz Ungarn vom türkischen Joche voll- 
ständig befreit, sondern seine Macht auch über die Neben- 
länder und Provinzen ausgedehnt, und hiedurch die Stände 
des Reiches vom Feinde glorreich befreit habe , und nach- 
dem es die Gewohnheit der glücklichen Fürsten , zur Zeit 
des Friedens für das, was zur Kriegführung erforderlich 
ist, zu sorgen, — er die Reichsständc zu einem neuen 
Reichstag nach Pressburg zu dem Zwecke einberufen habe, 
damit der Verband mit den benachbarten Ländern jeden- 
falls auch gegen äussere Feinde befestigt, und die Ruhe 
im Inneren aufrecht erhalten werde. 

Es ist daher blos „per enarrationem“, als eine ge 
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acholicnc TLatsache erwähnt, dass Se. Majestät bereits im 
Jahre 1715 dasjeiii{?e ansarbeiteii zu lassen angeordnet 
habe, was sowohl zur Regelung der Rechtspflege, als auch 
der politischen , militärischen und tikononiisehen Angele- 
genheiten als nothwendig erschienen war, geradeso wie 
die Wiedereroberung von Belgrad und Temesvar und die 
Befreiung des Landes vom türkischen Joche erwähnt sind. 
Was aber Herr L. behauptet : „Die unzweideutige , an die 
Spitze gestellte , schneidende Hervorhebung der Akkomo- 
dation des politischen, militärischen und ökonomischen 
System’s der gesammten Länder“ nämlich , ist ans den an- 
geführten Zeilen durchaus nicht ersichtlich. 

Herr L. betrachtet vielleicht das als eine „an die 
Spitze gestellte , schneidende Hervorhebung“, dass dieser 
Gegenstand in der Reihenfolge an erster Stelle erwähnt ist; 
wir glauben jedoch, dass der Grund hiefUr kein j)olitischer, 
sondern einfach ein chronologischer ist , denn der Reichs- 
tag vom Jahre 1715 ging der Eroberung von Belgrad und 
Temesvar und der Vertreibung der Türken voraus, wie 
dies ans der Geschichte bekannt, aber auch aus dem 
Dekrete selbst , namentlich aus den Worten: „et expost 
occasiome novissimi fclicibw terminati belli tnrcici“ er- 
sichtlich ist. Die historische Reihenfolge wurde daher von 
diesem Dekrete bei der Herzählung der Ereignisse einge- 
halten. Der Ausdruck aber : „der gesammten Länder“, 
welchen Herr L. bei seinen Deuteleien auf Seite 228 naeh 
seiner Gewohnheit wieder in den Text der erwähnten 
Zeilen hineingedacht hat, ist in jenen Zeilen durchaus 
nicht zu finden. 

Der Monarch .sagt auch nirgends, dass er den 
Reichstag zur Festsbdlung des politischen , militärischen 
und ökonomischen System’s , oder zur Berathnng des Ela- 
borates der in dieser Angelegenheit entsendeten Regnij^o- 
larkommission einberufe ; ebenso wenig spricht er von 
irgendwelcher tTemeinschaftlichkeit des Administrativsy- 
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stems : er sagt blos, dass er den Reichstag einherufen habe, 
um bei Fricdenszciteii für die Kriegsangelegcnheiten zu 
sorgen , nachdem er seit seiner Ankunft im Lande stets 
für die Wiederherstellung der Wohlfahrt des Landes ge- 
sorgt , die Ausarbeitung dessen , was bezüglich der Rege- 
lung der Rechtspflege , dann der politischen , militärischen 
und ökonomischen Angelegenheiten nothwendig war, be- 
reits im Jahre 1715 angeordnet, Belgrad und Temesvär 
wieder erobert und die Türken vertrieben habe. Und zu 
welchem Zwecke berief er den Reichstag? Damit die 
Union Ungarns mit den Erbländern , auch gegen äussere 
Gewalt befestigt und der innere Friede aufrecht erhalten 
werde. 

Hier könnte Jemand fragen, welcher Art jene „Union“ 
gewesen sei , die Se. Majestät zu befestigen wünschte ? 
Herr L. sagt, sie sei eine wirkliche Realunion gewesen. 
Allein die pragmatische Sanktion selbst und die Gesetze 
vom Jahre 1723 beantw'orten diese Frage anders. 

Betrachten wir doch das Mittel näher, welches die 
Reichsstände zur Erreichung des bezeichneten Zw^eckes 
für nothwendig erachteten und in Folge dessen auch einmü- 
thig beschlossen ! Sie dehnten das Erbrecht auch auf die 
weibliche Linie des Herrscherhauses aus ; sic erklärten, 
dass die Thronfolge nach derselben Primogenitur-Ordnung 
stattfinden solle, w’elche von Sr. Majestät in den Erblän- 
dern festgesetzt worden, und dass demnach der Thron, so 
w^ohl in Ungarn als auch in den Erbländern stets demsel- 
ben Mitgliede des Herrscherhauses gebühren solle ; sie er- 
klärten ferner, dass der gemeinsame Monarch Ungarn nebst 
den dazu gehörenden Ländern und die Erbläiider miteinan- 
der und gegenseitig nntrennbar und untheilbar, erblich b e- 
sitze ; dass es folglich nicht gestattet sei, weder die Erblän- 
der von einander oder von Ungarn, noch Ungarn und die dazu 
gehörenden Länder ebenfalls von einander oder von den 
Erbländcrn hinsichtlich des Besitzes zu trennen oder zu 
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theiloii. Mit einem Worte, sic spiaclien den untrennbaren 
und nntheilbaren Besitz aus. Und nachdem sie im ersten 
Gesetzartikel und in den ersten acht Paragraphen des zwei- 
ten Gcsetzartikels Alles festgcstcllt , was das Erbrecht und 
die Reihenfolge desselben betrifft, nahmen sie in dem darauf- 
folgenden §. 9 Bestimmungen auf, welche klar beweisen, 
dass sic die Union mit den Erbländern, deren Befestigung 
sow ohl gegen ausw'ärtige Feinde, als auch gegen die schäd- 
lichen Bewegungen im Inneren der eine Zweck dieses 
Reichstages war, durchaus nicht so verstanden haben, als 
Herr L. dieselbe gerne deuten möchte. Denn in dem er- 
wähnten Paragraph haben sic nach ausdrücklicher Ausdcli- 
uung des im G. A. 1715:3 angegebenen Erbfolgercchtes 
auf die weibliche Linie, wie wir weiter oben bereits ausein- 
ander gesetzt, festgcstcllt, dass Ungarn nie nach der Weise 
der Erbländer regiert werden, dass Se. Majestät der König 
vielmehr stets nach den bis dahin geschaffenen und in Zu- 
kunft rcichstä glich zu schaffenden eigenen Gesetzen des 
Reiches herrschen und regieren wird. Sie haben folglich 
nicht nur keine gemeinschaftliche Regierung festgestellt, 
und eine wirckliche Real-Union nicht ausgesprochen, son- 
dern suchten im Gegentheile dem Reiche die selbststän- 
dige und abgesonderte Regierung zu sichern. 

Dies waren die Beschlüsse der Reichsstände, und Sc. 
Majestät der König von Ungarn hat sie zu dem ausge- 
sprochenen Zweck des Reichstages, dass die Union mit den 
Erbliindern gegen auswärtige Feinde und auch gegen 
schädliche innere Bewegungen befestigt w’crde, fUr entspre- 
chend und genügend gefunden. Wir sagen, für genügend, 
weil er in dieser Beziehung weder in seinen königlichen 
Propositioneii, noch in seinen königlichen Antworten mehr 
verlangt hat. Er sagte nirgends, dass er unter dem zu 
befestigenden Verbände irgend eine engere Verbindung 
verstanden habe, er forderte die Stände des Reiches nicht 
auf, für die Faststellung irgend eines gemeinschaftlichen 
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Regieruugssystems zu sorgen, auch wies er sie nicht ein- 
mal an, irgend ein Elaborat der ini Jalire 1715 zur Ausar- 
beitung des politischen, inilitUrischen und ökonoinisclien 
Sjstemes entsendeten Kommission in Beratlinng zu neh- 
men. Von all dem hat der Monarch nicht gesprochen, son- 
dern er hat die auf dem Reichstage geschaffenen Gesetze 
einfach sanctiouirt, und in gleicher Weise sanetionirtc er 
auch das Gesetz, welches von der abgesonderten, selbst- 
ständigen Regierung des Landes handelt. Und wenn wir 
die Reihe dieser Gesetze Überblicken, können wir uns 
überzeugen, dass der Reichstag in denselben über mehrere 
Administrativaugelegenhciten Verfügungen getroffen, Ge- 
richtshöfe errichtet , die politische Regierungsbehörde 
geregelt, und auf die Privatrechtspflege bezügliche Ge- 
setze geschaffen hat ; er hat über die Abhaltung der Reichs- 
tage, Uber die Gewalt der PalatinswUrde, Uber die Dreis- 
sigstgefälle, von den Grenzen des Landes, von der Unab- 
hängigkeit der ungarischen Kammer und selbst über For- 
derungen von Privatpersonen gesprochen ; er hat mit ei- 
nem Worte ohne festes System Uber vielerlei Gegenstände 
Verfügungen getroffen, überall in Übereinstimmung mit 
dem Inhalte des erwähnten §. 9; allein hinsichtlich des Ver- 
bandes mit den Erbländern hat er ausser dem, was in der 
pragmatischen Sanction oder in der Einleitung und in den 
Artikeln 1 u. 2 der erwähnten Gesetze enthalten ist, was 
wir bereits oben kurz angeführt haben und der Leser 
indem Originaltexte der erwähnten, als Anhang dieser Ab- 
handlung angefUgteu Gesetze ausführlich nachlesen kann, 
durchaus nichts gesagt. Irgend einer gemeinsamen Regie- 
rung ward auch im entferntesten nicht Erwähnung ge- 
than, ja nach der Bestimmung des zitirten §. 9 durfte ihrer 
auch nicht erwähnt werden. 

Wenn wir nun berücksichtigen, dass jenes üecret, 
aus dessen „feierlicher Einleitung“ Herr L. die Interpreta 
tiou der ins Auge gefassten Union ableitet, von Sr. Maje- 

F. V. Duük Iicii)«rk 7 
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stät (lern Könige zu jener Zeit erlassen wurde, als die 
1723-er Gesetze vom Reichstage bereits festgestellt und 
auch von Sr. Majestät angenommen waren, zu einer Zeit 
also, als der König Alles, was in jenen Gesetzen enthalten 
war, bereits gekannt, ja mit seiner königlichen Gewalt be- 
stätigt hatte ; so können wir nicht begreifen, wie man 
dem in der Einleitung des Decrctes gebrauchten Worte 
„unio“ eine dem Sinne der Gesetze, besonders der klaren 
Bestimmung des öfter erwähnten §. 9 so widersprechende 
Deutung geben kann V 

Herr L. geht jedoch noch weiter und behauptet auf 
Seite 229 seines Werkes , dass die Gesetze vom Jahre 
1723 mit den Repräsentanten der Erbländer verhandelt 
und abgeschlossen worden seien, und zwar deshalb , weil 
die verhandelten Angelegenheiten , namentlich die ins 
Auge gefassten militärischen, politischen und ökonomischen 
Angelegenheiten schon vorher keine rein ugarischen Ange- 
legenheiten waren, und es hinfort auch um so weniger sein 
sollten, da ja eben bezüglich ihrer im Jahre 1723 die Union 
mit den Erbländern beschlossen wurde. Zur Rechtfertigung 
zitirt er einige Zeilen der „feierlichen Einleitung“ des er- 
wähnten Dekretes, in welchen der Monarch sagt , dass er 
den Reichstag Anfangs persönlich geleitet, später aber 
hiemit seine bevollmächtigten königlichen Kommis- 
säre, Graf Thomas Gumhigcr-Stahrembcrg , Erbmarschall 

•• 

von Ober- und Nicder-Osterrcich, geheimen Rath, u. s. w., 
und Graf Franz Ferdinand Kinsky, böhmischen Obersthof- 
meister, Kanzler, u. s. w. betraut habe. Nachdem aber die 
gegenseitigen Unterhandlungen und der Reichstag beendet 
w aren, haben die Reichsstände die durch die oben erw^ähn- 
ten königlichen Bevollmächtigten und Kommissäre festge- 
stelltcn und auch von Sr. Majestät angenommenen Gesetz- 
artikel Sr. Majestät vorgelegt und unterbreitet, u. s. W'. 
(Den Originaltext des Ganzen siehe in dem , unserer Ab- 
handlung hinzugcfllgten Anhänge unter Nr. I.) 
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Aus diesen zitirteu Zeilen hebt Herr L. besonders 
hervor, dass die dasell)st genannten Kommissäre hohe 
AViirdenträger Österreichs und Böhmens gewesen seien, 
und behauptet, dass sie nicht blos als Käthe des Königs 
von Ungarn, sondern als Käthe des Uber alle Länder ge- 
meinsamen Regenten, also der Gesammtmouarchie wegen 
und speziell als Vertreter der nichtungarischen Erbländer, 
bezüglich der gemeinsamen Angelegenheiten mit den un- 
garischen Ständen verhandelt haben ; — welche Behaup- 
tung er auch noch damit unterstützt , dass sich das Land 
ihnen gegenüber nicht auf das Recht berufen habe , dass 
über rein ungarische Angclcgcuhciteu selbst der König 
blos mit ungarischen Käthen berathen dürfe. 

Die zitirten Zeilen erwähnen jedoch mit keinem 
Worte, dass die genannten zwei hohen Herren die Vertre- 
ter anderer Länder gewesen, sic sagen nicht, dass diese 
Kommissäre wegen der Interessen anderer Länder oder 
der Gcsammtmonarchie ernannt worden und titulircn sie 
nicht einmal kaiserliche Kommissäre : sondern im Gegon- 
theile werden sic selbst von Sr. Majestät klar und be- 
stimmt königliche Bevollmächtigte und Kommissäre 
genannt. Sie befanden sich daher nicht im Namen des 
Regenten der Erbländer, sondern im Namen des Königs 
von Ungarn in Pressburg. Der Reichstag hat selbsständig 
berathen, beschlossen und jenen Theil der Gesetzgebung, 
welcher der Nation zustand , frei ausgeübt ; die königli- 
chen Bevollmächtigten und Kommissäre aber haben den 
König von Ungarn vertreten, und in seinem Namen Ant- 
worten erthcilt, mit einem Worte : der König von Ungarn 
hat in den Unterhandlungen mit dem Reichstage bis zur 
Sanktion, durch sie jenen Theil der Gesetzgebung ausge- 
übt, welcher nach unserer Verfassung dem Monarchen 
zukommt. 

Wir bemerken hier noch, dass in der Sprache des 
ungarischen Staatsrechtes mit den Worten : Unterhand- 
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Imig mit dem Reiclistage (tractates diaetalis) jeues Ver 
fahren bezeichnet wird , nach welchem der Reichstag 
seinen Beschluss Uber das zu schaffende Gesetz durcli 
eine Adresse Sr. Majestät unterbreitet, worauf Se. Ma- 
jestät eine königliche Antwort ertheilt, und wenn diese 
zwei Aktenstücke nicht Ubereinstiminen , unterbreiten 
die Keichsstände eine neue Adresse , auf welche wie- 
der eine königliche Antwort gegeben wird , was so 
lauge fortgesetzt wird , bis zwischen beiden Parteien ir- 
gend eine bestimmte Vereinbarung erfolgt. In früheren 
Zeiten, besonders wenn der Monarch abwesend war, war 
diese Verhandlung mit vielen Schwierigkeiten und mit 
Zeitverlust verbunden, um nun dem zu steuern nnd zugleich 
den Gang der reichstäglichen Unterhandlungen zu beschleu- 
nigen und zu erleichtern, ernannte der Monarch Iiäufig, ganz 
so wie im Jahre 1 723, zu seiner Vertretung Bevollmächtigte, 
jedoch nicht kaiserliche , sondern königlich - ungarische. 
So geschah cs unter Anderen. in den Jahren 1566, 1574, 
1575,1593, 1595, 159G, 1597,1598,1599, 1601, 1602, 
1603, 1604 u. 1715; mit einem Worte, fast jedesmal, 
wenn der König wegen seiner längeren Abwesenheit den 
Reichstag nicht selber leiten konnte. Es unterscheidet sich 
daher in dieser Beziehung der Reichstag des Jahres 1723 
durchaus nicht von jenen eben aufgezählten früheren 
Reichstagen , an welchen aber weder von einer prag- 
matischen Sanction, noch von einem politischen, militäri- 
schen und ökonomischen System, noch von irgend einer 
wie immer gearteten Gemeinschaftlichkeit die Rede gewe- 
sen ist. Und so gehört denn in der That eine lebhafte 
Phantasie dazu, um aus dem Umstände, dass im Jahre 
1723 Se. Majestät der ungarische König an seiner Statt 
Bevollmächtigte mit den reichstäglichen Unterhandlungen 
betraute, und dass die Bevollmächtigten hohe österreichi- 
sche und böhmische Würden bekleideten, sogleich mit Be- 
stimmtheit zu schliessen, dass diese Bevollmächtigten nicht 
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bloss ini Namen des ungarischen Königs sondern im Na- 
men des gemeinsamen Monarchen sämmtliclier I^änder an- 
wesend waren und das ganze Reich, insbesondere aber die 
nicbtungarischen Erbländer vertraten ; während doch, wie 
wir schon oben bemerkten, in den von Herrn L. zitirten Stel- 
len und überhaupt im ganzen Gesetze kein Buchstabe von all 
dem vorkommt, ja sogar im Gegentheile jene Bovollmäch- 
tigten einfach königliche Kommissäre genannt werden. In 
Zeitungsblättern und Privatbriefen darf mau vielleicht 
auch zwischen den Zeilen lesen, beim Erklären von Gesetzen 
und staatsrechtlichen Fragen aber ist das zwisehen den 
Zeilen Lesen nicht am Platze. Herrn L.’s Lieblingsmanier 
ist es jedoch, für seine eigene Theorie auch solche Gesetze 
zu zitiren, die das gerade Gegcntheil derselben enthalten, 
und alsdann mittelst langen Disputirens zu zeigen, dass das 
zitirte Gesetz nicht das meint, was seine Worte sagen, son- 
dern das was sie nicht sagen. 

Übrigens, welches war denn unter den am Reichs- 
tage V. J. 1723 geschaffenen Gesetzen dasjenige, bei des- 
sen Verhandlung jene königlichen Bevollmächtigten die 
Erbländer hätten vertreten' können ? Mit Ausnahme der von 
der Pragmatischen Sanktion handelnden ersten Artikel 
gibt es ja keinen einzigen, den selbst Herr L. als zur 
gemeinsamen Verhandlung gehörig und auf Real-Union be- 
züglich erklären könnte. Wer immer die Liste der erwähn- 
ten Gesetze*) bis zu Ende durchsehen will, der wird an der 
Richtigkeit unserer Behauptung nicht zweifeln. Was aber 
die ersten zwei, die Pragmatische Sanktion feststellenden 
Artikel betrifft, so handeln diese allerdings von einer Ange- 
legenheit, die man eine gemeinschaftliche nennen kann, 
insoferne sie nämlich das Erbfolgerecht ira Weiberstamm 
des gemeinschaftlichen Herrscherhauses, und somit die Ge- 
meinsamkeit bezüglich des Monarchen und den untheilba- 

*) S. Anhang Nr. II, 
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ren mul iiiitroiiiibart ii Hositz, oder die streiij^e Personal Uni- 
on festsetzen. Allein diese (rcsctzartikel kamen noch beim 
Beginn des Reiehtages zu Stande, beim Beginn aber leitete 
noch Se. Majestät in eigener Person den Reichstag, wie dies 
auch die von Herrn L. angefllbrte Stelle beweist, worin der 
Monarch folgendes sagt : „eidemque Nos etiain a priniordio 
iiuidem ejusdem diaetac personaliter, dein vero me- 
dio Plcnipotentiariorum C o m miss a r i o r ti m nostrorum 
regioriiiii etc. praefuissemus“. Die Reichstände beschlossen 
die Erbfolge des Franenstammes glcicb in den ersten Tagen 
des Reichstages.*) Am 17. .luli schon nahm Sc. Majestät 
persönlich in Pressburg die fertigen Gesetzartikcl entgegen 
und tr.'it am selben Tage die Rllckreisc nach Wien an, 
nachdem er die Gr.afcn Stahremberg und Kinsky an seiner 
Statt als königl. Kommissäre zurllekgclassen.Die eigentliche 
Wirksamkeit dieser beiden hohen Herren als königliche 
Kommissäre begann daher nur dann erst, als die pragm.a- 
tischc Sanktion bereits festgesetzt war ; cs wurde gegen 
sie, als gegen Nichtungarn, wahrscheinlich nur darum keine 
Einwendung von den Landesständen erhoben, weil mehrere 
Glieder der Familien Stahremherg und Kinsky seit 1047 
und 16H7 das Indigenat besessen hatten ; ihnen selbst aber, 
den königlichen Kommissären, wurde von eben demselben 
Reichstage im J. 1723, an welchem sie im Namen des Kö- 
nigs fungirten, mit Nachlass der Taxe, das ungarische 
Indigenat verliehen. 

Es ist daher unzweifelhaft, dass der Ausspruch, wel- 
chen Herr L. auf Seite 229 seines Werkes mit folgenden Wor- 
ten thut : „Man sielit also offenbar, dass diese Landtagsarti- 
kel des J. 1723 auf die Vereinigung des ganzen politisehen, 
militärischen und ökonomischen Systems, somit auf eine in 
diesen Dingen vollendete politisch-militärisch-ökonomische 


*) Am 27. Jnni „Veiii Sancte“. — Am 30. Juni wurde bei der 
Ständctufel der Antrag gestellt utid auch angenommen. 
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Keiiluiiioii gerichtot gewesen seien ; mul dass diese Artikel 
durch Kcpräsciitantcn der Länder verhandelt und abgeschlos- 
sen worden seien“, — nicht iui mindesten l)egrlindct ist, da 
es unter den am Landtage d. J. 1723 zu Staude gekommenen 
Hundert ncunundzwanzig Gesetzartikcln auch keinen ein- 
zigen gibt, in dem auch nur mit Einem Worte die zu ge- 
schehende Vereinigung des politischen, militärischen und 
ökonomischen Systems mit jenem der Erbländer, oder die 
liealunion , erwähnt würde ; da ferner weder das Gesetz 
noch der Monarch von den am Reichstage anwesenden 
königlichen Komissären aussagt, dass dieselben irgend Je- 
mand Anderen als den ungarischen König vertreten hätten, 
und für eine anderweitige Vertretung auch gar keine Ange- 
legenheit vorhanden war. 

Von dem eigentlichen Sinne der in der pragmatischen 
Sanktion vorkommenden Worte : „indivisibiliter“ und „insc- 
parabilitcr“ haben wir schon gesprochen. Weil jedoch Herr 
L. diesen Worten einen Sinn beilegt, der mit dem Ge- 
setze selber nicht vereinbar ist, erscheint cs uns noth 
wendig, auch zu dieser seiner Erklärung unsere Bemerkung 
zu machen. 

Herr L. sagt nämlich Seite 248 seines Werkes folgen- 
des: „In dieser Hinweisung, dass alle Länder indivisibiliter 
et inseparabiliter, invicem et insimul, ac iina cum Kegno 
Hungariae et Partibus, Regnis et Provinciis eidem annexis 
baereditaric possiden d a c , regen d a c et gubernan d a e 
sein sollen, liegt wohl abermals ein sehr starker Hinweis 
auf die über die Personalunion hinausgehende Realunion.“ 

Hier hat Herr L. ein Wörtchen oder vielmehr nur die 
letzte Silbe des Wortes geändert, er schrieb kein neues 
Wort, nur ein Beiwort brachte er in andere Beziehung, und 
knüpfte an diesen kleineu Irrthum eine seiner Theorie gün- 
stige Auslegung. Im Originaltext des Gesetzes steht nicht 
„posside nd a e regend a c et gubernand a e ,“ sondern „pos- 
sidcudis, regend am et gubernand am.“ Untersuchen wir 
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iilso, was der eif^entliche Inhalt jenes Gesetzes ist. *) Die 
§§. 5. G. und 7. des G. A. 172 >.2 enthalten einen langen 
Satz, in welchem die Hauptwörter zu Anfang des §. 5 
stehen, das Zeitwort aber am Ende des 7. Paragraphen. Der 
Silin des langen Satzes ist indess nicht zweifelhaft. Die 
Stände des Landes übertragen nämlich beim Aussterben 
des Mannesstammes des erhabenen regierenden Hauses 
dem Frauenstamm 

das Recht der Thronerbfolge in Ungarn (jus haere- 
ditariiim succedepdi in Hiingariac Regnum) ; 

sie libertragen ferner die ungarische Krone und die 
dazu gehörigen Theile, Provinzen, Länder (et coronam ad 
eandemque Partes pertinentes Provincias et Regna). 

Hier ist unter dem Worte „Corona“ nicht das Symbol 
der königlichen Gewalt, die Krone selber, sondern der Staat, 
oder Ungarn als Staat zu verstehen, und in dieser Bedeu- 
tung kommt das Wort „Corona“ in unseren Gesetzen, so 
wie im Staatsrecht anderer Nationen, häufig vor. 

Diesem Hanptwortc : „coronam,“ worunter das Reich 
zu verstehen, entsprechen jene beiden Worte in der letzten 
Zeile des §. 7 „regendam et giibcrnandam,“ denn diese 
beiden Beiwörter stimmen (concordant) nach den Regeln 
der lateinischen Sprache, nur mit dem erwähnten Haupt- 
wort (coronam) liberein. Zieht man die zu diesem Gedan- 
ken gehörigen IVorte der angeführten §§. genau zusammen, 
so sagt der Satz folgendes : Sie übertragen beim Ausster- 
ben des Mannesstammes auf den Frauenstamm das erbliche 
Thronfolgereclit in Ungarn, sie übertragen die ungarische 
Krone (oder den ungarischen Staat) zusammen mit den 
dazu gehörigen Theilen, Provinzen und Ländern, auf dass 
er darin herrsche und es regiere. 

Nebst diesem Gedanken wird noch folgendes in den 
angeführten Paragraphen ausgesprochen : 


*) Siehe (len ainführlicheu Text de-s Gesetzes im Anhang Nr. I. 
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Eh wird geuau Itcschricbcn, auf wen nich ilie.ses Über- 
tragene Tlironerbfolgerccht in der weiblichen Linie erstreckt, 
und es werden in dieser llinsielit „die rfimisch-katholi- 
schen Sprffeslinge beiderlei Geschlechtes, von Karl III., Jo- 
seph I. nnd Leopold I.“ genannt. 

Es wird ausgesprochen, dass dicErbfolgcreihe dieselbe 
Primogenitnrordnung sein soll, wie diese in den Erbländcrn 
durch Sc. Majestät bereits festgesetzt worden ist. 

Es wird ausgesprochen, dass die Erbländcr mit Un- 
garn und den dazu gehiirigen Theilen, Ländern und Pro- 
vinzen miteinander und gegenseitig einen untrennbaren nnd 
unauflöslichen erblichen Besitz bilden (indivisibiliter ac inse- 
parabiliter, invicem et insimul , ac una cum Regno Hun- 
gariae et Partibus, Kegnis et Provinciis cidem annexis, ha- 
ereditarie p o s s i d e n d i s.) 

Dagegen ist nirgends ausgesprochen, dass Ungarn 
und die Erbländer unzertrennlich oder gemeinschaftlich re- 
giert werden. Das „regendam et gubernandam“ ist nicht 
verbunden mit den Worten „indivisibiliter ac inseparabili- 
ter,“ welche vielmehr mit dem Worte „possidendis“ Zusam- 
menhängen. Hingegen ist, wie wir weiter oben bereits aus- 
einander gesetzt, im §. 0 bestimmt ausgesprochen, dass 
Se. Majestät Ungarn nicht nach der Weise der übrigen 
Erbländer regieren werde, sondern in demselben gemäss den 
bereits eingeführten und nachher noch reichstäglich einzu- 
fUhrenden Landesgesetzen herrscht und regiert. Und somit 
steht Herrn L.’s verdrehte Erklärung nicht nur mit dem 
Geiste, sondern auch mit den Worten und dem Sinne des 
erwähten Gesetzes im geraden Widerspruch. 

Bezüglich der pragmatischen Sanktion müssen wir 
auch noch zu einer anderen Behauptung des Herrn L. un- 
sere Bemerkung machen. Auf das Vorwort zu den Gesetzen 
vom Jahre 1723 sich berufend, sagt er; „Man sieht, dass 
die Stände auch um die Bestätigung ihrer Rechte und Freihei- 
ten gebeten haben“ (Seite 235). Aus Ehrerbietigkeit gegen 
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den Jloiiurelieu pdegtc die luif^ariselie Nutiuii Worte der 
Bitte aneli dann zu gebrauchen, wenn sie ein nid)ezweifelt- 
gercclitcs und reclitinässig gar nicht ahzuweisendes Ver- 
langen unterhreitete, denn der fordernde Ton hätte zu der 
schuldigen Ehrerbietigkeit nicht gepasst, und eben so pflegte 
sie auch dann Dank zu sagen, wenn cs sich nicht bloss um 
fiirstliclie Onadenaktc handelte. Auch bei anderen N.ationen 
führen die Vertreter derselben gegenüber dem Monarchen im 
Allgemeinen eine ähnliche Sprache. Wie gar viele Fälle der- 
artiger Bitten hätte Herr L. aus der Geschichte der unga- 
rischen Gesetzgebung anfilhren können, olinc aus ihnen 
irgend eine staatsrechtliche Folgerung ziehen zu dürfen. 
Zufälliger Weise hat er sich jedoch gerafle hier ganz un- 
passend auf das Bitten berufen und etwas behauptet, was 
ganz und gar nicht wahr ist. In dem erwähnten Vorwort, 
besonders in den §§. 4. und 5. desselben sagen nämlich die 
Stände : „Damit also in Zukunft dieses Erbreich Sr. Maje- 
vor aller Verwirrung und Gefahr bewahrt sei, und sowohl 
gegen äussere Gewalt wie gegen gefährliche innere Unru- 
hen auf heilsame und r c i c h s t ä g 1 i c h zu b e s t i m- 
m c n d c Weise gesichert werde ; und hiedurch das Ein- 
vernehmen und der Verband mit den übrigen Erbländcrn 
seiner Majestät, folglich der Friede und die Ruhe der christ- 
lichen Republik (Christianac Rcipublicae) unter Sr. Maje- 
stät Regierung dauernd sei; und die durch die Stände 
proklamirtc und Sr. Majestät angebotenc weibliche Erbfolge 
befestigt werden könne ; und damit die Stände des Landes 
in ihren bisherigen Freiheiten, Gesetzen und in denen, die 
durch diesen Reichstag bereits geschaffen worden oder in 
Zukunft reichstäglich werden geschaffen werden, verbleiben 
und bekräftigt und erhalten werden, und Jeder das Gesetz 
beobachte, und Jedermann sein Recht den vaterländi- 
schen Gesetzen gemäss zu Theil werde , und damit der zu 
diesem Zwecke den Ständen des Reiches vorgclegtc Vor- 
schlag (propositio) Sr. Majestät und dessen väterlicher 
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Wille 1111(1 Ali^ielit miterstiltzt werde: — l)itteii die Htiindc 
Se. Majestät ; 

§. 5. dass er die nuten folgenden Gesctzartikel an- 
ziinclnnen und zn sanktioniren geruhe.“ *) 

Die Stände des Reiches bitten daher nicht, dass ihre 
Rcehtc and P’reiheiten bestätigt werden sollen , sondern 
dass Sc. Majestät die unten folgenden Gesetzartikel (nt in- 
fraseriptos artienlos) sanktioniren möge. Alles, was im §. 4 
so ansfiihrlieh hergozählt ist, enthält nicht Gegenstände der 
Ritte , sondern Motive , vermöge welcher sie die Sanktion 
der erwähnten Gesctzartikel erbitten ; mit einem Worte : 
der §. 4 zählt die Zwecke auf, welche der Reichstag durch 
das Sehaifcn Jener Gesetze zu erreichen wUnschte. Wenn 
Herr L. die Interpunktion des Originaltextes aufmerksam 
betrachtet, kann er sehen, dass sich nach dem, am Schlnsse 
des §. 4 stehenden Zcitwortc „bitten“ (suplicant) ein Dop- 
pelpunkt befindet , und nach diesem Doppelpunkt folgt der 
§. 5 : „dass er die unten folgenden Artikel“ u. s. w. (ut in- 
frascriptos artienlos etc.); folglich bezieht sich das er- 
wähnte Zeitwort nicht auf das , was vor demselben , son- 
dern auf das , was nach dem Doppelpunkte steht. Und 
hätte Herr L. diese Gesetze , welche er so oft zitirt , analy- 
sirt und interpretirt hat , nur einmal mit Aufmerksamkeit 
durehgelesen , so würde er die hingevvorfene Behauptung, 
dass die Reichsstände eben auf diesem Reichstage um die 
Bestätigung ihrer Rechte und Freiheiten gebeten haben, 
selbst iHjs seinem Werke gestrichen haben; denn im l.Gc- 
sctzartikcl hätte er in klaren Worten lesen können, dass Sc. 
Majestät vor Allem, und zwar ohne vorhergegangene dies- 
bczllgliche Bitte der getreuen Stände , (et primum ac ante 
omnia, nullaciue praevia fidelium Statuum et Ordinum eate- 
nus praemissa humillima supplicatione) aus reinem väterli- 


'*) Siehe Aiihnng Nr. III. den §. 4. des Gesetzes von den Worten 
„nt proindc fntnris quibusqnis tomporibus“ bis zu Ende und den §. ö. 
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eben Wohlwollen die Reichsstiinde versichert habe , dass 
er ihre in Diplomen enthaltenen so wie alle ihre anderen 
Rechte, Freiheiten, Gesetze ii. s. w. aufrecht erhalte, und 
dafür sprechen die Reichsstiinde ihre Dankbarkeit ans.*) 

Herr L. indehte gerne , wie er auf Seite 237 seines 
Werkes sagt , zwischen den Rechten , Gesetzen und Frei- 
heiten Ungarns irgend einen Unterschied aufstellen , und 
blos jene als bestätigt betrachten , welche nach seiner 
Ansicht rein ungarische Rechte, Gesetze und Freiheiten 
sind ; er Hess jedoch ausser Acht , dass eben er selbst die 
auf diese Bestätigung bczllglichen Zeilen zitirt, welche 
keinen derartigen Unterschied kcn'nen , sondern sagen : 
„in u n i V e r 8 i s eorundem tarn diplomaticis, quam a 1 i i s 
q n i b u 8 V i 8 juribus, libertatibus , privilegiis, immunitati- 
bus, antiquis consvetudinibus, praerogativis et legibus hac- 
tenus habitis , ac in praesenti quoque diaeta conditis , et 
in fnturum etiam diaetaliter condendis permaneant , stabi- 
liantur et couserventnr.“ (Praef. §. 4). Und ähnlich spricht 
sich auch jedes spätere Gesetz, jedes Krtinungsdiplom ans, 
und mehr als das könnte, nach unserem Erachten, gar nicht 
gesagt werden. 

*) S. im Anhänge unter No. H. die Einleitung des 1. Geselz- 
artikels. 
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VIERTER ABSCHNITT. 

Auäser seinen weitläufigen Auseinandersetzungen 
bezHglich des Erbfolgereclites und der Erbfolgeordnung, 
der pragmatischen Sanktion und der damit in Verbindung 
stehenden einzelnen Gesetze , zu welchen wir bereits 
unsere Bemerkungen gemacht haben , spricht Herr Lust- 
kandl Vieles Uber fast alle Zweige der Gesamiutverwal- 
tung ; er zitirt unzählige Gesetze , interpretirt sie nach 
eigener Willkür , argumentirt ausführlich über dieselben, 
und sucht aus all diesem die wirkliche Realunion zu be- 
weisen. Wo er nur ein Gesetz findet , in welchem irgend 
eine, wenn auch blos auf einen einzelnen Fall beschränkte 
Berührung Ungarns mit den übrigen Erbländern erwähnt 
wird , fuhrt er es stets als unzweifelhaftes Kriterium der 
von ihm vertheidigten Realunion auf. 

Es wäre ein undankbares Bemühen , diesen zahlrei- 
chen Zitaten und Argumentationen in allen Details zu fol- 
gen ; Uber einige indessen wollen wir doch unsere Bemer- 
kungen machen. 

Doch ehe wir diese aussprecheu , halten wir es für 
nöthig, eine allgemeine Bemerkung voraus zu schicken, 
welche sich auf mehrere Stellen des L.’schen Werkes und 
den Geist, der durch dasselbe geht, bezieht. 

Herr L. will, wie es scheint, alle jene Rechte, welche 
in unserem Vaterlande ausschliesslich , oder mindestens 
zum grossen Theile, der König dem Gesetze gemäss aus- 
Ubte, sowohl ihrem Wesen, wie ihrer Form nach als unab- 
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ilnderlicb bctracliten. Er betont vorzuf'sweise Alles das, 
was er fUr königlicbcs Keebt bält , und berilcksiebtigt die 
späteren Reiebsgesetze , dnreb vveicbc diese Reclite modifi- 
eirt wurden, gar nicht. 

Wir halten diese Ansicht für völlig grundlos. 

Die zwischen dem König und der ungarischen Nation 
bestehenden Beziehungen die Form und der Umfang der 
Gesetzgebung, die Formen der Regierung und Administra- 
tion wurden durch Gesetze bestimmt, aber diese Gesetze 
schlossen nicht die Möglichkeit der Vervollkommnung ans, 
beraubten den Staat nicht des Rechtes , in seinem eigenen 
Interesse zeitweilig neue, von den alten oft abweichende, 
zuweilcu , wenn es nöthig ist , mit diesen selbst im Wider- 
spruche stehende Gesetze zu schaffen. Es Hessen sich zahl- 
reiche Beispiele dafür anführen , dass sowohl die Rechte 
der Nation, als die des Königs zeitweilig umgostaltet wur- 
den. Bei der Besetzung der höchsten und wichtigsten 
RcichswUrdc, der Palatinatswiirdc , war das königliche 
Recht ehedem ausgedehnter als in späteren Zeiten. Das 
faktische Widerstandsreeht der Nation , welches in der 
Bchlussklausel der goldenen Bulle enthalten ist, wurde 
als gefährlich, durch das Gesetz, ahgesehafft. Die Coustitui- 
riing der Reichstage und das persönliche Erscheinungs- 
recht des gesammten Adels wurde verändert , und auf die 
Entscudung , anfänglich mehrerer , später nur zweier 
Abgeordneten jedes Comitates beschränkt. 

Unsere Verfassung ist eine geschiehtliehe Verfassung, 
sie war nicht mit einem Male vollendet, sondern hat sich 
aus dem nationalem Lehen entwickelt, und zeitweilig den 
Bedürfnissen der Nation und den Anforderungen der Zeit 
entsprechende Veränderungen, sowohl in Betreff' der Rechte 
der Nation, wie der köuigliclihn Rechte, in Wesen und Form, 
erlitten. Bei so manchem unserer Gesetze würden wir die 
Prinzipien und den Inhalt vergebens in den älteren Zeiten 
suchen, denn sie sind die Produkte grösserer Cultnrentwik- 
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kelung un<l der iii ganz Europa erfolgten IJingcstaltung 
der staatsreclitliclien Ideen. So zum Beispiel die Idee ei- 
ner parlamentarischen Regierung. Ehedem bestanden in 
Europa Überall engere oder weitere Ständeverfassungen. 
Die höheren Classen, als durch ihre höhere Bildung dazu 
befähigter, übten ausschliesslich oder mindestens überwie- 
gend die Staatsrechtc aus. Später aber , mit Ausbreitung 
der Bildung, wurden die Schranken stufenweise weiter , 
bis endlich das Prinzip der allgemeinen Berechtigung 
siegte, und auch in anderen Ländern die Stäudeverfas- 
sung durch Volksvertretung ersetzt wurde. In dieser Weise 
ist es auch bei uns geschehen, später vielleicht als in an- 
deren Ländern, aber eben dcsshalb war das Bedürfniss 
dieser Umgestaltung auch ein fühlbareres und dringenderes. 
Eine derartige wesentliche Umgestaltung der Verfassung 
forderte unausbleiblich, „dass mehrere Gesetze der früher 
bestandenen Ständeverfrssung in andere Form gegossen wer- 
den ; was früher blos allgemein ausgesprochen ward , be- 
stimmter formulirt, und das, was neben der Volksvertretung 
nicht bestehen könne, verändert werde.“ Die streng logi- 
sche Conscqueuz der Volksvertretung war die Idee der 
parlamentarischen Regierung, weil jene ohne parlamenta- 
rische Regierung mangelhaft wäre und dem Ziele nicht 
entsi)rächc. 

Lässt sich vernünftiger Weise behaupten, dass, w’cil 
Ungarn eine Ständeverfassung besass, und weil die frühe- 
ren Gesetze eine Volksvertretung nicht kannten, das Reich 
dazu verdammt sein solle, die Ständeverfissung nie mit der 
Volksvertretung vertauschen zu können, so sehr auch das 
Volk zur Theilnahine an verfassungsmässigen Rechten be- 
fähigt ist, so sehr auch das tief empfundene allgemeine 
Bedürfniss dazu drängt, die Gerechtigkeit und Billigkeit 
cs gebietet, das Beispiel des gebildeten Europa es rUth V 
Oder lässt sich vernünftiger Weise wünschen, dass das 
Reich die alte Verfassung zur Volksvertretung ohne parla- 
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mentarisehe Regierung umgcstalte, weil die alten Gesetze 
eine solche Regierung nicht kannten , und dass die neue 
Verfassung blos desshalb wesentlich mangelhaft und deren 
Sicherung unausführbar sein müsse , weil das , w as nicht 
war, auch nicht sein darf, selbst dann nicht , wenn es der 
gesammte ungarische Staat, oder der vereinigte Wille des 
Königs und der Nation so wünscht ? 

Unter unseren neueren Gesetzen gibt es auch solche, 
welche nicht den Prinzipien und dem Wesen, sondern viel- 
mehr nur der Form nach neu sind, und blos die reinere, prä- 
cisirtere und systematischere Anwendung der in den alten 
Gesetzen vorkommendeu Prinzipien darlegeii. So beispiels- 
weise die Miuisterverantwortlichkeit. AU’ das was in den 
darüber handelnden 1818-er Gesetzen enthalten ist, würden 
wir in dieser Form vergebens in den älteren Gesetzen Un- 
garns oder beliebig anderer Länder suchen. Aber das 
Prinzip selbst war der ungarischen Gesetzgebung nicht 
neu, und schon im XVI. Jahrhundert sprach das ungarische 
Gesetz cs klar und bestimmt aus. Der G. A. 1 507 : 7 
sagt nämlich : dass, wenn Jemand aus dem Käthe des Kö- 
nigs gegeu die Freiheit, das Gemeinwohl oder die Gesetze 
des Reiches öffentlich und verwegen Etwas unternähme, 
die übrigen Glieder des Rathes verpflichtet seien, ihn dem 
nächsten Reichstage namentlich anzuzeigeu, und die Reichs- 
stände werden ihn nach Massgabe seines Vergehens be- 
strafen. Hierin ist nicht blos das Prinzip der Verantwort- 
lichkeit, sondern auch das der riehterlicheu Macht des 
Reichstages ausgesprochen. 

Lässt sich daher behaupten, dass das die Minister- 
Verautw’ortlichkeit behandelnde Gesetz einen ganz neuen 
Gegenstand enthält ? Kann man fordern, dass die Nation 
au jenem Rechte, welches seit Jahrhunderten durch das 
Gesetz ausgesprochen und eine uatUrliche Folge der Ver- 
fassungsmässigkeit ist, nicht festhalteu solle ; oder dass 
sie es lediglich in der alten Form aufrecht erhalte und 
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nicht in jener bestiinniteren Gestaltung entwickle, welche 
bei den Übrigen Nationen Europas besteht, — und all dies 
blos desshalb, weil eine derartig priieise Entwickelung viel- 
leicht die Modificirung irgend eines angeblichen königlichen 
Kechtes wäre ? 

Unsere Gesetze und jene Rechte, welche auf diesen 
Gesetzen beruhen, konnten daher verändert werden, und 
wurden es auch. Nur jenes Princip, welches das Grund- 
|)rincip jeder constitutionellcn Monarchie ist, dass jedwede 
Veränderung oder Modificirung rechtmässig allein durch 
die gesanimte Gesetzgebung, d. h. durch die Übereinstim- 
mung von Fürst und Nation geschehen könne, w'urde nicht 
verändert. Diese Principien sind auch in den Krönungsdi- 
plomen, welche jeder ungarische König bei seiner Krönung 
zu erlassen verpflichtet ist , enthalten. Der König ver- 
sichert in denselben der Nation, dass er strenge und heilig 
alle bisher geschafiTeneu und künftig zu schaffenden Ge- 
setze in allen ihren Punkten, Klauseln und Artikeln, und 
die gemeinschaftlich von Fürst und Nation reichstäglich 
zu bestimmende Art der Ausübung und Auslegung dersel- 
ben, aufrecht erhalten werde. Die Versicherung erstreckt 
sich daher nicht blos auf die schon geschaftenen Gesetze, 
sondern auch auf die zu schaffenden, ja sogar die Art 
der Ausübung und Interpretation der Gesetze ist der ge- 
meinschaftlichen Festsetzung von Fürst und Nation Vorbe- 
halten. 

In unserer Verfassung ist daher die Möglichkeit 
nicht ausgeschlossen, dass die Gesetzgebung irgend ein 
Recht der Nation oder des Fürsten modificire, beschränke, 
oder die Ausübung desselben anders festsetzc. Man 
streiehe dieses Princip aus irgend einer Verfassung 
und spreche es, dass weder die Rechte des Fürsten, 
noch die der Nation und die Art ihrer Ausübung, 
selbst dann nicht, wenn Nation und Fürst darüber einig 
sind, geändert werden darf; so wird eine solche Verfas- 

P V. Di-ik U.-iiuTk. 8 
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fiiiiig, indem sie hinter den eine stetige Enüvickelung for- 
dernden Ansprüelien des Zeitalters znrttckbleibt, binnen 
kurzer Zeit beiden Theilen zu enge werden, und das die 
Unvcränderliclikeit begründende Gesetz wird das erste 
sein, welches sie veriindern werden. Wäre aber das Priii- 
cip der Unveränderliehkeit blos rUeksichtlieh der Rechte 
des einen Thciles, ohne Wechselseitigkeit ausgesprochen : 
dann würde der andere Theil allniiilig aus dein Ge- 
nüsse der Verfassungsmässigkeit ausgeschlossen werden» 
und diq ganze Verfassung müsste zusaininenstürzen. 

Nachdem wir diese allgemeinen Bemerkungen voraus- 
geschickt haben, wollen wir mm einige Details aus dem 
Werke des Herrn L., mit welchen er die Rcal-Union nach- 
weisen will, betrachten. 

Herr L. behauptet Seite 23 seines Werkes, dass die 
Bergwerke schon in den älteren Zeiten dem ungarischen 
Künige znstanden, und es ein Recht des Fürsten war, solche 
Güter der Adeligen, in welchen Bergwerke sich befanden, ge- 
gen liegende Güter gleichen Werthes umzutauschen. Über 
diese Behaujitung lässt sich nicht streiten, da sie durch 
den von ihm citirten G. A. 1351 : 13 bewiesen wird. Doch 
Herr L. geht weiter, und, indem er sich auf den 1 . Artikel des 
Dekrets Sigismund II. beruft, meint er, dass dieser Artikel 
bestimme, es solle in allen Städten, Festungen und Dorfschaf- 
ten des Reiches bei allen messbaren trockenen und flüssi- 
gen Gegenständen, dasselbe, u. z. das Ofner Maass gebraucht 
werden ; nur das in Bergwerken gewöhnlich gebrauchte Ge 
wichtmass lasse der Artikel unberührt und verordne, dass 
es in seinem alten Zustande, in welchem es blos vom Könige 
verändert werden darf, aufrecht zu erhalten sei. Diese 
Auslegung des Gesetzes aber schliesst er mit der Bemer- 
kung, dass , „wer zugleich einen recht augenscheinlichen 
Beweis für den Zusammenhang des ungarischen mit dem 
deutschen Regalwesen sehen will, ihn in dem in dieser Ge- 
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setzstellc (1405: II. Decret, Art. 1.) eingeschalteten Worte 
„theutonico Pergrecht“ finden wird.“ 

Der Leser glaubt vielleicht nach dieser hestimni- 
ten Behauptung, dass Alles, was Herr L. hier angeführt, 
wirklich ganz in der Weise in dem zitirten Gesetze 
enthalten ist, wie er es angegeben ? Das wäre aber ein 
sehr irriger Glaube. Der §. 1 dieses Gesetzes ordnet an, 
dass überall im Lande Wein, Körnerfrüchte und über- 
haupt alle messbaren und wägbaren Gegenstände nach 
dem Masse der Stadt Ofen gemessen und gewogen werden 
sollen, §. 2 aber nimmt von dieser Regel die Masse der 
Zehnten und des Bergrechtes, dann die Güter und Ein- 
künfte der Geistlichkeit aus. In dieser Beziehung verfügt 
er die Aufrcchthaltung des früheren Zustandes, Ausmasses 
und Werthes. *) 

Vom Bergbau und davon, dass blos der König die 
Bergbau-Masse abäuderu könne, kommt daher im ganzen 
Gesetzartikel kein Wort vor. Herr L. erblickte im Texte 
des Artikels die Worte : „montium tributis,“ und war so- 
gleich bereit, dieselben als auf den Bergbau bezüglich an- 
zuschen. Er erblickte die Worte : „theutonico-Pergrecht“ 
und schloss hieraus sogleich auf einen Zusammenhang 
zwischen dem ungarischen und deutschen Regalienwesen ; 
nun ist aber in dem Gesetze lateinisch , ungarisch und 
deutsch angegeben, dass man unter den Worten „montium 
tributis“ jene Abgabe zu verstehen habe , welche auf den 

") §. 1- iu Omnibus civitatibus, opptdis, castris et villis ct 

genernlitcr ubiennque iutra aiubitnm Regni nostri, tarn in iiostris, quam 
alionim qnonimcumqne sint ; libra, statera,nlna, mensura 
yini, frngnm , et generaliter omnes res mensurabilos et poiidorabiles, 
ponderentur et mensurentnr seenndnm mensnram civitatis nostrae 
B n d e n s i 8. 

§. 2. Demptis tantiimmodo jncnsnris deeiraarum ct m o n t i u m 
tributis, vulgo: „bogyv&m,“ in theutonico : Pergrecht; Ac Iiicris, 
eensibusfiindis et reditibus praesbyterorum et virornm ecclesiastieoruin, 
qnos in suis statu et Justitia, qnantitate et valorc, volumus pcrmaiiere “ 

8 * 
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Weinbergen der Weingartenbesitzer dem Grundeigentbü- 
luer entrichten muss. Diese Abgabe wird ungarisch „hegy- 
väm“, und von den in Ungarn wohnenden deutschen Wein- 
gartenbesitzern zu deutsch „Bergrecht“ genannt. In Ungarn 
weiss dies Jedermann, und dass Herr L. es nicht verstand, 
machen wir ihm gar nicht zum Vorwurf; dass er jedoch ans 
dem , was er nicht verstand , mit solcher Entschiedenheit 
unrichtige Folgerungen ziehen wollte , und zu den von ihm 
nicht verstandenen zwei Worten in seiner Einbildung viele 
andere Worte und Ideen hinzudachtc, von denen dort keine 
Spur vorhanden ist : können wir faktisch nicht begreifen. 

Herr L. zitirt ferner die Antwort, welche Ferdinand I. 
auf die Adresse des Reichstages vom Jahre 1546 ertheilte 
und sagt : „Ferdinand I. wahrt sich im §. 16 dieser Ant- 
wort die uneingeschränkte Gesetzgebungs- und Verftigungs- 
gewalt des Königs Uber das Bergrcgale, weist ausdrücklich 
auf die Art und Weise hin, wie er in den übrigen Ländern für 
den Bergbau und alles Mineralwesen sorge , und sprichtes 
aus, dass er auch in Ungarn für das Bergwesen in derselben 
Art und Weise sorgen wolle, wie in den übrigen Ländern.“ 
Dann wirft Herr L. die Worte hin : „hiedurch ist die 
Vereinigung des Bcrgregalienwesens in den verschiedenen 
Ländern auf das unzweideutigste ausgesprochen.“ 

Um Vergebung, allein wir sind wieder gezwungen 
zu emerken, dass das zitirtc Gesetz nicht so lautet. 

Die Reichsstände unterbreiteten im Jahre 1545 be- 
züglich des Bergbauwesens Sr. Majestät, dass die Kammer, 
nachdem im Reiche die Preise aller Gegenstände gestiegen 
seien , die Bergwerke tiefer wurden , und in dieselben von 
Tag zu Tag mehr Wasser strömt, wodurch die Arbeit und die 
Ausgaben der Bergvverksbesitzer auf das Dreifache gestei- 
gert wurden , für jede Mark Silber hinfort 6 Guiden weni- 
ger 25 Denar zahlen solle. Auf diese Unterbreitung erwi- 
dert Se. Majestät im §. Iß seiner Antwort, „dass er sich 
die Bebauung, Vermehrung und Hebung der Bergwerke 
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besonders angelegen sein lasse, und dass es seine ujid 
keines Andern Pflielit sei , die Missbriiuelic oder M<ängel 
bei den Bergwerken zu verbessern ; und da er auch in an- 
deren iJindern Minen oder Silbergruben besitze , habe Cl- 
aus der Bearbeitung derselben zur Genüge gelernt , wel- 
cher Vorsorgen und Verfügungen die Bergwerke besonders 
bedürfen. Deshalb werde er nach seiner Rückkehr von 
hier (er crtheilte nämlich diese Antwort aus Worms), in 
jeder Weise vorschen, dass fiir die Kultur der Bergwerke 
ohne Nachtheil für ihn selbst und das Königreich zweck- 
mässig gesorgt werde.“ *) 

In diesen Zeilen ist weder die unumschränkte Oe- 
sctzgehungsgewalt des Königs, noch die Art und Weise 
erwähnt, in welcher Se. Majestät für die in seinen übrigen 
Ländern befindlichen Bergwerke sorgt. Es wird nicht ge- 
sagt, dass er für die ungarischen Bergwerke in derselben 
Art und Weise sorgen wird , wie für die in den anderen 
Ländern befindlichen. Irgend eine Vereinigung des Bcrg- 
regalwescns in den verschiedenen Ländern ist nicht im 
entferntesten berührt. Se. Majestät sagt von seinen Silber- 
Bergwerken , die er in anderen Ländern besass , bihs so 
viel , dass er bei der Bearbeitung derselben zur Genüge 
gelernt habe , welche Sorge und Vorkehrungen die Berg- 
werke erfordern. Herr L. hat jedoch auch hierin schon 
eine Vereinigung gefunden , nicht in den Zeilen , sondern 
entweder zwischen den Zeilen, oder in seiner eigenen Ein- 
bildung. 

*)§. 16. fMajestas Regia respondet ; Culturain et augiaentuin 
Statumque floreiitera Montanarum, in priiui» aibi curac esse, ipsiusqiie, 
et non alterius officio incumboro, illarum abusus; aut neeessitates rofor- 
marc, pro suo, et Rrgni decorc, atque ornamento : Cum in aliis etiam 
Regnis habcat mineras, sou fodinas argenti, ex carumque cultura satis 
abunde sit docta, quibus potissimum curis, provisionibusque i n d i g e- 
a n L Et proptoroa j simul, atque binc regredietur (quod Divino favore, 
sperat brevi futurum) se luodia omnibus provisnram : ut culturao Mon- 
tanarum, bene et sine dotrimento suo et Regni prospiciatur.* 
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Auf Seite 25 zitirt Herr L. zahlreiche Gesetze, um zu 
beweisen, (lass dem Könige bezüglich des Bergbauwesens 
die freie und unabhängige Gesetzgebungs-, Vcrvvaltungs- 
und Kiehtergewalt zustand. 

In dieser unserer Abhandlung werden wir weiter 
unten beweisen, dass die Kcichsstände auch bezüglich des 
Hergbauwesens die gesetzgebende Gewalt ausgeUbt haben. 
Hier machen wir blos bezüglich einiger Zitate des Herrn L- 
die Bemerkung, dass cs scheint, als finde er seine Freude 
daran, wenn er in seinem Werke viele Zitote anhäufen kann, 
und er thut dies wahrscheinlich in der Hoffnung, dass der 
Leser lieber den Worten des Herrn L. Glauben schenkt, als 
dass er die zitirten Gesetze nachschlage und durchlese, 
was in der That eine mühsame und vielleicht nicht sehr un- 
terhaltende Arbeit ist. 

Neben dieser Liebhaberei ist Herr L. bei seinen Zi- 
taten oft nicht sehr wählerisch, und zitirt Gesetze, welche 
von ganz anderen Dingen handeln. So beruft er sich, zum 
Beispiel, indem er von der unbeschränkten Gewalt des Kö- 
nigs bezüglich der Gesetzgebung, Verwaltung und Rechts- 
pflege in Bergbauangelegenheiten spricht, unter Anderem 
auf die G. A. 1655:31, 1715:97 und 1802:7, und doch ist 
in diesen Gesetzen kein Wort enthalten, welches das Berg- 
bauwesen auch nur entfernt berühren würde. Diese Gesetze 
handeln von den Weinberg-Abgaben, welche von Seite der 
Weingartenbesitzer den Grundeigenth Urnern zu entrichten 
sind, vom Neuntel, vom Zehnt und vom Bergrecht. Herr L. 
scheint auch hier von dem „jus montanum“ irregefUhrt zu 
sein, welches er wahrscheinlich als Montanrecht auffasste, 
während es, wie erwähnt, eine Weingarten- Abgabe bezeich- 
net. Hätte er übrigens diese Gesetze nur einmal durchgele- 
sen, so hätte er seinen IiTthum gewahren müssen. Denn um 
vom Übrigen zu schweigen , lauten die ersten Zeilen des 
von ihm zitirten G. A. 1802:7 folgen dermassen : „Neper 
tardiorem nonae, aut alterius terragii, Juris item m o n- 
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tani , af decimae in natura (k*suin|)tioncin damna agrico- 
lis Iniidos crga lias praestatioiies cxeolentibus inferantur,“ 
— ferner heisst es ini§. 2: „qui vineas nonae, autqualieun- 
qiie j 11 r i ni 0 II t a n o vel deeimae in natura desumi eons- 
vetis/‘ — und in den letzten Zeilen des (1. A.: „siili ipsis 
viudeniiis nonae, ant enjiisvis in o n t a n i j nris vel deeimae 
desuinptio“ u. s. w. Hieraus hätte er doeh ahnen können, 
dass hiervon der Weinlese, vom Wein und von Weiiif'arten- 
Abgahen und nicht vom Bergbau die Rede ist. 

Er zitirt ferner den G. A. I729.;5, in welchem die 
Reichsstände die Einstellung der von den Kommandanten 
von Komorn und Raab verübten Erpressungen iirgiren. In 
Koniorn und Raab sucht doeh aber Herr L. gewiss keine 
Bergwerke ? 

Wir verweilen jedoch bei diesem Gegenstände nicht 
länger, und auch das Bisherige hahen wir blos angeführt, 
um die Treue des Herrn L. im Zitiren und Interpretiren 
nachzii weisen. 

Auf Seite 25 sagt Herr L., dass, naehdem der König 
bezüglich des Bergwesens in Ungarn ein unbesehränktes 
Recht besessen, der König von Ungarn aber der gemein- 
same Regent der ganzen Monarchie sei, er sein unbe- 
schränktes Gesetzgebungsrecht, ebenso wie er selbst cs aus- 
üben konnte, auch auf wen immer, besonders auf den Rcichs- 
rath zu übertragen vermochte. 

Wäre nun auch das, was Herr L. sagt, unzweifelhaft 
wahr, dass nämlich in Ungarn das Gesetzgebungsrecht hin- 
sichtlich des Bergwesens einzig und allein dem Könige zu- 
stehc, so würden wir auch daun noch vom staatsrechtlichen 
Standpunkte aus die erwähnte Theorie des Herrn L. für 
unrichtig halten. 

In konstitutionellen Ländern wurde das zwischen dem 
Könige und der Nation bestehende Verhältniss durch den 
vereinten Willen des Königs und der Nation festgestellt^ 
und kann dasselbe blos durch den vereinten Willen der 
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beiden Parteien abgeändert werden. Die Nation kann ir- 
gend einem ihrer Rechte entsagen und dasselbe auf den 
Monarchen übertragen ; auch der König irgend einem sei- 
ner bisher gesetzlich ausgettbten Rechte entsagen und das- 
selbe der Nation zurückgeben ; aber weder die eine, noch 
der andere darf ein derartiges Recht ohne gemeinschaft- 
liche Uebereinstimmung mit einem Dritten theilen, oder 
dasselbe auf einen Anderen übertragen. Die königlichen 
Rechte sind kein Privatbesitz, mit dem er wen immer be- 
schenken könnte; und wenn Herrn L.’sRaisonnement stünde, 
so könnte der König eben so gut jedes andere Souveräni- 
tätsrecht, ohne Zustimmung des Reiches, jedwedem Anderen 
übertragen. Was würde Herr L. dazu sagen, wenn Jemand 
behaupten wollte, dass der Kaiser von Oesterreich das Recht, 
die im Reichsrath geschaffenen Gesetze zu sanktioniren, 
ohne Zustimmung Oesterreichs, einem anderen Staate über- 
geben und derart verfügen könne, dass fortan nicht er 
selber, sondern irgend ein anderer Staat die österreichi- 
schen Gesetze sanktioniren würde? Wir setzen von der 
Einsicht des Herrn L. voraus, dass er nicht nur ans politi- 
schen sondern auch aus staatsrechtlichen Rücksichten da- 
gegen Einsprache thuu würde. 

Indem Herr L. auf Seite 80 seines Werkes die rück- 
sichtlich des Münzrechtes zwischen Ungarn und Österreich 
bestandene Real - Union erörtert , hebt er hervor , dass 
noch unter Wladislaw-, nach G. A. 1511: (56, jede fremde 
Münze in Ungarn verboten gewesen, dass aber schon unter 
Ferdinand I. die G. A. 1547 : 24 und 1548: 51 „die Zulas- 
sung des deutsch-österreichischen Geldes in Ungarn fest- 
gesetzt“ haben. Und demzufolge sagt er Seite 31, dass die 
Annahme des Münzfusses der österreichischen Länder nicht 
zufällig geschehen, dass sic auch nicht aus einer ausgebil- 
deteren Finanzpolitik hervorgegangen, sondern das Ergeb- 
niss der, vermöge GG. AA. 1548: 51, 1569: 51, 1574:20, 
1578: 19 und IGOU: 21, zwischen diesen Ländern bestan- 


Digitized by Google 



121 


(lenen politischen Verhindting fccwesen sei ; denn eben da- 
mals wurde die Annahme polnischen (rcldcs verboten, weil 
Polen nicht in solch naher politischen Beziehung zu Unj^arn 
gestanden habe. 

Unter Wladislaw wurde ausländisches Geld verboten, 
weil, nach dem Zeugniss der Gescliichte, das Ausland Un- 
garn mit Münzen von geringerem Gehalte vielfach Über- 
schwemmt liatte. Vcrmuthlich war in Österreich das Geld 
unter Ferdinand I. von hesserem inneren Werthe , wess- 
wegen es wahrscheinlich auch in Ungarn in Umlauf kam. 

Wir finden auch das natürlich, dass Ungarn bestrebt 
war, den inneren Werth seines Geldes zu verbessern und 
dasselbe den Münzen der Nachbarländer von gutem inneren 
Gehalte gleich zu machen. Dass aber dies die Folge des 
l)olitischen Verbandes zwischen Ungarn und Österreich 
gewesen wäre, dass Ungarn dies, wie Herr L. behauptet, 
pflichtmässig, d. li. aus Pflicht gegen die österreichischen 
Länder gethan hätte, — das wird durch die Zitate des 
Herrn L. wahrlich nicht bestätigt. Hätte Herr L. den G. A. 
1574: 20, den er doch selber zitirt, durchgelcscn, so würde 
er gefunden haben, dass die polnische Münze nur darum in 
Ungarn verboten wurde, weil sie sehr schlecht war , und 
durch Annahme derselben sowohl die Privaten wie der 
Fisens zu grossem Schaden gekommen wären, *) nicht 
aber darum, weil Polen in keinem politischen Verhältniss 
mit Ungarn gestanden. Sind doch die Geldsorten anderer 
europäischer Staaten nicht verboten gewesen, und dennoch 
stand Ungarn nur mit einigen derselben, wie z. B. mit Ve- 
nedig, Genua und dem türkisehen Reich, in fortwährender 
Handelsverbindung : befand sieh stand nun etwa, entspre- 
chend dem Raisonnement des Herrn L., Ungarn auch mit 
diesen Ländern im Verhältniss einer Real-Union? 

®) „Moiictam polouicnin ut prorsus viloin et neu .soluin regnico- 
li«, sed etiam fisco damnosain“ ist der Wortlaut des Gesetzes. 
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Eigeiithünilich ist es Übrigens, wenn Herr L. behaup- 
tet, (lass das (lesetzgebuiigsrcebt Ungarns sieb niclit auf 
das Miinzwoscn erstreckte, sondern bierliber der König 
seU)stständig verfngte, and gleicbwold selbst solelic Ge- 
setze zitirt , die das Recht der Rciebslegislative ausser 
Zweifel stellen. Er behauptet, dass das Münzweseu eine 
gemeinsame Angelegenheit zwischen Ungarn und Oster 
reich gewesen , und beruft sich auf Gesetze , die das 
gerade Gegentheil beweisen. So z. B. beruft er sich auf 
G. A. 1547:24, — (Rieses Gesetz aber verordnet, dass 
der frühere Gehalt des ungarischen Geldes wieder herge- 
stellt werde, weil die Landesbewohner durch die kürzlich 
geschehene Verringerung des MUnzgehaltes vielen Verlust 
erleiden, während man vordem das ungarische Geld mit 
Gewinn gegen Waaren oder deutsches Geld umsetzen 
konnte. Er beruft sich auf G. A, 1548:51, welcher be- 
stimmt, dass die „Babka“ genannte böhmische Münze auch 
in Ungarn, und zwar drei auf einen Kreuzer gerechnet, 
angenommen werde. In ähnlicher AVeise verordnet der 
G. A. 1741 : 32, den er aber nicht zitirt, die Annahme des 
mährischen „Gröschl“ in Ungarn. Hätte nun der Monarch 
ein ausschliessliches VerfUgungsrccht in diesen Dingen be- 
sessen, so wäre es nicht nöthig gewesen, über den Gehalt 
des ungarischen Geldes oder über die Annahme irgend 
einer österreichischen Münze erst ein reichstägliches Gesetz 
zu schaffen , sondern der Monarch allein hätte darüber 
eine Bestimmung getroffen. Wenn die von Herrn L. be- 
hauptete Gemeinsamkeit und der faktische Verband wirk- 
lich bestanden , so mussten die böhmischen „Babka’s“ 
und mährischen „Gröschl“ auch ohne ein eigens zu 
diesem Zwecke kreirtes Gesetz in Ungarn angenommen 
werden. 

Unsere Gesetze, jene insbesondere, welche Herr L. 
zitirt, erweisen auch, dass manche ungarische Münzen in 
Österreich oft gar nicht, oder wenigstens nicht nach ihrem 
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Nominalwerthe angenommen wurden. Alle diese Gesetze 
zeugen jedoch nicht für <lic von Herrn L. i)ehauptctc Ge- 
meinsamkeit' sondern viel mehr für eine Sonderstellung. 
Wenn zwei Nachbar-Länder einander gegenüber das Recht 
besitzen, Uber Annahme oder Ausschliessung der gegensei- 
tigen Münzen durch Gesetze zu bestimmen , so wird wohl 
Niemand eine Rcal-Union zwischen diesen beiden Ländern 
suchen. 

Herr L. zitirt unter anderen auch den G. A. 1567 ; 45. 
In diesem G. A. bitten die Reichsstände Se. Majestät, Mit- 
tel zu finden, damit das ungarische Geld ohne Schaden der 
Landesbewohner auch in Wien und an anderen Orten ange- 
nommen werde. Worauf Se. Majestät die Antwort ertheilte, 
dass er in dieser Beziehung nicht abhelfen könne , ausser 
wenn die Rcichsständc durch öffentlichen Beschluss und Ge- 
setz ihre Zustimmung ertheilen, dass in Ungarn fortan eben 
solche Münze geprägt werde , wie gegenwärtig in ganz 
Deutschland und in Böhmen geprägt zu werden pflegt. *) 
Demzufolge bitten die Stände Se. Majestät, er 'wolle, nach- 
dem er darüber mit seinen Räthen conferirt , geeignete In- 
dividuen anzustellen geruhen, damit dieselben in Ungarn 
Geld prägen, das an innerem Werthe dem deutschen gleich- 
komme, nur mögen diese Münzen mit den gewohnten un- 
garischen Bildern geprägt werden. 

Aus dem Inhalt dieses Gesetzes ersehen wir, dass 

•• 

der innere Werth des Geldes in Ungarn und Österreich 

nicht der gleiche war ; wir sehen, dass Se. Majestät sich 

nicht berechtigt hielt, ohne Zustimmung des Reiches in 

Ungarn Geld von gleichem Gehalte mit dem deutschen und 


*) §. 2. „Et quoniam Majestas sua Caesarea dementer tidclibus 
suis proponit se in ea parte eis consulere aliter non posse, nisi ipsi etiam 
publico voto atque decreto consentiant posthac in Hungaria ejnsmodi 
monetam cudi debere , quae proportionabiliter ejusdem sit 
ligae et valoris cujus est illa, quae ad praesens in universa Germania 
atque Bohemia cudi solet." 
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bfihniisclien prägen zu lassen ; sondern er forderte die 
Rciehsständc auf, dass sic durch öffentlichen Beschluss und 
durchGesetz in eine solche Münzprägung (publico voto atque 
dccreto consentiant) willigen. Wenn es nun hiezu eines 
Gesetzes und der in einem Gesetz ausgesprochenen Zustim- 
mung der Rciehsständc bedurfte ; wie steht cs mit der 
Theorie des Herrn L. über diesen Gegenstand ? 

Auf der erwähnten 30. Seite sagt Herr L. auch, dass 
„besonders der G. A. 1554: 17 es klar ausdrilcke, dass das 
MUnzregal Sache des Königs, dass ihm die Leitung dessel- 
ben und die Verwendung der Beamten znstehe, und dass 
Se. Majestät das in Ungarn gewonnene Silber nach seinem 
Belieben für den Geldbedarf der Erbländer verwenden 
könne ; dass Jedoch jede andere Ausfuhr edler Metalle von 
der Erlaubniss des Königs abhänge.“ 

Dass das Münzen in Ungarn ein königliches Regal 
war, wird von Niemandem gcläugnet. Geld prägen zu las- 
sen und die Beamten hiefür anzustellen , kam sicherlich 
dem Monarchen zu, wiewohl in Betreff der Gebahrung 
das Gesetz auch den Erzbischof von Gran und beziehungs- 
weise dessen Bevollmächtigten oder Pisetarius mit dem 
Rechte, ja mit der Pflicht der Controlle bekleidete , wie es 
die G. A. 1553: 23 §. 3, 1557 : 15 §. 2 andere Gesetze 
beweisen. 

Was aber Herr L. ans den Zeilen des von ihm zitir- 
ten G. A. 1554:17 herausgclesen, dass nämlich Se. Maje- 
stät das in Ungarn gewonnene Silber nach Belieben 
für den Geldbedarf der übrigen Provinzen 
verwenden darf: davon ist dort nicht die mindeste 
Spur. Das erwähnte Gesetz sagt : dass Se. Majestät nicht 
gestatte, das Silber ans dem Laude zu führen, es sei denn, 
dass zu eigenem Nutzen und Bedarf Sr. Majestät oder des- 
sen erhabener Kinder einiges Silber zu seiner Majestät ge- 
führt werde oder dass Se. Majestät würdigen Personen, 


Digitized by Google 



125 


die darum angesucht, die besondere Erlaub niss gegeben 
hätten. *) 

Im Texte dieses Gesetzes kommt demnach kein Wort 
vor, weder von Geldbedarf ilberhani>t, noch von den 
Erbländern , noch insbesondere vom Geldbedarf jener 
Provinzen. Ja sogar , indem die Worte des Gesetzes 
„nisi forsitan ad usum et necessitates s u a s p r o p r i a s 
aut serenissimorum liberorum suorum,“ das Recht Silber 
auszufllhreu, blos auf die Person Sr. Majestät und dessen 
erhabnen Kinder beschränken, dehnen sie dies Recht, auf 
die österreichischen Provinzen nicht nur nicht aus, sondern 
es werden letztere durch die ausdrückliche Beschränkung 
ausgeschlossen. 

Ferner entspricht auch der Ausdruck des Herrn L. ; 
„Das in Ungarn gewonnene Silber,“ nicht dem Wortlaute 
des Gesetzes ; jener Ausdruck würde sich auf alles in 
Ungarn gewonnene Silber beziehen, das Gesetz aber sagt: 
„aliquod argentum,“ es spricht also nicht von dem Rechte 
alles, ja nicht einmal viel, sondern blos einiges Silber aus- 
zuführen. 

Übrigens kann nur derjenige, welcher es nicht will, es 
nicht verstehen, dass in dem Gesetze von solchem Silber 
die Rede ist, aus welchem Se. Majestät etwa zu seinem 
eigenen oder seiner Kinder Nutzen und Bedürfnisse, Ge- 
lasse, Einrichtungsstücke oder derlei Geräthsebaften ver- 
fertigen lassen will. Darauf weist auch jene Bestimmung 
des Gesetzes hin, nach welcher Se. Majestät verdienst- 
vollen Personen zur Ausfuhr von Silber, natürlich* blos zu 
solchen Zwecken und eigener Benützung, die Erlaubniss 
ertheilen kann. 

*) »iNeque argentnin e Regno etlu«i permittere (iurare dignetur, 
nUi forsitan ad usnra et necessitates suas propriaa aut sereiiissi- 
mornm liberorum suorum ad Majestatem ejus a 1 i q u o d argentum 
aflferetur, aut dignis persouis simpliciter petentibus de speciali Majeata- 
lis eins commissioue eoncedatur/* 
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In dieser Weise pflegt Herr L. das Gesetz zu lesen und 
zu interpretiren ; was nicht in demselben enthalten ist, denkt 
er hinzu, und was darin enthalten ist, verdreht er, und glaubt 
dann , dass es seiner Dialektik gelungen sei, seiner eige- 
nen Theorie anzupassen, was ihr eigentlich widerspricht. 

Wir wollen hinsichtlich diesqp Gegenstandes noch be- 
merken, dass wenn, wie Herr L. behauptet, in Ungarn dem 
Könige sowohl rUcksichtlich der montanistischen wie der 
MUnz-Angelegenheiten ein vollkommen selbstständiges un- 
beschränktes Gesetzgebnngsrccht zugestanden wäre ; und 
wenn zwischen Ungarn und Österreich ein so enger Ver- 
band bestanden hätte, wie er ihn vertheidigt : keine Noth- 
wendigkeit vorhanden gewesen wäre, dass das ungarische 
Gesetz es gestatte, dass zum Nutzen und Bedürfnisse Sr, 
Majestät und seiner Kinder einiges Silber dorthin, wo der 
Sitz Sr. Majestät war, nämlich nach Österreich, ausgefUhrt 
werde ; und man hätte es im Allgemeinen nicht verbieten 
können, dass ungarisches Silber nach Österreich, als nach 
einem mit Ungarn thatsächlich vereinigten Reiche ausge- 
fiihrt werde. Ob dies Selbstständigkeit oder Realunion sei : 
mag der unbefangene Leser beurtheilen. 

Von den Drcissigstzöllen sprechend, sagt Herr L. Seite 
39, dass bis 1625, also durch nahezu hundert Jahre, die un- 
garischen Dreissigst-EinkUnfte an die kaiserliche Hofkam- 
mer eingebracht wurden ; und auch im erwähnten Jahre 
theilte Sc. Majestät lediglich aus freiem Willen die zwi- 
schen Ungarn einerseits und Österreich, Steiermark, Mäh- 
ren und Schlesien andererseits bestandenen Dreissigst- 
Aemter und die Verwaltung und Verwendung ihrer Ein- 
künfte derart ein, dass die von Pressbnrg durch die Gebirge 
bis zum Adriatischen Meere einfliessenden Dreissigsten der 
ungarischen königlichen Kammer zur Administration zu- 
gewiesen wurden, während die übrigen der kaiserlichen 
Hofkainmcr blieben. Diese Theilung hatte durchaus nicht 
den Charakter, als wenn der König hierzu gezwungen gewe- 
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scn wäre, weil zwischen den benannten Ländern blos eine 
Personalunion bestanden, oder als wenn die Stände ein In- 
terventionsreclit gehabt hätten ; sondern es war dies ein 
ganz freies Zugeständniss des Fürsten, welchem die Re- 
gal-Einkünfte unbedingt gebührten. 

Es unterliegt keinem Zweifel, dass die Reichsge- 
setze, vorzüglich in jenen wirren und gefahrvollen Zeiten, 
wo ein nicht geringer Theil des Reiches in Händen der 
Türken war, sei es rücksichtlich dieses oder jenes Gegen- 
standes mehrfach verletzt wurden ; allein die Rechtsverle- 
tzung begründet kein Recht. Es haben auch die Reichs- 
stände dagegen Einsprache erhoben, und im Gesetzarti- 
kel 1622.24 wurde ausdrücklich bestimmt: dass alle 
Dreissigstämter dies- und jenseits der Donau, in wel- 
chem Comitatc des Reiches und der partes adnexae sic 
immer errichtet sein mögen, nicht mehr, wie dies bis- 
her geschah , durch die österreichische, sondern durch 
die Pressburger ungarische Kammer verwaltet, und alle 
Einkünfte derselben dahin abgelicfert werden sollen.*) 
Das Gesetz spricht daher nicht von einem blossen Zuge- 
ständnisse, sondern von einem durch den gemeinsamen Wil- 
len der gesammteu gesetzgebenden Gewalt gebrachten Be- 
schlüsse, und sagt deutlich „sancitur.“ Es spricht nicht von 
einer Theilung der Dreissigsten zwischen Österreich und Un- 
garn, sondern sagt, dass alle Dreissigsten (uuiversae et sin- 
gulae tricesimac) diesseits und jenseits der Donau, in wel- 
chem Comitate immer sie bestehen, zur Pressburger ungari- 
schen Kammer gehören sollen. Von den in den Theiss- 
Kreisen existirenden Dreissigstämtern spricht dieses Ge- 


*) ^Signanter autein sancitur ; ut amodo deinceps, imiversae et 
singulae triresiniae, tarn trans-, quam vero cis-Damibium, in quibuscunque 
Regni bujus llungariae, Partiumque eidem annexarum Coinitatibus 
erectae, et earum universi proventus, non ad Camerain Austriacam (prout 
hactenus faetnm est) sed ad Hungaricain Posoniensem adrainistrentur.“ 
1. Art. 24. 1022. 
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setz nicht, nachdem diese Kreise an keine der österrei- 
chischen Provinzen gränzen, und znr österreichischen 
Kammer nicht gezogen wurden. 

Der 6. A. 1625: 33, aus welchem Herr L. die Thci- 
luug folgert, wurde zufolge des soeben angefllhrten Gesetzes 
vom Jahre 1622 geschaffen, und es wird darin eine Theilung 
auch mit keinem Worte erwähnt ; auch mit keinem Worte 
wird gesagt, dass irgend ein Thcil der ungarischen Dreis- 
sigsten der deutschen Kammer Vorbehalten sei. Dieser 
Vorbehalt aber, wenn ein solcher bedungen worden wäre, 
würde allerdings im Gesetze erwähnt worden sein, und 
zwar umsomehr, als das drei Jahre vorher geschaffene 
1622-er Gesetz, von allen ungarischen Dreissigsten ohne 
Ausnahme spricht. 

Herr L. sagt, dass jene ungarischen Dreissigstämter 
der ungarischen Kammer Übergeben wurden, welche von 
Presshurg „durch das Gebirge“ bis zum Adriatischen Meere 
existirten. In dem zitirten Gesetze aber ist blos gesagt: 
von Pressburg bis zum Adriatischen Meere, und der Gebirge 
ist auch mit keinem Buchstaben Erwähnung gethan. Herr 
L. hat dieses Wort hlos desshalh in das Gesetz hineinphan- 
tasirt, um daraus mit diesem kleinen Zuzatze leichter im 
Sinne seiner Theorie argumentiren zu können. 

Herr L. sagt auf Seite 40, dass zwischen Ungarn 
und den österreichischen Erbprovinzeu allerdings eine 
Zolllinie bestand : doch stehe dies mit dem Wesen der Real- 
Union eben nicht im Widerspruche ; denn es können auch im 
Innern eines völlig einheitlichen Staates Zolllinien bestehen, 
welche man Binnenzölle nennt. Er verweist ferner auf die 
ungarischen Gesetze, welche beweisen, dass zwischen Un- 
garn und Siebenbürgen und zwischen Ungarn und seinen 
Nebenländern, ja sogar in Ungarn seihst , innere Zoll- 
linien bestanden haben, die erst im Jahre 1715 auf drin- 
gendes Bitten der Reichsstände diircli Karl III. aufgeho- 
ben wurden : und doch werde kein einziger Ungar es bc- 
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haupten, dass üng'arii niclit in sich selbst und mit seinen 
Nebcnliindern thatsiiclilich vereinigt gewesen wUre. 

Wir bemerken zunächst, dass bis zum Jahre 1848 
zwischen Ungarn und den österreichischen Erbländern 
eine doppelte Zollinie bestand : eine ungarische und eine 
österreichische. Sowohl die exportirten als die importirteu 
Waaren wurden an jeder Zollinie in grösserem oder gerin- 
gerem Masse besteuert ; das aus Ungarn ausgefUhrte Ge- 
treide, und noch mehr das Hornvieh musste an der öster- 
reichischen Zolllinie zuweilen bedeutenden Zoll zahlen ; 
der Weinzoll aber stand oft so hoch , dass der in 
manchen Jahren den hiesigen Weinpreis fast erreichte, 
ja ihn sogar tiberstieg. Wir haben uns schon oben auf den 
G. A. 1649: 13 berufen, in welchem festgesetzt wurde, dass 
die österreichischen Städte Wiener-Neustadt, Bruck und 
Hainburg rücksichtlich ihrer zu importirenden Waaren von 
der ungarischenGesetzgebung für zollfrei erklärt sein sollen; 
wir haben uns auf den G. A. 1588: 15 berufen, welcher 
verordnet, dass es bei Strafe der Confiscation nicht erlaubt 
ist, von Österreich nach Ungarn und von Steiermark nach 
Slavonien Weine einzuführen, wenn nicht auch die Ausfuhr 
ungarischer Weine nach Österreich und Steiermark gestat- 
tet wird. Wir erwähnen noch den G. A. 1659: 59 in wel- 
chem Se. Majestät verspricht, dass er rücksichtlich der zu 
ermöglichenden Einfuhr ungarischer Weine nach Österreich, 
Mähren und Steiermark, mit den Ständen der erwähnten 
Provinzen auf der in wenig Monaten abzuhaltcnden öster- 
reichischen Ständeversammlung unterhandeln werde, und 
sich bemühen wolle , aus Kücksicht der guten 
Nachbarschaft und wechselseitigen Freund- 
schaf t , in dieser Beziehung den Reichsständen gefällig 
sein zu können. Im G. A. 1662 ; 42 ernennen die Reichs- 
stände ihrerseits Commissäre, welche, unter Vermittelung 
Sr. Majestät, mit den östeiTeichischen Ständen hinsichtlich 
der Einfuhr der ungarischen Weine einen „tractatus“ an- 

F. V. Bemork. Q 
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fertigen solleu. DcrG. A. 1741 : 27 aber enthält: „Se. Ma 
jestät wird, damit die Einfuhr der ungarischen Produkte 
in die benachbarten Reiehe und der Transit durch diesel- 
ben in das Ausland zu Lande wie zu Wasser erleichtert 
werde, mit den Ständen der Erbländer, welche nämlich 
von der anderen Seite durch diese Angelegenheit berührt 
werden, (quos nimirum res ex altera parte tangit), sowohl 
rucksichtlich der Herabsetzung der bisher gewöhnlich ge- 
zahlten Zölle und Dreissigsten, wie der grösseren Freiheit 
der Ein- und Durchfuhr dieser Produkte, sogleich nach die- 
sem Reichstage Beschlüsse fassen.“ 

Herr L. zitirte auch selbst diese Gesetze , und wir 
fragen den unbefangenen Leser, ob dieselben nicht unzweifel- 
haft beweisen, dass Uber die eine der zwischen Ungarn 
und den österreichischen Erbländern bestandenen zwei 
Zolllinien Ungarn, Uber die andere dagegen Österreich ver- 
fugte ? In einzelnen Fällen gewährten sie einander Begün- 
stigungen, in anderen wieder gebrauchten sie Repressa- 
lien, und zuweilen verhandelten sie miteinander wie zwei 
von einander unabhängige Reiehe Uber einen Traktat. Ist 
hierin auch nur die geringste Spur jener Gemeinschaft der 
merkantilen Zölle, die Herr L. behauptet ? Lässt sieh diese 
doppelte Zolllinie mit der wahren Real-Union in Einklang 
bringen? BezUglieh der oben angeführten G. A. 1659:59 
und 1662: 42 sagt Herr L. : „Da es nun ausdrücklich 
heisst, dass Se. Majestät im Interesse Ungarns auf dem 
nächsten österreichischen Landtag mit allen Ständen der 
genannten Provinzen sich benehmen will : so sieht man, 
dass dieser nächst abzuhaltende Landtag wieder ein ver- 
einigter Landtag sein sollte ! Und dass zu diesem vereinig- 
ten Landtage auch Abgeordnete von Ungarn abgesendet 
wurden, dass also wieder ein allgemeiner Reichstag daraus 
wurde , ersieht man aus dem G. A. 1 662 : 42, welcher 
von der endlichen Ausführung derselben Angelegenheit 
handelt.“ 


Digitized by Google 



131 


Die klüftigste Widerlegung dieser Behauptung ist 
der Inhalt der beiden erwähnten tiesetzartikel, den wir in: 
der Anmerkung hier wiedergeben.*) Im G. A. 1662: 42 


*) Der Text des 6. A. 1659 : 59 ist folgender: „De vinorum 
poiTO Hnngaricorum tarn Cis-quKin nItra-Danubialiitm, in Rohemiam, 
Anstriam, Morariam, Styriamque indiictione et tradnetione, 
qnod Sna Majestas enm Statibns eanmdem ProTinciamni, in proxima 
Diaeta Austriaca ; inter paucos Menses celebranda se tractatnram ; 
suamque operam in eo, nt pro ronservanda bona vicinitate, 
mutnaque amicitia, Statibns et Ordinibus Regni sui Hungariae^ 
hac in parte gratifiretur inpensuram : medio vero tempore Civitatibus 
et locis hujus Kegni, in eo interessatis tantam quantitatem et summam 
vinomm snomm; eoquo modo, qno proxime praeteritis annis obserratum 
esaet, vehendi lirentiam gratis concessnram ; sicot et de vinis pro 
Hnngaris et Cancollaria Hungarica, ad nsum domestienm 
V i e n n a m rehendis, benigne proTisurnm obtulisset, Status et Ordines 
Regni demisse aeeeptant“ 

Der O. A. 1662 : 42. aber lautet folgenderinassen : „Illain 
quoqne Sone Majestatis gratiam, demisso ac grato aeeeptant animo 
fideles Regnicolae ; quod Sna Sacra Majestas, tractatnm in Art. 69. 
anni 1659. declaratuin, de inductione vinorum Hungari- 
eornm, invicinas Provinci as, in proxima Diaeta 
Austriaca, pro seqnenii Anno 166.3. intra paucos Menses Viennae 
celebranda, insinuatione per depntatos hujus Regni Commis.sarios facta 
enm fidelibns snis Statibns et Ordinibns Austriae, se 
benigne assumptnram ac terminaturam dementer obtnlerit ; ac medio 
tempore, Civitatibus etaliis locis hqjus Regni, in eospecialiter interessatis, 
eandem quantitatem et summam vinorum snomm, eoque modo, qno 
proxime praeteritis Annis, observatum est, eveliendi licentiam gratiose 
concesseriL 

§. 1. Pro qno etiam Tractatn insinnando, prosequendo, et cum 
fidelibns Suao Majestatis Statibns Anstriae, benigna Suae Majestatis 
opera, ac promotione terminando ; Status ac Ordines Regni ex parte 
sna, Reverendissimos Dominos Janrinensem et Veszprimiensem Epis- 
copos : Dominum Comitem Jndicem Curiae Regiae ; et Dominum Co- 
mitem Paulum Essterhizy: Nee non Reverendum Dominum Paulum 
M 6 h e 8, Praepositum Quinque-Ecclesienseni : Egregios item , Magi- 
strum Stephanum R a b b y, Protonotarium Personalis Praesentiae : Et 
Casparem Höl gy, Juratum Tabulae Regiae Assessorem, pro Coiiimis- 
sariis denominant.“ 

9 * 
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ist von einem gemeinsamen Reiclistage Ungarns und der 
österreichischen ErblHndev auch nicht die Rede, sondeni 
direkt und lediglich von der österreichischen Ständever- 
sammlung (diaeta). Nicht Das wird dort gesagt, dass die 
Stände Ungarns und der österreichischen Provinzen auf 
einem gemeinsamen Reichstage über die Ein- und Durch- 
fuhr der Weine Anordnungen treffen werden, sondern dass 
Se. Majestät selbst mit den böhmischen, mährischen, öster- 
reichischen und steierischen Ständen verhandeln werde ; 
nicht Das wird gesagt, dass hierbei die Gemeinschaftlich- 
keit merkantiler Angelegenheiten oder irgendwelche Real- 
Union zur Basis dienen werden, sondern die gute Nachbar- 
schaft und wechselseitige Freundschaft ist als Motiv ange- 
führt. Es ist daher einleuchtend, dass die merkantilen 
Zölle zwischen Ungarn und den österreichischen Provin- 
zen nicht der gemeinsame Fürst eigenmächtig bestimmte, 
denn sonst würde Se. Majestät nicht gesagt haben: „Cum 
Statibus et Ordinibus earundem provinciarum in proxima 
diaeta austriaca se tractaturam , suamqne operam in eo 
inpensuram,“ sondern würde direkt verordnet haben. Auch 
gehörte diese Angelegenheit gar nicht vor einen gemeinsamen 
Reichstag, sondern Ungarn traf Veranstaltungen über die 
ungarischen Grenzzölle, die Stände der österreichischen 
Erbländer Uber ihre eigenen Grenzzölle, und diese beiden 
von einander unabhängigen Reiche unterhandelten in den 
einzelnen Fällen, einigten sich durch ihre Commissäre, 
ganz so wie Reiche , die unter verschiedenen Fürsten 
stehen, mit einander unterhandeln. 

Dies ist auch der Sinn des 42. G. A. vom Jahre 1662. 
Ungarn sendet diesem Gesetzartikel zufolge keine Abge- 
ordneten in den österreichischen Reichstag , sondern Com- 
missäre zum österreichischen Reichstag , und nicht zum 
Zwecke gemeinsamer Gesetzgebung , sondern zur Ab- 
schliesBung eines die Einfuhr ungarischer Weine betreffen- 
den Traktats, — „pro commissariis denominant“ sind die 
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Worte des Gesetzes. Solche Comniissiire und ein solcher 
Traktat unterscheiden sich aber wesentlich von einem ge- 
meinsamen Reichstage und von den zu einem gemeinsamen 
Reichstage entsandten Abgeordneten. Auch hier hat sich 
Herr L., wie gewöhnlich , eines kleinen Kunstgriffes be- 
dient, um den Leser irre zu führen. In seinem Zitate des 
Gesetzestextes nämlich, auf Seite 218 , Hess er bei den 
Worten „per deputatos hujus Rcgni Commissarios“ : das 
Wort „deputatos“ mit grossem Anfangsbuchstaben dru- 
cken, in der Hoffnung, der Lauser werde es sich als „Abge- 
ordnete“ commentiren ; im Gesetzbuche ist aber das ange- 
führte Wort mit einem kleinen Anfangsbuchstaben gedruckt, 
und sein wahrer Sinn ist: „per deputatos commissarios,“ 
„durch entsendete Commissäre.“ 

Was jene Behauptung des Herrn L., dass auch zwi- 
schen Ungarn und Siebenbürgen eine Zolllinie bestanden 
habe , betrifft , wollen wir bemerken , dass zu jener Zeit 
Siebenbürgen mit Ungarn gar nicht in Realnnion, ja lange 
Zeit selbst nicht einmal in Personalunion gestanden hat, da 
es seine eigenen Fürsten besass. — Jene Dreissigstämter 
aber, welche im Inneren Ungarns bestanden, bildeten keine 
besonderen Zolllinien ; man musste nicht an den ungari- 
schen Grenzzöllen und wi.’der an diesen inneren Dreissigst- 
ämtern gesondert für die Aus- und Einfuhr Zoll bezahlen, 
und in dieser Hinsicht unterschieden sie sich sehr wesent- 
lich von den zwischen Österreich und Ungarn bestehenden 
doppelten Zolllinien. Unsere Behauptung wird durch den 
G. A. 1715:91 gerechtfertigt , w’elcher die auch fernerhin 
aufrecht zu erhaltenden Dreissigstämter aufzählt , und im 
§. 62 sagt , dass , wenn auch unter den aufgeführten und 
fernerhin aufrecht zu erhaltenden Dreissigstämtern solche 
sind , welche, wie beispielsweise : Fünfkirchen, Ödenburg, 
Raab, Debrezin u. s. w. im Innern des Reiches liegen ; so 
dienen dieselben dennoch weder zur Belästigung der Be- 
wohner und Kaufleute des Reiches, noch auch zur Aufnahme 
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eines neuen oder doppelten Dreissigsten, sondern lediglich 
zur Verhinderung von Betrügereien. Auch Herrn L. ist der 
§. 65 des G. A. 1715 : 91 anfgefallen, welcher die könig- 
liche Tafel mit der Ausarbeitung des königlichen Dreis- 
sigstzolles im Sinne des G. A. 1655 : 100 unter Mitwirkung 
der Kammer-Kommissäre betraute.*) Es scheint als hätte 
er geahnt, dass dieses Gesetz dennoch darauf deutet , dass 
die ungarische Gesetzgebung in Sachen der ungarischen 
Drcissigstangelegenheiten auch selbst bezllglich der Feststel- 
lung der Zölle mitwirkte , was allerdings im direkten Ge 
gensatze zu seiner Theorie steht. Doch sogleich zu einer 
entstellenden Interpretation bereit, bemerkt er zunächst, 
dass ans diesem Gesetze noch nicht als gewiss hervorgehe, 
ob unter den Kammer-Kommissären nicht die Kommissäre 
der kaiserlichen Kammer verstanden waren. Diese Bemer- 
kung wäre aber selbst filr den Einwurf eines Advokaten zu 
schwach. Wie einerseits die ungarischen Stände bei Be- 
stimmung der österreichischen Zölle keinen Einfluss übten , 
so sprach , rücksichtlich der durch die ungarische Gesetz- 
gebung verordneten Feststellung der ungarischen Dreis- 
sigstzölle, das Gesetz gewiss nicht die Intervention der 
kaiserlichen, sondern die der ungarischen Hofkammer aus. 
HeiT L. möge nur die ersten Zeilen desselben 91. G. A. le- 
sen, und er wird daraus ersehen, dass selbst die Dreissigst- 
ämter Slavoniens der ungarischen Kammer untergeordnet 
waren, woraus er wohl hätte abstrahiren können, dass das 
Gesetz unzweifelhaft Kommissäre von Seiten der ungari- 
schen Kammer hatte entsenden lassen wollen. 

Die zweite Bemerkung des Herrn L. ist noch eigen- 
thttmlicher. Er sagt nämlich , dass die königliche Tafel 
keine Reichstags-Körperschaft war. Wahrlich ein sonder- 

*) Circa rectam autem, et aequam ubique in praemiasis tricaeai- 
mis Regii vectigalia institutionem, ad aensnm Art. 100. 16öö. claboran- 
dam ; cum interventu cameraticorum Cominissariorum, hoc fino depr.- 
tandorum, tabula regia judiciaria ordinatur. 
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bares staatsrechtliches Raisonnement. Die Gesetzgebung 
kann ja nielit blos ihre eigenen Mitglieder, sondern auch 
Andere mit der Ausarbeitung irgend eines Gegenstandes 
betrauen , und übt , indem sie dies thut , allerdings ihr Ge- 
setzgebungsreeht aus. Wenn der Reichstag nicht einmal 
das Recht besessen hätte , Uber die Angelegenheiten der 
ungarischen Dreissigsten mitzusprechen, sondern ttber die- 
selben der gemeinsame Fttrst, wie ttber eine mit Österreich 
gemeinsame Angelegenheit , vollkommen eigenmächtig 
hätte verfugen können : dann würde zur Ausarbeitung der 
Zollfestsetzung nicht der Reichstag die königliche Tafel 
entsendet, sondern direkt der gemeinsame Fürst selbst 
eine Kommission ernannt haben. 

Übrigens sollte Herr L., welcher das vor dem Jahre 
1848 in Ungarn bestandene Staatsrecht erörtert , doch so- 
viel vom ungarischen Staatsrechte wissen , dass die Mit- 
glieder der königlichen Tafel vor 1848, dem Gesetze ge- 
mäss , in Folge ihres Amtes , wirkliche ergänzende Theile 
des ungarischen Reichstages waren. 

‘ Auch daran stösst sich Herr L. , dass sich das zitirte 
Gesetz 1715 : 91 , auf den G. A. 1655 : 10 beruft , und 
bemerkt bezüglich dieser Berufung , dass im §. 1 des er- 
wähnten G. A. 100 deutlich gesagt wird : „Ut itaque aug- 
mento proventuum regiorum consulatur“, die Reichsstände 
daher lediglich die Einkünfte des Fürsten schützen , und 
ihrerseits die Comitate und Unterthanen mit allen ihnen 
zu Gebote stehenden Mitteln zur Erfüllung ihrer Verbind- 
lichkeiten rücksichtlieh der Regalien nöthigen wollten ; 
doch daraus folge noch nicht, dass die Stände irgend einen 
Einfluss auf die Dreissigsten gehabt hätten , sondern sie 
halfen im Gcgentheile dem Könige , dass dieser sein ihm 
hinsichtlich des Regale unbedingt und unbegränzt zuste- 
hendes Recht desto sicherer, leichter und einträglicher 
ausüben könne. 
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Wahrlich eine seltsame Argumentation ! Aus den 
ersten Zeilen des erwähnten G. A. leuchtet ein , dass die 
Reichsstände aus den Berichten des königlichen Fiscus 
gesehen haben, wie auf dem Gebiete der Dreissigsten und 
des königlichen Zolles sehr viele Missbräuche geschehen, 
wodurch sich die Einkünfte Sr. Majestät täglich verringern, 
und dass sic in Folge dessen zur Sicherung und Hebung 
der königlichen Einkünfte Reich s-Kommissäre ernannt 
haben. 

Wenn die volle Disposition über die Dreissigst Ange- 
legenheit so unbedingt und unbegränzt dem Fürsten zuge- 
standen wäre, wie Herr L. behauptet : so würde sich wahr- 
scheinlich der königliche Fiscus in dieser Sache nicht an 
den Reichstag gewendet, und nicht die Reichsstände wür- 
den eine Commission ernannt, sondern Sc. Majestät 
würde selbst in seiner Machtvollkommenheit hierüber ver- 
fügt haben. Und was war die Mission jener Reichs-Com- 
mission? „in praemissos excessus et defectus tricacsimales 
diligenter inquirere, cosdem investigarc, corrigere, addenda 
adderc, tollendaque tollere wie §. 6 dieses Gesetzes sagt. 
Neben jener unbeschränkten Gewalt des Herrschers, welche 
Herr L. diesbezüglich voraussetzt , wäre es aber zur Er- 
füllung all’ Dessen nicht nöthig gewesen, eine Reichs- Com- 
mission zu entsenden. Auch sagen die Schlussworte des er- 
wähnten Gesetzes ferner : „ac postmodum ejusmodi rectifica- 
tioni et correctioni Commissariorum, tricaesimatores 
et questores per totum Regnum sese accomodare de- 
beant et teneantur.“ Die unbeschränkte fürstliche Gewalt 
bedurfte also auch dazu eines eigenen Gesetzes, dami ihr die 
eigenen Dreissigsbeamten Gehorsam leisten mögen ? Eben 
der Umstand, dass der Reichstag auch selbst die Prüfung 
und Abstellung der Missbräuche in Dreissigst-Angelegen- 
heiten verordnete,und dass dieReichstags-Commissäre rück- 
sichtlich der Dreissigstzölle jene Gesetze feststelljten, denen 
sieh zu fügen auch die Dreissigstbeamten verpflichtet wj^- 
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des Herrn L. 

Herr L. selbst zitirt Seite 111 seines Werkes den 
ante cor. G. A. 1608.5, welcher anordnet, dass noch auf 
diesem Reichstage ein Reichs-Schatzmeister, der auch nicht 
in der geringsten Abhängigkeit von der Hof- oder österrei* 
chisehen Kammer stehen solle, gewählt werde ; von jetzt 
an sollen sich andere Nationen („externae nationes“ wo 
runter gewiss weder die Russen noch die Franzosen ver- 
standen waren) in keinerlei Einktlnftc Ungarns mengen. 

Da er indessen erkannte, dass dieses zitirte Gesetz 
seiner Theorie allerdings eine grosse Bresche schlägt, fügte 
er sogleich hinzu, die Reichsstände hätten diese Begünsti- 
gung von Mathias II., welcher sich eben damals gegen sei- 
nen Bruder aufgelehnt hatte, erpresst. 

Wir müssten diese Behauptung widerlegen , wenn 
uns nieht Herr L. selbst dieser Arbeit überhoben hätte. Er 
selbst zitirt nämlich die G. A. 1618.15, 1622.18 und 24., 
1647.146, 16.55.ll, 1681.13 und 14, welche die Anordnung 
des erwähnten G. A. 1608.5 von neuem bestätigen. Das 
aber wird selbst Herr L. nicht behaupten, dass alle jene 
Naehkommen Mathias’, welche diese Gesetze sanktionirt 
hatten, Ferdinand II. und III. und Leopold I., gleieh- 
falls sich gegen ihre Brüder aufgelehnt und nach dem 
Throne gestrebt haben, und dass die Reichsstände auch 
von diesen ebenso die Bestätigungen völlig gleichen In- 
haltes erpresst haben. Wir fügen hier noch den G. A. 
1741.14 bei, welcher sagt: „Ut Camera Regia Hungarica in 
activitatc, vigore legum patriarum eklem competente, plene 
et omnino conservetur. Ac in nberiorem a Camera aulica in- 
dependentiae demonstrationem ; super negotiis apud ean- 
dem pertractatis, repraesentationes snas Regiae Majestatj 
inmediatc inscribat, sieque expeditas Majestati Regiae sub- 
mittat ac desuper Regia duntaxatRescripta ex aula recipiat.“ 
Ist etwa auch dies Gemeinsamkeit, auch dies Realunion ? 
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Herr L. zitirt ia seiueni Werke zahlreiche Gesetze, 
mit denen er beweisen will, dass sieh die Erbländer mit 
beträchtlichen Ausgaben an der Vertheidigung Ungarns 
and besonders der Militärgränze betheiligt haben ; and hier- 
aus folgert er die Gemeinsamkeit der Besteuerung und selbst 
die wrkliche Rcalunion. 

Niemand wird läugnen, dass die Erbländer mit Geld 
und bewatfneter Macht an der Vertheidigung Ungarns ge- 
gen die türkische Macht halfen. Und dies war ganz natür- 
lich, nicht blos wegen des gemeinschaftlichen Herrschers, 
auch nicht blos der guten Nachbarschaft halber, sondern 
wegen ihres eigenen, durch die gemeinsame Gefahr be- 
drohten Interesses und des Interesses der ganzen Christen- 
heit. Herr L. selbst citirt den 8. Punkt der Krönungsdi- 
plome vor Leopold I., in welchem unter Anderem auch 
diese Worte Vorkommen: „Quando-quidem salns et per- 
mansio, non mondo afflictae hujus patriae tamquam elypei 
et antcmuralis, sed aliorum quoque vicinorum Regnornm 
et Provinciarum ex bona et secura con confiniorum provi- 
sione dependeat.“ Das vielfach geplagte Ungarn wurde 
gegen die, die ganze Christenheit bedrohende riesige Tür- 
kenmacht als Schild und Vormauer betrachtet, und von 
der Sicherheit der ungarischen Grenzdistrickte hieng das 
Heil und die Erhaltung der Nachbarstaaten ab. Ist es nö- 
thig, hierbei noch einen weiteren Schlüssel dafür zu su- 
chen, dass die Erbländer sich mit aller Kraft an der Ver- 
theidigung Ungarns betheiligten ? Es thaten dies auch an- 
dere Mächte, wie die polnische, spanische, französische 
und besonders der römische heilige Stuhl, ohne dass man 
aus solcher Betheiligung irgend eine Realnnion folgern 
könnte. 

Herr L. hebt besonders die §§. 9 und 10 des G. A. 
1593:1 unddenG. A. 1593:2 hervor, aus deren Inhalt er 
wieder gerne einen gemeinsamen Reichstag und eine Real- 
union herausklügeln möchte, 
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In den §§. 9 und 10 des er.vHhnten 1. G. A. sprechen 
die Reichsstande es ans, dass sie, kaum mehr im Stande, 
sich gegen die drohende Tllrkenmacht zu vertheidigen, 
mit einer Gesiindtschaft sich an Se. Majestät wenden wol 
len, und mit Wissen Sr. Majestät auch an die Fürsten an- 
derer christlicher Staaten Deputirte (oratores), der Bitte 
um Hilfeleistung wegen, senden machten. Der 2. G. A. 
aber sagt, dass Se. Majestät mehrere Magnaten und Ade- 
lige des Reiches an einem von ihm hezeichneten Tag und 
Ort berufen möge, wo diese mit den Gesandten der Nach- 
bar-Staaten und Provinzen darüber berathen sollen, wie 
man die Grenzdistrikte besser befestigen und das dortige 
Militär mit sichererem Solde versehen könne. 

Diese Gesetze deuten nicht auf einen gemeinsamen 
Reichstag, sondern enthalten das gemeinsame Bitten und 
Drängen gegen eine gemeinsame Gefahr. Niemand wird 
es bezweifeln, dass solche Berührung oft in einzelnen Fäl- 
len nöthig war, und auch fernerhin nöthig sein kann : doch 
es sind das Berührungen, wie sie auch zwischen zwei von ein- 
ander unabhängigen Nationen verkommen und durchaus 
noch keine Realunion in sich begreifen. Es ^värceine ver- 
kehrte Sache, wenn wir uns damit rühmen würden, dass Un- 
garn in derVertheidigung der österrcichischenErbländer und 
der ganzen Christenheit gegen die verwüstende Macht der 
Osmanen Vieles geleistet und gelitten hat. Denn was Ungarn 
geleistet hat, musste es ja seiner Selbsterhaltung willen thun. 
Allein Herr L. möge erkennen, dass es ganz eben so ver- 
kehrt wäre, verfechten zu wollen, die Hülfe, welche die ös- 
terreichischen Provinzen Ungarn geleistet, und die gemein- 
same Vertheidigung, an welcher auch sie sieh zugleich mit 
uns betheiligten, seien nicht zur Abwendung der auch sie be- 
drohenden gemeinsamen Gefahr geschehen, sondern die 
Folge irgend einer strengen Regierungseinheit und wirkli- 
chen Realunion gewesen. 
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FÜNFTER ABSCHNITT. 

Wir gehen zu jenen Argumentationen des Herrn L. 
Uber, welche er auf Seite 278 und den nachfolgenden Seiten 
seines Werkes Uber die Gesetze vom J. 179"/i und ihre Be- 
deutung, wie er dieselben zu interpretiren sucht, anstellt. 

Er hebt vor Allem hervor, dass in der Einleitung der 
179"/, er Gesetze, obschon die Widersetzlichkeit und Leiden- 
schaftlichkeit der Ungarn um jene Zeit wegen der eben abge- 
laufenen Ereignisse gross war, Josef II., welcher sich 
nie krünen Hess, dennoch Erbkönig von Ungarn (rex he- 
reditarius Hungariae) genannt wurde ; woraus er folgert, 
dass auch im Jahre 1790 die auf das Erbfolgerecht be 
zuglichen Gesetze nicht beseitigt wurden. 

Allein das Erbfolgerccht der Dynastie zog ja Nie- 
mand , weder im Jahre 1790 noch seither , in Zwei- 
fel ; Herr L. hatte cs daher nicht nöthig, das, was Niemand 
bezweifelt, zu beweisen. Das vom Jahre 1790 angeführte 
Beispiel ist ein klares Zeugniss dessen , dass unsere Ah- 
nen, selbst zu einer Zeit, wo sie, wie Herr L. sagt, leiden- 
schaftlich waren, die Gesetze und die die Erbfolge begrün- 
denden Staatsgrundverträge in Ehren gehalten haben, und 
nicht von jener Theorie ausgegangen sind , welche jetzt 
einige Individuen jenseits der Leitha gerne aufstellen 
möchten, dass, wenn der eine Theil den wechselseitigen 
Vertrag verletzt, der andere Thei' den ganzen Vertrag als 
aufgehoben betrachten kann, sondern der Ansicht waren, 
dass der Vertrag heilig und unantastbar sei, auch wenn der 
eine Theil rcclitlich die strenge Einhaltung des Vertrages 
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verlangen kann, und dass er, wenn diesem Verlangen auch 
nicht uachgekoinmen wird, nicht sogleich als gelüst bertacli- 
tet werden darf. Welche dieser beiden Theorien die besonne- 
nere ist, und die Anhänger welcher Theorie mehr Leiden- 
schaftlichkeit verrathen, möge Herr L. selbst beurtheilen. 

Bezüglich des zweiten Artikels bemerkt Herr L., dass 
seit dem Jahre 1 687 das Krönungsdiplom verändert wurde, 
insoferne das Widerspruchs- und Widerstandsrecht der 
Ungarn , welches im letzten Paragraphen der goldenen 
Bulle enthalten war, gestrichen worden. 

Das Aufheben dieses Rechtes war , vorzüglich seit 
dasselbe vielfach schief interpretirt und unpassend ange- 
wendet ^vurde, unzweifelhaft zum Heile des Reiches. Übri- 
gens glaube Herr L. nicht, dass durch das Streichen der 
erwähnten Clausel die Nation auch jenes Rechtes beraubt 
worden sei, dass sie gegen die auf dem Gebiete der execu- 
tiven Gewalt vorgekommeuen Gesetzesverletzungen Ein- 
sprache erheben könne. Nach der goldenen Bulle hatte 
nicht blos das ganze Reich, sondern jeder einzelne Adelige 
in allen solchen Fällen, wo seine Rechte durch die höchste 
Gewalt verletzt wurden, das Recht des Widerstandes 
und Widerspruches. *) Ein solches Recht exfstirt jetzt 
nicht, und kann vernünftiger Weise auch nicht existiren ; 
es wurde durch den G. A. 1687:3 eudgiltig gestrichen. 
Nachdem dies Gesetz geschaffen war , konnten Einzelne 
nur auf dem Petitionswege die Linderung ihrer Beschwerden 
verlangen, Jurisdiktionsbehörden konnten Sr. Majestät ge- 
gen Gesetzesverletzungen Propositionen unterbreiten, und 


•) Artikel 81 §.2. der goldenen Bulle; „Qnod.si vero Noa, Tel 
aliqnia Successoroin Noatromm, aliqno unquam tempore, huic diapoai- 
tioni noatrae contraire voluerit ; liberam babeant liaruiu autboritate, eine 
nota alieujua iufidelitatia, tarn Epiacopi, quam alii Jobagionea, ac Nobi- 
Ica Kegni, univerai, et ainguli , praeaentea et fiituri , poaterique , re- 
aiatendi et eontradicendi Nobia, et uoatris Sueeeaaoribua in perpetuum 
facnltatem “ 
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wenn diese von keinem Erfolge begleitet waren, ihre Kla- 
gen vor den Reichstag bringen. Der Reichstag aber, als 
der eine Theil der gesetzgebenden Gewalt , als Wächter 
der unverletzten Erhaltung von Gesetz und Verfassung, 
erhob gegen jede Gesetzesverletzung , in seinen Adressen 
feierliche und entschiedene Einsprache , und die Conse- 
quenz dieses Einspruches war häufig ein neues Gesetz, 
häufig ein Versprechen Sr. Majestät, kraft ihrer königli- 
chen Macht jene Beschwerden zu lindern. Die Reichstags- 
Schriften liefern hiefUr zahlreiche Beispiele , und dienen 
als Belege dafür , dass solche Einsprachen nicht blosse 
Petitionen waren ; ja es geschah auch, dass Se. Majestät 
erklärte, dass die Ereignisse der verfiossenen Zeiten auch 
seinem väterlichen Herzen unliebsam waren , und die 
Versicherung gab, dass sie nicht wiederholt werden wür- 
den. Dieses Verfahren war eine natürliche Consequenz der 
Dicasterial-Regierung, neben welcher sich die Administra- 
tions-Corporationen, wenn sie ein Gesetz verletzten , gerne 
hinter die Unverletzlichkeit der Person des Königs bargen, 
und die einzelnen Glieder der Corporationen entschuldigten 
sich mit dem Beschluss der Majorität. Bei einer parlamenta- 
rischen Regierung und Ministerverantwortlichkeit gestaltet 
sich dies Verfahren anders und bietet, trotz der strenge- 
ren Eesthaltuug der Huldigung gegen die königliche Wür- 
de, mehr Sicherheit, weil die allerhöchste Person des Für- 
sten mit keinerlei Gesetzesverletzungen in Verbindung 
gebracht werden darf. 

Herr L. zitirt den G. A. 3. in seinem ganzen Umfan- 
ge, und sagt, dass dieses Gesetz deutlich festetze, dass der 
„succedirende König,“ auch vor der binnen sechs Monaten 
zu vollziehenden Krönung, alle Regierungs Rechte ohne 
Unterschied, mit Ausnahme der Ertheilung von Privilegien, 
ausUben könne. 

Wir wollen uns Uber diesen Gegenstand mit Herrn 
L. in keinen Streit cinlassen. Wir können seinen Entwdeke- 
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lungeu auf jenes Gebiet, auf welcbein er stand, nielit fol- 
gen. Nur einige Zeilen aus seinem eigenen Werke wollen 
wir hier anfüliren, die folgenden Zeilen nämlich aus dem 
auf Seite 280 von ihm zitirten G. A. 3. : „salvis tarnen inter- 
medio tempore omuibus Juribus hacreditarii Regis, quae ad 
publicam, eonstitutionique couformem Regni Administra- 
tion pertinent.“ 

Nach dem, was Herr L. Uber den Inhalt des G. A. 3 
gesagt hat, geht er pKitzlich zum fünften Punkt des Krö- 
nungsdiploms Uber, ln welchem bestimmt wird, dass künf- 
tighin bei Jeder Krönung der zu krönende Erbkönig ver- 
pflichtet sei, die in diesem Diplom enthaltene Versicherung 
anzunehmen und darauf einen Eid abzulegen. *) Er zitirt 
den Originaltext des Diploms, und behauptet, dass dieses 
Diplom alle älteren Gesetze , mithin sowohl die alte 
Conföderation, als auch die mit den Erbländern und 
Provinzen bestehende, und mit der pragmatischen Sank- 
tion in Verbindung stehende Union (unio cum reliquis 
Regnis et provinciis haereditariis) bestätigt habe ; dass 
der König sich zur Erhaltung dieser Rechte und Gesetze 
verpflichtet, und mit einem Eide versprochen habe, dass er 
alle seine Unterthanen kraft seiner königlichen Machtvoll- 
kommenheit, zur Aufrechterhaltung dieser Gesetze und 
folglich auch der Union der Reiche zwingen wolle ; dass es 
mithin unzweifelhaft sei, dass der König kein solches Ge- 
setz unterschreiben darf, welches der festgesetzten Union 
mit den Ländern feindlich entgegensteht ; und dass es 
eben so unzweifelhaft sei, dass, wenn irgend ein König sich 
zu einem solchen Gcsetzvorschlage Überreden Hesse, dessen 
Nachkomme nicht nur nicht verpflichtet w’äre, die Wahrung 
solcher Gesetze durch ein königliches Diplom zuzusicheru, 
sondern er dies auch, ohne Mitwirkung der mit Ungarn 
vereinigten Länder rechtlich nicht thun könnte. „Und folg- 


*) S. dpn Text des Krönungsdiplom im Anhnngc Nr. IV. 
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lieh wenn auch (sagt Herr L.) Se. k. k. Majestät Franz 
Josef I. dureh königlielies Dijdom die 1848-er Gesetzvor- 
sehliige bestätigen wollte, wäre er dazu ohne dieMit- 
wirkung der Vertreter der 11 hrigenErbl ‘an- 
der nicht berechtigt, weil diese Gesetzesvorschläge 
in direktem Widerspruche mit jener Union der Länder 
stehen, welche durch die pragmatische Sanction begründet 
ist.“ Dies sind die Behauptungen des Herrn L. 

Wer sich mit historischen Forschungen beschäftigt, 
sucht zuweilen, wenn er die Wirklichkeit irgend welcher 
historischen Thatsache wegen Mangels an klaren Belegen 
zu begründen nicht im Stande ist, umhertappend solche 
Umstände zusammen, auf die gestutzt er mindestens die 
Wahrscheinlichkeit jener Thatsache entwickeln kann. 
Und vermag er in solchem Falle seine muthmasslich aufge- 
stellte Ansicht auch nicht vollkommen zu beweisen, so ver- 
dient er gleichwohl keine Rüge; seine Verstfisse sind ihm so- 
gar zu verzeihen, da ja Niemandes Rechte durch sie an- 
gegriffen werden. 

Wer aber ein positives Staatsrecht schreibt und sich 
darin Uber die Rechte Anderer mit vollkommener Bestimmt- 
heit äussert : der ist verpflichtet, seine bestimmten Behaup- 
tungen durch entscheidende Daten zu beweisen. Herr L. 
hat ein staatsrechtliches Werk geschrieben, und darin 
mit aller Bestimmtheit dem Gesetzgebungs-Rechte des unga- 
rischen Königs und der ungarischen Nation Schranken 
gezogen, und die volle Ausübungsfähigkeit dieses Rechtes, 
in Folge jener Realunion , welche nach ihm zwischen 
Ungarn und den Erbländern begründet worden , von der 
Zustimmung anderer Länder abhängig gemacht. Und was 
hat er zum Beweise dieser Behauptungen angeführt? 
Hat er etwa dargelegt, dass dem ungarischen Könige und 
der ungarischen Nation rücksichtlich ihrer staatsreeht- 
lichen Verhältnisse nie ein vollkommenes Gesetzgebungs- 
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Rcclit zugcstaiulen habe ? Aber eine solclie Aiisielit wäre ja 
eine Ungereiintlicit. 

Oder hat er etwa bewiesen , dass die niigarisclie Na- 
tion und der König einst zwar ein soleh vollkonnnenes Ge- 
setzgebungs-Recht besessen, dass sie aber deutlieh und be- 
stimmt dieses Rechtes sich begeben haben, und dieses ilir 
Recht auf andere Länder, besonders auf die österreichischen 
Provinzen Übertragen, oder mit ihnen getheilt haben ? Oder 
hat er diesen Verband ans den, jeden Zweifel ansschliesscn- 
den Worten irgend eines feierlichen Vertrages bewiesen, 
aus welchem diese Entsagung und beziehungsweise Über- 
tragung oder Theilung sich folgern liessc ? Nein ; Herr 
L. hat all das nicht gethan . sondern aus dem einen Ge- 
setze einige Worte hervorgehoben, aus einem anderen 
Gesetze einige Worte anders zusammengcstellt, sich auf 
Gesetze, die ganz anders lauten, berufen , und aus all dem 
eine ganze Kette von Trugschlüssen zusammengefügt. An 
einer Stelle fand er die Worte „confoederatio“ und „bona 
vicinitas“, und sogleich war seine Erklärung bereit , dass 
diese „confoederatio“ und „bona vicinitas“ auf einen sol- 
chen Verband Ungarns und der Erbländcr deuten, weicher 
das Gesetzgebungs-Recht des ungarischen Königs und der 
ungarischen Nation von Österreich abhängig machte. An 
einer anderen Stelle entdeckte er, dass die ungarische 
Gesetzgebung , zur Ausarbeitung eines Systems der politi- 
schen , militärischen und ökonomischen Angelegenheiten, 
eine Kommission ernannt , und dass zu dieser Kommission 
auch Se. Majestät der K ö n i g seinerseits Kommissäre ge- 
sandt habe; und sogleich waren seine cigcnthüinlichen 
Folgerungen fertig , und er sagte : hier sind die kaiserli- 
chen Kommissäre, welche bei der Ausarbeitung des erwähn- 
ten systematischen Werkes die österreichischen Provinzen 
repräsentirten : mithin ist die ungarische Gesetzgebung 
von Österreich nicht unabhängig. Gleichwohl kommt in je- 
nem Gesetze weder vom Kaiser oder von k a i s c r 1 i- 

F. V Dtiik Bemork. lO 
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eben Kommissären , noch von einer Vertretung der öster- 
reicliiscben Provinzen oder einer Gemeinsamkeit des Sy- 
stems auch nur ein Buchstabe vor. W(dd kommt aber vor, 
dass die Kommission ihr Werk der nngariseben Gesetzge- 
bung , welche darüber besehliessen werde , zu unterbreiten 
habe. In der pragmatischen Sanktion vom J. 1723 las er, 
dass die Keichsstände , indem sie gegen äussere Gewalt- 
thätigkeiten und innere Unruhen den Verband mit den 
Erbländern consolidiren wollten , das Erbfolgerecht auch 
auf die weibliche Linie der Dynastie ausdehnten , und in 
dieser Erbfolge dieselbe Erstgeburts-Reihe begründeten, 
w'elche in den Erbländern schon begründet war, so wie dass 
sie gleichzeitig erklärten, dass Ungarn und die Erbländer 
stets mit einander und gegenseitig einen untrennbaren und 
untlieilbaren Besitz des Herrschers bilden w'crdcn ; und so- 
gleich klügelte er aus diesen Worten alle Details einer vollen 
und vollkonnuenen Realunion heraus, nicht blos die völlige 
Gleichartigkeit des Erbfolge-Rechtesund der Erbfolge-Ord- 
nung, nichtblos die Untrennbarkeit des Besitzes, sondern auch 
vollkommene Gemeinsamkeit der Regierung ; — obschou 
die Nation in diesem Gesetze sich die Unverletzlichkeit 
ihrer Rechte bedungen, zu diesen Rechten aber auch das Ge- 
setzgebungsrecht gehörte ; ohschon sie ferner sich auch Das 
bedungen, dass in Ungarn der Fürst nicht nach Art der übri- 
gen Provinzen, sondern nach des Reiches eigenen Gesetzen 
herrschen und regieren möge. Wir können kühn wen im- 
mer fragen , ob all das , was Herr L. anfuhrt , irgend ge- 
wichtig genug sei um zu beweisen , dass Ungarn seines 
vollkommenen Gesetzgebungsrechtes entschieden entsagt, 
es auch mit Andern in irgend einer Beziehung ge- 
theilt, oder eben von dem Willen der österreichischen 
Provinzen abhängig gemacht habe V Ist cs nicht, im Ge- 
gentheile, unzweifelhaft, dass das Reich, welches die 
Unverletzlichkeit seiner Rechte und Freiheiten , und eine 
besondere, seinen eigenen Gesetzen entsprechende Regie- 
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rung sieli bedungen , seine eigene vert'assiingsniiissige 
Selbstständigkeit keinem andern Hcielic unterordnetc V 

Die Krone und ihre Keelite Ubergab die Nation 
dem Ilerrselierliausc und nicht den östcrrcicliisehcn Pro- 
vinzen ; und dadurch, dass sie im Sinne der pragmati- 
schen Sanktion jenen Fürsten als ihren Erbkönig an- 
erkennt, welcher auch in den Erbländern herrscht, gab 
sie sich keinem anderen Reiche, keiner anderen Pro- 
vinz zu eigen. Ein derartiger Verband lag nie in der Ab- 
sicht des Reiches ; solche Abhängigkeit und Unterordnung 
könnten weder der ungarische König noch die ungarische 
Nation jemals anerkennen. Da mithin ein solcher Verband, 
wie ihn Herr L. gerne aus der pragmatischen Sanktion 
heraus interpretiren möchte, weder dort, noch in anderen 
unserer Gesetze irgendwo begründet ist, jenen Verband 
aber, welcher in der pragmatischen Sanktion dcntlich aus- 
gesprochen ist, die Gesetze Ungarns nicht zerrissen haben : 
so ist die Behauptung des Herrn L., dass Se. Majestät ohne 
Einwilligung der österreichischen Provinzen nicht berech- 
tigt sei, die Geltung der ungarischen Gesetze anzuerken- 
nen, ebenso falsch, als es falsch wäre, wenn wir umge- 
kehrt bestreiten wollten, dass der Fürst der Erbländer, 
welcher nach der pragmatischen Sanktion gleichzeitig 
König vonUngarn ist,auch ohne EinwilligungUngarns jedem 
beliebigen Theile seiner in den österreichischen Provinzen 
bisher mit absoluter Macht ausgeUbten Filrsten-Rcchte 
hätte entsagen können. 

Herr L. aualysirt auch den von der Unabhängigkeit 
des Reiches sprechenden G. A. 179"/, .10, interpretirt sei- 
nen Text, und entwickelt ausführlich, dass die in demsel- 
ben enthaltenen einzelnen Sätze nicht so zu verstehen 
seien, wie sie geschrieben sind, und legt das grösste Ge- 
. wicht auf solche Ideen, die wir allerdings vergeblich im 
Texte des Gesetzes suchen würden, die aber nach Herrn 
L. hineingehören. Weil jedoch der erwähnte G. A. 10 so 

10 * 


Digitized by Google 



148 


klar uutl bestiniuit ist, dass eine unrichtige Deutung des 
seihen, wie es scheint, selbst dein Herrn 1^. viel MUhe 
kosten dürfte, schalten wir seinem erkünstelten Kaison- 
nenicnt gegenüber vor Allem den Text jenes G. A. hier 
ein, welcher lautet : 

„Auf die unterthänige Vorstellung der Keichsstände 
geruhte Se. Maji'stät gniidig anzuerkennen, dass, obgleich 
die durch die G. A. 1723.1 und 2 in Ungarn und dessen 
Nebenländern festgestellte Erbfolge der weiblichen Linie 
des allerdurchlauchtigsten Hauses Österreich demselben 
Kegenten zukommt, welchem dieselbe nach der festgesetz- 
ten Erbfolgeordnung in den untrennbar und untheilbar zu 
besitzenden, in Deutschland und auszerhalb Deutschlands 
befindlichen übrigen Erbländern gebührt: Ungarn den- 
noch sammt seinen Nebenländern ein freies Reich und 
hinsichtlich der ganzen gesetzlichen Form seiner Regie- 
rung, (mit Inbegriff aller Regierungsdikastcrien), unab- 
hängig, d. h. keinem anderen l.ande oder Volke unterge 
ordnet ist (idcstrnulli alteri regno, aut populo obnoxiuin), 
sondern seinen eigenen Bestand und Konstitution be- 
sitzt, (sed propriain habens consistentiain et constitutio- 
ncin), somit ist es durch seinen gesetzlich gekrönten erbli- 
chen König, folglich durch Se. Majestät und dessen Nach- 
folger, die Könige von Ungarn, nach seinen eigenen Ge- 
setzen und gesetzlichen Gepflogenheiten, nicht aber nach 
der Norm anderer Provinzen zu regieren und zu verwal- 
ten, wie dies auch die G. A. 1715.3, und 1741.8 und 11 
auordneu. *) 


*) Den Text des G. A. 1715 : 3 sielie auf Seite 72. 

Der G. A. 1741: 8 lautet folgetidcnnaaseu : «Erga beiiignaiii 
Saerae Kegiae Majestati.s Doelaratioiiein saiiuituin est, fuudanieiitalia 
Jura, Libertate.s, Ininiimitates et Praerogatiras Statmim et 
Ordinniii Kegiii Iliinganae, Partimm|ue ei aimoxarmii, sigiiaiiter in Tit. 
9. Part I. Operis Decret. Tr pari et Art. 0. aiiiii 1723, veliit in perpetuiim 
a b o III II i e o II t r i b II t i o II e ip.sos exiiiieiitibii.s, adenque ealeuus 
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Herr L. sagt, dass durch dieses Crcsetz blos die alten 
Gesetze bestätigt wurden, dass aber darin aneh nicht 
eine Spur von der Aufhebung der Realunion enthalten sei. 

Es wäre ja aber ein Unsinn gewesen, durch ein Ge- 
setz jene Realunion abschaffen zu wollen, welche nie 
durch irgend ein Gesetz festgesetzt worden war. 

Im Obigen haben wir unsere Ansichten Uber den un- 
zweifelhaften Sinn der nngarisehen pragmatischen Sank- 
tion entwikelt, nnd angegeben, worin jene Union bestand, 
welche im .Fahre 1723 zwischen Ungarn und den Erblän- 
dern festgestellt wurde. Alles, was wir in dieser Beziehung 
dort angeführt, wird auch durch den G. A. 1 70'/, ; 1 0 gerecht- 
fertigt, ans welchem sieh unzweifelhaft heransstellt, dass, 
während einerseits Ungarn im Jahre 1 723 die weibliche Erb- 
folge und deren Ordnung, demnach die Identität des Herr- 
schers und den untrennbaren und untheilbaren Besitz fest- 
stellte, es andererseits zugleich bestimmt ausspraeh,dassUn- 
garn ein freies Reich und bezüglich der ganzen gesetzlichen 


etiam ; ne onns publicnm Fundo quoque modo i n li a e r « a t, 
posdem inmiunitatihns, a c avito quoque luu firmatis, expressas, 
(enm alioquin etiam per Art. 3. aiini 1715. super eo, quud ad iiormam 
a 1 i a r u m P r o v i ii c i a r ii m ii o n g u b e r n a b u n t ii r, praeeauti 
et assecurati existaiit :) aiib sensum Diplomnti insertae, de iisu et 
iiitelleetu Legum sonantis elausulae, nullatenus sumi posse.“ 

Der G. A- 1741: 1) entbält Folgendes: „Devntissimis animis 
exceperunt Status et Ordines benignisaimam Saerae Regiae Majestatis 
Declarationem, qua iiiediante clemeiitor exposuit; »e eo siiigulari afteetu 
et propeiisione erga G entern lluiigaram ferri ; ut ne dubitari 
quidein possit, quin eam non modo eum reliqiüs in pari docore 
honore. et exist! matione eonaervaio; sed et alias ! egiam 
Benignitatem, Maternnmqne affeetum sniim in promovendum Regni 
quoque hujus incrementum dirigere dignabitur. 

§. 1. Qnae insimul id quoque edementer reaolvit ; <|uud nimirum 
Res, et Negutia Regni tarn intra, quam exlia Regnnin per 
II II n g a r o 8 traetabit, traetariqne faeiet. 

§. 2. Ae proinde, in aiigusta quoque Aula siia, in li is, q u a e a 
roncessa Sibi supreina I’otestate dependent, pro 
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Form seiner Regierung, mit Einschluss aller seiner Regie- 
ruugsdikasterien, unabhängig bleibt. Die Anfrechthaltung 
der Unabhängigkeit bleibt daher nicht auf einen oder den 
anderen Zweig der Regierung beschränkt, sondern wird 
auf dieganze Organisation derselben ausgedehnt, und kein 
Verhältuiss, keine Beziehung ist von dieser Aufrechthaltung 
ausgenommen. Ja, die ferneren Worte des Gesetzes erklä- 
ren diese aufrecht erhaltene Unabhängigkeit noch ausführ- 
licher, indem sie sagen , dass „Ungarn keinem anderen 
Lande oder Volke untergeordnet ist, sondern seinen eigenen 
Bestand und Konstitution besitzt.“ 

Herr L. bemerkt hiezu, dass man die Konstitution so 
verstehen müsse, wie sic in den Gesetzen steht, folglich 
mit Unterscheidung der gemeinschaftlichen Angelegenhei- 
ten von den rein ungarischen. 

Man muss die Verfassung allerdings so verstehen, 
wie sie in den Gesetzen steht, allein man muss auch die 


altissimo Judicio, Regioque Muiiere suo, fidclinm Consiliarionim suonim 
H 11 n g a r 0 r ii m opora, ct consiliis utetur : 

§. 3. Imo dum magis ardiia negotia pertractanda oeenrrerint ; 
Regni Priinatem ctPalatinum, aliosque e Regiii Proceribus. 
ac Regnorum etiam Dalmatiac, Croatiae ct Sclavoniao B a n u m, dum 
praesertim de Rebus, Securitateqiie eorundem Reg^orum agendum 
foret ; in augiistain Suam Praesentiam advocari curabit, talismodique 
Negotia cum illis coiiferet ; 

§. 4. Kt ad ipsum etiam Status Ministerium, Nationem 
Hungarara adhibere dignabitur. 

§. &. Intra Regnum rero, Politica qnaevis et publicum 
ejusdem Regiii Statum concementia negotia, stabilita per Leges Regni 
modalitate medio Rcgii Locunitenentialis Consilii (in ea, quam Art. 101 
anni 1723. continet activitatc ac Independentia ntiqiie conservandi) 
expost quoqiie rite pcrtractari facict ; 

§. 6. In secuturis aureiii vacantiarum casibns, ad idem Regium 
Locumtenentiale Consilium, ex Omnibus Regni Partibus 
Viros idoueos, Rerum, ac Constitutionis Regni gnaros, possessi o- 
n a t o s Hiingaros assumet. 
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Gesetze so verstehen, wie ihr Text lautet ; wo ist jedoeh 
(las Gesetz, welches den Völkern der österreichischen Pro- 
vinzen das Recht verliehen hiitte, über Ungarn zu verfügen, 
und sich in dessen Gesetzgebungsreeht zu mischen ? Sowohl 
wir als auch sie hängen nach dem Gesetze von demselben 
erblichen Monarchen ab, welcher Ungarn und die Erblän- 
der untrennbar besitzt, doch sind wir von einander voll- 
ständig unabhängig. 

Wenn Ungarn keinem anderen Lande oder Volke un- 
tergeordnet ist, sondern seine eigene Selbstständigkeit be- 
sitzt : wie kann da eine Real-Union gedacht werden, ver- 
möge welcher, wie Herr L. behauptet, der König von Un- 
garn nicht einmal das Recht besass, die Gesetze vom Jahre 
1848 zu sanktioniren, welche doch weder die Erbfolge der 
weiblichen Linie und ihre Ordnung, und damit die Iden- 
tität des Herrschers, noch den untrennbaren und untheil- 
baren Besitz, mit einem Worte Nichts von Allem, was in der 
pragmatischen Sanktion enthalten ist, verletzen ? 

Worin soll die von Herrn L. verfochtene Realunion 
bestehen, wenn Ungarn nach seinen eigenen Gesetzen zu 
regieren ist, und nicht nach der Norm der anderen Provin- 
zen regiert werden darf? 

Herr L. frägt, ob zur ungarischen Konstitution nicht 
auch jene Bestimmungen der Gesetze gehören, welche sich 
auf die Erbfolgeordnung, Regalien, Handel, Finanz- und 
Militäraugelegenheiten beziehen, die auch vor der Konfö- 
deration gemeinschaftlich waren, ferner die Gesetze, welche 
die Konföderation feststellten, und ebenso jenes Gesetz, wel- 
ches die Ausarbeitung und Förderung des politischen, mili- 
tärischen und ökonomischen Systems anordnet ? Endlich ob 
nicht auch jene Gesetze zur Konstitution gehören, welche 
die wechselseitige Eintracht und Union zwischen Ungarn 
und den Erbländern begründeten ? 

Ein Theil dieser Gesetze wurde zu verschiedenen 
Zeiten für einzelne specielle Fälle geschaffen. Sie waren 
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:illcnliii,^s Aii!<flilssc des konstitutionellen Gesetzgebungs- 
reelites ; insofenie sie jedoeli von einzelnen Fiillen spra- 
chen oder später abgeändert wurden , bilden sie keinen 
wesentlichen Theil der Verfassung. Jene Gesetze aber, 
welche die staatsrechtlichen Verhältnisse, oder das Regie* 
rungssystein regeln, gehören. Insofern sie nicht durch spä- 
tere Gesetze aufgehoben oder modifizirt wurden, allerdings 
zur Verfassung; allein nicht mit jener Fnterpretation, wel- 
che Herr L. aus denselben gewaltsam hcrauspressen möch- 
te, sondern in dem reellen Sinne der Gesetze selbst. 
Jenes Gesetz z. 15., welches im Jahre 171;') eine Kommis- 
sion zur Ansarbeituiig des p(di isehen, militärischen und 
ökonomischen »Systems ernannt hat, wird im wahren 
Sinne von Niemandem als ein wesentlicher Theil der 
Verfassung betrachtet werden ; denn die Ernennung ei- 
ner solchen Kommission ist ein natürliches Recht der 
gesetzgebenden Gewalt, welches dadurch nicht befestigt 
wurde, dass tlie Legislative dasselbe eben auch im Jahre 
1715 ausiibte, so wie es nicht schwächer geworden wäre, 
wenn sic es damals nicht ausgeübt hätte. Der Sinn aber, 
welchen Herr L. in Jenes Gesetz gerne hineinlcgcn möchte, 
indem er aus demselben kaiserliche Kommissäre, als Ver- 
treter der österreichischen Provinzen , gemeinsame Bera- 
thungen und schliesslich eine enge Real-Union hcrausgele- 
sen, kommt in dem Gesetze selbst, w ie wir oben nachge- 
wiesen, nirgends vor. Der Wiener Friedensvertrag , in 
welchem die von Herrn L. so oft crw'ähnte Konföderation 
vorkommt, ist allerdings ein konstitutionelles Gesetz; 
allein Herr L. hat auch aus diesem vielerlei herausgelesen, 
wovon, wie wir oben gleichfalls auseinandergesetzt haben, 
in demselben nicht die geringste Spur vorhanden ist. End- 
lich ist die das Erbrecht und die gegenseitige Eintracht 
mit den Erbländern feststellende pragmatische Sanktion 
ein Fundamentalgesetz unserer Konstitution ; nachdem Je- 
doch in derselben die Union nicht in der Art festgestcllt 
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ist, wie cs Herr L. bcliauptet, soiidcru so, wie wir nacligo- 
wiesen, so gehört seine Interi)retatioii iiielit zur.nugari- 
sclien Konstitution, sondern steht mit derselheu im direk- 
ten AV^iderspruch. 

Am erstaunlichsten ist jene Argumentation , mit 
welcher Herr L. die AA^orte des G. A. 179'',: 10: „alle 
seine Kegierungsdikastcrien mit einverstanden“ (huc intel- 
lectis quihusvis Dicasteriis suis) interpretirt. Er hebt näm- 
lich besonders das AAbirt „suis“ hervor und sagt , dass 
demzufolge die im Gesetze ausgesprochene Unabhängig- 
keit blos von den rein ungarischen Dikasterien zu verste- 
hen sei. 

Das Gesetz sagt nicht, dass ein oder das andere Re- 
gieriingsdikasterium des Reiches unabhängig ist , ebenso 
wenig sagt es, dass in Ungarn ausser dem ungarischen 
König und dessen ungarischen Dikasterien eine andere 
Gewalt , oder das Regierungsdikasterium eines anderen 
Landes befiehlt und regiert : sondern dass das Reich be- 
züglich seiner ganzen gesetzliehen Regierungsform un- 
abhängig ist, dass alle Regierungsdikasterien des Landes 
unabhängig sind. Es ist schwer, diese AA'orte anders zu 
deuten, als sie geschrieben sind. AA^ie könnte aber das 
AATörtchen „suis“ bedeuten, dass die ungarischen Regie- 
rungsdikasterien in ungarischen Angelegenheiten wohl 
unabhängig sind, das Reich aber von den österreichischen 
Provinzen und deren Regierungsdikasterien nicht unab 
hängig ist; während das Gesetz sagt, dass eben das Reich, 
und zwar bezüglich der ganzen gesetzlichen Form sei- 
ner Regierungsdikasterien unabhängig ist. 

Nachdem Herr L. seine Meinung Uber den G. A. 
179®/, : 10 ausgesprochen, geht er auf d<n G. A. 12 Uber 
w'clcher von der Ausübung der gesetzgebenden und der 
vollziehenden Gewalt spricht. Er führt diesen Gesetzarti- 
kel in seinem ganzen Umfange nach dem Originaltext an. 
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und auch wir setzen ihn hieher, um dem Leser das Nach- 
schlagen im Gesetzbuche zu ersparen. *) 

Herr L. sagt von diesem Gesetzartikel vor Allem, 
dass er hinsichtlich der Real-Union und der „mutua 
cointelligentia“ und „unio“ eben nicht gefährlich sei. 

Wir haben oben ausführlich auscinandergcsetzt, dass 
die von Herrn L. verfochtene Real-Union in keinem Gesetze 
festgesetzt, und die in der pragmatischen Sanktion erwähnte 
„mutua cointelligentia“ und „unio“ von seiner Theorie in 
jeder Hinsicht abweicht. Der G. A. 179®/, : 12 kann daher 
ftlr die Real-Union, welche in unseren Gesetzen nie existirte, 
auch nicht gefährlich werden. Die dem gesetzlichen Sinne 
der „mutua cointelligentia“ und „unio“ entsprechende 


*) Der G. A. 179°/, : 12. De legislativae et executiva: 
Potestatis Exercitio lautet: „Leges ferendi, abrog.mdi, 

gioterpretandi Potegtatem in Regno hoe Hungariac, Partibusque annexis 
galva Art. 8. 1741. Dispositione ; legitime coronato Principi et Statibue 
ac Ordinibus Regni, ad Comitia legitime confluentibog, communem esse, 
nec extra illa exerceri posse, Sua Majestas Sacratiasima nitro ac gponte 
agnogeit, ac ge jug hoc Statnum illibatum conservatnram, atque prout 
illnd a divig guis Majoribua acceperat, ita etiam ad Augpigtos gnog Suc- 
eeggoreg inviolatnm trangmigguram benigne declaraTit, Statug et Ordineg 
Regni geenrog reddena, nunquam per Edicta, gen gic dictag Patentaleg- 
quae alioquin in nullig unqnam Regni Judicilg acceptari poggnnt, Regnum 
et parteg adnexas gubemandag fore, Expeditione Patentalium ad eum 
duntaxat Caaum regervata, ubi in Rcbna Legi alioquin conforniibua, 
Publicatio debito cum effectu hac unica Ratione obtineri valeret. 
Proinde 

Forma judiciorum lege gtabilita aut atabilienda, Authoritate 
Regia non immutabitur, nec legitimarum aententiarum Exentioneg, 
Mandatig impedientur, aut per aliog iinpediri admittentur, nec aententiae 
legitimae Foronim judiciariorum alterabuntur, imo nec in Revigionem 
Regiam, nec nlliua dicaaterii politici pertrabentnr, aed aecundum condi- 
taa hucuaque, aut in futnrum condendaa legea, receptam Regni ConaTe. 
^iidinem, Judicia per Judicoa, abaque diacrimine Religionia deligendoa 
celebrabuntur, executiva autem Poteataa, nonniai in genau Legum, per 
Regiam Majeatatem exercebitur“. 
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Personal-Union aber wird von dem erwähnten G. A. 12 
gar nicht berührt. 

Herr L. sagt ferner, dass beim Lesen des G. A. 179"/, : 
12 die Erwähnung des G. A. 1741 : 8 gleiclisani mahnend 
entgegentritt. Dieses Gesetz hatte das Recht der ungari- 
schen Legislative hinsichtlich einiger Gegenstände in unzu- 
lässiger Weise für ewige Zeiten eingeschränkt, allein kein 
Ungar erkennt diese Schranke mehr an. 

In der That haben zu jenen Zeiten die privilegirten 
Klassen, und aus diesen bestand ja der Reichstag, die Steu- 
erimmunität fllr den wesentlichsten Theil der Freiheit be- 
trachtet ; diese Immunität wollten sie für ewige Zeiten si- 
chern, als sic in jenen Gesetzen die Bedingung stell- 
ten, dass insbesondere die auf die Steuerimmunität bezüg- 
liche Gesetzen nie Gegenstand reichstäglicher Unterhand- 
lungen sein dürfen. Schliesslich siegte jedoch die Stimme 
der Gerechtigkeit, und die priviligirtc Klasse selbst hat 
diese Schranken niedergerissen, als sie im Jahre 1848 
mittelst eines, durch königliche Bestätigung sanktionirten 
Gesetzes jedes Privilegium der Steuerimmunität abgeschaflft 
und die allgemeine öffentliche Besteuerung festgestellt hat. 
Es ist dies ein Beweis dafür, dass selbst vorhergegangene 
Gesetze der legislativen Gewalt keine Schranken setzen 
können, und dass der vereinigte Wille des Königs und der 
Nation derartige Gesetze im Wege der ordentlichen Gesetz- 
gebung abändem oder aufheben kann. 

Mit einer eigenthUmlichcn Auslegung begleitet und 
analysirt Herr L. die Worte des gedachten G. A. 12 : „Das 
Recht Gesetze zu geben, aufzuheben und zu erklären ist 
in Ungarn und dessen Nebcnländem ein gemeinschaftli- 
ches Recht des gesetzlich gekrönten Fürsten und der auf 
dem Reichstage gesetzlich zusammenkommenden Reichs- 
stände.“ (Leges ferendi, abrogandi et interpretandi Pote- 
statem legitime coronato Principi et Statibus ac Ordinibus 
Regni, ad Comitia legitime confluentibus communem esse.) 
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Er sagt nämlich , dass , nachdem auch dem nichtge , 
tränten Kfinige , nach G. A. 1790/1 : 3, alle kfiniglichen 
Rechte, mit Ausnahme der Privilcgien-I^rthcilung, zustehen, 
in solch’ einem Falle, wo der König sich nicht hatte krönen 
lassen können , er auch vor der Krönung in Gemeinschaft 
mit den Reichsständen das Gesetzgebungsrecht üben könne, 
und stützt seine Behauptung durch folgende Auseinander- 
setzung : „Jene Worte des Gesetzes : „salvis tarnen inter- 
medio tempore omnibus Jiiribus haereditarii Regis,quae 
ad publicam , constitntioniqne conforniem Regni Admini- 
strationen! pertinent“ scheinen allerdings dem noch nicht 
gekrönten Könige Idos jene Rechte zu gehen , welche sich 
auf die Administration des Reiches , und nicht auf die Ge- 
setzgebung beziehen ; da aber im Nachsätze blos die Er- 
thcilung der Privilegien, als einziges Präservat-Recht, dem 
gekrönten Könige Vorbehalten ist ; so besagt das erwähnte 
Gesetz unzweifelhaft das , dass sich die Jlacht des erbli- 
chen, aber noch nicht gekrönten Königs auf alle möglichen 
Verhältnisse und Zweige (und so auch auf die Gesetzge- 
bung) der königlichen Macht erstreckt , mit Ausnahme der 
sofort Tcchtsgiltigcn Erthcilung der Privilegien.“ 

Herr L. möge erlauben , dass wir, da er ein wissen- 
schaftliches staatsrechtliches Werk , dessen Haupterforder- 
nisseTreue und Genauigkeit sind, geschrieben hat, ihn ledig- 
lich vom Standpunkte der Wissenschaft auf seine eigenen 
Zitate, und den Irrthum aufmerksam machen, den er in 
seiner Auseinandersetzung gegen die Logik und die Ge- 
setze der Syntax begangen. Der erste Satz der zitirten 
Zeilen ; „salvis tarnen intermedio tempore omnibus Juribus 
haereditarii Regis, quae ad publicam, constitutiouiejue con- 
formem Regni Administrationen! pertinent“ sagt, dass dem 
erblichen Könige auch vor der Krönung alle , nach der 
Verfassung des Reiches, zur Administration gehörenden 
Rechte zustchen ; der Nachsatz macht aber von dem , was 
der erste Satz allgemein sagt , eine Ausnahme , in dem er 
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auch iu Zukunft die Ertheilung der Privilegien blos dem 
gekrönten Könige vorbehält, llerrlj. belmuptet, dass dieses 
(xesetz alle möglichen königlichen Hechte gibt , weil cs 
blos Eine Ausnahme, die Ertheilung der Privilegien, macht; 
was daher in der Ausnahme nicht begriffen ist , darauf hat 
die allgemeine Kegel Geltung. Ganz wohl , doch welches 
ist die , in diesem Gesetze aiisgesproelicne allgemeine Ke- 
gel ? Nicht das , dass dem erblichen Könige auch vor der 
Krönung alle Rechte, sondern das, dass ihm alle, nach des 
Reiches Verfassung auf die Administration bezllglichcn 
Rechte zustehen. Und der Nachsatz nimmt auch noch von 
diesen die Ertheilung der Privilegien aus , die sonst zur 
Administration gehören würde. Herr L. will also auch die, 
die angeführte allgemeine Regel bcsehrilnkendc Ausnahme 
auf viel Weiteres ausdehnen , als worauf sich die Regel 
selbst, wenn von ihr gar keine Ausnahme gemacht worden 
wäre, erstreckt hätte, und will sie auf solche Dinge aus- 
dehneii, die im ganzen Gesetze mit keinem Worte erwähnt 
sind. 

Zum Beweise des dem erblichen Könige auch vor 
der Krönung zustehenden Gesetzgebungsrechtes führt 
Herr L. auch das an, dass das Krönungsdiplom (inangiirale 
diploma) stets vor der Krönung erlassen wird , dieses Di- 
plom aber ein wirkliches Gesetz ist , welches durch Ver- 
einbarung der Kcichsständc und des Fürsten begründet, 
und durch den niehtgekrönten König sanktionirt wird. 

Wir staunen wahrlich, dass Herr L. nicht weiss, oder 
keine Unterscheidung machen will zwischen der Ausstellung 
des Inauguraldiploms und zwischen Art, Zweck und Wesen 
der Schaffung von Gesetzen, ln dem königlichen Diplom ver- 
spricht der Fürst , die Rechte , Gesetze und Freiheit des 
Reiches aufrecht zu erhalten, die heilige Krone durch 
reichstäglieh gewählte weltliche Personen im Reiche hüten 
zu lassen , die dem Reiche bisher zurückerworbenen , und 
fernerhin zurück zu erwerbenden Thcilc wieder zum Rei- 
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clie mul seinen Nebenliindern zu fügen ; versichert der 
Nation , dass mit dem Aussterben der zur Thronfolge Be- 
rechtigten das Recht der freien Wahl wieder auflebe; aner- 
kennt, dass in Zukunft alle seine Erben und Thronnach- 
folger verpflichtet sein werden, dieses königliche Diplom 
anznnehmen, und darauf den Eid zu leisten. Das königliche 
Diplom ist daher eine feierliche Versicherung, deren Erlass 
eine der Krönung unausbleibliche vorausgehende Bedin. 
gung ist. Herr L. selbst erkennt es an , dass der König 
verpflichtet sei , das königliche Diplom zu erlassen , oder, 
wie er es sagt , zu sanktioniren, „zu welcher Sanktion er 
aber Selbst wiederum verpflichtet ist.“ Worin besteht also 
jenes Gesetzgebungsrecht , welches der Fürst mit der Aus- 
stellung des Diploms vor seiner Krönung übt ? Kann man 
einen Akt , zu welchem Jemand verpflichtet ist , ein Recht 
nennen ? Das Wesen des Gesetzgebungsrechtes, welches in 
Ungarn dem gekrönten Könige zusteht, besteht darin, dass 
der König die ihm unterbreiteten Gesetze annehmen oder 
verwerfen kann , und nicht verpflichtet ist, sic zu sanktio- 
niren ; der Erlass des königlichen Diploms aber ist selbst 
nach dem Zugeständnisse des Herrn L. eine Verpflichtung, 
die sich nicht abläugnen lässt : zwischen beiden ist daher 
die Verschiedenheit eine wesentliche. Wie vielfach wider- 
spricht sich daher Herr L. auch nur in diesen wenigen 
Zeilen ! 

Indem Herr L. die Analyse des G. A. 179®/i : 12 wei- 
ter fortsetzt, hebt er folgende Zeilen des Gesetzes hervor : 
„Indem wir den Ständen versichern , dass das Reich und 
dessen Nebenländer, niemals durch Edikte , oder soge- 
nannte Patente, welche übrigens auch bei den Gerichts- 
barkeiten des Reiches nicht angenommen werden können, 
regiert werden,“ und folgert aus diesen Zeilen, dass jenes 
Versprechen des Königs, eigenmächtig , ohne Mitwirkung 
des Reichstages keine Gesetze bringen zu wollen , sich blos 
auf Gerichtsbarkeiten bezieht, indem er sidittisch ausruft : 
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„Stehen nicht in dem Gesetze blos und lediglich die zwei 
Worte „in j u d i c i i s Ja , sie stehen dort , und man 
kann sie von dort nicht streichen ; es steht dort w'eiter gar 
nichts, und man kann nichts Anderes hineinsetzen ! Die 
legislative Theilnahme des Reichstages erstreckt sich da- 
her blos auf solche Gegenstände von Rechten und Freihei- 
ten, welche bei Gerichtsbarkeiten (in judiciis) Vorkommen 
können.“ 

Herr L. möge doch einmal die ersten Zeilen des er- 
wähnten 12. G. A. durchlcsen, jene, welche den von ihm 
zitirten Zeilen unmittelbar vorangchen ! Steht dort nicht 
klar und bestimmt : dass das Recht Gesetze zu erlassen, 
abzuändern und auszulcgen in Ungarn und seinen verbun- 
denen Theilen, ein dem gesetzlich gekrönten Fürsten, und 
den auf dem Reichstage, gesetzlich versammelten Ständen 
gemeinsames sei ? Steht dort nicht , dass das Gesetzge* 
bungsrecht ausserhalb des Reichstages gar nicht geübt 
werden darfV Steht dort nicht, dass Se. Majestät dies 
Recht des Reiches unverletzt erhalten werde , und so wie 
er es von seinen glorreiclien Vorfahren Überkommen habe, 
auch auf seine hohen Nachkommen übertragen werde ? 
Ja, All dies steht dort , und man kann es von dort nicht 
ausstreichen. 

Steht etwa dort, dass dieses Recht blos rücksichtlich 
der in Gerichtssachen oder vor den Gerichtshöfen vorkom- 
menden Gegenständen , der Nation und dem Fürsten ge- 
meinsam sei ? Nein ; eine solche Beschränkung steht nicht 
dort, und man kann sie dort nicht hineinschmuggeln ! 

Jene Versicherung, welche die weiteren Zeilen ent- 
halten, dass nämlich Se. Majestät weder mit Edikten, noch 
mit sogenannten Patenten das Reich jemals regieren wer- 
de, so wie die, dass solche Patente bei den Gerichtsbar. 
keiten ohnehin nicht angenommen werden können, ist nicht 
eine Beschränkung des oben bestimmt begründeten Ge- 
setzgebungsrcchtos, sondern dessen Consequenz. Nicht das 
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wird dort gesagt, dass Se. Majestät in Gerichtssachen keine 
Patente erlassen wird, sondern das, dass er „niemals 
mit Patenten regieren Averde,“ welche ohnehin bei keinem 
Gerichte des Itciches angenommen werden dürfen. Möge 
es Herr L. glauben, dass wenn entweder die Nation oder 
der Fürst ilir Gesctzgcbungsrecht nach seiner Theorie 
hätten beschränken wollen, sie dies im Gesetze klar ans* 
gesprochen hätten. 

Überdies Avurde das Gesetzgebungsrecht im Jahre 
179"/, nicht zum ersten Male begründet. Es war dies ein 
avitisches Recht der Nation, AA’elches sie Jahrhunderte 
hindurch treu gehütet hat. Herr L. allerdings behauptet, 
indem ersieh (auf Seite 291 seines Werkes) aufTriparti- 
tum II. Th. 3. Tit. beruft, dass nur der König der Avirkliche 
Gesetzgeber AA^ar, die Reichsständc aber blos die Hüter 
ilirer Pri\dlegien. Es scheint jedoch, als hätte er das 
Avorauf er sich beruft, nicht einmal mit Aufmerksamkeit 
gelesen, denn sonst Avüsste er, Avas der zitirte Art, 3 ent- 
hält, dass nämlich der Fürst die Gesetze nicht aus eigener 
unbeschränkter Macht geschaffen, sondern nachdem er das 
Volk znsammenberief und es befragte, ob ihm solche Gesetze 
gefallen oder nicht ; und erst AA'enn das Volk antAvortete, 
dass sic ihm gefielen, dann erst Avurdc das Gesetz sanktio- 
nirt : Avie auch häufig das Volk , was es hinsichtlich des 
GemeiiiAA’ohles für nöthig hielt, mit Einstimmigkeit be- 
schloss, cs auf schriftliohem Wege dem Fürsten unterbrei- 
tete, AA'oraus, Avenn der Fürst cs annahm, ein Gesetz wurde. 
Dies ist die ZAAÜschen Nation und Fürst gethcilte Gesetzge- 
bungs-GcAvalt, und das seit alten Zeiten jedem Theile 
gleichmässig zustehende Recht der Initiative. 

So AA-ar es auch nach Verböczy’s Zeiten. Wie sehr un - 
sere Ahnen an diesem Rechte festhielten, Avird der von 
uns bcispielsAveise anzuführende Fall aus dem XVII. Jahr- 
hundert zeigen. — Im Jahre 1604 hielt es Rudolf der II. 
für gut, ohne MitAvirkung der Reichsstände, eigenmächtig 
einen, auf die religiösen Angele genheiten bezüglichen Ar- 
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tikel in die von ihm sanktionirten Gesetze einzuschalteu. 
Dieser Artikel wurde aber bei der nächsten Gelegenheit, 
im Jahre 1606, im ersten Punkte des Wiener Friedens- 
schlusses gestrichen, und zwar desshalb, weil er ausser- 
halb des Reichstages und ohne Zustimmung der Reichs- 
stände in die Gesetze eingeschaltet worden, (cum is extra 
Diaetam et sine Regnicolarum assensn adjectus fuerit, et 
propterea etiam tollitnr). 

So lautet der Wiener Friedensschluss. Nicht Ein Bei 
spiel und auch nicht nur Ein Gesetz oder königliches Di- 
plom könnten wir anführen, welches den unzweifelhaften 
Beweis der Gemeinsamkeit des Gesetzgebungsrechtes lie- 
fert, wir halten aber das viele Zitiren für Ubexflüssig ; es 
genügt, glauben wir, den häufig zitirten G. A. 1715: 3 zu 
erwähnen. Dieses Gesetz lautet, wie wir dies schon oben 
wiederholt gesagt haben, dahin, dass Se. Majestät den Reichs- 
ständen versichert, er werde in Ungarn nie anders als nach 
des Reiches eigenen, bisher geschaffenen und auch in Zu- 
kunft reichstäglich zu schaffenden Gesetzen, herrschen und 
regieren. Wenn also Ungarn nur nach jenen Gesetzen be- 
herrscht und regiert werden durfte, welche reichstäglich 
gebracht wurden : so musste sich das Gesetzgebungsrecht 
des Reiches auf alle jene Gegenstände erstrecken, welche 
Gegenstände des Herrschens und Regierens waren. Aber 
zur Herrschaft und Regierung gehören nicht blos Judicial- 
sachen. 

Herr L. könnte welleicht sagen, dass dieses Gesetz 
vor Begründung der pragmatischen Sanktion, und so zu 
einer Zeit gebracht worden sei, in welcher die „mutua co- 
intelligcntia“ und „unio“ noch nicht so präzisirt ausgespro 
chen war. Wir machen aber darauf aufmerksam, dass der 
die pragmatische Sanction begründende G.A. 1723:2. 
das erwähnte Gesetz vom Jahre 1715 neuerdings bestätigt 
und es sogar, wie wir gesehen, im §. 9 deutlich mit der An- 
nahme der weiblichen Erbfolge in Verbindung bringt. 

F. T. Deik. Bamerk. H 
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Es ist daher unzweifelhaft, dass die Gesetzgebuugs- 
gewalt, welche der ungarischen Nation gemeinschaftlich 
mit ihrem Könige zustand, schon vor 179"/, vollkommen 
und nicht so beschränkt W'ar, wie dies Herr L. behauptet. 

Im G. A. 179"/, : 12 verspricht Se. Majestät, dass er 
das von ihm freiwillig anerkannte Recht des Reiches un- 
verletzlich aufrecht erhalten, und wie es ihm von seinen 
glorreichen Vorfahren überkommen, so auch unverletzt auf 
seine Nachkommen übertragen werde. Kann man demge- 
mäss das Gesetz so interpretiren, dass Se. Majestät das Ge- 
setzgebungsrecht der Reichsstände, — welches, wie wir oben 
gesehen haben, vor 179"/, ein vollkommenes war und sich 
nicht allein auf Gerichtssachen erstreckte, — nur auf Ge- 
richtssachen beschränkt, anerkannt und zugesagt hätte, 
dass er es in diesen engen Grenzen aufrecht erhalten und 
seinen Nachkommen übertragen werde? Vergebens beruft 
sich Herr L. gegen den klaren Wortlaut des Gesetzes auf 
dessen Geist ; wenn er diesen Geist nicht aus seiner eige- 
nen Phantasie, sondern aus dem wirklichen Sinne des Ge- 
setzes, seinem logischen Zusammenhänge und daraus 
abstrahiren wird, was der Schaffung desselben voransging, 
so wird er sehen : dass der ganze Text und unzweifelhafte 
Geist des erwähnten Gesetzes unsere Behauptung und nicht 
die seinige rechtfertige. 

Und doch behauptet Herr L., dass die Gesetzgebung 
Ungarns sich niemals auf die Regalien , Militäraugelegen- 
heiten, Finauzaugelegenheiten, den Handel und die äusse- 
ren Verhältnisse erstreckt habe. 

Herr L. selbst hat zahlreiche Gesetze citirt, deren 
Inhalt seine Behauptung gänzlich widerlegt. Hoch verfol- 
gen wjr in Kürze die einzelnen Gegenstände. Wenn wir 
alle hierauf bezüglichen Gesetze anführen und im Auszuge, 
miftheilen wollten, so würde diese Abhandlung ohne Noth. 
zu einem überaus grossen Umfange anwachsen, indem un- 
ser Gesetzbuch voll von solchen Gesetzen ist. Nur einige 
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derselben werden wir zn jedem (Tegenstaude anfuhren, 
um die Grundlosigkeit der Behauptung des Herrn L. hcr- 
vorzuheben. 

Den ersten Gegenstand bilden die Regalien, zu de- 
nen Herr L. die Bergwerke, das MUnzwesen, Salz, Salpe- 
ter und die Post zählt. 

Die Regalien waren auch nach unseren Gesetzen 
königliche Einkünfte, welche das Reich dem ungarischen 
Könige zur Deckung von öffentlichen Bedürfnissen über- 
gab, deren Verwaltung daher zum grossen Theile auch bei 
uns, wie in anderen Ländern, von der königlichen Macht 
abhängig war. Aber über all dasjenige, was bezüglich der 
Regalien im Allgemeinen, und seiner Natur nach, Gegen- 
stand der Gesetzgebung sein konnte, übte der ungari- 
sche Reichstag auch das Gesetzgebungsrecht aus. Und 
zwar rUcksichtlich der Bergwerke 

verordnet der G. A. 1492:30, dass der König die auf 
adeligem Grundbesitz befindlichen Gold-, Silber-, Kupfer- 
und andere Bergwerke, nicht einziehen könne, sondeni 
blos die bezügliche Urbura (den Bergwerkszoll) bekom- 
men soll ; die Salzwerke, welche lediglich dem Könige ge- 
hören, sind ausgenommen ; 

der G. A. 1.552 : 36 setzt fest, dass bei Eröffnung 
neuer Bergwerke die Reichsgesetze und die Prärogativen 
der Rcichsstände beobachtet werden sollen ; 

die G. A. 1405:15., 1492:32., 15.54: 17., 1566:10., 
1618 : 46., 1659 : 72., und noch sehr viele andere Gesetze 
verbieten die Ausfuhr von Gold und Silber ans dem Lande ; 

im G. A. 179“/,-: 22. versichert Se. Majestät den 
Reichsständeu, dass er die Bergbauangclegenheit sogleich 
nach Beendigung des Reichstages der Ilofkammer zuord- 
nen werde ; die Reformirung der Montangesetze und die 
Feststellung und Ordnung der Moutaugeriehte mit deii 
Reichsständen gemeinschaftlich bestimmen werde; die 

11 * 
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oekonomische Regelung der Rergbauaiigelegenlieiten sich 
selbst vorbehaltend ; 

im 6. A. 179"/, : 67. wrd eine Regnicolar-Deputa- 
tion ernannt, welche die Bergwerks- und Mllnz-Angelegen 
heiten, und die Montangerichtsbarkeit systematisch ans- 
arbeiten solle ; 

durch den (1. A. 1 82‘/. : Sb entsendet der Reichstag 
eine neue Commission, welche ein neues System der oben- 
erwähnten Bergwerks- und MUnz-jVngelcgenheiten , das 
von der 179"/, -er Commission nicht vJillig erschöpfend 
ausgearbeitet wurde, ausarbeiten soll, und wenn sie ini 
Laufe der Verhandlungen Kannneralbeamte zur Aufklä- 
rung bedürfte, möge sie dies dem Palatin anzeigen und 
Se. Majestät wird sofort zur Entsendung der nöthigen In- 
dividuen Veranstaltung treffen. Ausserdem werden die Ge 
werkschaften (urburarii) aus jedem Montandistrikte zwei 
sachverständige Individuen wählen, welche in der Com- 
mission eine informative Stimme (voto informative) haben 
werden. 

Im Jahre 184“/^ arbeitete tlie Ständetafel das ganze 
Berggesetz aus, und sandte ihre Arbeit der Magnatentafel 
zu ; beide Tafeln wechselten auch Nuncien darüber ; da 
aber in mehreren Punkten keine Vereinbarung erzielt wer- 
den konnte, so konnte das Gesetz ni(dit zu Stande kommen. 

In Betreff des M U n z w e s e n s bestimmt 
G.A. 1553:23 §.3., dass der Erzbischof von Gran und 
sein Bevollmächtigter, als „Pisetarius,“ nach altem Brauch 
und vermöge des Privilegiums der Kirche, darüber wache, 
dass kein Fehler oder Betrug beim Münzen geschehe ; 

G. A. 1554:17 ist gleichen Inhaltes : 

G. A. 1557:15 sagt, dass der Pisetarius des Erzbi- 
schofs zugegen sein soll, wenn das Gold und Silber in die 
königliche Kammer gebracht wird, damit er als Controllor 
erfahren könne, wie viel wöchentlich dahin gebracht wird ; 
im Dekrete Karls I. vom Jahre 1 342 werden mit Zustim- 
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mung (voto uuanimi) der Keichsstände Bestimmungen Uber 
die zu prägenden Mtlnzgattungen, Uber deren inneren Werth 
(liga) und Werthabtheilungen u. s. w. getroffen. 

G. A. 1419:10 entscheidet in ähnlicher Weise, was 
für Münzen geprägt werden sollen, und setzt fest, dass der 
Werth und die Zirkulation des Geldes ohne Mitwirkung der 
Reichsstände nicht geändert, und dass dem Erzbischof und 
Tavernicus ein treuer und tauglicher Mann für das beim 
Prägen der Gold- und Silber-MUnze „in probatorem“ bei- 
gegeben werden soll. 

Die G.A.1550:48., 1552:46., 1553:23., 1557:14., 1567:47., 
1659:72. so wie noch mehrere andere Gesetze enthalten 
Verfügungen bezüglich des inneren Gehaltes, der Form und 
der Umschrift u.s.w. des zu prägenden ungarischen Geldes. 

Einen grossen Theil dieser Gesetze hat auch Herr L. 
selbst zitirt. 

Die G. A. 1439: 11. und 1514 : 66 verbieten die Ein- 
fuhr ausländischer Geldsorten ; 

G. A. 1547:21. setzt fest, dass deutsch-österreichi- 
sches Geld auch in Ungarn angenommen werde ; 

G. A. 1548:51. bestimmt die Zulassung der böhmi- 
schen „Babka“ ; G. A. 1741 : 32. aber die der mährischen 
„Gröschel“ ; dagegen verordnet 

G. A. 1574:20, dass das polnische Geld, weil von 
geringerem Gehalt, nicht angenommen werde ; 

G. A. 1 6 1 8 : 1 9. spricht aus, dass die verschiedenen 
deutschen Groschen, welche nicht gut sind, in Ungarn nicht 
zirknliren dürfen ; 

G. A. 1659:72. bestimmt sogar, was für Groschen 
geprägt werden sollen. 

Mehrere Gesetze, welche auch Herr L. zitirte, wie 
z. B. dieG. A. 1553:23., 1552:46., 1563:173. und m. 
A. ordnen an, dass in Ungarn Thaler und andere Münzen 
von eben solchem Gehalt wie die aus Deutschland geprägt 
werden sollen. 


Digiiized by Google 



166 


Die S a 1 z - B c r g w e r k c und der Salzverkauf 
gehtihrteii dem Könige allein ; Private durften Salzgruben 
nicht einmal eröffnen, ja es konnte der König sogar Jenes 
Besitzthum, worauf die Eröffnung einer Salzgrube möglich 
war, gegen volle Entschädigung von Jedermann eintau- 
schen. Und dennoch übte auch in Betreff dieses Regal’s, 
und beziehungsweise Monopol’s, das Reich sein legislatives 
Recht bezüglich aller jener Punkte aus, die überhaupt 
einen Gegenstand der Gesetzgebung bilden konnten. 

Die G. A. 1548 : 29. und 1635 ; 43. bestimmen, dass 
die Slavonischen Comitate auch Seesalz gebrauchen dürfen. 

G. A. 1715: 122. sagt, dass Croatien, Dalmatien und 
Slavonien Seesalz gebrauchen dürfen, dass aber jedes aus- 
ländische Salz, insbesondere auch das Steierische, welches 
die Grazer Kammer unlängst dorthin eingeführt, gänzlich 
ausgeschlossen ist, (Extraneo tarnen sale, omni, adeoque 
Stiriaco etiam, per graetzensem cameram recenter inducto, 
pro usu excluso). 

Hieraus kann Herr L. ersehen, dass das Steierische 
Salz „extraneum“ genannt und in den zur ungarischen 
Krone gehörigen Ländern verboten wird, er kann daraus 
sehen, auf welcher Basis seine Uber die Realnnion aufge- 
stellte Theorie beruht. 

Die G. A. 1548 : 29., 1550 : 68. und 1715:13. bestim- 
men, dass die Comitate Arva, Liptö und Thurocz auch .pol- 
nisches Salz gebrauchen dürfen ; Polen war aber im Besitze 
eines anderen Fürsten. 

Durcli G. A. 179®/, : 20. wird beschlossen, dass die 
Erhöhung des Salzpreises stets reichstäglich verhandelt, 
und der Preis des Salzes, wenn es nicht ausserordentlich 
dringende Umstände erheischen, ohne Reichstag niemals 
erhöht werden soll. 

Im G. A. 1802:3. stimmten die Reichsstände, im 
Sinne des G. A. 1 79"/, : 20, auf Vorschlag Sr. Majestät, 
freiwillig dazu bei, dass der Preis des Salzes um einen 
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Gulden 6 kr. erliölit werde. (Krga benigiiain SuaeMajesta- 
tis projwsitionem ad mentem Art. 20.170y,. Status et ordi- 
nes ultro accesserunt etc.) 

Die Salpeter- und die Schiesspulver-Er- 
/. e u g u II g sind Regalien, welche dem Monarchen zu ent- 
ziehen, nicht einmal zvveckmiissig sein konnte ; was aber 
in Bezug auf diese Angelegenheiten vor eine Gesetzgebung 
gehören kann, darüber entschied auch in Ungarn der Reichs- 
tag. So z. B., um nicht mehreres zu erwähnen, bestimmten 
die G. A. 1596 : 50., 1597 : 26., 1 599 ; 29. und 1638 : 66,' 
dass es nicht erlaubt sei, Salpeter ans dem Lande zu fuhren, 
sondern cs müsse dasselbe immer an den König, und dürfe an 
Private nur dann, wenn Se. Majestät dessen nicht benöthigt, 
verkauft werden ; königliche Beamte aber dürfen keinen Han- 
del damit treiben. Der erwähnte G. A. 1638:66 bestimmt 
auch, dass die königlichen Städte und überhaupt die Lan- 
descimvohner für ihren eigenen Gebrauch Salpeter kaufen 
dürfen. Unter Gebrauch verstand diese Gesetzesbestimmung 
ohne Zweifel den zur Vertheidigung der Festungen, Städte 
und anderen befestigten Orte erforderlichen Salpeter, be- 
ziehungsweise das Schiesspnlver. 

Die Post war ehedem ein Privatunternehmen, später 
übernahm die Regierung die Regie der Posten. Der Reichs- 
tag vom Jahre 179y,. betraute durch G. A. 22. geradezu 
den ungarischen königlichen Statthaltereirath mit der IJber- 
wachnng des Postwesens und verordnete auch, dass das 
Posteinkommen der ungarischen Kammer nicht entzogen 
werde. 

Schon aus den hier angeführten Daten erhellt, unse- 
res Erachtens, deutlich, wie so völlig unbegründet die Be- 
hauptung des Herrn L. ist, als habe der ungarische Reichs- 
tag in Betreff der Regalien niemals ein legislatives Recht 
besessen, und eben so unbegründet ist es, dass der Wir- 
kungskreis des Reiches in dieser Beziehung sich auf blosses 
Petitioniren beschränkt habe. Der Text der von uns zitir- 
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ten Gesetze zeigt, dass die Gesetze über diese Angelegen 
heiten ganz so wie unsere übrigen Gesetze redigirt sind. 

Beziiglieh des Militärwesens behauptet Herr L., 
„dass der ungarisehe Reichstag niemals ein legislatives 
Recht in Militärangelegenheiten gehabt ; diese Angelegen- 
heit sei seit der Zeit des heil. Stefan immer nur dem Könige 
zugekommen, und selbst betreffs der „Insurrektion“ haben 
die Reichsstiinde kein freies Entscheidungsrecht besessen, 
sondern sie seien verpflichtet gewesen , dem Aufgebot des 
Königs persönlich zu folgen.“ 

Das Wehrsystem war vor alten Zeiten in Ungarn so 
wie in anderen Ländern ganz anders beschaffen als gegen- 
wärtig. Vormals unterhieltzwar auch dcrKönig Truppen, aber 
die hohen Geistlichen, die Magnaten, die grösseren Grund- 
besitzer unterhielten besondere Truppen ; ausserdem gab 
es auch noch Kriegsvolk der Comitate und Städte. Sowohl 
der König wie die Reichsbaroue warben und besoldeten 
selbst ihre Soldaten. Wenn ein Krieg das Reich bedrohte, 
war jeder Adelige zum Aufgebot und für seine eigene 
Ausrüstung zu sorgen verpflichtet. Die Truppen des Kö- 
nigs waren an Zahl viel zu gering, als dass sie allein das 
Reich vertheidigen konnten ; in Zeiten der Gefahr rief 
darum der König seine Barone, die Comitate und Städte auf, 
und auf diesen Aufruf griff die gesummte Kriegsmacht des 
Reichs zu den Waffen. So geschah es damals auch bei an- 
deren Nationen. Es wurde nicht reichstäglich das Ausrtt- 
cken der Truppen beschlossen, sondern die allgemeine In- 
surrektion war das natürliche Ergebniss des damals allent- 
halben herrschenden Wehrsystems. Mit eben solchem Rechte 
könnte Herr L. von jedem anderen Reiche, aus jener Zeit 
sagen, dass es darüber, ob es die Waffen ergreifen soll, 
nicht frei bestimmen konnte, denn da es keine andere 
Armee gab, so nöthigte der drohende oder ausgebrochene 
Krieg Jedermann zur Vertheidigung des Reiches. Später, 
noch vor Einführung der stehenden Heere, begann die 
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Zahl der königlichen Trappen zu wachsen , und zur Ver- 
mehrang derselben gaben die Bewohner des Reichs häufig 
anstatt persönlich dem Aufgebot zu folgen, bald Geld, wo- 
mit der König Truppen werben könne , bald warben sie 
selber Söldner, deren Sold sie reichstäglich festsetzten, und 
die dazu iiöthige Summe von Zeit zu Zeit nach dem damals 
bestehenden SteuerschlUssel repartirten. So z. B. in den 
Jahren 15S7, 1542, 1547, 1552, 1553, 1578, 1595, 1596, 
1597, 1600, 1662 u. s. w.; im Falle grösserer Noth ordne- 
ten sie auch die persönliche Insurrektion an. 

Wie nun mit der Zeit das Wehrsystem sich änderte 
und entwickelte, wurde es immer mehr nöthig , dass das 
Reich über die Mittel dazu berathe und beschliesse , mit 
einem Worte : das Militärwesen wurde immer mehr ein 
Gegenstand der Gesetzgebung. So geschab es auch bei 
uns, gleichwie in anderen Ländern. Wenn wir das lange 
Verzeichniss jener unserer Gesetze durchsehen , die sich 
auf die Vertheidigung des Reiches und auf das Mittel 
hinzu, auf die Armee beziehen , wenn wir auch nur jene 
zahlreichen Gesetzartikel betrachten, die Herr L. selbst in 
seinem Werke zitirte, so begreifen wir nicht , wie er be- 
haupten konnte , dass das Reich niemals ein Gesetzge- 
bungsrecht bezüglich des Militiirwesens geübt habe. Unter 
vielen heben wir nur einige Gesetzartikel hervor. 

G. A. 1546: 25 bestimmt, wieviel Kavallerie Se. Ma- 
jestät in jedem Comitate werben dürfe ; 

G. A. 1598: 16 gestattet, dass Se. Majestät mittelst 
der bewilligten Steuer neuerdings Reiter und Fusstruppen, 
Kapitäne und andere Kriegsbeamte anwerbe, nur sollen 
diese Ungarn sein. (Conceditur praeterea ut sua Ma- 
jestas etc., lauten die Worte des Gesetzes.) 

G. A. 1599 : 6 bewilligt 10,000 Soldaten auf sechs 
Monate. 

G. A. 1 599 : 1 9 ordnet an, dass das ungarische Mili- 
tär zu keinem , den Landesgebräuchen widersprechenden 
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Eid gezwungen werden soll, indem die ungarischen Solda- 
ten alte Rechte besitzen, vermöge welcher sie blos von un- 
garischen Uauptlenten abhängen, und wenn sie sich eines 
Vergehens schuldig gemacht, blos durch dieselben bestraft 
werden ; 

G. A. 16CH1: 3 §. 12 bestimmt, dass die vom Lande 
bewilligte Summe zu keinem anderen Zwecke verwendet 
werde, als Soldaten in Dienst zu nehmen ; 

G. A. 1603; 5 bestimmt, dass das ungarische Militär 
durch ungarische Hauptleute geworben werde ; 

G. A. 1608 : 2 (ante cor.) und. G. A. 1618 : 2 ordnen 
an, dass fremdes Militär ohne Einwilligung des Landes 
nicht hereingebracht werden solle ; dieselbe Versicherung 
ertheilen den Reichsständen auch Ferdinand II. n. III. und 
Leopold I. in ihren Krönungsdiplomen ; 

G. A. 1625: 24 sagt, dass wohl das fremde Militär 
wegen der damaligen Zeitverhältnisse ans den Grenzdi- 
strikten (confiniis) noch nicht entfernt werden könne, doch 
solle dasselbe, sobald es möglich sein werde, von dort so- 
gleich weggebracht werden ; bis dahin aber soll jenes Mi- 
litär unter ungarischen Hauptlentcn und ungarischen Ge- 
setzen stehen und vom Palatin abhängen ; 

G. A. 1630: 37, §. 1 verfügt, dass das Militär nicht 
in Dörfer, sondern in Festnngen einquartirt werde ; 

6. A. 1655: 3 bestimmt die Zahl der Soldaten in 
den einzelnen Grenzfestungen ; 

G. G. 1655 : 9 setzt fest, wie das Militär in den Grenz- 
distrikten besoldet werden soll, und ordnet an, dass bei 
den Musterungen (lustra) in jedem Generalate ein Inspek- 
tor anwesend sei, welcher vereint mit den vom Palatin 
Entsendeten die Musterung beaufsichtige ; 

G. A. 1655: 19 bestimmt, dass das fremde Militär 
innerhalb drei Jahren aus dem Lande entfernt und künftig 
ohne Einwilligung des Landes nicht hereingebracht werde. 
Diese und andere, auf diesen Gegenstand bezügliche Ge- 
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setze beweisen zur (IcnUge, dass der Reichstaf: auch vor 
Einführung der stehenden Heere über die militärischen 
Angelegenheiten verfügte. 

Mit der Zeit änderte sich das Wehrsystem in ganz 
Europa und an die »Stelle der Insurrectionen und Banderial- 
truppen einzelner Bannerherren trat allgemein und über- 
all das stehende reguläre Militär. Auch Ungarn konnte in 
dieser Beziehung nicht Zurückbleiben und im J. 1715 spra- 
chen die Reichsstände im 8. 6. A. aus, dass indem es 
nicht möglich sei, mit Banderialtruppen und mit der adeligen 
Insurrektion das Land genügend zu vertheidigen, ein stärke- 
res stehendes, reguläres Heer gehalten werden müsse. Ein 
solches aber kann ohne Sold nicht bestehen , dieser wieder 
ohne Stenern nicht herbcigeschaflft werden. In demselben 
Artikel beschlossen sie jedoch zugleich, dass über die zu die- 
sem Zweck erforderlichen Stenern und Snbsidien stets auf 
dem Reichstage, wohin sie ohnehin gehören , verhandelt 
werden solle ; nur in dem Falle eines unerwarteten feindli- 
chen Einfalles, und wenn der tobende Krieg die regelmässi- 
gen reichstäglichen Verhandlungen unmöglich macht, solle 
es gestattet sein, den Palatin, den Primas des Reiches, den 
hohen Klerus und die Reichsbarone, die königliche Tafel, 
die Komitatc und königlichen Städte in möglichst grosser 
Anzahl im Reiche und nicht ausserhalb desselben zusam- 
men zu berufen, welche dann, nachdem sic sich vom Vor- 
handensein der Nothwendigkeit überzeugt, besehliessen 
können, was in dieser Beziehung das Interesse des Lan- 
des erfordert; doch sollen sie sich in andere Gegenstände 
nicht einlasscn dürfen. 

Wir bemerken hier, ilass unter dem Worte „subsi- 
diorum“ nicht blos baares Geld oder Naturalien , sondern 
nach dem klaren Zeugnisse der G. A. 179'/, : 19 und' 
1 82Vi • <l<''ien wir später sprechen werden , auch 

die ftlr das Heer erforderlichen Rekruten zu verstehen sind. 

Als daher das Land zum ersten Male die Nothwen- 
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(ligkcit des stehenden Heeres ausspnich, hat es hczliglich 
der Erhaltung und Ei'gänzung desselben sein Gesetzge- 
hungsrecht sich entschieden Vorbehalten und dasselbe mit 
unzweifelhaft klaren Worten ausgesprochen. 

Aehnlieh, und vielleicht noch entschiedener ist der 
Inhalt des G. A. 179"/i : 19, in welchem §e. Majestät die 
Reichsstände nachdrücklich versichert, dass er die Leistung 
von keinerlei, wie immer zu benennenden Subsidien, weder 
an baarem Geld, noch an Naturalien, noch an Rekruten 
eigenmächtig weder den Reichsständen , noch den Adeli- 
gen, noch den Nichtadeligen aufcrlegen , ja selbst nicht 
nnter dem Vorwände freiwilliger Anerbietungen ohne Ein- 
willigung des Reichstages fordern werde. Hinsichtlich der, 
zur Erhaltung des stehenden Heeres erforderlichen Steuern 
erkennt er gleichfalls an, dass ihre Höhe von einem Reichs- 
tage bis zum anderen stets auf dem Reichstage festgesetzt 
werden wird. 

Die Ergänzung des ungarischen stehenden Heeres 
oder der ungarischen Regimenter erfolgte theils durch Wer- 
bung, theils, wenn es das Bedürfniss erforderte , durch 
Rekrutirung. Diese Rekrutirungen wurden jedoch stets 
durch den Reichstag beschlossen. So bewilligten z. B. die 
Reichsstände im G. A. 179"/, : 66 zur nothwendigen Eom- 
pletirnng der ungarischen Regimenter, die durch den Krieg 
sehr geschwächt waren, nachdem sich die Werbung als 
nicht genügend erwies , 6000 Rekruten , und beschlossen 
zugleich, dass jene Regnikolarkommission , welche von 
demselben Reichstage zur systematischen Ausarbeitung 
der Kommissariatsangelegenheiten entsendet worden war- 
auch einen Vorschlag machen sollte, wie die Ergänzung der 
ungarischen Regimenter künftig gesetzmässig und in Über- 
einstimmung mit den Neigungen des Volkes, bei möglichst 
geringer Belastung der Kontribuenten bewerkstelligt wer- 
den könnte. Dieser Vorschlag sollte dem nächsten Reichs 
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tag vorgelegt, dort berathen, und unter die Gesetze einge- 
schaltet werden. 

Im Jahre 1792 hat Se. Majestät wieder von den 
Reichsstiinden Rekruten verlangt. Der Reichstag wählte 
eine Deputation, gegenüber welcher von Seite Sr. Majestät 
die Nüthwendigkeit der Rekrutcnstellung nachgewiesen, 
sowie auch angezeigt wurde, dass der Feind eine Provinz 
Sr. Majestät, Belgien, bereits angegriffen habe. Nachdem 
daher die Reichsstände sich von der Nothwendigkeit über- 
zeugt hatten, (so lauten die Worte des Gesetzes), bewillig- 
ten sie mit Rücksicht auf Jen begonnenen Krieg, im G. A. 
6. wieder öOdO Rekruten. 

Im G. A. 179G; 2 bewilligte das Reich öu,000 Re- 
kruten. 

lin G. A. 1802: 1 bestimmen die Rcichsstäude, dass 
das ungarische Heer, mit Ausnahme des Greuzinilitärs, aus 
12 Infanterie- und 10 llussarenreginientern, zusammen aus 
(j4(X)0 .Mann bestehen solle, und versprechen, dass sie 
dasselbe durch drei Jahre in kompletem Stande erhalten 
wollen ; damit aber dieses aus (54000 Mann bestehende 
Heer nöthigen Falles vollzählig dem Feinde engegenge- 
stellt werden könne, bewilligen sie jetzt 1 20<)0 Rekruten 
in der Weise, dass, falls der Krieg ausbräche, der Palatin 
vom Frforderniss benaehrichtigt werde und die erwähnten 
120fK) Rekruten auf Abschlag der Komplctirung sogleich 
stelle. In demselben Gesetzartikel sagen jedoch die 
Reichsstände zugleich, dass die Kompletirung des Mili- 
tärs , sowohl hinsichtlich der Zahl , als auch des Er- 
gänzungsmodus den Berathuugeu des Reichstags unterliege. 
iSe. Majestät aber drückt die Hoffnung aus, es werde auf 
dem nächsten Reichstage ein Modus der Erhaltung der un- 
garischen Regimenter, welcher der öffentlichen Sicherheit 
vollkommen entspricht, von den Reichsständen vorgeschla- 
gen werden. 

Im G. A. 1807: 1 bewilligen die Reichsstände 12000 
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Rekruten und bestinmieu da» Maa» und die sonstigen Erfor- 
dernisse derselben. Zugleich verfügen sie Uber den Modus 
der Werbung und bestimmen hiezu jährlich 200, (XX) 
Gulden. 

Im Jahre 1822 hat der Monarch eigenmächtig und 
ohne Befragung des Reichstages Rekruten gefordert und 
abstellen lassen ; als jedoch die Reichsstände hiegegen im 
Jahre 1825 unter Berufung auf unsere Gesetze, Einsprache 
erhoben, hat Sc. Majestät selbst in seiner königlichen Ant- 
wort die Gesetzmässigkeit der von der Nation erhobenen 
Einsprache anerkannt und erklärt, dass jene Ereignisse 
auch seinem väterlichen Herzen schmerzlich sind, und dass 
er nicht beabsichtige, sich in Zukunft auf sie, als auf Bei- 
spiele, zu berufen. Ja im G. A. 3 gab er den Reiebsständen 
die Versicherung, dass er die Gesetze, unter denen er auch 
den oben zitirten G. A. 170"/,: 19 insbesondere erwähnt, 
streng beobachten werde. 

Im G. A. 4 desselben Reichstages erkennt Se. Ma- 
jestät aufs Neue an, dass nach dem klaren Inhalte der 
G. A. 1715: 8 und 179"/, : 19 die Steuern und die Subsi 
dien jeder Art, ob sie nun aus baarem Gelde, oder Natura- 
lien, oder Rekruten bestehen, Gegenstand der reichs- 
täglichen Unterhandlungen (tractatus diaetales) sind, und 
ihnen selbst in ausserordentlichen Fällen nicht entzogen 
werden dürfen, mit Ausnahme der in den G. A. 1715:8 
und 1741 : 22 angeführten Fälle, (unerwartete Einfälle des 
Feindes und ein so heftig wUthender Krieg, dass deshalb 
kein ordentlicher Reichstag gehalten werden kann). Dass 
auch für diese Fälle der Einfluss des Landes aufrecht er- 
halten blieb, haben wir oben gesehen , als wir vom G. A. 
1715:8 sprachen. (Siehe den Text dieses Gesetzartikels auf 
Seite 171). 

Im Jahre 1830 verlangte He. Majestät von dem 
Reichstage neuerdings Rekruten. In Folge dieser köuigli- 
ehen Vorlage wurde der G. A. 7 geschafifen , in welchem 
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gesagt wird, dass die Reichsstände, nachdem sie ini Namen 
Sr. Majestät, der ihrem diesbezüglichen gesetzlichen Wun- 
sche zuvorgekommen , Uber die obschwebenden Verhält- 
nisse der auswärtigen Angelegenheiten und den gegenwär- 
tigen Stand des ungarischen Militärs, aufgeklärt worden, 
von der Nothweiidigkcit Überzeugt, für die ungarischen Re- 
gimenter 28,000 Rekruten bewilligen. In diesem Gesetze 
werden die an die Bewilligung geknüpften Bedingungen, 
die Art und Weise der Stellung, das Kärpermass der Re- 
kruten und die Dienstzeit hergezählt. Früher war die 
Dienstzeit der von Ungarn gestellten Soldaten nicht be- 
stimmt ; sie mussten dienen, so lange sie hiezu tauglich 
waren. Die Dienstzeit der auf diesem Reichstag bewilligten 
28000 Rekruten aber ward von der I.egislative auf zehn 
Jahre festgesetzt und wurden zugleich die Fälle festgestellt, 
in welchen der Soldat selbst noch vor Ablauf dieser zehn 
Jahre nach Hause zu entlassen sei. Ausser diesen 28000 
bewilligten die Reichsstände noch weitere 20000 Rekruten, 
jedoch unter der Bedingung, dass sic, wenn innerhalb ei- 
nes Jahres Krieg ausbrechen würde, gestellt, nach Beendi- 
gung des Krieges aber entlassen werden sollen. 

Aehnlich lautet der Inhalt des G. A. 1840 : 2. Auch 
in diesem wird erklärt, dass der Reichstag, in Folge des im 
Gesetze begründeten Wunsches der Reichsstände, im Na- 
men Sr. Majestät sowohl von den obwaltenden Verhältnis- 
sen der auswärtigen Angelegenheiten als auch von dem 
gegenwärtigen Stande der ungarischen Regimenter ver- 
ständigt worden ist , und überzeugt von der faktisch vor- 
handenen Nothwendigkeit, zur Deckung derselben 38,000 
Rekruten unter der Bedingung bewilligte , dass sie blos in 
ungarischen Regimentern dienen und unter keinem Vor- 
wände in nicht ungarische Regimenter eingereiht werden 
dürfen. Auch in diesem Gesetze wurden die Art und Weise 
der Rekrutirung, dass Körpermass der Rekruten, die 
Dienstzeit und die übrigen Bedingungen der Stellung fest- 
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gesetzt uud ward augeorduet , dass die asseutirendeu Offi- 
ziere uud Aerzte sieb streng au die Instruktion halten sol- 
len, weiche durch den Beichstag festgestellt wurde. 

Der Text dieser von uns zitirten Gesetze wird Je- 
dermann überzeugen , dass das Gesetzgebungsrecht Un- 
garns sich auch auf die ungarischen Militäraugelegenheiten 
erstreckt hat. 

Sehen wir ferner, inwieweit die Behauptung des 
Herrn L. gegründet ist , dass sich das Gesetzgebungsrecht 
Ungarns nie auf die Uandelsangelegenheiten erstreckte. 

Einen Theil der Haudelsaugelegeuheiten 
bilden die Haudelszölle , oder, wie sie das ungarische Ge- 
setz nennt, die Dreissigsten (tricesimae, vectigalia). Bezüg- 
lich dieser aber beweisen zahlreiche Gesetze den entschei- 
denden legislativen Einfluss des Keiches. Die Dreissigsten 
gehörten in unserem Vaterlande nach den Gesetzen, auch 
in alter Zeit, zu den Benefizieu der Krone , und ihre Ein- 
künfte kamen der Krone zu. 

Die G. A. 1514 : 1,2 und 3 verboten jede Veräusse- 
ruug der Dreissigsten. 

Dieselben Gesetzartikel ordnen au , dass die in frem- 
den Händen befindlichen Dreissigstämter sogleich zurück- 
gestellt werden sollen , mit Ausnahme der von Zäpolya be- 
sessenen , welcher berechtigt sein sollte , diese Dreissigst- 
ümter bis zur vollständigen Auslösung zu behalten. Zu 
dieser Auslösung bestimmte der Keichstag von den Militär- 
geldern Jährlich 20 Denare für jede Session. 

Der G. A. 1546 : 54 urgirt neuerdings , dass Se. Ma- 
jestät die in Privathänden befindlichen Dreissigstämter 
wieder zu erwerben , sie der ungarischen Kanuner unter- 
zuordnen und alle Einkünfte derselben zur Vertheidigung 
des Landes zu verwenden habe. In diesem Gesetze , beson- 
ders in dessen viertem Paragraph , werden die Dreissigst- 
einnahmen öö'entliche Einkünfte des Kciches (publicos 
regni proventus) genannt. 
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Die Legislative bestininite wiederholt den Sitz der 
Dreissigstämter. Der D. A. 1490 : 34 zählt diese Orte auf. 
Der G. A. 1523 : 46 aber verordnet, dass, ausser an den 
vom Gesetze bezeichneten Orten , keine Dreissigstämter 
errichtet werden dürfen. — Der G. A. 1715 : 90 enthält 
eine neue Aufzählung der Dreissigstämter, und sagt, dass 
die in diesem Verzeichnisse nicht enthaltenen als aufgeho- 
ben zu betrachten seien. 

Die Gesetzgebung hat manche Dreissigstämter auf- 
gehoben, wie z. B. durch die G. A. 1498 : 29, 1548 ; 58, 
1618 : 18, 1630 : 15, 1649 : 78, 1681 : 44 und 1715 : 15. 
Unter diesen Gesetzen enthält insbesondere der §. 4 des 
G. A. 1681 ; 44 die klare Verordnung, dass die im Wider- 
spruche mit den Reichsgesetzen jüngst errichteten Dreis- 
sigstämter durch den Palatin , in Oberungarn durch den 
Oberkommandanten jener Gegenden , in Kroatien und Sla- 
vonien aber durch den Ban einfach aufgehoben werden 
sollen. Die Aufhebung wmrde demnach vom Reichstage 
angeordnet , und hat der Reichstag selbst die obenerwähn- 
ten hohen Würdenträger mit der Durchführung dieser An- 
ordnung betraut. 

Mehr als einmal entschied die Gesetzgebung auch 
über die Höhe des zu zahlenden Dreissigsten. So verordnet 
z. B. der G. A. 1492 ; 27, dass die Dreissigstzölle auch 
künftig in dem unter den Königen Ludwig , Sigmund und 
Albrecht festgestellten Ausmasse gezahlt werden sollen. 
Der G. A. 1 547 : 34 setzte den Zoll von 2 Gulden, der für 
jeden Ochsen gezahlt werden musste , auf einen Gulden 
herab. Die Legislative bestimmte, von wem und für welche 
Gegenstände zu zahlen , und von wem und für welche Ge- 
genstände nicht zu zahlen sei. Beispiele hiefür sind die 
G. A. 1574 : 37 §.2, 1613 : 29, 1638 : 49, und mehrere 
andere Gesetze. Die G. A. 1492 : 27 §. 1 , 1498 : 29 §. 4 
und 1649 : 46 setzen fest, dass für Waareii, die weniger 
als einen Gulden werth sind, kein Dreissigstzoll gezahlt 

F. V. D(>Ak Bpinork. 1 ' 2 , 
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werden soll. Der G. A. 1741 : 62 ordnet an, dass das für 
das Grenzmilitär einzuführcnde Tuch zollfrei sein soll. 

Die Legislative bestimmte die Gegenstände, welche 
aus dem Reiche überhaupt nicht ausgefUhrt werden dür- 
fen, nämlich Gold, Silber, Salpeter, wie die von uns oben 
mehrmals citirten Gesetze nachweisen. 

Die Legislative untersagte zu verschiedenen Malen 
die zeitweilige Ausfuhr einiger Gegenstände ; so z. B. mit dem 
G. A. 1498 : 31. die Ausfuhr von Rindvieh und Pferden, und 
mit den G. A. 1601 : 17., 1603 ; 1 1. und mehreren anderen 
Gesetzen die von Getreide. 

Auch selbst bei der Verpachtung der Dreissigstäm- 
ter hatte die Legislative mitzusprechen, insoferne sie be- 
stimmte, wer diejenigen seien, denen sie nicht in Pacht 
gegeben werden dürfen, wie dies die §§. 2 der G. A. 
1630 : 15. und 1647 : 88. ersichtlich machen. 

Die Legislative traf die Bestimmung, dass die Dreis- 
sigstbeamten Ungarn sein sollen. 

Die Legislative bestimmte in mehreren Artikeln, be- 
sonders in den G. A. 1625:33. und 1630: 15., dass alle 
Dreissigstämter von Pressburg bis zum adriatischen Meer 
der ungarischen Kammer untergeordnet sein sollen. 

Die Legislative hat öfter, z. B. im G. A. 1655:10. 
Kommissäre zur Untersuchung und Beseitigung der von 
den königlichen Dreissigstbeamten verübten Übergriffe 
ernannt. Im §. 3 des G. A. 1681 : 44. wird die Berichti- 
gung des königlichen Dreissigstzolles angeordnet. 

Im §. 65 des G. A. 1715:91. wird die Regelung des 
Dreissigstzolles der königlichen Tafel, im G. A. 1729:2. 
aber dem königl. ungarischen Statthaltereirathe aufgetra- 
gen. Bezüglich dieser Artikel bemerkte Herr L., dass in 
denselben auch von der Intervention der Kammeralkom- 
missäre die Rede ist, und es sei nicht ge>viss, ob nicht 
das Gesetz die Kommissäre der Wiener Kammer verstan- 
den habe. Herr L. möge jedoch nicht zweifeln, dass dort 
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direkt die Kuimnissilre der uugarisflien Kammer gemeint 
sind, indem die ungarischen üreissigstiimter im Sinne des 
oben citirten G. A. l('»2ö:3;5. und mehrerer anderer Gesetz- 
artikel von der ungarischen Kammer ahliingeii. 

Die Legislative entsendete aucli im G. A. 179'/i :67. 
eine Kegnikolar-Kommission, deren eine Aufgabe darin 
bestand, Uber die Grundsätze der Regelung der Dreissig- 
sten (regulatio principiorum vectigalis tricesimalis) einen 
Entwurf auszuarbeiten und dem Reichstage vorzulegen. 
Im G. A. 182V, : 8. aber Ubertrug der Reichstag die Aus- 
führung dieser Arbeit einer neuen Regnikolar-Kommissiou. 

Alle diese Verfügungen und Gesetze wurden auf 
dem ungarischen Reichstage geschaffen, und wer sie ius- 
gesammt wtlrdigt, wird nicht zweifeln, dass das Gesetzge- 
hungsrecht des ungarischen Reichstages sich auch auf die- 
sen höchst wichtigen Zweig der Handelsangelegenheiten, 
auf die Ureissigsten erstreckt hat. 

Herr L. könnte vielleicht sagen, dass dies Alles blos 
bezüglich des inneren Handels gelte, dass aber das Ge- 
setzgebungsrecht des Reiches sich in der That auf die 
auswärtigen Handelsverhältnisse nicht bezogen habe. 

Wir bemerken jedoch, dass die von uns angeführten 
Gesetze sowohl von den Einfuhr-, als auch von den Aus- 
fuhrdreissigstämteru sprechen , diese aber ebenso auch 
zum auswärtigen Handel des Reiches gehören. Jeder Staat 
kann nur auf seinem eigenen Territorium, respektive an 
seinen Grenzen Uber die Handelszölle verfügen, sich aber 
nicht in das Zollregelungsrecht anderer, von ihm unabhän- 
giger Staaten mischen. Er verbietet die Einfuhr oder 
Ausfuhr mancher und gestattet sie hinsichtlich anderer 
Handelsartikel ; er belastet die Einfuhr mit niederen oder 
höheren Zöllen und bemüht sich durch sie, wenn 
er mit den anderen Staaten keine Verträge schliessen ^ 
kann, seine eigenen Handelsinteressen durch Reziprozität 
- oder Repressalien sicher zu stellen. Die Gesetze, welche 
' 12 * 
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wir oben angeführt haben, enthalten mehr als eine derar 
tige Verfügung. Wir erwähnen jedoch noch einige Fälle. 
Der §. 3 des G.‘A. 1588 : 15. verbietet unter Strafe der Kon- 
tiskatioii die Einfuhr von Wein aus Österreich nach Ungarn, 

und * aus Steiermark nach Slavonieii, wenn nicht die Ein- 

•• 

fuhr ungarischer und slavoiiischer Weine nach Österreich 
und Steiermark nach dem Prinzip der Reziprozität gestat- 
tet wird. Da sehen wdr nun ein Beispiel von Reziprozität 
und gewissermassen Repressalien, welche die ungarische 
Legislative gegenüber dem von ihr unabhängigen und 
selbstständigen Österreich und Steiermark geübt, was in 
der That nicht auf das Bestehen einer Realuiiion hindeutet. 

Der §. 4. desselben Gesetzes verbietet den Ungarn, 
selbst ihre Weine nach Polen zu exportiren, gestattet je- 
doch, dass die Polen wege n Ankauf ungarischer Weine in 
die festgesetzten alten Niederlagsorte kommen. 

Der G. A. 1 649 : 1 3. disponsirt die Städte von Öster- 
reich, Mähren, Schlesien und Steiermark, besonders aber 
Wiener-Neustadt, Bruck und Hainburg auf den Wunsch Sr. 
Majestät und aus Rücksicht auf die besonders gute Nach- 
barschaft (Worte des Gesetzes) von der Entrichtung des 
Dreissigstzolles für die auf ihren Allodialgründen in Un- 
garn erzeugten Weine, ja der angeführte Artikel befreit 
die letztgenannten drei Städte hinsichtlich der Ein- und 
Ausfuhr aber ihrer Waaren vom Zoll, insofern sie vor dem 
Jahre 1647 im Usus dieser Immunität gewesen. 

Aus diesen und ähnlichen Beispielen ist ersichtlich, 
dass der Reichstag auch in Bezug auf den auswärtigen 
Handel des Reiches das Gesetzgebungsrecht ausUbte, und 
nicht blos bat, wie Herr L. behauptet, sondern in der That 
auch Beschlüsse fasste. 

Zu den Handelsangelegenheitcn gehört auch noch die 
Verfügung Uber die Kommunikationsmittel , Kanäle und 
Eisenbahnen. Das Gesetzgebungsrecht Ungarns erstreckte 
sich auch auf diese. Gegenstände, und zum Bew’cise hiefür 
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wollen wir unter mehreren Beispielen blos einige er- 
wähnen. 

G. A. 1723:122. beauftragt den kfin. ungarischen 
Statthaltereirath, dass er, aus Kileksicht auf die Erleichte- 
rung des Handels, für dieA'^erbindung der schiffbaren FlUsse 
durch Kanäle sorgen, mit fachkundigen Wasserbauingenieu- 
ren berathen und das Resultat zur Bestätigung oder Ab- 
änderung Sr. Majestät unterbreiten und auch dem Reichs- 
tage vorlegen mtige. 

G. A. 183y,j:2.5. verordnet die ExpropricUtion der 
Bodenfläche, welche für die durch Privatgesellschaften zu 
erbauenden Kanäle erforderlich ist ; 

G. A. 1 840 ; 38. enthält detaillirte Bestimmungen Uber 
einen Kanal, welcher die Donau von Pest oder Bäleske aus 
mit der Theiss zwischen Szegedin, Csongräd oder Szolnok 
verbinden würde. 

G. A. 1840:4. handelt von der Regulirung der Donau 
und anderer schiff’barer Flüsse, und ernennt eine Regniko- 
lar Kommission, welche über diesen Gegenstand einen er- 
schöpfenden, begutachtenden Bericht ausarbeiten und zur 
Beschlussfassung dem Reichstage vorlegen soll. 

Der auch oben zitirteG. A. 183® „ : 25. enthält Anord- 
nungen hinsichtlich der durch Privatunternchmungen zu 
Stande zu bringenden Eisenbahnen ; er bezeichnet mit Be- 
stimmtheit die Richtung dieser Linien, und bestimmt die 
hiezu' erforderliche Expropriation, sowie auch deren Art 
und Weise. 

Auch der G. A. 1848:30 enthält auf diesen Gegen- 
stand bezügliche Verordnungen. 

Zu den Handelsangelegenheiten gehören auch die 
Handelsgesetze. Auch sie waren ein Gegenstand der unga- 
rischne Gesetzgebung. Namentlich wurden im Jahre 1840 
spezielle Gesetze Uber die Kanfleute und deren Bücher, über 
Handelsgesellschaften und die Entziehung des Haiidelsbc- 
fugnlsses,; über die Rechtsverhältnisse der Fabriken und 
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Erwerhsgenossenschaften, Uber Aktiengesellschaften, Han. 
(lelskorporationen, Sensale und Frachter n. s. w. geschaffen, 
wie aus den Gcsetzartikcln Iß.und 1 7.'des erwähnten Jahres 
1840zii ersehen. Herr L. konnte diesAllcs wissen, denn er hat 
ja, wie es scheint, das ungarische Gesetzbuch durchgeblät- 
tert, und dennoch behauptet er, dass das Gesetzgebnngs- 
recht Ungarns sich auf die Handelsangelegenheiten nicht 
erstreckt hat. 

Auch bezüglich der Finanz angelegenheiten 
ist die Behauptung des Herrn L. unrichtig, wonach sich 
das Gesetzgebungsrecht des Landes auf sie nicht ausge- 
dehnt habe. 

Einen Zweig der Finanzangelegenheiten und respek- 
tive der Staatseinnahnien bildeten die Einkünfte der Kron- 
und KanieralgUter. Ueber das Wie der Verwaltung dieser 
Guter verfugte zwar der ungarische Reichstag nicht, denn 
die Manipulation kann Überhaupt nicht zum Wirkungskreis 
der Legislative gehören : doch verfugte er allerdings bezüg- 
lich dessen, was sich hinsichtlich dieser Guter auf die Si- 
cherstellung der Rechte des Staates bezog. Die Kron- 
und KameralgUter waren vom Rechtsstandpunkte nicht 
einerlei Natur. Denn die KrongUter durften ohne Zustim- 
mung der Nation nicht veränssert werden, Uber die Kame- 
ralgUter aber konnte Sc. Majestät aus eigener Machtvoll- 
kommenheit verftlgen. 

Die KrongUter werden im G. A. 1514:3 einzeln her- 
gezählt. 

Die erwähnten G. A. 1514 : 1 und 2, sowie die Ge- 
setze ante cor. 1608 : 22, 1609 : 54 und 1622 : 46 verord- 
nen, dass der König die KrongUter nicht veräussern , ver- 
pfänden oder durch Inskriptionen belasten dUrfe^ und sollte 
er sie veräussern, so sind sie für die Krone zu reokkupiren, 
und zwar in der Regel ohne irgend eine Entschädigung. 
Ausgenommen sind jedoch die Fälle, wenn diQ Verpfän- 
dung zur Zelt der grössten öffentlichen Bedrängniss er- 
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folgte , und das Geld zur Vertheidigung des Landes ver- 
wendet wurde ; denn in einem solchen Falle war das 
Krongut znrllek zu lösen, und die dasselbe belastende 
Summe dem Betreffenden zurück zu zahlen. So geschah es 
bei der Verpfändung der Herrschaften Sohl , Munkäcs und 
Dirts-Györ, welche in Pfand gegeben , die erhobenen Sum- 
men aber zur Deckung der dringenden Bedürfnisse des 
Landes , und besonders der Grenzorte verwendet wurden . 
Aus diesem Grunde haben die Reichsstände die Verpfän- 
dung gutgeheissen, wie die G. A. ante cor. 1608 : 22 und 
1715 ; 104 beweisen, und in dem letzterwähnten Artikel 
kommen unter Anderem die Zeilen vor : „Propter publicas 
necessitates Regni, consentieutibus Regni Stati- 
b u s , eo non obstaute , quod bonum coronale fuerit , in- 
scripta,“ u. s. w. 

Selbst die Vertauschung der Krongüter konnte blos 
mit Einwilligung der Reichsstände geschehen. So geben 
z. B. die Reichsstände im G. A. 1790 : 7 dem Vorschlag 
Sr. Majestät ihre Zustimmung , dass die Herrschaft Mun- 
käes , die ein Krongut war, im Besitze der Familie Schön- 
born gelassen und aus der Reihe der Krongüter gestrichen» 
dagegen aber der im Bäeser Komitate gelegene und aus 
zehn Ortschaften bestehende , sogenannte Theissdistrikt 
(sic dictus cis-tibiscanus Districtus) zum Krongut erhoben 
werde. 

Die Kameralgüter , über welche Se. Majestät , wie 
wir erwähnt, frei verfügen konnte, wechselten im Lauf der 
Zeit. Allein auch bezüglich dieser Güter, besonders derer, 
welche in Fällen des Aussterbens oder der „nota infideli- 
tatis“ auf den Fiskus übergegaiigen , enthielt das Gesetz 
die Bestimmung, dass mit ihnen verdienstvolle Patrioten 
im Wege der königlichen Donation belohnt werden sollen. 

Wie weit sich das Gesetzgebungsrecht des Reiches 
auf den andern Zweig der öffentlichen Staatseinkünfte, auf 
die Regalien , erstreckte , welche einen grossen Theil der 
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öffentlichen Einkünfte bildeten, haben wir bereits oben 
nachgewiesen ; ebenso haben wir dies bezüglich der unga- 
rischen Dreissigsterträgnisse gethan. 

Ein wesentlicher Zweig der öffentlichen Staatsein- 

•• 

kiinfte ist ferner die direkte Steuer. Uber die verschiede- 
nen Steuerarten in der altern Periode wäre es schwer, mit 
Sicherheit und Genauigkeit etwas zu sagen. Wahrschein- 
lich waren sie gering und ungewiss; auch bei uns änderten 
sie sich , wie in anderen Ländern , von Zeit zu Zeit, und 
dürften wahrscheinlich nicht in baarem Gelde bestanden 
haben. Die erste öffentliche Steuer von bestimmterer Natur, 
deren unsere Gesetze gedenken, war das „lucrum camerae“. 
Wir wollen uns nicht in historische Forschungen über die 
Frage einlassen, in welcher Form das „lucrum camerae“ 
unter den ÄrpMen bestanden habe; so viel ist gewiss, dass 
es als wirkliche Besteuerung zum ersten Male im Jahre 
1342 geregelt wurde, als man den Betrag und die Moda- 
lität der Repartition und Einhebung dieser Steuer en detail 
bestimmte , wie dies das Dekret König Karls I. vom ge- 
dachten Jahre beweist. Die Verordnungen, welche jenes 
Dekret enthält, waren nicht blos Verordnungen des Königs, 
sondern kamen unter Mitwirkung der höheren geistli- 
chen und weltlichen Stände des Reiches zu Stande , was 
die folgenden Worte des Dekretes beweisen : „Quod nos 
Praelatorum et Baronum nostrorum voto unanimi et de 
consilio eorum,“ u. s. w. 

Der damals festgcstellte Schlüssel dieser Steuer war, 
wegen der ungeregelten Zustände im Lande , von sehr pri- 
mitiver Art. Die Steuer wurde nach Porten repartirt , und 
als „porta“ wurde jeder Hof betrachtet, durch dessen Thor 
ein mit Heu beladener Wagen aus- und einfjihren konnte, 
ohne Rücksicht darauf, wie viel oder wie wenig Ackerfeld 
zu dem Hofe gehören, oder wie viel P^amilieu auf dem Hofe 
beisammen wohnen. Zur Konskription dieser Porten wur- 
den fünf Kommissäre ernannt, welche verpflichtet waren, 
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die Entschnldigangen Derer zu untersuchen, welche be- 
haupteten, dass sie nicht ini Staude seien, das „lucrnm ca- 
merae“ zu entrichten. Für jede solche „porta“ wurde die 
Steuer, oder das „hierum camerae“ auf 18 Denare festge- 
stellt. 

Obgleich cs jedoch wahrscheinlich ist, dass diese Art 
Steuer Anfangs hauptsächlich ans Rücksicht auf die Ver- 
besserung des Geldes fcstgestellt ward : wurde sie doch vom 
Lande durch mehrere Jahrhunderte aufrecht erhalten ; 
ebenso hat das Land den Repartitionsschlüssel oder die 
Porten beibehalten , obgleich späterhin nur der Name der 
Porten ilbrigblieb, und die Feststellung dessen , was 
eine „porta“ bilde , später nach anderen Prinzipien er- 
folgte. 

Diejenigen Klassen der Reichsbevblkernng , welche 
das Adelsprivilegium besassen, und die kfiniglichen Städte, 
waren von der Last der Entrichtung des „lucrnm camerae“ 
befreit. Sie leisteten von Zeit zu Zeit persönlich und mit 
ihren Banderien Kriegsdienste , jedoch nicht beständig ; 
auch zahlten sie , und zwar oft viel mehr als das „hierum 
camerae“ betragen hätte, und diese Zahlungen werden von 
den Gesetzen bald „subsidium“, bald „contributio“, bald 
„dica“ genannt ; das „lucrum camerae “dagegen lastete auf 
den nichtadeligen Klassen. 

Das „lucrum camerae“ war daher seit dem Jahre 
1342 die effektive öffentliche Steuer. Sehen wir nun, inwie- 
ferne das Reich sein Gesetzgebungsrecht bezüglich dieser 
Besteuerung ausübte. 

Wir erwähnten oben , dass das „lucrum camerae“ 
Anfangs auf den Rath und mit Einwilligung der höheren 
Reichsstände eingeführt und sowohl der Betrag dieser 
Steuer, als auch der Repartitionsschlüssel und Einhebungs- 
modus festgestellt wurde, wie dies das Dekret Karls I. 
vom Jahre 1342 beweist. 

G. A. 13ül ; 4 ordnet an, dass das „lucrum camerae,“ 
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80 wie es unter Karl I. festgestellt wurde, mit 1 8 Denaren 
entrichtet werde ; 

G. A. 1411 : 2 klassifizirt die Porten in grössere und 
kleinere und bestimmt das „luernm camerae“ fUr die grösse- 
ren Porten auf 30, fllr die kleineren auf 15 Denare ; zu- 
gleich spricht es der 3. G. A. aus , dass das Gesinde der 
Adeligen nicht verpflichtet sei, das „lucrum camerae“ zu 
zahlen ; 

G. A. 1439: 7, §. 1 bestimmt, dass das „lucrum ca- 
merae“ auf das unter Ludwig I. festgestellte Ausiuass re- 
duzirt werde ; im 

G. A. 1474 : 6 wird das „lucrum camerae“ ftlr das 
folgende Jahr nachgesehen ; die 

G. A. 1545:40, 1547:8, 1548:23, 1569:6, §. 2. 
setzen ausser dem, vom Reiche bewilligten grösseren Sub- 
sidium, das „lucrum camerae“ auf 20 Denare fest ; die 

G. A. 1563:9, 1566:9, 1567:15 und 1569:16 be- 
stimmen, dass das „lucrum camerae“ auch dann gezahlt 
werde, wenn das Reich kein besonderes Subsidium bewil- 
ligt hat. Nach den soeben erwähnten 

G. A. 1563 : 9, 1567 : 3, 1593 : 3 und anderen, musste 
das „lucrum camerae,“ wenn ein Subsidium, z. B. je zwei, 
drei oder vier Gulden von jeder „porta“ bewilligt wurde, 
in diesen Betrag stets eingerechnet werden. 

Auch aus diesen Daten geht, nach unserer Meinung, 
unzweifelhaft hervor, dass die Behauptung des Herrn L., 
der Reichstag habe in früheren Zeiten nicht einmal das 
Recht der Stcuerbewilligung gehabt , durchaus unbegrün- 
det ist. Was aber jenen neueren Zeitabschnitt betrifft, wel- 
cher mit der Einführung des stehenden und regulären Mi- 
litärs 1715 beginnt, so haben wir oben gesehen, dass nach 
den Gesetzartikeln 1715:8, 179*’/i : 19, 182% : 4 die Fest- 
stellung der Reichssteuer direkt vor den Reichstag gehört, 
diesem unter keinem Vorwand entzogen werden darf, dass 
die Steuer nicht ohne- Reichstag erhöht, und die von einem 
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Reichstage bis zum anfleren bewilligte Steuer weder be- 
züglich der Summe , noch bezüglich der Gattung ohne 
Reichstag geändert werden darf. Rs wäre überflüssig uns 
in dieser Beziehung noch auf weitere Daten zu berufen, 
um so mehr als rücksichtlich dieser neueren Epoche auch 
Herr L. das Steuerbewilligungsrecht des Reichs nicht in 
Zweifel ziehen zu wollen scheint. 

Aber Herr L. fragt : Ob dem ungarischen Reichstag 
jemals ein Reichs-Budget vorgclegt worden ? 

Ehemals war ein Voranschlag der ordentlichen Aus- 
gaben und die Vorlage desselben vor der Nation überall 
unbekannt. In älteren Zeiten wurden selbst in verfassungs- 
mässigen Staaten die Vertreter der Nation nur zur Bewilli- 
guiig einzelner Subsidien aufgefordert, aber ein ordentli- 
ches Budget wurde nicht vorgelegt. Erst mit der klareren 
Entwickelung der staatsrechtlichen Verhältnisse kamen 
auch andere Staaten dahin ; wo sie in dieser Beziehung 
gegenwärtig stehen. Einigen, die sich früher entwickeln 
konnten, ward dieses Glück früher , anderen später zu 
Theil. Über das wesentlichste Einkommen, die regelmässige 
Steuer, und ebenso über die ausserordentlichen Steuern 
entschied auch bei uns immer das Reich. Dasselbe war der 
Fall auch in anderen constitutioneilen Ländern, so lange 
als ihre staatlichen Verhältnisse nicht jenen Grad der Ent- 
wickelung erreicht hatten, welcher auf dem Gebiete der 
Staatswirthschaft zur Vorlage eines Staats-Budget’s führte. 
Und eben darum, weil der ungarische Kttnig und die un- 
garische Nation einsahen, dass dieses in allen constitutio- 
nellen Ländern schon allgemein adoptirte neue System 
viel zweckmässiger ist, weil sie ferner eiusahen, dass eine 
beträchtliche Vermehrung der Staatsausgaben, wobei die 
üfFentlichen Lasten überaus wachsen, eine genauere und 
strengere Sichtung aller einzelnen Ansgabsposten erheischt, 
fanden sie es im Jahre 1848 für gut, nach dem Beispiel 
anderer Nationen und auf Grund des verfassungsmässigen 
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Rechtes des Reiches zu beschliessen : dass künftighin ein 
detaillirtes Budget dem ungarischen Reichstag vorgelegt 
werde. Hiedurch wurden aber nur die Vorbereitungen zur 
Steuervotirung und die Form derselben neu geschaffen ; 
aber das Recht selbst ist kein neues, es fliesst aus dem all- 
gemeinen Prinzip des Konstitutionalismus, besonders aber 
aus den Fundamentalgesetzen der ungarischen Verfassung. 

Oder möchte Herr L.gerade die ungarische Nation dazu 
verdammen dass sie im Einvernehmen mit ihrem eigenen 
Monarchen nicht jene Verbesserungen in ihrer Verfassung 
und in ihren staatsrechtlichen Verhältnissen vornehmen 
dürfte, welche andere Nationen schon lange bei sich einge- 
führt haben, und die vermöge gclänterterer staatsrechtli- 
cher Begriffe vom allgemeinen Interesse des Vaterlandes 
geboten sind ? Ein solches Streben hindern wollen, ist ein 
erfolgloses Bemühen ; die Forderung, dass das, was nicht ge- 
schehen, blos desshalb w'cil es bis jetzt nicht geschehen, auch 
in Zukunft nicht geschehen dürfe, ist eine wahre Absurdität. 

Herr L. führt auch jenes Beispiel an, welches in der 
zweiten Adresse des 1861 -er Reichstags, mit Bezugnahme 
auf die Ereignisse am Reichstage v. J. 1811 erwähnt ist, 
und sagt, indem er das damalige Verhalten des Landes 
eine „nicht rühmenswerthe Widerspenstigkeit“ nennt, dass 
auch dieses Beispiel nur auf Subsidien Bezug hat. 

Wir w'ollen das erwähnte Beispiel einfach erzählen, 
und zwar mit den Worten jener Adresse : „Als im Jahre 
1811 der Werth des ausserordentlich vermehrten Papier- 
geldes auf ein fünftel herabgesetzt und zur Einlösung des- 
selben ein neues Papiergeld unter dem Namen „Einlösungs- 
scheine“ emittirt wurde, da forderte Se. Majesät den unga- 
rischen Reichstag auf, dass er zur Sicherstellung des Wer- 
thes dieser Einlösungsscheine und zu deren ratenweiser 
Einlösung hilfreiche Hand biete. Se. Majestät entsandte 
auch Bevollmächtigte, welche einer vom Reichstag zu er- 
nennenden Deputation die Finanzverhältnisse des Staates 
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uud alle Umstände der druckenden Notli aufdecken und 
auch einen Plan, wie dem Übel abgeholfen werden könne, 
vorlegeii sollten. Die Bevollmächtigten entledigten sich 
ihres Auftrages, legten einen Entwurf vor, der darin be- 
stand, dass das Land von den auf 211 Millionen sich be- 
laufenden Einlösungsscheinen den Betrag von 100 Millio- 
nen selbst Übernehmen und filr dessen Einlösung mittelst 
eines sicheren Fondes Sorge trage. Die Reichsstände zogen 
diesen Gegenstand in Berathung und kamen darin überein, 
weder die 100 Millionen auf sich zu nehmen, noch in die 
Kreirung eines Fondes sich einzulassen.“ Wir glauben es, 
dass dieses Beispiel dem Herrn L. unlieb ist. Denn auch er 
erkennt, dass wenn Ungarn nicht selbstständig und unab- 
hiingig gewesen wäre, wenn das Gesetzgebungsreeht des 
Reiches sich auf die Finanzangelegenheitcn nicht erstreckt 
hätte, wenn zwischen Ungarn und den österreichischen 
Erbländcrn eine wirkliche Real-Union bestanden hätte: 
Se. Majestät Ungarn gewiss nicht aufgefordert haben wur- 
de, dass es einen Theil dieser Staatsschuld Übernehme, und 
das Reich hätte diese Übernahme nicht verweigern kön- 
nen. Es macht in dieser Beziehung keinen Unterschied, ob 
das Land jene 100 Millionen als Subsidium übernommen 
hätte oder derart, dass zur Deckung derselben auch die 
Steuer erhöht worden wäre ; denn nachdem das Land 
diese Last weder in dieser noch in jener Form auf sich 
genommen, hat es auch in der Praxis den deutlichen Be- 
weis geliefert, dass sein Recht in dieser Beziehung unzwei- 
felhaft ist. l'ber den Begrifif der Widerspenstigkeit lassen 
wir uns mit Herrn L. in keine Diskussion ein ; es ist die 
Gewohnheit mancher Menschen , das was Andere ihnen 
nicht zu Willen thun, Widerspenstigkeit zu nennen. Aber 
davon sind wir überzeugt : wenn die Reichsstände damals 
nicht, wie Herr L. sagt, widerspenstig gewesen wären, so 
hätte er jetzt dieses Beispiel ganze Bogen hindurch in hun- 
dertfachen Variationen auseinander gesetzt, als einen un- 
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bestrcitbareu Beweis der Abbiingij^keit, der engsten Keal- 
Union, vielleielit gar der wirklichen Verschmelzung. In 
seinem Werke fehlt es wenigstens nicht an Beispielen, wie 
er ans den einfachsten Zeilen der Gesetec einen Sinn zu 
abstrahiren liebt, der nie , weder im Text jener Zeilen, 
noch in der Absicht der Urheber des Gesetzes gelegen war. 

Hinsichtlich dessen endlich, was Herr L. bezüglich 
der auswärtigen Angelegenheiten schreibt , bemerken wir 
nur das, was in dieser Beziehung die zweite Adresse des 
Reichstages vom Jahre 1861 ausgesprochen; dass „es auch 
in unserem Vaterlande solche Souveränitätsrechte gibt, mit 
welchen die Constitution die Person des Monarchen beklei- 
det hat. Ein solches Souveränitätsreeht ist das Recht des 
ungarischen Königs, die Beziehungen zu fremden Mächten 
wlcr die auswärtigen .\ngelegenheiten vermöge seiner al- 
lerhöchsten königlichen Gewalt zu ordnen.“ 

KUcksichtlieh Ungarns steht dieses Recht auch ge- 
genwärtig dem ungarischen Könige zu. Weil aber der un- 
garische König zugleich der Monarch der österreichischen 
Erbländer ist, erscheint es natürlich, dass ein und derselbe 
Souverän dieses Recht sowohl in Ungarn als bezüglich 
der Erbländer ausUbt, und es ist dies nicht die Folge 
irgend einer engeren Realuiiion, sondern der wirklichen 
Personalunion. 

Die Leitung der auswärtigen Angelegenheiten konnte 
daher strenge genommen auch gar nicht in den Bereich 
der Legislative gehören ; wohl aber gehörten dahin die 
dazu erforderlichen Mittel, insbesondere das Recht, Rekru- 
ten und Steuern zu bewilligen, welches Recht Ungarn auch 
stets ausgeübt und als höchste Garantie angesehen hat. 
Eben darum haben sich die Gesetze vom Jahre 1848 über 
die auswärtigen Angelegenheiten nicht ausführlicher ver- 
breitet. 

Wir müssen auch noch bemerken, dass der ungari- 
sche Reichstag bei der Rekrutenbewilligung gesetzmässig 
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das Recht hat zu verlaugeu, dass er über die obschweben- 
deii auswärtigen Verhältnisse unterrichtet werde, und nur 
nachdem ihm diese Auskunft geworden, lässt er sich in 
die Verhandlung der Bewilligungsfrage ein. Das beweisen 
vorzüglich die G. A. 1830:6. und 1840:2. in welchen, 
namentlich in dem letzterwähnten, folgende Zeilen Vorkom- 
men: „Auf die von Sr. Majestät gemachte gnädige Pro- 
position wegen zu bewilligender Hilfe durch Rekrutenstel- 
lung haben die Reichsstände, nachdem sie zufolge ihres 
auf dem Gesetze basirten Wunsches Uber die 
obschwebenden auswärtigen Verhältnisse und 
Uber den gegenwärtigen Stand der ungarischen Regimen- 
ter im Namen Sr. ^Majestät verständigt worden sind etc. etc.“ 

Wir wollen uns nicht auf weitere Beispiele berufen, 
wir wollen jene Gesetze nicht weiter analysiren, in wel- 
chen es bedungen ist, dass ohne Einwilligung der Reichs- 
stände kein Krieg begonnen, kein Friede mit den Türken 
geschlossen werde und dass ein solcher Friedensschluss 
durch ungarische Bevollmächtigte zu geschehen habe. Wir 
citiren einfach einige Gesetze, namentlich die G. A. 
1536:1., 1608:2. ante cor., 1622:2. §. 19; 1659:1. 
§. 14., 1681:4. und 1715:41. Diese von uns angeführten 
G. A. können unseres Erachtens jeden Unbefangenen über- 
zeugen, dass das Gesetzgebungsrecht Ungarns sowohl nach 
dem unzweideutigen Texte des 6. A. ITO"/, : 12. als auch 
in der Praxis sich auch auf jene Angelegenheiten erstreckt 
hat, welche Herr L. der Nation gerne abstreiten möchte. 

Die Behauptung des Herrn L. auf S. 291, dass laut 
G. A. 179'/, : 12. nur solche Angelegenheiten Gegenstand 
der Verhandlungen im ungarischen Reichstage sein konn- 
ten, welche, wenn es sich um einen Urtheilsspruch handelt, 
vor die ungarischen Gerichtsbehörden gehören, halten wir 
darum nicht für nöthig ausführlich zu widerlegen, weil 
er Seite 292 und 293 seine eigene Behauptung selbst wider- 
legt, indem er mehrere Angelegenheiten anführt, von de- 
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nen er gesteht, dass sie, obschon nicht vor Gerichtsbehör 
den gehörend, dennoch in der ungarischen Gesetzgebung 
verhandelt wurden. 

Was Herr L. mit seiner Anführung S. 291 seines 
Werkes, dass nämlich das Erbrecht des Königs, nachdem 
es festgestellt war, bei den Gerichten nicht mehr zur Spra- 
che kommen konnte, sagen will, verstehen wir faktisch 
nicht. Eben darum, weil dieses Erbfolgerecht durch einen 
in das Gesetz aufgenommenen feierlichen Vertrag schon 
festgestellt war, konnte es nicht nur vor den Gerichten, 
sondern auch im Kreise der Legislatur nicht mehr zur 
Sprache kommen. Aber im falle des Anssterbens aller von 
Leopold I. abstammeuden Linien des regierenden Hauses 
würde die ungarische Thronfolgefrage zwar nicht vor die 
Gerichte, aber allerdings vor den ungarischen Reichstag 
kommen, nachdem, wie wir früher auseinandergesetzt, für 
diesen Fall das freie Wahlrecht der Nation deutlich vorbehal- , 
ten ist. In Österreich steht die Sache anders. Dort ist, wie 
wir schon erwähnten, das Thronerbrecht auch auf andere 
Linien des Hauses Habsburg ausgedehnt. Eben darum ist 
selbst diePersonalunion zwischen uns und ihnen keine ewige. 

Herr L. behauptet, dass bezüglich des königlichen 
Erbfolgerechtes sich das Recht des Reiches nur auf Prü- 
fung des Stammbaumes erstreckte, und die Ungarn hier- 
aus später ein Wahlrecht machen wollten. Wir haben nir- 
gends in den Gesetzen eine Spur davon gefunden, dass 
sich das Reich in die Prüfung irgend eines Stammbaumes 
eingelassen hätte. Frei wählte die Nation, vermöge ihres 
zweifellosen Rechtes, unbekümmert um den Grad der Ab- 
stammung ; sie wählte häufig nicht den näheren, sondern 
den entfernteren Verwandten des verstorbenen Königs, oft 
einen ganz Fremden, wie wir dies weiter oben genügend 
ausführlich nachgewiesen haben. Wir müssen darum diese 
Behauptung des Herrn L. mehr für einen Scherz, als für 
eine aus Gesetz und Geschichte geschöpfte Wahrheit halten. 
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Viel luUlit sich Herr L. mit folgenden Zeilen des Ge- 
setz-Artikels 179“/, : 12. ab: 

„Se. Majestät versichert die Stände desKeichs,dass das 
Reich lind die Nebenländer, durch Edictc oder s. g. Pa- 
tente, welche bei den Gerichtsbarkeiten des Reiches ohne- 
hin nicht angenommen werden dürfen , niemals regiert 
werden sollen ; die Erlassung von Patenten wird bloss für 
solche Fälle Vorbehalten, wenn in Angelegenheiten, die auch 
ohnedies mit dem Gesetze Ubereinstimmen, die Publicatiou 
nur auf diesem einen Wege mit Erfolg zu bewirken ist.“ *) 
Ans diesen Zeilen liest Herr L. heraus, dass die Versiche- 
rung sich nur auf jene Angelegenheiten bezieht, welche Ge- 
genstände der ungarischen Gesetzgebung sind, und dass die 
Promulgirung von Patenten jenen Fällen Vorbehalten ist, 
wo der pllichtmässige Erfolg der Publikation eines m i t 
dem Gesetze übereinstimmenden Gesetzes 
nur auf diese Art zu erreichen ist. 

Wir haben auf diese Erklärung zu bemerken, dass der 
zitirte G. A. 179''/, : 12. nicht nur Uber die Ausübung der ge- 
setzgebenden, sondern auch Uber die der Executivgewalt ver- 
fügt, wie dies der Titel des Gesetzes : „de legislativae et 
executivae Potestatis Exercitio“ **) beweist. Die Edicte 
und Patente, von welchen das Gesetz spricht, gehören zu- 
meist in den Bereich der Executive. In Ungarn wurden ge- 
setzmässig die Anordnungen der höchsten Gewalt auf dem 
Wege der Reichs-Dicasterien an die Jurisdiktionen versen- 
det, dort wurden sie publizirt, und sowohl die Dicasterieu 
als auch die Jurisdictionen hatten das Recht, gegen die für 


*) Status et Ordinea Regni seeuros reddens, nuiiquam per £dicta, 
seu sic dictaa Patentulea, quae alioquin iii nullia uuquam Kegiii Judi- 
ciia aceeptari posaunt, Kegnmu et Partes annexas gubcrnaiidas fore, 
Expeditione Pntentalium ad euiii duntaxat Casum reservata, ubi in Re- 
bus Legi alioquiu conforniibus, Publicatio debito cum eflfeetu liac unica 
Ratione obtineri valeret. 

**) Siehe den ganzen Text dieses Gesetzes auf Seite 154. 

K. V. Deik Beuierk. 13 
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gravaminal gehaltene Anordnung zu repräsentiren. Es ge- 
schah indess auch, dass Verordnungen mit Umgehung dieses 
gesetzlichen Weges erlassen wurden, und solche Verord- 
nungen werden Patente genannt; auch kam es vor, dass der 
Inhalt derselben, der sich auf einen Gegenstand der Execu- 
tive bezog, mit dem Gesetze nicht zu vereinbaren war. 
Der Keichstag im Jahre 179%. wollte demnach mit der 
Schaffung dieses Gesetzes erreichen, dass die Regierungs- 
verordnungen stets auf dem obenerwähnten, durch das Ge- 
setz vorgescbriebeneu Weg erlassen werden ; desshalb 
wird auch in dem ersten Satze : „uunquam per Edicta, seu 
sic dictas Patentales Regnuin et Partes annexas guber- 
nandas fore“ kein Unterschied gemacht, ob der Gegen- 
stand der im Patente enthaltenen Verordnung mit dem Ge- 
setze Ubereinstimmt oder nicht , sondern es wird im Allge- 
meinen, ohne Ausnahme, gesagt, dass das Reich nicht durch 
Patente regiert werden wird. Und in derselben Allgemein- 
heit, und eben so wenig eine Ausnahme gestattend, wird 
auch das ausgesprocheii,dass die Patente bei keiner Gerichts- 
barkeit angenommen werden dürfen : also ihrer Form hal 
her auch diejenigen nicht, deren Gegenstand im Übrigen 
nicht gesetzwidrig ist. Der zweite Satz stellt eine Ausnahme 
von der oben ausgesprochenen allgemeinen Norm auf, und 
behält die Möglichkeit Patente zu erlassen, lediglich sol- 
chen Fällen vor, in welchen die erfolgreiche Publikation nur 
auf diesem Wege zu bewerkstelligen ist. *) Aber es wird 
daran deutlich die Bedingung geknüpft, dass auch solche 
Patente mit dem Gesetze übereinstimmeu müssen ; es darf 


*) Ubi in Rebus Le^i Hlioquiu conformibuS) Publicatio deblto cum 
cffectu hac unicH I^tione obtineri valeret Oiler zu deutsch : , Wo in 
deUy mit dem Gesetze olmedies übereiiistimnieudeu Augelegeiihei'* 
ten die VeröfientLichung mit dem gehörigen Erfolge nur auf diese ein- 
zige Weise erzielt werden kann.“ Wie die Übersetzung des Herrn L. 
mit dieser treuen Übersetzung Ubereiu.stiiniiit, werden wir in den folgen- 
den Zeilen lesen. 
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daher ein Patent, welches sich bezüglich seines Inhaltes 
mit dem Gesetze im Widerspruche befindet, auch in diesem 
ausserordentlichen Falle nicht erlassen werden. Selten zwar, 
aber immerhin kann es doch Vorkommen, dass die gesetzli- 
chen Verordnungen der höchsten Gewalt auf dem Wege der 
Dikasterien und Jurisdiktionen mit vollem Erfolg nicht puh- 
lizirt werden können, entweder deshalb, weil der ordentliche 
Weg der längere, die Gefahr aber dringend ist, oder deshalb, 
weil ein Theil des Landes aus irgend einem Grunde, wie 
z. B. wegen Empörung, grösserer Wirren, Elcmentarunfälle, 
Epidemie, Einbruch des Feindes, sich in einem Zustande 
befindet, in Folge dessen die regelmässigen Funktionen 
eines Dikasteriums oder irgend einer Juris<liktion unterbro- 
chen wurden: solchen Fällen ist die Erlassung von Paten- 
ten, aber auch dann nur von solchen, welche dem Gesetze 
nicht widerstreiten, Vorbehalten. 

Diese Erklärung ist viel einfacher und stimmt auch 
viel mehr mit dem Inhalt des Gesetzes Überein , als das 
eigenthUmliche Raisonnement des Herrn L. Ja, was er 
anfuhrt : „wo in den , dem Gesetze sonst angemessenen 
.\ngelegenhciten die Verkündigung eines Gesetzes mit 
dem schuldigen Erfolge nur auf diese einzige Weise erzielt 
werden kann,“ steht nicht so in dem oben zitirten Gesetze ; 
es wird dort nicht gesagt : „ubi in rebus legi alioquin cou- 
formibus publicatio legis debito cum effectu“ u. s. w. 
sondern ganz einfach : „publicatio debito cum eflfectu“ 
u. s. w., und die Patente werden in diesem Artikel nirgends 
Gesetze genannt. Überdies braucht mau in den dem Ge- 
setze entsprechenden Angelegenheiten kein Gesetz zu schaf- 
fen, sondern blos das bestehende zu vollziehen. 

Der Schlussabsatz des erwähnten G. A. von 1790/1 ; 
12. sagt : „dass die gesetzlich festgestellte Form der Ge- 
richtsbarkeiten aus königlicher Machtvollkommenheit nicht 
abgeändert werden wird, dass der Vollzug gesetzlicher 
Urtheile durch Befehle nicht verhindert werden darf, die 

13* 
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gesetzliclien Urtlieile der Gerichtshöfe nicht abgeäudcrt, 
weder einer königlichen Revision, noch der Revision 
irgend eines politischen Dikasteriunis unterzogen wer- 
den, sondern dass die Gerichtssitzungen nach den bis Jetzt 
geschaffenen, oder in Zukunft zu schaffenden Gesetzen, und 
nach dem gesetzlich accipirten Brauch des Reiches , durch 
die ohne Unterschied der Religion zu wählenden Richter 
werden abgehalten werden.“ Auf alles das bemerkt Herr 
L. : „Also lauter Justizsachen.“ Sehr natürlich, dass jener 
Theil der Gesetze , welcher die Unabhängigkeit der Ge- 
richte feststellt, von Justizsachen handelt. 

Wie aber kann man daraus schliessen , dass der ge- 
sammte Inhalt des erwähnten Gesetzartikels , und somit 
auch jener Theil , welcher das Recht der Gesetzgebung 
nicht nur auf einige Angelegenheiten beschränkt, sondern 
in seiner ganzen Allgemeinheit als gemeinsam zwischen 
der Nation und dem Fürsten erklärt, sich lediglich auf 
Justizangelegenheiten beziehe ? Wie kann man die Endzei- 
len : „executiva autem potestas , nonnisi in sensu Legum 
per Regiani Majestatem exercebitur“ blos auf Justizange- 
legenheiten anwenden wollen ? 

Nachdem Herr L. das Gesetzgebungsrecht Ungarns 
nach Lust und Willkür so sehr devalvirte : gibt er gerne 
zu , wie er sich auf Seite 294 seines Werkes äussert , dass 
die volle Durchführung der Realunion , und die Entwicke- 
lung des politischen , militärischen und ökonomischen Sy- 
stems nicht ohne einen gewissen Einfluss der ungarischen 
Stände vor sich gehe ; bemerkt jedoch , dass die Stände 
oder Vertreter Ungarns in Betreff dieser Angelegenheiten, 
im Sinne der ungarischen Gesetze niemals ein wirkliches 
Recht der Legislative besassen , sie konnten in dieser Hin- 
sicht höchstens auf den Wunsch des Königs einen Entwurf 
oder einen Rath abgeben , um soweniger könne ihnen jetzt 
ein volles oder gar alleiniges Recht der Gesetzgebung zu- 
stehen , seitdem die Realunion und die politischen , mili- 
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tärischen und ökonoinischea Verhältnisse im Sinne der 
„mutua cointelligentia et unio cum reliquis Rognis et Pro- 
vinciis haereditariis“ entschieden wurden. 

Es ist wahrlich sehr schön von Herrn L. , dass er in 
Angelegenheiten, welche auch nach seiner Theorie, Un- 
garn ebenso wie Österreich interessireu, auch ersterem, 
zwar keinen vollen , auch keinen aequivalenten , ja nicht 
einmal einen verhältnissmässigcn , aber immerhin doch 
einigen Einfluss gestatten will. Wahrscheinlich einen sol- 
chen , der lediglich aus einem Vorschläge oder einem Rath 
bestehe, und auch den sollen wir nur dann ansUben , wenn 
wir von ihnen dazu aufgefordert werden. Sieh da ! wohin 
ihn seine Trugschlüsse geführt haben ! Nach ihm würde die 
Realnnion und die „mutua cointelligentia“ und die „Union“ 
darin bestehen , dass in den das Reich am meisten interes- 
sirendenGegeuständen sie beschliessen wUrden,uns dagegen 
in Betreff derselben nur einiger Einfluss gestattet wäre. ' 
Wie unbegründet übrigens die Ansicht des Herrn L. ist, 
dass Ungarn niemals in politischen, militärischen und öko- 
nomischen Angelegenheiten ein wirkliches Recht der Ge- 
setzgebung bcsass , uud höchstens nur einen Rath geben 
durfte: — haben wir in dem Obigen des Weiteren bewiesen, 
und wir wollen hier blos die Bemerkung hinzufügen , dass 
er allem Anscheine nach den Artikel , den er so oft zitirt, 
und auf den er seine ganze Theorie baut, den G. A. 1715 : 

59 nämlich , niemals zu Ende gelesen hat. In den ersten 
beiden Paragraphen dieses G. Artikels werden die Kom- 
missäre namentlich angeführt , welche der Reichstag „pro • 
systematis clucubratione in militaribns, politicis et oecono- 
micis“ exmittirte ; §. 3 aber besagt , Se. Majestät werde 
auch seinerseits andere Kommissäre ernennen, welche ge- 
halten sind, in Gemeinschaft mit den zu diesem Zwecke 
exmittirten Kommissären des Reiches zu arbeiten und zu 
berathen , und schliesslich ihr Elaborat auf dem nächsten 
Reichstage Sr. Majestät und dcmReichezur 
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Revision und Beschlussfassung zu unterbrei- 
ten.*) Also dasselbe Gesetz, welches zuerst die „clucubra- 
tio“ erwähnt, behält zur selben Zeit, wo cs die Kommission 
zur Ausarbeitung dieser „elucubratio“ ernennt, klar und 
bestimmt dem Ktinige und der Nation das auf dem Reichs- 
tage anszultbcndc Recht der Gesetzgebung vor; davon 
aber, dass das von der Kommission auszuarbeitende Ela- 
borat, ausser dem Könige von Ungarn und der ungarischen 
Nation irgend einem Andern mitgetheilt werde , und dass 
überdies irgend ein Anderer das Recht hätte, in Betreff 
Ungarns zu beschliesscn , darüber kömmt nirgends auch 
nur ein Buchstabe vor. Wir wollen die diesbezüglichen 
Irrthllmer des Herrn L. eher seinem Mangel an Aufmerk- 
samkeit beim Lesen zuschreiben , als dieselben aus irgend 
einem anderen Grunde erklären. Dass aber die pragmati- 
sche Sanktion , und die darin angeführte „mutua cointelli- 
' gentia et unio“ das Gesetzgehungsrccht des Reiches be- 
züglich der berührten Gegenstände nicht verkürzt haben, 
dies haben wir in unserer Abhandlung bereits ausführli- 
cher auseinandergesetzt. 

Auf das Raisonnement des Herrn L., das er bezüg- 
lich der Publication der Gesetze durch die Gerichtsbarkei- 
ten vorbringt, wollen wir schliesslich nur das bemerken, 
dass die kreirten Gesetze bei uns nicht die Gerichte 
zu publizircn pflegten, sondern dass dieselben nach gesche- 
hener Sanktion auf dem Reichstage selbst sofort publizirt 
werden, und dies wird als die wirkliche Publication der 
• Gesetze betrachtet ; sodann werden sie in von Sr. Majestät 
gefertigten Originalexemplaren auf dem Wege der betref- 
fenden Dikasterien an sämmtliche Jurisdictionen des Rei- 
ches versendet. 

Was Herr L. über die Worte : „et ideo tarn ad ipsum 
Status ministcrium hungaros adhibitiiram etc.“ der G. A. 


*) Siehe §. 3 des citirten G. Artikels, Seite 84. 
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1741 : 11 und 179"/| : 17 sagt, darliber bemerken wir blos, 
was in der zweiten Adresse des Reiebstages vom J. 1861 
enthalten ist, dass nämlich, nachdem die Leitung der aus- 
wärtigen Angelegenheiten in unserem Vaterlande ein Herr- 
scherrecht ist, welches die Verfassung auf die Person des 
Ktinigs selbst llbcrtragen , die auswärtigen Angelegenhei- 
ten aber im Staatsministerium verhandelt werden, und Se. 
Majestät nach Anhfirung desselben über diese Angelegen- 
heiten beschloss: so suchten die Stände sowohl im J. 1741 
als auch im J. 179" , zu erreichen, dass von diesen Bera- 
thungen und Verhandlungen auch die Ungarn nicht ausge- 
schlossen werden. Diese einfache Erklärung wird auch 
durch den weiteren Inhalt des so eben zitirten G. A. 
179"/,: 17 unterstützt, welcher folgendes sagt: „Se. Ma- 
jestät wird auch beim Staatsministerium selbst Ungarn 
verwenden, und Verfügungen treffen, dass diejenigen Un- 
garn, die bei auswärtigen Gesandtschaften verwendet zu 
I werden wünschen, Gelegenheit erhalten sollen, sich in der 
geheimen Staatskanzlei auszubilden.“ Aus diesen Worten 
gebt klar hervor, dass das Reich lediglich mit Rücksicht 
auf die auswärtigen Angelegenheiten den Wunsch aus- 
sprach, wonach im Staatsministcrium auch Ungarn ver- 
wendet werden mögen, woraus jedoch die Gemeinsamkeit 
der übrigen Gegenstände der Regierung nicht gefolgert 
werden kann. 

Herr L. behauptet ferner auf S. 307 seines Werkes : 
„dass die österreichischen Länder mindestens 
seit der pragmatischen Sanktion eine einheitliche Ge- 
sammtmonarchie gebildet haben, wovon Ungarn auch ein 
spezieller Thcil war.“ 

Herr L. verficht also hier nicht nur eine „Union“ und 
„Cointelligcnz“ zwischen Ungarn und den österreichischen 
Provinzen, sondern er nennt Ungarn eine wahrhafte 
österreichische Provinz! Er hat demnach die 
Anfangs behauptete Real-Union bereits bis zur Verschmel- 
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zunp: iiotenzirt. Denn wenn die iistcrrcieliisclien rrovinzcn 
jene cinheitlielic (Tesamintmonarchie bilden, wovon Ungarn 
nur ein spezieller Tbeil ist, dann kann aueb Ungarn nichts 
Anderes sein, als eine österrcicliiscbe Provinz. 

Sowohl Ungarn , als auch die fistcrreichischen Pro- 
vinzen besitzt mit gesetzlichem Erbrecht derselbe Monarch 
miteinander, untrennbar und untbeilbar. Ungarn ist daher 
eines jener Länder, welche die Identität des Ftirsten und 
das Prinzip des untrennbaren und untheilbaren Besitzes 
verbindet, und in diesem Sinne, aber nur in diesem Sinne, 
bilden die gesammten, unter der Herrschaft desselben Für- 
sten stebenden Länder und Provinzen eine Monarchie, in 
solchem Sinne gehört Ungarn zum Reiche des gemeinsa- 
men Monarchen ; aber es ist keine österreichische Pro- 
vinz, sondern rechtlich selbstständig, und sowohl in Bezug 
auf seine Gesetzgebung als auch bezüglich seiner Regie- 
rung unabhängig von der Macht der österreichischen Völ- 
ker. Die Deutung hingegen, welche Herr L. in den zitirten 
Zeilen aufgestellt, würde die verfassungsmässige Selbst- 
ständigkeit Ungarns vernichten, und die österreichischen 
Provinzen zu Herren der Schicksale Ungarns machen. 
Aber weder er, noch ein Anderer vermag jemals zu bewei- 
sen, dass Ungarn je mit den österreichischen Völkern in 
einen Vertrag getreten wäre, in welchem es seine eigene 
Selbstständigkeit dem Willen derselben unterordnet hätte. 
Nicht einmal die pragmatische Sanktion , auf welche sich 
Herr L. in Hinsicht der „mutua cointelligentia et unio“ so 
oft beruft, hat die ungarisehc Nation mit den österreichi- 
schen Provinzen, sondern mit ihrem eigenen Fürsten, dem 
Könige von Ungarn, geschlossen. Es ist in derselben, wie 
wir oben entwickelt, kein engerer Verband in dem Sinne 
begründe!;, wie ihn Herr L. .aus den Worten „mutua coin- 
telligentia et unio“ herausintcrprctirt. Wohl aber ist cs be- 
stimmt und deutlich ausgesprochen, dass selbst auch jener 
einzige Verband, welcher die Folge der Personal-Union ist. 
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mit «iom völlijXfii Krlfisclien jener Linien des Herrsehcr- 
hauses, für welelic die weibliehe Erbfolge begründet wur- 
de, vollständig aufhürt. 

Herr L. sagt, dass er seine Behauptung mit den Wor- 
ten der ungarisehen Gesetze begründen wolle. Sehen wir 
seine Zitate ! 

Er führt insbesondere folgende Worte des, die Ge- 
setze vom .1, sanktionirenden Dekretes an: „Ab uni- 
vcrsis haereditariis ditionibus nostris adeoque percharo 
etiani Kegno nostro Hiingariae et Partibus eidem annexis 
omne diserimen avertere eupientes“ u. s. w., — und be- 
zieht sieh gleichzeitig auf die ähnlich lautenden Zeilen der 
Gesetze vom J. 1802, in welchen gesagt wird: „ad Salu- 
tem. felicitatcraque haercditariorum Regnorum et Provin- 
eiarum adeoque haereditarii quoque sui Hungariae Kegni 
drmandam.“ 

Aber in diesen Zeilen ist ja nur das enthalten , dass 
sowohl Ungarn, als auch die anderen Länder und Provin- 
zen die Länder und Provinzen Sr. Majestät sind, und zwar 
seine erblichen Länder (haereditaria regna), was Niemand 
in Zweifel zieht ; andererseits aber wird Niemand finden, 
dass in diesen Zeilen irgend ein anderer Verband oder die 
Real-Union erwähnt wäre. 

Das zweite Zitat des.Herrn L. ist die Vorrede der 
Gesetze vom J. 1796 , in welcher gesagt wird: „rccenti 
tenens memoria, Monarcliiam sub Augusta Avia sua Hun- 
garornm virtute fuisse servatam.“ Wo ist hier die Spur 
irgend einer engeren Real-Union? Warum haben auch die 
Ungarn für die Rettung der Monarchie gekämpft? Etwa 
wegen der Real-Union? Wäre doch der bayrische Her- 
zog bereit gewesen, zwischen Ungarn und den österreichi- 
schen Provinzen jede wie immer geartete Real-Union beste- 
hen zu lassen, wenn er sie nur insgesammt hätte besitzen 
können. Die Ungarn haben wegen der in der pragmatischen 
Sanktion uufgestcllten Personal-Union gekämpft, denn sie 
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wollten und durften es nicht gestatten, dass das Herrscher- 
haus seiner Länder herauht werde. Und sogar die ErfBl- 
lung dieser Verpflichtung will Herr L. gegen Ungarn kehren. 

Auch daraus zieht Herr L. Konsequenzen, dass Se- 
Jfa jestät sich in den, in den Jahren 1805 und 1807 ver- 
fiffentlichten Decreten : „Hacreditarius Austriae Impera- 
tor,“ „Gernianiae, Hierosolomiae, Hungariae etc. Rex Apo- 
stolicus“ nennt ! In der That, ein eigenthllmlicher Beleg für 
den Nachweis der hehaupteten Real-Union ! Se. Majestät 
war ja Kaiser von Österreich, und auch König von Ungarn, 
es ist daher natürlich, dass er sich dieser Titel bedient hat. 
Ganz gewiss wird Herr L. in Folge dieses Titels auch noch 
das behaupten, dass zwischen den österreichischen Provin- 
zen und Jerusalem eine wahrhafte Real-Union besteht, 
steht doch auch der „Hirosolomiae rex,“ in dem erwähnten 
Decret, und zwar zwischen dem Titel des Kaisers von 
Österreich und dem des Königs von Ungarn. 

Fiine Aehnlichkeit damit hat auch das auf Seite 311 
vorkommende Zitat, welches aus der Vorrede zu den Ge- 
setzen vom Jahre 1807 die Worte hervorhebt: „Augustis- 
simus Imperator et Rex Apostolicus Franciscus I.“ Herr L. 
findet noch besonders zu bemerken, dass es die Reichsstände 
gewesen sind, welche die Worte gesprochen. Wir bewun- 
dern die scharfe Dialektik des Mannes, der aus diesen 
sieben Worten einen anderen Schluss zu ziehen weiss, als 
den, dass Se. Majestät Kaiser, und auch apostolischer König 
gewesen, dass er Franz I. geheissen und den Titel Maje- 
stät geführt, und dass die Reichsstände ihm auch diesen 
Titel gegeben. 

Herr L. führt noch drei Zitate an, die er gleichfalls 
nicht glücklich gewählt. In dem Einen hebt er aus der Ein- 
leitung zu den Gesetzen vom Jahre 1805 die Worte her- 
vor: „percharum Regnum Nostrnm Hungariae, ejusque le- 
galis constitutio, cum universa Monarchia Nostra ad ple- 
num securitatis Statum poni, in eoque conservari possit,“ 
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Das zweite Zitat führt ans der Vorrede der erwähnten Ge- 
setze die Worte an : „Qiiia tarnen externae securitati to- 
tins Monarchiae et perchari Hungariae Regni hostilia Con- 
silia jam propins niinari videbantnr ii. s. w.“ In dem dritten 
schliesslich sind ans dem G. A. 1706: 6 die Worte hervor- 
gehoben : „Ut Commercium Frngnm, quarum cvectio ad 
extcras oras cnm magna Regni Hungariae, Partinmqnc ad- 
nexarnm et totins Monarchiae utilitatc conjuncta est.“ Was 
sehen wir in diesen drei Zitaten ? Dass sowohl die Monar- 
chie, als auch Ungarn in denselben besonders genannt 
werden ; „Regnnm Hungariae cnm nniversa monarchia,“ 
— und ebenfalls „Regni Hungariae et totins monarchiae.“ 

Wenn Ungarn nur so ein spezieller Theil der Monar- 
chie gewesen wäre, wie Herr L. behauptet, wenn es blos 
als eine österreichische Provinz betrachtet worden wäre ; 
so wäre diese besondere Benennung überflüssig, ja unrich- 
tig gewesen, denn es wäre dann in dem Ausdrucke „totins 
monarchiae“ auch Ungarn vollkommen und vollständig in- 
begriffen gewesen. Wenn es dort heissen würde : „totins 
Monarchiae adeoque Regni quoque Hungariae“ : dann 
könnte Herr L. wenigstens so viel sagen, dass das Eine als 
Ganzes, das Andere als dessen Theil erwähnt wird ; aber 
die zitirten Zeilen lauten nicht so, sondern sie sagen : „Un- 
garns und der ganzen Monarchie“, „Regni Hungariae et to- 
tius monarchiae.“ Aus dieser Wortfolge aber kann das, 
was Herr L. behauptet, sicher nicht geschlossen werden. 

Wir wollen diese besondere Benennung nicht so er- 
klären, dass Ungarn nicht zu den unter der Herrschaft Sr. 
Majestät stehenden erblichen Ländern (haereditaria Reg- 
na) gehöre, wir behaupten nur, dass in den erwähnten Ge- 
setzen Ungarn desshalb nicht als ein Theil der Monarchie, 
sondern besonders genannt ist, weil Ungarn auch in staats- 
rechtlicher Beziehung ein selbstständiges besonderes Reich 
war, zu welchem der Fürst besonders sprach , und welches 
in Sachen der Gesetzgebung im Vereine mit seinem Könige 
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seine Beselilüssc gesondert und unabhängig von den öster- 
reichischen Völkern fasste. 

Herr L. führtauch auf Seite 311 seines Werkes das 
am 11. August 1 804 erlassene Patent an, mittelst dessen 
Se. Majestät Kaiser Franz den österreichischen Kaiserti 
tel annahin. Von diesem Patente behauptet Herr L.,dass es, 
vreil es auch vonUngarn angenommen ward, ja auf dem näch- 
sten Reichstage von 1 805 volle Berücksichtigung gefunden, 
auch in Ungarn als Gesetz betrachtet werden müsse. 

Se. Majestät Kaiser Franz nahm im Jahre 1804 
hauptsächlich deshalb den österreichischen Kaisertitel an, 
weil er sah, dass das römische Kaiserthum nicht mehr 
lange aufrecht zu erhalten sei, und weil er wollte, dass er 
und seine Nachfolger eine eben so hohe Titulatur und erb- 
liche Würde innc haben, wie sie die grössten Herrscher und 
Mächte Europa’s bekleiden. 

Aber er wollte dadurch an tlen Rechtsverhältnissen 
der unter seiner Herrschaft stehenden Länder keinerlei 
Aenderung vornehmen. Das kaiserliche Patent selbst, wel- 
ches Herr L. zitirt, sagt deutlich, dass : „unsere sämmtliche 
Königreiche, FürstenthUmer und Provinzen ihre bisherige 
Titel, Verfassungen, Vorrechte und Verhält- 
nisse fernerhin unverändert beibehalten 
sollen.“ 

In Ungarn wurde das erwähnte kais. Patent vom 1 1 . 
August nicht publicirt, sondern Se. Majestät schickte auf 
dem Wege der ungarischen Dikasterien ein eigenes könig- 
liches Rescript vom 17. August an die Jurisdiktionen des 
Landes. Das kais. Patent ist nicht einmal dem königlichen 
Reskript beigelegt, sondern Se. Majestät benachrichtigte 
Ungarn speziell von der Annahme des österreichischen 
Kaisertitels. Auch dies ist ein deutlicher Beleg für das, was 
wir oben mit Bezug auf den G. A. 179"/, : 12 gesagt ha- 
ben, dass in Ungarn selbst in Fragen, welche mit dem Ge- 
setze übereinstimmten, nur dann Patente erlassen werden 
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dürfen, wenn die Publikation auf andere Weise 'nicht mit 
Erfolg geschehen könnte. Die Annahme des österreichi- 
schen Kaisertitels konnte man auch auf ordentlichem und 
gesetzlichem Dikasterial- und Jurisdiktional Wege publiciren, 
und ans diesem Grunde ging diese Publikation auch nicht 
durch ein Patent vor sich. 

Der Inhalt des erwähnten kön. Rescriptes ist grossen 
Theils dem Inhalte des Patentes ähnlich : aber der Schluss 
desselben unterscheidet sich dennoch von dem letzten 
Punkte des Patentes, insoferne Sc. Majestät in den letzten 
Zeilen des Rescriptes sagt, dass : „Er in Erinnerung Sei- 
ner in dem Krönungsdiplom gegebenen Versicherung, auch 
jetzt darauf bedacht war, dass dasjenige, was er zum 
grösseren Glanze und zur grösseren Würde der ganzen 
Monarchie zu thnn beschloss, mit der Aufrechter- 
haltung der Rechte, Gesetze und der Ver- 
fassung Ungarns geschehe.*) 

Wahr ist es allerdings, dass gegen das königliche 
Rescript von Seiten Ungarns keine Einsprache erhoben 
wurde : aber was war auch darin, wogegen einen Eiuwurf 
zu erheben, im Interesse des Reiches gelegen wäre ? Se. 
Majestät hat ja in demselben den ungarischen Königstitel 
nicht geändert, er hat blos zu seinen anderen Titeln den öster- 
reichischen Kaisertitel angenommen, und das Land versi- 
chert, dass hiedurch an der Verfassung, den Rechten und 
Beziehungen Ungarns keine Aenderung geschehe, dass 
dieselben auch in Zukunft in voller Unversehrtheit verblei- 
ben; was demnach nicht verletzend (sörelmes) war, an 
keinem Rechte etwas änderte, kein neues Rechtsverhält- 
niss begründete ; dagegen war es überflüssig eine Einwen- 

*) „Nos memores diplomatioae Nostrae Inauguralis Assevurationis, 
in hoc etiaiii eo dementer reapexiaee, ut, qiiod ad aiigendam majureiii 
totius Monardiiae .splendorem, Uignitateinqiie suspicieiidiiiii decreviinus, 
aalvis semper Juribiia, Legibus ct Constitutione perchari Regni Nostri 
Hungariae, Partiumque aduexuriim fiat.“ 
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duug zu erheben. Der österreichische Kaiscrtitcl konnte 
sich in der That unter den Titeln Sr. Majestät mit dem 
ungarischen Königstitel, neben oder vor demselben, ver- 
tragen, so wie sich der römische Kaisertitel vertragen 
hatte, ohne dass hieraus irgend eine Folge für das Reich 
erwachsen wäre. Auch gegen die Form des königl. Re- 
scriptes konnte man keine Einsprache erheben, da es nicht 
als Patent, sondern in ordentlicher gesetzlicher Form, und 
in einer dem ungarischen Gesetze nicht widerstreitenden 
Angelegenheit erlassen wurde. 

In Betreff dessen Jedoch, dass, wie Uerr L. sagt, der 
nächste Reichstag vom Jahre 1805 der königlichen Ver- 
ordnung nachgekommen : bemerken wir einfach, dass der 
ganze Vollzug darin bestand, dass die Reichsstände Sr. 
Majestät den Titel eines römischen Kaisers, eines Kaisers 
von Österreich und Königs von Ungarn gaben. Haben 
doch auch andere europäische Staaten dem Kaiser Franz I. 
diesen Titel nicht verweigert, ohne dass sie deshalb ihre 
Rechtsbeziehungen geändert hätten. 

Herr L. sagt auch auf Seite 314 seines Werkes: „In- 
dem Ungarn das Patent anerkannt hat, hat es auch den 
Punkt 4 des Patentes anerkannt, dass der Kaiser die Be- 
stimmungen vorschreibe, welche er für die Krönung als 
Kaiser von Österreich für gut finden wird, und es hat so- 
mit Ungarn ofienbar zugestimmt, dass der Kaiser von 
Österreich sich krönen lasse, und dass Ungarn, weil der 
Kaisertitel auf Ungarn mitberuht, und Ungarn einen inte- 
grireudeu Theil dieses Kaiserthums ausmacht, bei dieser 
Kaiserkrönung auch würdevoll vertreten erscheinen solle.“ 

Vor allem bemerken mr, dass in dem berührten Punkt 
4 des Patentes nicht der Ausdruck steht, welchen Herr 
L. oben anfUhrt ; „dass der Kaiser die Bestimmungen vor- 
schreibe, welche er für die Krönung als Kaiser von Öster- 
reich für gut finden wird,“ sondern es wird dort gesagt : 
„Wir behalten unseren weiteren Entschliessungen die Be- 
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Stimmung derjeuigen FeierlicLkeiteii vor, welche wir für 
uns und unsere Nachfolger in Ansehung der Krönung als 
erblicher Kaiser festzusetzen für gut befinden werden.“ 
Zwischen beiden ist aber in der That ein kleiner Unter- 
schied. Der Ausdruck, dessen sich Herr L. bedient : „dass 
der Kaiser die Bestimmungen vorschreihc“, ist ein ganz 
allgemeiner, unter dem Worte „Bestimmungen“ kann man 
Alles, seihst die wichtigsten staatsrechtlichen Dinge ver- 
stehen. Der Ausdruck des Patentes aber, „die Bestimmung 
derjenigen Feierlichkeiten“, beschränkt sich lediglich auf 
die Feststellung der festlichen Ceremonien. So äussert 
sich auch das in Ungarn publizirte königl. Rescript vom 
17. August, in welchem Sc. Majestät in Bezug auf die 
Kaiserkrönung folgendes sagt : „Determinatiouem illarum 
hisce dementer reservamus solennitatum,“ und wenn wir 
in Betracht ziehen, dass nahe an GO Jahre verflossen sind, 
seitdem Kaiser Franz diesen Titel annahm, und dass wäh- 
rend dieser Zeit der Kaiserthrou zweimal erledigt wurde, 
die österreichische Kaiserkrönung aber niemals erfolgte : 
so können wir kaum daran zweifeln, dass das erwähnte 
Patent selbst die Kaiserkrönung nicht als staatsrechtlich, 
sondern bios als eine festliche Ceremonie betrachtete. 

Aus welchem Grunde hätte nun Ungarn gegen eine sol- 
che Kaiserkrönung Einsprache erheben sollen? Ist es doch in 
dem 4. Punkte des Patentes sowohl, als auch in dem an Un- 
garn gesendeten königl. Kescripte deutlich ausgesprochen, 
dass die Krönung des Königs von Ungarn auch in Zu- 
kunft ohne Abänderung in der gehörigen Form geschehen 
werde.*) Nach der ungarischen Verfassnng ist die Krö- 
nung des Königs nicht hlos eine ceremoniöse Festlichkeit, 
sondern als die constitutionelle Grundlage der königlichen 


*) Corouationibus illi.s, qiiae apud Nos, Autecessoresqiie iiostros 
nt Hungariae et Boheniiae Reges obtinuerunt, fiitiiris etiam teniporibus 
absque mutatione forinaqiie scripta loouni servaturis. 
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Vollgewalt, äUiatsrecIitlich wesentlich. Nachdem sie iinii auch 
in dem erwiihnteq Rescripte ohne Abänderung aufrechter- 
halten wurde, und demzufolge die Kaiserkrdnung die 
Rechte Ungarns nicht verletzen konnte , hatte das Reich 
gar keinen Grund, dagegen Einsprache zu erheben, dass 
Se. Majestät sich als Kaiser von Österreich mit welch’ 
immer festlicher Ceremonie krönen lasse. Ja die Ungarn 
wären auch aus huldigender Ehrfurcht vor der königlichen 
Person erschienen, um an dem glänzenden Ceremoniell 
der Kaiserkrönnng Theil zu nehmen, ohne dass sich hie- 
durch die staatsrechtlichen Verhältnisse in irgend einer 
Hinsicht geändert hätten. - - 

Das ist es, was wir ans dem ausführlichen Werke 
des Herrn L. hervorzuheben und mit Anmerkungen zu be- 
gleiten für nothwendig erachteten , damit wir ein nach 
Möglichkeit getreues Bild jener staatsrechtlichen Begriffe 
geben , von weichen Herr L. ausgegangen , und von dem 
Verfahren , das er in der Darstellung der Thatsachen und 
in der Deutung der Gesetze beobachtete. Wenn wir jede 
Behauptung, die wir für unrichtig, jede Erläuterung, die 
wir für verkehrt halten , einzeln widerlegen wollten , so 
müssten wir Bände schreiben , wozu wir jedoch weder ei- 
nen Grund noch Lust haben. Diese unsere Abhandlung bat 
ohnedies eine grössere Ausdehnung gewonnen , als wir 
sie mit Rücksicht auf den Umfang der „Budapesti Szemle“ 
gewünscht hätten. Aber trotzdem können wir den Schluss 
des Werkes des HeiTii L. nicht ohne Bemerkung lassen. 

Herr L. wirft in diesem Schlüsse die Frage auf, ob 
„ein neues Krönungsdiplom nöthig sei?“, und gibt auf diese 
Frage die bestimmte Antwort : „nachdem die 48-er Gesetz- 
entwürfe nicht zu Recht bestehen ; uud nachdem das Octo- 
berdiplom uud die Februarverfassuug sich nur als die Er- 
füllung derjenigen Vorschriften heraussteilen , welche die 
ungarischen Gesetze schon seit 171.0, 1723, 1729, etc. auf- 
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gestellt haben : so meinen wir, dass für Se. Majestät den 
Kaiser ein neues Inauguraldiplom nicht nothwendig sei !“ 

Diese Überraschende Behauptung begründet Herr L. 
auf Jene Ansichten, die er iin Verlaufe seines Werkes Uber 
die Ungültigkeit der 1 848-er Gesetze , die Erbfolge , die 
pragmatische Sanktion und den Sinn der Gesetze von 
179'/, umständlich vorgetragen. Wir haben aber im Obi- 
gen auscinandergesetzt, dass diese Ansichten unbegründet 
sind, und sowohl mit der Geschichte , als auch mit dem 
Inhalte der Gesetze, Grundverträge und königlichen Di- 
plome vollständig im Widerspruche stehen. 

Jene Grundgesetze der ungarischen Verfassung, wel- 
che anordnen, dass der König von Ungarn sich krönen 
lasse, und durch das vor der Krönung zu erlassende königl. 
Diplom, die Rechte, die Freiheit, die Gesetze des Reiches 
feierlich garantire, sind nicht im J. 1848 enstanden, und 
wenn die Gesetze vom Jahre 1848 auch niemals zu Stande 
gekommen wären, so könnte doch nicht bestritten werden, 
dass sowohl die Krönung, als auch die vorhergehende Aus- 
fertigung des königl. Diploms nach der Verfassung unaus- 
weichlich nothwendig siml. 

Wir wollen in dieser Hinsicht nicht auf die ältere 
Zeit der ungarischen Geschichte zurUckgehen ; weil aber 
Herr L. behauptet , dass die Realuniou, kraft welcher er 
die Erlassung des königl. Diploms mit Bezug auf den Mo- 
narchen für unnöthig erklärt, seit 1715, beziehungsweise 
seit 1723 eingetreten sei : so berufen auch wir uns auf die 
Thatsachen und Gesetze dieser jüngst abgelaufenen an- 
derthalb Jahrhunderte. 

Als im Jahre 1087 die Thronfolge nach der Erstge- 
burt für die männlichen Nachkommen des Hauses Habs- 
burg fcstgestcllt wurde , vereinbarte man auch , dass das 
königl. Diplon» vor jeder Krönung erlassen und mit einem 
Eide sanktionirt werde ; „et erga semper, totiescpie, quoties 
ejusmodi Inaugnratio instauranda erit, ))raemittendam 
1*'. ▼ DeAk Bninerk, ] 4 
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praeinsinuatorum articulorum diplomaticorum acceptatio- 
nem , seu Regiam Assecurationem , deponendumque super- 
inde juramentum,“ dies sind die Worte des G. A. 1687 : 2. 

Das in dem G. Artikel 1715 : 2 eingeschaltete königl. 
Diplom Karls 111. sagt dasselbe. 

Im Jahre 1723, als durch die ])ragmatische Sanktion 
die weibliche Erbfolge festgestellt wurde , dehnte der 9. §. 
des 2. Artikels den oben zitirten G. Artikel 1687 : 2 in 
bestimmter Weise auf die weibliche Erbfolge aus. Es war 
demnach eine der wesentlichen Bedingungen der pragma- 
tischen Sanktion , dass das königliche Diplom vor jeder 
Krönung ausgestellt und mit einem Eide sanktionirt werde. 
Diese an die Annahme der weiblichen Erbfolge geknüpfte 
Bedingung wurde bei jeder seitdem vollzogenen Krönung 
erfüllt , und erneuert als bindend für die Zukunft erklärt. 
In den Krönungsdiplomen Maria Theresia’s , Leopold’s II., 
Franz I. und Ferdinand’s V. kömmt überall die Anerken- 
nung dieser Verpflichtung in gleicher Weise vor.*) 

So wie nun nach diesen Gesetzen, feierlichen Verträ- 
gen und königl. Diplomen die Krönung die verfassungs- 
mässige Grundlage der vollen Ausübung der königlichen 
Rechte ist ; eben so ist die Ausstellung des königlichen Di- 
ploms eine unausweichliche Bedingung der Krönung, wel- 
che nicht nur mit Bezug auf die Nation , sondern auch für 
den konstitutionellen König von Ungarn nothwendig ist, 
denn ohne dieselbe wäre die Krönung nicht der Verfas- 
sung gemäss. 

Herr L. behauptet , dass das Octoberdiplom und die 
Februarverfassung nur die Erfüllung jener Vorschriften 


♦) Der ö. Punkt dieser köii. luatiguraldiploiiie lautet : „Ut praemU- 
sum est, toties, quotiea ejusiuüdi Inaugiiratio Regia iiitro ambitum saepe- 
fati Kegoi Hungariae, successivis teniporibus Diaetalitcr iiistauranda 
erit, toties Haeredes et Siiccessores nostri futuri neocoronandi Haeredi- 
tarü Reges praeinittendnm babebnut praesentis Diplomatieae .osseeura- 
tionis acceptatiouem; deponendumque siiperiude Jurameutuiu.“ 
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sind, welche die ungarischen Gesetze seit 1715, 1723 und 
1729 aufgestellt haben. 

Wir können uns in eine detaillirte Erörterung dieses 
Diploms und der Feherverfassung nicht einlassen. Und 
wenn Herr L. behaupten würde, dass das Interesse Öster- 
reichs und die Sicherheit der Monarchie, mit einem Worte 
die „salus publica“, die Suspension, Aufliebung oder octroy- 
irte Modifizirung der ungarischen Constitution geboten ; 
dann würden wir wahrscheinlich auf seine Behauptung 
nichts erwidern, nicht deshalb, als wenn wir seine Ansicht 
theilen würden, sondern deshalb, weil wir sein Werk lediglich 
vom staatsrechtlichen Gesichtsj)unktc , und auf Grund je- 
ner Gesetze untersuchen wollten, welche auch er selbst aii- 
filhrt, und demnach als rechtlich bestehend betrachtet. Uns 
aber in eine erfolglose politische Polemik einzulassen , zu- 
dem noch über solche Gegenstände, welche im jetzigen Mo- 
mente für den Einzelnen heickliger Natur sind, ist nicht un- 
sere Absicht. Aber v<»ni staatsrechtlichen Standpimkte sei es 
erlaubt zu fragen ; welches ungarische Gesetz die Regel 
aufgestellt habe, dass man die ungarische Constitution ohne 
Einwilligung der Nation durch Octroyirung in eine andere 
Form giessen, und den wesentlichsten Theil der verfas- 
sungsmässigen Rechte der Nation suspendiren oder erheb- , 
lieh beschränken könne ? Welches ungarische Gesetz hat 
jenes verfassungsmässige Recht der-Nation suspendirt, wel- 
ches sie in Betreff der Bestimmung derMilitärstellungund der 
öffentlichen Steuer besitzt ? Nach der ungarischen Verfas- 
sung kann in Ungarn nur der Reichstag Rekruten bewilli- 
gen, ausserhalb des Reichstags darf die Steuer weder ih- 
rer Ziffer noch ihren Arten nach abgeändert werden : so 
steht dies in unseren Gesetzen geschrieben, und so ist cs 
auch in der Praxis gewesen. Unsere Gesetze, welche Uber 
diesen Gegenstand am Bestimmtesten sprechen, wurden 
gerade zur selben Zeit geschaffen, auf welche sich Herr L. 
beruft. Doch wir wollen diese Details nicht weiter erörtern 

1 l* 
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und bemerken blos, dass wenn auch zwischen Ungarn und 
Österreich eine so enge Real-Union bestanden hätte, wie 
Herr L. behauptet: so könnte mau selbst die Real-Union 
nicht so auffassen, dass die Suspension der ungarischen 
Verfassung durch Octroyirung und die Umgestaltung der- 
selben ohne Mitwirkung der Nation rein verfassungsmässig 
und in den ungarisehen Gesetzen selbst begründet sei. 

In Österreich sowohl, als auch in Ungarn glaubte Je- 
dermann, dass die Verfassung vom 26. Feber 1861 eine 
neue Verfassung sei, aber siehe da, Herr L. hat entdeckt, 
das sie eigentlich nicht neu, sondern blos die Erfüllung von 
Bestimmungen sei, welche in den ungarischen Gesetzen 
aufgestellt sind. 

Wenn wir übrigens die Behauptung des Herrn L., dass 
ein neues konigl. Diplom für >Se. Majestät den Kaiser nicht 
nothweudig sei, buchstäblich zw nehmen hätten, so müssten 
wir sagen, dass er in diesem Punkte Recht hat, denn das 
königl. Diplom muss der König von Ungarn ausstellen, 
und nicht der Kaiser von Österreich. Wir sind aber über- 
zeugt, dass Herr U. an dieser Stelle nicht mit Worten spie- 
len wollte, sondern den Monarchen verstand, nur dass er 
ihn nicht König von Ungarn nannte. Vielleicht möchte er 
auch gerne die Real-Union dahin ausdehnen, dass auch der 
ungarische Köuigstitel des Königs von Ungarn aufhöre, 
oder lediglich ein hohler Titel bleibe ohne alle politische 
und staatsrechtliche Bedeutung, und dass auch Ungarn 
seinen Monarchen Kaiser titulire, damit auch in dieser Hin- 
sicht keine Spur der Sonderstellung übrig bleibe ? Wenn 
dies seine Absicht ist, und er die Real-Union so erläutern 
will : warum giebt er der Sache einen anderen Namen, und 
warum nennt er sie nicht geradezu Verschmelzung ? 

Wenn Herr L. kein positives Staatsrecht, sondern 
ein politisches Programm geschrieben hätte, und mit Um- 
gehung der Geschichte und Gesetze , vom politischen Ge- 
sichtspunkte auscinandersetzen würde, wie mau seiner 
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Ansicht gemäss das Staatsreeht Österreichs nnrt Ungarns 
in Zukunft umgestalten nillsste ; so würden wir uns mit 
seinen Behjiuptnngen niclit ahgeben, da es nicht unsere 
Absicht ist, uns auf die Beurtheilung politischer l’rogrsimme 
cinzulassen. Er könnte in seinem Programme schreiben, 
dass man in Ungarn die Krönung und das königl. Uii)lom, 
ja dass man künftig das ungarisebe Königthum selbst ab- 
schaffen müsse ; uns würde selltst eine solche Verkehrtheit 
nicht dazu vermögen, das Wort zu ergreifen. Denn derlei 
Pläne sind ohnedies ohne jedes Gewicht bei der definitiven 
Entscheidung der die Zukunft betreffenden Vereinbarun- 
gen. Und wir würden demgemäss es für überflüssig halten, 
ihn in den Spielen seiner flatternden Phantasie zn stören. 

Herr L. aber hat ein positives Staatsrecht geschrie- 
ben, das Staatsrecht Ungarns und Oesterreichs, so wie es 
seiner Ansicht nach bestanden und gegenwärtig besteht ; 
er hat sich auf geschichtliche Facta berufen, er hat Gesetze 
zitirt, und seine Theorie darauf zu begründen gesucht. Seine 
auf diesem positiven Boden begangenen Verstösse wollten 
wir nachweisen, und die Angriffe, die er unserer Ansicht 
nach mit unbegründeten Raisonuements und hie und da den 
Sinn der Gesetze verdrehend gegen die gesetzlichen Rechte 
der ungarischen Nation gerichtet, haben wir durch Wider- 
legungen zurückzuweisen gewünscht. Mit welchem Erfolge ? 
dies wird der unbefangene Leser beurtheilen. 

Wenn Herr L. zu Denjenigen gehören würde, welche 
Ungarn gegenüber die Theorie der Verfassungsverwirkuug 
aufstcllen , zu Denjenigen, die zwar nicht läugnen , dass 
Ungarn eine konstitutionelle Selbstständigkeit und gesetz- 
liche Rechte hatte, dabei aber behaupten, dass die Nation 
dieselben verloren und nicht mehr zurückfordern könne ; 
so hätten wir auf sein Werk nicht geanGvortet : denn man 
kann mit Dem nicht streiten, der sich dem gesetzlichen 
Rechte gegenüber, auf die Waffen als Rechtsbasis beruft. 
Aber Herr L. theilt diese Ansicht nicht, und er verwahrt 
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sich im Beginne seines Werkes gegen die Theorie der Ver- 
fassungsverwirkung. Doch auch er will an das Endziel ge- 
langen, zu welchem die Theorie der Verfassungsverwirkung 
führt: zur Xegirung der konstitutionellen Selbstständig- 
keit und der Kechte Ungarns, und er glaubt dieses Ziel da- 
mit erreichen zu können, indem er Thatsachen verdreht, die 
Gesetze nach seiner WillkUr commentirt, in dem Text der 
zitirten Gesetze zwischen den Zeiten liest, was dort nicht 
steht , was aber in den Zeilen liegt, nach seiner eigenen 
Theorie auffasst ; mit einem Worte, wenn er nicht seine 
eigenen Ansichten den Daten anpasst, sondern die Daten 
nach seinen Ansichten gestaltet. Auf solche Weise bemüht 
er sich aus dem ungarischen Staatsrechte alles das, dessen 
Existenz er nicht gerne sieht, hinwegzudisputiren und hin- 
auszudrängen. 

Die Theorie der Verfassungsverwirkung lässt die Ver- 
gangenheit des ungarischen Staatsrechts unberührt, sie 
greift nur die Gegenwart an, um der Zukunft tabula rasa 
zu machen. Herr L. will auch die Vergangenheit vernich- 
ten, um Jenen eine Rechtsbasis zu bereiten, welche die Zu- 
kunft nach ihrer eigenen Theorie gestalten wollen. Der Eine 
greift offen Stirn gegen Stirn an, der Andere, indem er die 
Flanke umgeht : ihr Ziel aber ist Eines und Dasselbe. 
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ANHANG. 

I. 

Die auf die i’rHgmatica Sanctio bezüglichen Gesetzartikel 
vom J. 1723 : 

Art. 2. 'Panietsi Suae Sacratissimae Caesareae et Regiae 
Majestatis Fideles Status et ürdiues Kegni Hungariae, Partiumque 
eidem annexarum, vividam et florentem, optimeque constitutam 
Aetatem, Vires, et Valetudinem conspicientes ; divinaeque Bene- 
dictioiii quam optime confisi ; Eaudem Maguis, et Gloriosis Sexus 
Masculiui Successoribus, ad praeces quoque üdelinm suorum Sta- 
tuuui, eo fine ad Deum Ter Optimum fusas, et iticcssaiiter fuiiden- 
das, largissiine bencdicendam ; et iudesinenti Masculorum Hacrc- 
duiii suorum ordine fideles Status Kegni consolandos fore, vel ma- 
xime confiderent ; 

§. 1. Quia vero apprimc ctiam perspectum haberent ; Reges 
paritcr, et Priiicipes, ' aequali aliomm hominum mortalitatis sorti 
subjectos esse ; mature proinde, et eonsulto perpendentes, tot et 
tanta, cum Praedecessorum Suae Saeratissimae Caesareae et Re- 
giae Majestatis, Divorum olim L c o p o 1 d i Genitoris, et J o s e- 
p h i Fratris Gloriosissimorum Hungariae Rcgum ; tum vel maxime 
propria cleuieutissime Regnantis Suae Saeratissimae Caesareae et 
Regiae Majestatis, pro increniento Boni Patrii publici, prove fidelium 
Civium suorum perenni salute, Bello aeque ac Pace, exantlata Glorio- 
sissima Acta, et Facta ; dum non modo Haereditarium Regnum hoc 
sunm Hungariae, Partesque, Regna, et Provincias eidem auuexas, 
iu statu per praeattactos Glorioses Praedecessores suos positum, 
couservavit ; sed occasioue etiam uovissimi Ottoinanici belli, con- 
tra ferventissimos ejusdem iinpetus, idem auimose tutata ; victrici- 
bus, felicibusque Armis, in annexa eidem Regna et Provincias, cum 
immortali sui Nominis Gloria, Statuumque et Ordinum, ac priva- 
torum Regni Civium perenni securitate protenderit : ut successivis 
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qiiibubvia Icitiporibu» , ab Omnibus rxti-rnis , ot eliain domesticis 
foiifusionibus, ot pericults praoservari ; iino in alina , et continua 
tranquillitate, ac »incera aniinnriiin Unionn, ad versus omnem 
viin etiam externam fclicissime perennare possit ; 

§. 2. Quobvi« piaoteroa eiiani interuos Mutus, et faoile oriri 
sulita, ipsis Statibus et Ordiuibiis Rogni ab autiquo opiimc co- 
gnita Intel regiii tnsls, bollicite praecavere cupientes j 

§. 3. Msjnriim snoruni laudabilibus Exemplis inc'tati ; 

§ 4. Volantcsque erga Saeratissiinam Caesareain et Regi- 
am Majestateio, Dominum ü. Eorum Clcmentissimum , gratos et 
iideles semet huinillime exhiberc ; 

§. 6, In defcctii Sexus Masculiui Saeratnsi- 
niae Caesareae et Reginc Majcsiatis (quem defcclum Deus elc- 
inentissime avertere dignetur) Jus haereditarium suc- 
c c d e n d i in Hungariae Regnum, cl Coronara, ad eandemque Par- 
tes pertinentes Provincias , et Regna , jam Divino auxilio recupe- 
rala, et recuperanda ;etiam in Sexum Auguslae Dumus Suae 
Austriacae Foemineum, primo loco quidem ab allefata modo 
Regnante Sacralissiina Caesarea et Regia Majestafe ; 

§. 6. Dein in hujus defectu, a Divo olim Josephe; 

§. 7. His qnoque deficientibus , ex Lumbis Divi olim Leo- 
pol d i , Imperatorum et Regum Hungariae Descendentes, 
Eorundemque legitimes, Romano-Catholicos Suc- 
ce sBores utriusque Sexus Austriae Archiduces, 
juxta stabilitum per Sacratissimam Caesareain , ac Regiam 
Regnautem Majestatem in aliis quoque suis Regnis , et Provinciis 
Haereditariis ,in,etextra Germaniam sitis P r i m o g e- 
niturae Ordinem, Jure et Ordine praemisso , i n d i v i s i- 
biliter, ac inseparabiliter, invicem, et insimul, 
ac uua cum Regno Hungariae et Partibus , Regnis et Provinciis 
eidem anncxis, haercditarie possidendis, regendam, et 
gubernandam transferunt ; 

§. 8. Et memoratam Successionem acceptant ; 

§. 9. Taliterque , eandem Successionem Foemineam , in 
Augusta Domo Austriaca introductam et agnitain (extensis ad 
eaui nunc pro tune Articulis 2. et 3. Anni 1687. et pariter 2. et 
3. Anni 1715.) juxta Ordinem supradietnm stabiliunt ; 

§. 10. Per praeattactum Foemineum Sexum Augustae Do- 
mus ejusdem, praevio modo declaratos Haeredes ; et Successores 
utriusque Sexus Archiduces Austriae ; acceptaudam, rati- 
babendam, et una cum praemissis , acque modo praevio per 
Sacratissimam Caesaream et Regiam Majestatem clcmcntissimc 
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contiriiiHtiti 1) i p I o m H t i c i s, iililsquo prardccluniliH Slaluuin et 
Ordinmii Kegni, Fartininque, Kegiiorum, et Frovineiarmii eidem 
annexariitii Ij i b e r t a 1 1 b ii b, et F r a c r o g a t i v i s, ad teiio- 
veui praecitatorum ArticHlorum, futnris semper teiiiponbiis, oeea- 
»ioiic Coronationis observandain detenninaiit; 

§. 11. Et nonnisi post omiiimodum pracdieti Sexus defectum 
avitain et vetere iii, approbatamriue et receptain C o n s v e- 
tu d i n e in, Fraerogativaniqiic Stafiiiim et Ordinini, in E 1 e c t i o- 
II e et Coronatione Reg um, locum habituram , rcservaut 
intclligendam. 

Art. 3. Saeratissima Caesarea et Regia Majestas uiiiverso- 
riim fldelium Statiuiin et Ordinum Regiii, Fartiumque eidem an 
nexaruin, nmiiia tarn Diplomatie a, quam alia quaevis Jura, 
Libertate», et Frivilegia, Immunitates, Fracrogativas, Tjcgesque 
eouditas, et approbatas Consvetiidiues (conformitate Art. 1. et 2. 
inodernue Diaetae, in sensu Art. 1. 2. et 3. Auni 1715. Formii- 
laeque juramenti ibidem eontentae , iutelligendorum) dementer 
eonfirmat, et observabit: 

§. 1. Fariterque Successores, legitime coronandi Ilun- 
gariae, et Partium eidem annexarum Reges ; in iisdem Fracrogati- 
vis, et praemissis Immunitatibus et Legibus, Status et Ordiucs 
Regni, Fartiumque eidem annexarum i n v i o 1 a b i 1 i t e r con- 
servabunt; 

§. 2. Quas, et quae, praeterea Sua Majestas Saeratissima, 
per s u o s eujuscunque Status, Gradus et Conditionis observari 
faeiet. 


n. 

Wier lassen hier die Titel der Gesetze von J. 1723 folgen. 

Articnli Dominorinn Praelatorum, Baronum, Magnatum ae 
Nobilium cte. 

Praefatio. In qua Status et Ordines pro extensis per 
victiicia Arma Regni linibus, immortalibusque in ipsos collatis Be- 
neficiis, homagiali devotionc gratias agunt : Et Diactales Artieulos 
Regia authoritate confirmari supplieant. 

Art. 1. Status et Ordines Regni, Fartiumque eidem anne- 
xarum, Saerac Caesareae et Regiae Majestati, pro liibertatum et 
Praerogativarum, Earundem Patema et elementissima Confirmatio- 
ne, et Suae in medium Statuum Saeratissimae Fersonae adventu 
gratias i|uam maximas referuut. 

Art. 2. De Regia Ilaereditaria Saeratissimae Caesareae et 
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Regiae Majestatis, Sexus Foeminei Augustae Doinus Auatriacae in 
Sacra Regni Hungariae Corona et Partibus eidem ab antiquo au 
nexis, continua Successione. 

Art. 3. Jura, Praerogativae et Libertates Statuuin et Ordi- 
num Regni, Partiumque eidem annexarum confirmantur. 

Art. 4. De Palatinali et simul etiam Locumtenentiali 
Authoritate. 

Art. 6. De speciali Nobilitatis Praerogativa. 

Art. 6. Domini Terrestres et alii Nobiles, a contribuendo, 
ulterius quoque pro immunibus declarantur. 

Art. 7. De comitiorum celebratione. 

Art. 8. De Residentia Regiae Majestatis intra Regnum 
Hungariae. 

Art. 9. Casus Notam infidelitatis adhuc inferentes. 

Art. 10. Casus antehac Notae infidelitatis, in poenain actus 
inajoris potentiae coinmutati, specificantur. 

Art. 11. Adhuc nonnulli Casus, prius notorii, mortis poena 
puniendi statuuntur. 

Art. 12. Dirersi Casus, antehac Notam infidelitatis inferen- 
tes, pro ratione Delictorura, mitiori poena puniendi declarantur. 

Art 13. De Tricesimatorum Excessibus, et nonnullis Trice- 
simis tollendis. 

Art. 14. Tricesimas et Telonia, ab indnctis et eductis, pro 
necessitate propria, Regnicolae non solvant. , 

Art 16. De Siccis, et non necessariis etiam fluvialibus Te- 
loniis tollendis, Judaeisque amovendis. 

Art. 16. De Camerae Regiae Ungaricae Authoritate, et 
sufierendis Arendatorum Excessibus. 

Art 17. De Metis, cum Yicinis Hegnis et Provinciis rectifi- 
candis, et revisis, efiectnandis. 

Art 18. De Praediis impopulandis. 

Art. 19. Ut ratione Bonorum in Art 10. anni 1715. speci- 
ficatorum, et prae manibus qnommcunque existentium ; instantibus 
Regnicolis, coram Tabula Regia, Justitia administretur, et usque 
ad decisionem Litis non distrahantnr. 

Art. 20. De Reapplicatione et Reincorporatione, ad Sacram 
Regni Hungariae Coronam spectantium. 

Art. 21. De Militiae excessibus et regalibus sufferendis. 

Art. 22. Ut Art. 72. anni 1715. de austriacis, styris, et 
aliis vicinarum Provinciarum Incolis in Ungarin Fundos possiden- 
tibus, effectuetur. 
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\rt. 23. De CTeueralntiiuin ad eonfinia trauslatione et non 
necessariorum PraGsidiorum ovucuatiouc. 

Art. 24. Pro revisionibiiB appellationum, penes Dominum 
Comitem Palatimim, qua simul etiam Locnmtenentem Regium, Ju- 
dices denominantur. 

Ar.. 25. De Tabula Regia judiciaria, ejuademque Sta- 
bilitate. 

Art. 26. Do Caiisis ad Tabulam Regiam judici.iriam spe- 
ctare dcbentibus, juridicesque remediis, et Termine evocationis. 

Art. 27. De Tabula Banali. 

Art. 28. Tempore revisionis appellatarum causarum, pro- 
i-edentea Judices et alii lutereasati. etiam in sedibus judiciariis 
Comitatuum exesse debeant. 

.\rt. 29. De Feriifl, universalibus((ue .Juristitiorum terminis. 

.Art. 30. De Tabularum districtualium Erectioue, et perso- 
nis ad easdcin adhibendis. 

Art. 31. De Loco Tabularuni distrietualium, celebratione- 
que judicibrum. 

•Art. 32. De Terminoruni praeüxiouibus, Causantium com- 
paritione, brevitate allegandi, et sententiarum executionibus. 

Art. 33 De Oppositione, vel executorum Bonorum reoecu- 
pationc, novoque judicio, et transmissionalibus, ac causarum siib 
Litis pcndentia existentium, continuatione. 

Art. 34. Series causarum, pure ad Tabnlas districtuales per- 
tincntium. 

Art. 35. De Plenipotentialibus et Procuratoriis, sub sigillo 
Comitatuum emanandis. 

Art. 36. De modo cxpcditiouis Literarum procuratoriarum. 

.Art. 37. De causarum legaliter iustitutarum , et quomodo- 
cunquc impeditarum, ulteriori promotione. 

•Art. 38. De .Advocatis. 

Art. 39. De Capitulis et Conventibus, eoruindemque officio, 
et Personis adhibendis. 

Art. 40. De Testimouiis capitularibus , et eonventiialibus 
ad execiitionem exmittcndis. 

-Art. 41. Ne Capitula et Conventus per se et pro se Fassio- 
nes celebrare possint. 

-Art. 42. De Expeditionibus per Judices Rcgni ordinarios, 
Capitula et Conventus, erga Requisitoria amodo deinceps extra- 
dandis. 

Art. 43. De Literis, etiam aliuruin jura respicientibus, ex 
Locis credibilibus cum tota Serie extradandis. 
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Art. 44 De Centns Scti Martini, sacri montis Panno- 
niae, restauratione. 

A. 45. De Archive Regni instituendo , et de aliorum 
Literis, ex cameris i'egiis et ex Conventu S. Martini sacri inonti.s 
Pannoniae, ac ex Transylvania rehabendis. 

Art. 46. De Poena Larvatarum Personaruin, et de prae- 
' cautione ; ne falsis Literis, legitimi Possessores evertantur ; deque 
Proditiouc fratcrni sanguinis. 

Art, 47. Declaratio Art. 54. anni 1655. de Lucro et Da- 
mno fratruin sonantis. 

Art. 48. De Sequestro, Dilapidatoribus imponendo. 

Art. 49. Qualianam intelligi debcant propria acquisita, de 
quibus iinusquisque liberam disponendi facultatem habet? 

Art. 50. De Majoratu, et declarationc Art. 9. anni 1687. 

Art. 51. De Causis respectu Camcralium Bonorum promo- 

vendis. 

Art. 52. Articulus 54. anni 1715. confivmatur ; et ad Da- 
mnificationes privatas intcr partes cxtenditur. 

Art. 53. De observando Slu^^Ug-ali Processu, et qualiter pro 
hactenus interventis debitis Mercatores agere possint? 

Art, 54. Praetensioues contra , Polonos, tum in facto debi- 
torum, tum arestationum, aliorumque acquirendae. 

Art. 55. De Residentia Praelatorum in Dioecesibus et Be- 
neficiis. 

Art. 56. De Residentia Supi'emoruin Comituin in Comitati- 
bus ; et Restauratione Comitatuum, Vice-Comitum, aliorumque 
Ofücialium conditione. 

Art. 57. In facto dehonestationis poena declaratur. 

Art. 58. De modo celebrationis Congregationis Comitatuum ; 
Violation isque earundem poena. 

Art. 59. De poena Interceptoribus, Detentoribus, Suppres- 
soribus et Violatoribus Literarum missilium irroganda. 

Art. 60. Declaratur Art. 101. anni 1715. in facto repeti- 
tionis Colonorum. 

Art. 61. De Migx*atione Taxalistarum, et aliorum quorum- 
cunque Ignobilium limitanda. 

Art. 62. De non translocandis per Dominos Ten’estres ex 
uno Oomitatu ad alium, Subditis. 

Art. 63. De Perceptoribus Dominiorum, eorundemque re“ 
stantiis per Dominos bonificandis, et eatenus Art. 37. anni 1647* 
renovatione. 
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Art. 64 Extrauei, etiani üfßcialps, a facultatibiis proprii», 
ad oiiera publica proportionale concurraiit. 

Art. 65. Ne Civitates L. ac li., uon Moiitanae, ac privilc- 
giala etiam R. Oppida, a commuui ouere exiniantur, 

Art. G6. De famuloruin ignobiliuin Mercede moderanda , ct 
iuitio servitii aequaliter inducendo. 

Art. 67. De Portarum adjustatiuiie, ct Hrgni couBoriptiuiu'. 

Art. 68. De Pcouuiae in Regno ct Partibus eidem annexis, 
uuiformi cursu et acceptatione. 

Art. 69 De Presbyterorum graeci ritus 6liig. 

Art. 70. Filiorum Patriae, in boiiis discipliuis ediicatio , ct 
ut fuiidatioues ac pia legata, quoque modo ueglecta, instaureut ur, 
ct non effectuata, eftectuentur. 

Art. 7 1. De Erclcsiis, Juribusque Ecclesiaslicis, ne dcsolcn- 
tur, invigilandutn. 

Art. 72. De Art. 40. anni 1861. quoad unuin Magistrum 
Protonotarium, et Judices Tabulares, tarn in Partibus Trans-Danu- 
biauis, quam et superioribus, observaiidi Modidcatione. 

Art. 73, De Loco, nbi Tolneusis et alii , quoruin eadem 
esset ralio, Coinitatus, Sedes jiidiciarias celebreiP ; acta conscr- 
vent, Jurisdictionem inagislratualem exerceant ; in Bonis Doinino- 
rum Terrestrium concedendo. 

Art 74. De appeilationis foro, ad Comitalus, ex quibuscun- 
que Oppidis privilegiatis, et Coinmunitatibus, a quorum videlicet 
Foro, in sedem dominalem Via appeilationis Causae hactenus de- 
ductae nun fuissent, et de tollendis Cchaniin abusibus. 

Art. 75. Ne lignea Instrumenta, aliaeque res venalcs , Co- 
maromii et alibi praecniaiitur ; neve Nobiles Regiii, per Msgislratus 
Locorum, vel Cehas aut Praesidiarios, quoqiio modo turbcnlur. 

Art. 76. De Excessum , occasione Educillorum Regioruui 
cominitti solitorum, sublatione. 

Art. 77. De interdicenda Austriacoruin in Jurisdictionem 
Comitatus Mosonieusis inviolntioue ; Possessionuinque .Szinezdorf)', 
ac aliamm, Jurisdictioni Comitatus Castriferrei rcapplicalione ; nec 
non familiae Kisfaludi ac Compossessorum de Bucsii, uegotio acco- 
modando. 

Art. 78. De Vinorum, in vicinas Provincias haeredilarias 
cductione. 

Art. 79. De oppido K&llö, Fandliac Källai restituendo, 

Art. 80. Pro obvenfione Salis, juxta Privilegia, babentibus 
cousolaudis, interceditur. 

Art. 81. Instantia et Negotium Comitis Sigisiuiindi Nyäri, 
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Familiarum item Ainadc et Kerekes, nee nou Siiiidoriuiiae, ac ali- 
orum , bumillime rccommendantur , et pro restitutionc Domus 
'Thurzonianae Vieunensis interceditnr. 

Art. b2- De Simonis condam Pek, et Martini Györy liaerc- 
dum contentatione, supplieatur. 

Art. 83. Ut Comitatus Bacsieusis in Jurisdictioue magistra- 
tuali non impediatur, et antiquae eontributionales Bestantiae nou 
cxequautur. 

Art. 84. De Debitis per nonnullos Comitatus Bodrogbiensia 
Officiales, nomine Universitatis contractis, per eosdem, qui aine 
scitu et conaensu Comitatus contraxerunt, exsolvendis. 

Art. 85. De Controversia, Valachorum Districtus Berettyd, 
et aliurum. 

Art. 86. De confirmandia et obaervandia 23. 1687. et 126. 
1715. annorum articulis, eoruudemque extcnsione. 

Art. 87. De banali autboritate. 

Art. 88. De restitiiendo et Regno reincoi-porando terreno, 
in quo Generalatua Varasdiensis illocatus fuerat ; pluribuaque 
Querelis ac Gravaminibus in Art. 113. anni 1715. comprebeusia, 
complauandis et in futurum tolleudis. 

Art. 89. De celebratione Judiciorum octavialiuin Banalium. 

Art. 90. De publicorum onerum Contumacibus, et Refra- 
ctariis supportatoribus ; ad eadem eompellcndis. 

Art. 91. De abrogandis Tricesimatorum abusibus, Degibus- 
que eatenus etiam ad Arcndatores extendendis. 

Art. 92. De coufirmandis Praerogativis Nobilium unius 
Sessionis, et Armalistaruin. 

Art. 93. IJt familia Erdödiana, in integrum jnrium suorum 
reponatur. 

Art. 94. De Nobilitate Trans- et Cis-Colapiana ; qualiter 
iliatas, et ne fors infcreudas sibi per Iiomines et Officiales camera- 
ticos injurias, legitimo jure vindicare valeat? 

Art. 95. De Civitatis Crisiensis Unione. 

Art. 96. Ordo Crueigerorum Hospitalariorum cum rubea 
Stella, in Regnum Huugariae et Partes eidem annexas ; una cum 
infrascriptis Ordinibus recipitur. 

Art. 97. De Systemate Cousilii Regii Ungarici. 

Art. 98. De Cousilii Regii Ungarici Caneellaria et Ra- 
tionaria. 

Art. 99. De Generali Regni Perceptore. 

Art. 100. De Conimissariatu. 

.\rt. 101. De Cousilii Regii Autboritate, Modoque, ea, quae 
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a benigiia Caes. Kcgiae Majcatatis Resolutioue depcndereiit ; Suac 
Majestati repraesentandi. 

Art. 102. De activitate Consilii Kegü in genere. 

Art. 103- De Impopnlatione Regni. 

Art. l04. Ut Rcgnicolae, in rebus et negotiis Hegnum 
Hungariae tangentibus, ad Legationes applicentur. 

Art. 105. Farentibus aut Tutoribus in educandis et erudi- 
endis Liberia, iiegligentioribua, ne ejusmodi Liberi deliteaeant ; 
invigilaudum ; ac de Juventutia cruditionc et acconiodatiune ; 
Attemiatarumque Fainiliaruin aublevatioiie. 

Art. 106. Ut Domua Regnieolarum, pro publicia neceasitjiti- 
bua, et aiguauter arcbivi couaervatione, inatituatnr. 

Art. 107. De Inpi otocollatioue seu Intabulatioiie in Comita- 
tibua et civitatibua obaervanda. 

Art. 108. De Judieiia inontauiaticia, Legibua Regni confor- 
mandia. 

Art. 109. De praeeaveiidia Inceudiia. 

Art. 110. Contra Blaaphemos in Deum, Beatisaimani V. 
Mariain et Sanctoa Dci, animadvertcndum 

Art. 111. Ut excesauosi Deliteacenfea coerceautur. 

Art. 112. De Infonnationibiw a Coniitatibua et Civitatibus 
per Couailium aceipiendia. 

Art. 113. De Salvia Condiu'tibua, per Suam Majestateni 
Sacratisaimam extradi aolitia. 

Art. 114. De curau Postae ordinando. 

Art. 115. De Oeconomia Regni publica. 

Art. 116. Ut Regia Maj. Regnum tot bellorum ralamitati- 
bua attrituin, quoad Inatitutum promoveiidorum publicorum, rle- 
menti Ope et Gratia conaolari dignetur ; et Coininercia intra Re- 
gnuin inatituantur. 

Art. 117. De diverai generia Mechanicia in Regnum indu- 

cendia. 

Art. 118. De praecavenda Vinorum praeatantiorum aduU 
teratione. 

Art. 119. De Quaeatu Pecorum inatituendo, et Quaeatorum 
extraneorum in Regnum libera permiaaionc. 

Art. 120. De coercendia uaurariia. 

Art. 121. De ferri, ex aliia Provineiis in Regnum interdi- 
cenda inductione. 

Art. 122. De Aqnae-Ductibua inatituendia. 

Art. 123. Excellentiaaimi ac Illuatrisaimi Domini Sacri Rom. 
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Imp. Comites Thomas Gundagcrus, item Guido, iiec non reliqui 
sul'ioserti Domini a Stahrembergj im Hungaros cooptantur. 

Art. 124. Exc. et Illustr. Dominus Fianciscus Ferd. Kinsky, 
S. Rom. Imp. Comes de Chinicz, in Hungarum recipilur. 

Art. 125. Exc. et Illustr. D. S. Rom. Imp. Comes Claudius 
Florimundus a Merzi, et Illustr. D. Comites Joannes , Josephns et 
Franciscus Jörger, in Hungaros recipiuntur. 

Art. 126. Illustr. D. Comes Joannes Jacobus a Lövonburg 
in Hungatum jam prius rcceptus, inarticulatur. 

Art. 127. D. Baro Ernestus a Peträsch pariter in Huoga- 
rum recipilur. 

Art. 128. D. Joannes Gcorgius de Managetta etc. 

Art. 129. Domini Joannes Gcorgius ab llaruckern, et Joan- 
nes Wilhelmus Brockliausen pariter in Hungaros recipiunlur. 

Conclusio : Nos itaque demissa etc. 

III. 

Caroli VI. Imp et Regis III. Decretuin II. Anno Domini 
1723 Posonii editum. 

P r a e f a t i o : In qua Status et Ordines pro extensis per 
victricia Anna Regni fiuibus, immortalibusque in ipsos collatis 
Brneticiis, liomagiali devotione gratias agunt : Et Diaetalea Arti- 
culos Regia autlioritate confirmari supplicant. 

Quam paterno, quamque sollicito, et simul clemcntissimo 
aftectu Sua .Sacratissima Majcstas, in haereditarium hocce Regnum 
suum Hungariae, Partcsque eidem annexas inclinata benignissime 
haberetur ; praeprimis quidem ex benignis Literis Regalibus, ad 
universos haereditarii Regni sui, Partiumque eidem annexamm 
Fideles Status et Ordines cleuientissime exaratis, profundissima 
hoinagialis fidelitatis suae devotione, ct nunquam de cordibus 
eorundcm exstiogucnda erga Suam Majestatem Sacratissimam, et 
totam Ejus Augustam Dornum Austriacam praeconcepta ingenui 
et subditalis amoris obligatione, in perpetuum recognoscerent ; et 
per universos Posteros suos fidelissime rccognitum iri, quam maxi- 
me confiderent ; dum illico, ac per iusperata, tum ab Oriente, tum 
etiam ab Occidente cautata gravissima bclla, et post felicem, toti- 
que orbi stupendum, contra immunes utriusque Hostis vires, armo- 
rum suorum progressum, stabilitamque optatam Pacem lieuisset; 
praetermissis aliis quibusvis, Sacrum Romauum Imperium, et Euro- 
peam quietem tangentibus maximis curis, et sollicitudinibus Pater- 
num conatum suum, ad perennem Regni sui haereditarii sccurita- 
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tem, et dudum antelatam Civium felicitatem convertere ; ac eum 
in finem, Generalem pro 20- praeteriti Mensis Junii, Anni aeque 
praeterlapsi, in Liberam et Regiam Civitatem Posoni engem, 
Diaetam indicere ; et Altissima quoque, nunquam satis a Fidelibus 
Suae Majestatis Sacratisgimde Statibng et Ordinibug Regni, Parti- 
umque eidem annexarnm veneranda in Pergona, eogdem clemen- 
tiggime eongolari dignata fuigget : 

§. I. Ut inter tot et tantaa Suae Majestatis Sacratissimae 
erga Fideles sibi Status et Ordines ezbibitas gratias, iidem merito 
dubitavissent, quidnam ex innumeris Regno huic haereditario cle- 
mentissime exhibitis Gratiis, totque de immanis, Cerricibus Eorun- 
dem a longissimo tempore incubantis Hostis, ad Stuporem Orbis 
Enropaei reportatis Triumphis, pro gratiarum actionig scopo prin- 
cipaliter assummere convenisset. 

§. 2. Sire enim intra biennium, r a r o Magnorum, et feli- 
cissimornm etiam Mouarcharum e x e m p 1 o uumeratos de tarn 
Talidig Hostibus Triumpbos ; seu gloriosis armis suis, a n t i q u o g 
limiteg verus, extensam P a t r i a m perpeudissent ; nonnigi 
immortali digna memoria, in publicum Regni bonum exantlata 
Trophaca, unanimi applaudentium Regnicolarum voto testatum red- 
dere cogebantur. 

§. 3- Cumque pro tarn immortali Gloria, totque beneficiig, 
iidem Fideles Status et Ordines, nullo alio praeclariori gratitudi- 
nis signo, Suae Majestati Sacratissimae obnoxios se reddi posse 
arbitrabantur, quam si semet, ac Posteros suos universos, praepri- 
mis Suae Majestati Sacratissimae , Ejusdemque utriusque 
Sexus Successoribus, dein Augustae quoque D o m u s 
Suae Austriacae Posteris, conformitate immediate sub- 
sequentium Articulorum , in omne tempus devoverent, 
et humillime subjicerent ; 'Deurn Ter Optimum Maximum, pro 
diutumo Suae Majestatis Sacratissimae, et praemissorum univer- 
sorum Successorum perenni et felicissimo Gubernio, ardentibus 
TOtig suis demississime exoraturi. 

§. 4. Ex quo vero ad plenam fidelium Civium , et Suae 
Sacratissimae Majestatis devotoruin subditorum securam felicita- 
tem, antiqua etiam Regni consuetudine et Patriis I^egibus exigen- 
tibus, diaetale hoc remedium, Sua Majestas Sacratissima clemen- 
tissime ordinäre, et admitterc dignata fuisset ; ut proinde futuris 
quibusvis temporibus, ab omni confusione, et periculis, haeredita- 
rium boc Suae Majestatis Sacratissimae Regnum praeservari ; et 
non minus adversus omnem vim externam, quam 
quosvis etiam fatales interuos Motus (ipsis Slatibus et 
F. V. De4k Bemerk. 15 
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Ordinibus Regni, Partiumque eidem auuexarum, pluriinum damno- 
sos) salutari, et diaetaliter stabüienda modalitate, in oinues even- 
tuales Casus, tutum et provisum reddi ; ac per id, cum reliquis 
etiam Suae Majestatis Sacratissimae Regnis, et Provinciis haeredi- 
tariis mutua cointelligentia, et unio, adeoque publica Reipublicae 
Christianae quies, pax constans, imperturbata tranquillitas, sub 
Pio, Justo, Forti, Felici Suae Majestatis, et Augustae 
Domus Austriacae clementissimo G u b e r n i o in aevuin perdu- 
rare ; ac Continua Augustae Domus in Regno, et Sacra 
Ejusdem Corona, utriusque Sexus, exoptata, et com- 
muni Regnicolarum voto proclamata, Suaeque Sacratissimae 
Majestati prompte, et fideliter oblata successio, 
melius obfirmari valuisset ; et deinceps omnes, et quaelibct incon- 
venientiae praecaverentuv ; fidelesque Status et Ordines Regni, 
Partiumque eidem annexarum, in universis corundem tarn Diplo- 
m a t i c i s, quam aliis quibusvis Juribus, Libertatibus, 
Privilegiis, Immunitatibus, antiquis Consuetudi- 
nibus, Praerogativis, et Legibus kactenus habitis, ac 
in praesenti quoque Diaeta c o n d i t i s, et in futurum etiam 
diaetaliter condendis, permaneant, stabiliantur, et con- 
serventur ; eademque, et eadem, ab omnibus indispensabi- 
liter observarentur; Jus et Justitia omnibus, et singulis, 
sancte, sec und um Leges Patrias, hac etiam in Diaeta 
conditas, imperturbate administrarentur ; benignaque eum 
in finem ad fideles Status et Ordines Regni, Partiumque eidem 
annexarum clementissime facta Propositio, et Patema Mens, ac 
intentio secundaretur ; attacti Status et Ordines Regni, Partium- 
que eidem annexarum demississime supplicant ; 

§. 5, Ut infrascriptos Articulos ex Gravamnibus et humil- 
limis Statuum et Ordinum Postulatis, pencs benignam, Suae Ma- 
jestatis Sacratissimae resolutionem erutos ; unanimique voto et 
Consensu (accedente benigna ejusdem annuentia) conclusos, de- 
menter acceptare ; Regiaque sua Authoritatc ratificare, et confir- 
mare ; ac tarn Ipsa benigne observare; quam per alios 
qnoscunque observari facere dignetur. 

Art. 1 . Patemam sane , et clementissimam Sacratissimae 
Caesareae et Regiae Majestatis erga Status et Ordines Regni in 
praesenti Diaeta, felicissimc, et in frequentissimo ; vix aliquando 
viso numero congregatos propensionem, et ad permansionem, 
Eorundem, ac incremen tum publici Status Regni Hungariae, Par- 
tiumque eidem annexarum , proque stabüienda in omnem casum, 
etiam contra vim externa m, cum vicinis Regnis et Provin- 
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ciis Haereditariis Unioiie, et conservanda domestica tranquillitate 
directara curam et sollicitudinem, ex benignis Ejusdem Sacratissi- 
mac Caesareae et Regiae Majestatis, ad Status et Ordines Regni, 
T’artiumque eidem annexarnm clementissimc emanatis L i t e r i s 
R e g a 1 i b u s ; ac novissime factis Proposidonibus ; devoto sane 
homagialis Fidelitatis Eorundem zelo, et constanti fervore humil- 
lüne intelligentes ; pro boc erga Eosdem clemcntissime exhibito 
Patemi affectus Gratiarum singulari voto, quodve non obstantibus 
in adversum quibnsvis gravissimis, Sacrum Romanum Imperium et 
Europaeam quietcm tangentibus cutis, et laboribus, in medium 
fidelium Statuum suorum semet conferre, et Eosdem in Altissima 
iisdem summe Veneranda Persona sua, paterne consolari, et pri- 
mum ac ante omnia, nullaque praevia fidelium Statuum et Ordi- 
num eatenus praemissa humillima Supplicatiunc , ex pura erga 
Eosdem patemo affectu, universos Status et Ordines Regni sui 
Hacreditarii Uungariae Partiumque, Regnorum et Provinciarum 
eidem annexarnm, in Omnibus tarn Diplomaticis, quam aliis 
quibnsvis Juribus, Libertatibus, Privilcgiis, Im- 
munitatibus, C o u s u e t u di n i b u s , Pr a e r o g a l i v i s 
et Legibus, hactenus concessis, et conditis, ac in praesenti Di- 
aeta, et in futurum etiam, Diactaliter condondis conservaturam 
offerre ; et easdem, ac earundem singulas clementissime confirmare 
dignata fuisset^ humilUmas, et quam possunt, maximas Sacratis- 
simae Caesareae ac Regiae Majestati ideo etiam gratias referunt. 

§. 1. Quod Foemineum quoque SexumAu- 
gustissimae Domus Suae Austriacae, usque ad 
Ejusdem, et ab Eodem Descendentium defectum, ad R o g i a m 
Hungariae Coro n am, Partesque, Regna et Privincias , ad 
eandem Sacram Coronam pertinentes, unanimi universorum Sta- 
tnum et Ordinum Regni, Partiumque eidem annexarum 1 i b e r o 
voto proclamatum; et per solennem Eorundem Sta- 
tuum et Ordinum ad Sacratissimam Caesaream et Regiam Maje- 
statem, V i e n n a m expeditam Deputationem vocatum; 

§. 2. Et ejusmodi oblationem, tarn pie, et dementer, grato- 
que animo acceptare, et fidelium Statuum, et Ordinum suorum 
piis, ac salutaribus votis, non tantum annuere dignata esset ; 

§. 3. Sed ejusmodi in Sacra Regni Hungariae Corona, et 
Partibus, Regnis et Provinciis eidem annexis Successionem, eodem, quo 
MasculorumPrimogenituraeOrdine, secundum nor- 
mam in reliquis Suae Majestatis Sacratissimae Regnis et Provinciis 
Haereditariis, i n, et extra Gcrmaniam sitis, jam per 
Eandem ordinatam, stabilitam, p ublicatam, et ac- 
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cepta*^am, inseparabilitcr, habitaque in graduum aequali- 
tate, ejnsdem Lineae Praerogativae Masculorum ra- 
tione, dirigi, servari et custodiri vcUet ; 

§. 4. Ita, ut i 1 1 a, V e 1 M a s c u 1 s Ejusdem, H a e r e s, 
qui, vel quac, praemissorum Augustae Domus Austriacae Regnorum 
et Provinciai'um Ilaeres, juxta memoratam normam Primogeniturae, 
in Augusta Domo Austriaca receptam existet ; eodem Successionis, 
pro bis, et futiiris quibuscunque casibus, Haereditario Jure, etiam 
pro infallibili Rege Hungariae, Partiumque, Regnorum, et Provin- 
ciarum eidem annexarum, aeque indivisibiliter intelligen- 
darum, habeatur et coronetur. 


IV. 

Leopold! II. Imp. et Regie Decretum I. Posonii 179”/i 
editum. 

Praefatio: Quod Josephns II. Romanorum Imperator 
et haereditarius Hungariae, Partiumque adnexarum Rex post fata 
Augustissimae condam Dominae Imperatricis et Reginae Aposto- 
licae Mariae Theresiae, Anno 1780. interventa ex ordine stabil!* 
tae Articulo 1. et 2. 1723'. Successionis Gubernacula Regni Hun- 
gariae Partiumque adnexarum, facta in antecessum solenn! de ob- 
servandis Legibus sponsione suscipiens, Anno recens evoluto 1790. 
se expleturum promiserat, et a cujus procui*ando Effectu, signan- 
ter Legalis Sui Inaugurationis susceptione, et Coronationis Diae- 
taeque celebratione eundem subsecuta Anno 1790. die 20. Febru- 
arii Mora impediverat, id statim cum Aditu Regiminis Augustissi- 
mus Dominus Leopoldus II. Romanorum Imperator et Rex ' 
Hungariae, ad quem J o s e p b o II. sine mascula prole decedente 
ex memoratis 1. et 2. Articulis generalis Regni Diaetae Anno 
1723. celebratac Haereditas et Successio in Regno Hungariae per- 
tinebat, praestare coepit. 

Nam nulla interposita inora, generalem Regni Diaetam pro 
Dominica secunda post Pentecosten, seu 6. Junii in Liberam, Re- 
giam, ac Metropolitanam Civitatem Budensem indixit, ac Regimen 
suum (prout id in beuignis suis Propositionibus declararc dignatus 
est) a fideli Legum de Regia Successione sonantium Custodia 
auspicaturus, primum et ante omnia Regiam Sui Inaugurationem 
ad Mentem positivarum praelibati Regni Hungariae Constitutiouum 
instaurandam, Coronationem solemni Ritu peragendam, Diploma- 
tisque Elargitioncm, et Jurame'nti in ea, qua a Majoribus suis 
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dictum fuit, Foraa depositinnem, inter Regii sui Muneris Partes 
numeravit, id quoque benigne pollicitus, quod, quia officium Fala- 
tiui in praelibato hoc Kegno Hungariae vacaret, ac pro vacante 
dicto officio ccrtos e medio fidelium suorum Statuum et Ordinum 
Candidatos denominabit, Electionique Eorundem proponet, riteque 
ac legitime electum in consueta Jurisdictione , et auctoritate 
secundum Tcnorem legum Regni benignissime conservare di- 
gnabitur. 

Cum autem Pcrtractatio objectorum Diaetalium diutius per- 
duraret, NegotHs et Coronatione Imperiali avocatus, ut Desiderio 
Statuum et Ordinum Regni suae Majestatis Coronationem aummo- 
pero anhelantium satisfieret ; translatis , Statibus etiain et Ordini- 
bus Regni hanc Rcgiam Voluntatein prompte obseeuudantibus, in 
Liberam ac Regiam Civitatem Posoniensem Comitiis , ipsa sua Ma- 
jestas Caesareo-Regia in Persona comparuit, et Diaetae praefuit, 
Legibus de Crcatione Palatini impletis, et Diplomate subscripto, 
ac edito, die 15. Novembris cum summa et incredibili omnium 
voluptate Coronam Regiam suscepit, et Jiiramcntum quoque in ea, 
qua per Magnae Memoriac Genitricem suam, et Reginam Apostoli- 
cam Mariam Tlieresiam praestitum fuit , forma deposuit, atqiie 
ita solennem Inaugurationem Ritu Patrio inter faustissimas accla- 
mationes et comprecationes peregit. 

Fiducia et Devotio erga suam Majestatem Caesareo-Regiam, 
data Legibus ac Juribus securitate, excitata indc majus adhuc ce- 
pit Iiicrcmentuin, quod reipsa, et dictis, et factis Benignitatis et 
Clementiao plenissimis id quod palam ad omnium Consolationem 
dicere dignata est, confimiaverit, se in Medium Statuum et Ordi- 
num Regni, non veluti Regem ac Dominum, sed veluti Patrem in 
Sinum Familiac venisse, quae tanto Principe, ac Populi Patre di- 
gna Dcclaratio nulla unquam Posterorum oblivione obliterabitur. 

Qua Benignitate Status etiam et Ordines ad Fiduciam, Vene- 
rationem, Amorem provocati, Suae Majestatis Commoda et Digni- 
tatem cum felicitate publica, suaque arctissimo Vinculo nexam 
agnosceutes, pro tuenda Regis, et Augustae Domiis, Regnique digni- 
tate universas V'ircs, et facultates impeudere, atque ipsam Vitani 
ad Praescriptu'n Legum consecrare separates declararunt, Deum 
Immortalem comprecati, ut suam Majestatem, Augustamque Sobo- 
lern, diutissime incolumen servare, et promptam Voluntatero, Vi- 
resque potenti auxilio suo adjuvare dignetur, ut splendor Regni 
Thronique sub Gubernatione, quam diuturuam esse exoptant, Suae 
Majestatis non tantum nullam Diminutionem patiatur, sed inagis in 
dies increscat, iu quo Omnibus adnitentur Viribus. 
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SoleiiiiiliHs f'oroimtionis perartis ciim Diawtale» Tractatus 
inter Simm Majoatatfin (’aesareo-Regiam, fidoliwqiiß Status ct Ordi- 
nes ad fiiicm pcrdiicti, atqiie ita Articuli coininmii Voto et Con- 
senaii, accedeiite Iienigiio ^^^yestatis Animtii coiiehisi siiit ; hos ut siia 
Majestixs clemoiiter acceptarc, et autlioritate sua Regia ratiticare, 
ac tain Ipsa benigne nbservare, quam per alios quoscuinqne obser- 
vari facere dignotiir, supplicnnt. 

Art. 1. Serenissimo qnondam Principe Domino Josephe 
hiijus Nominis II. electo Romanonim Impci-atore et haereditario Hun- 
gariae Rege de bac mortali Vita et temporaneo Regiinine ad sem- 
piternam Immortalitatem , ae aeternae Gloriac Coronam evocato, e.T 
eoque quod nullam superstitem Proleni inasciilam post se reliqiie- 
rit, Sorenissimo ac Potentissimo Domino D. Lcopoldo II. Romano- 
rum Impcratore, quo Eundem aetate immediate sequentc germano 
et uterino Fratro, adeoque juxta Successionis Ordinem libero Prin- 
cipia et Statuum Regni arbitrio in Art. 1. et 2. generalis Hungariae 
Diaetae in Anno 1723. coucluso stabilitum Eidern altefato Fratri 
suo in isto Hungariae Regno ac Partibus eidem annexis succedente, 
fascesque et Gubcrnacula Regni legitime suscipiente, fideles Status 
et Ordines praenotatorum Articulorum Contextiis non immemores, 
pro Exigentia bomagialis suae Fidei et Devotionis Eandem suam 
Majestatem Sacratissimam, qua legitimum ac Haereditarium Regem 
et Dominum ipsonim clcmentissimum post extraditos benigno Di- 
plomati suo insertos Articulos, dcpositumquc secundum fonnulam 
subinsertam Juramentum, invocato Dei ter optimi maximi Auxilio, 
sacro Apostolici Hungariae Regni Diademate unanimes inter Ap- 
plausus et faustissimas Acclamationes ritu solenn! coronarunt. 

Art. 2. Fideles Status et Ordines inelyti Regni Hungariae, 
et Partium annexarnm tdtro per suam Majestatem Regiam pro 
fausta Sni Coronatione ad Diaetam convocati peroptime reeordan- 
tur, qualiter vigore Articulorum 1. 2. et 3. 1 723. jus haeredita- 
riae Successionis in Regno Hungariae, Partibusque, Regnis et Pro- 
vinciis eidem annexis in Sexum foemineum Augustae Domus Au- 
striacae translatum fuerit, quodve erga semper occasione cujuslibet 
Inaugurationis ad praeseriptum Legum suscipicndac praemittendam 
diplomaticorum Articulorum acceptationem, Juramentique deposi- 
tionem Eum, quem juxta praestabilitum successionis Ordinem eadem 
successio respiciet, pro legitimo Suo Rege et Domino habituros, et 
coronaturos se deelaraverint. . 

Cum itaque Sacra Caesarea Regia Majestas via legitimae, et 
inmediatae successionis Regimen Regni hujus suscepisset, ejusmo- 
dique Articulos acceptasset, et Juramentum in ea, qua per Augu- 
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stam (.Teiiitru'ciii Btimii et Keginam Apostolieam Mariam Theresiam 
praeatitiiui fuerat, forma deposuisset, ac diaetalitcr faustiiisime coro- 
nnta fuisset, Logeaque Kcgni, ac Jura, Libertates et Privilegia 
antiqua sc observaturam dementer spopoudissct, visuin et SS. ct 
(K). Articulos Diplomaticos, scu ipsum saerum Diploma, Juramea- 
tique Fonnulaui Constitutionibus itiseri, iiiscribique faccre, hujiis 
(piidem teiior scquitur in buuc modum : 

Nos Lcopoldus II. Divina favente CIcmentia EIcctiis Roma- 
norum Imperator semper Augustus ; Germaniae, Hungariae, Bohe- 
miae, etc. Ke.\ Apostolicus, agnoscimus ct mcmoriae commendaimis 
teuore praesciitium significantcs qiiibus expedit universis : qnod 
postcaquam ex inscrutabili Divini Numinis Judicio Scrcuissimum et 
Potentissimiim olim Principem Dominum Joscphum hujus Nomi- 
nis II. electum Romanorum Imperatorum, ac Germaniae, Hungariae, 
Boliemiae etc. Regem, Archiducem Austriae, Dominum germanum 
Fratrem uostrum felicis Rccordatiouis dcsideratissimum Anno nunc 
labcntc,Meusc Febmario de hoc mortali,Vita et temporaueo Regimine 
ad sempitcrnam Immortalitatcm ac aeteruac Gloriae Coronam evo- 
eari ct transferri contigisset, ac ex eo, quod nullam superslitem ma- 
sculam Prolcm post se reliquisset, Nos, qua aliunde ex asse Haeres, 
et iumediatus Succeseor in Regno Hungariae ct Partibus eidom 
adnexis Vigorc Art. 1. et 2. Diaetae Anno 1723. conclusae, legalem 
Successiunem nostram declarantium et stabilicntium legitime succes- 
sissemus, ac ad mentem Legum Rcgni pro felici, eaquc faustissimis 
Votis Deo 1er optimo Maximo auxiliante instauranda Inauguratione 
nostra Fidelibus nostris universis Inclyti Rcgni nostri Hungariae et 
Partium eidcm auncxarum Statibus ct 00. Conventum scu Diaetam 
intra idem Rcgiium Hungariae, utpote in Regiam Liberamque Civi- 
tatem nostram Budensein pro Dominica 2. post Pentccosten, seu 
die 6. Mensis Junii Auiii modo labentis infrascripti indixissemus et 
promulgasscmus, ac deinde pro fausta Nostra Coronatione Posonium 
transtulissemus, ad candemque Nos ctiam personaliter comparentes 
eidem praefuisscinus, fidelcs nostri universi Domini Praelati, Baro- 
nes, Magnates et Nobiles, caeteriqne Status et Ordines mentionati 
nostri Inclyti Regni Hungariae, Partiumque eidem annexarum ad 
praefatam Diaetam pleno et frequentissimo numero comparentes, 
praemeutiouatarumque Diaetalinm Constitutionum haud immemores 
pro exigentia corundein debitam et homagialem erga Nos, qua legp- 
timum et haereditarium Regem suum ac Dominum Devotionem et 
Fidelem testati, desiderioque auspicandae felicissimae Inaugurationis 
iiostrae ducti, supplicaverunt Majestati Nostrae humillime et roga- 
verunt, ut innuentibus praecitatis Constitutionibus omnino ante adhuc 
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fangtissiinam Coronationem nostram Nos infrascriptos Articulos, 
omniaque et singula in iisdcm contenta, ratos, gratos et accepta 
habentes, nostrumque consensum illis praebentes benigne accep- 
tare, et authoritate nostra Regia approbare et confirmare, ac tarn Nos 
ipsi benigne observare, quam per alios, quorum interest, firmiter 
observari facere dignaremur ; quorum quidem Articulorum Tenor 
sequitur in hunc modum : 

P r i m o : Quod praeter ab antiquo dednctam haereditariam 
Regiam 8uccessionem,Coronationemque in reliquo universas et singu- 
las communes istius Regni Hungariae, Partiumque eidem annezarum 
Libertates, Immunitates, Privilegia, Statuta, Communia Jura, Leges, 
et Consuetndines, a Divis quondam Hungariae Regibus, et gloriosissi- 
raae memoriae Praedecessoribus nostris, hactenus concessas et con- 
iirmatas, in futurumque concedendas,- et per Nos confirmandas (ad 
quas et quae dicti Status et Ordines formulam quoque Juramenti ad 
initium Decretorura Serenissimi oliin Principis Domini Ferdinandi 
I. gloriosae Reminiscentiae Antecessoris nostri positam, extensam, et 
reductam habent) exclusa tarnen et semota Articuli Decreti Divi 
Andreae Rogis H. de Anno 1222. Clausula incipiente : quod si 
V e r 0 n o s, usque ad verba in perpetuum Facultatem 
in Omnibus suis Punctis, Articulis et Clausniis, prout super corun- 
dem usu et intellectu (salva tarnen semper quoad ea, quae per Art. 
8. 1741. excepta sunt, ejusdem Legis Dispositione) Regio et com- 
muni Statuum Consensu diaetaliter conventum füerit, firmiter et 
sancte observabimus, per aliosque omnes et singulos inviolabiliter 
observari faciemus. 

S e c u n d o : Sacram Regni Coronam juxta veterem consue- 
tudinem ipsorum Regnicolarum, Legesque Patrias per certas de 
eorum medio unanimiter sine discrimine Religionis ad hoc delectas 
et deputatas Personas saeculares in hoc Regno conservabimus. 

T e r t i 0 ; Hactenus recuperata et expost Deo adjuvante 
recuperanda quaevis hujus Regni Partiumque ei adnexarum Tenuta, 
et Partes ad mcntcin etiam juramentalis formulae praenotato 
Regno et eidem adnexis Partibus de foto rcincorporabimus. 

Quarto: Quod in Casu, quem Deus procul evertere velit, 
D^ectus utriusque Sexus Archiducum Austriae, praeprimis quidem 
ab altefato Avo nostro Csrolo VI., dein in hujus Defectu a Divo 
olim Josephe I., bis quoque deficientibus ex Lumbis Divi olim 
Leopold! I. Imperatorum et Regum Hungariae descendentium, 
juxta etiam dictamen praecitatorum primi et secuudi Articulorum 
praefatae Diaetae Anni 1723. Praerogativa Regiae Electionis, 
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Coronationisque antefatorum Statnum et Ordinum in pristinum 
Vigorein, Sutumque rcdibit, et pcnes hoc Regnum Hiingariae, et 
praedictas Partes , ejusdemque antiqiiam consuetiidinem illibate 
remanebit. 

Q u i II t o ; Ut preinissutn est, totics, qiioties ejusinodi Inau- 
guratio Regia intra ambitiiin saepefati Regni Hungariae, successivis 
temporibus Diaetaliter instauranda erit, toties Haeredes et Sncces- 
sores nostri futuri neocoronandi liaereditarii Reges praeinittendam 
habebunt praescntis Diplomaticac Assecurationis Acceptationem, 
deponendumque superinde Juramentum. Nos itaque praedicta uni- 
versorum Statuuin et Ordinnm Regni Hungariae, et Partium eidem 
annexarum Instantia benigne admissa pro bcnigna animi nostri 
Propensione, ipsisque benigne gratificandi voluntate, praeinsertos 
universos Articulos, ac omnia et singula in iisdem contenta, rata, 
grata et accepta habentes, eisdem nostrum Consensum benevolum 
pariter, et Assensum praebuimus, et illos, ac quaevis in eis con* 
tenta dementer acceptavimus, approbavimus, ratiiicavimus, et con- 
firmavimns ; Promittentes et assecurantes Status et Ordines in 
Verbo Nostro Regio, quod praemissa omnia tarn nos ipsi observa- 
bimus, quam per alios fidelcs subditos nostros, cujuscumque Status 
et Conditionis existant, observari faciemus, uti vigore hujus Diplo- 
matie Nostri acceptamus, approbamus, ratificamus, et confirmainus 
atque promittimus : In cujus Fidem et Testimonium Litteras bas 
manu propria subscripsimus, et Sigilli nostri Regii appensione 
muniri fecimus. Datum in Arce nostra Regia Posoniensi, Die 14. 
Mensis Novembris , Anno Domini 1790. Regnorum nostrorum 
Primo. 

Jnramenti autem Regii contextus talis 
erat: 

Nos Leopoldus H. Dei Gratia Electns Romanorum Impera- 
tor semper Augustus, Germaniae, Hungariae, Bohemiae, Dalmatiae, 
Croatiae, Sclavoniae etc. Rex Apostolicus, Archidux Austriae etc. 
Qua praclibati Regni Hungariae et aliorum Regnorum ac Partium 
cidem adnexarum Rex, juramus per Deum vivum, per ejus Sanctissi- 
mam Genitricem Virginem Mariam , ac omnes Sanctos ; Quod 
Ecclesias Dei, Dominos Paelatos, Barones, Magnates, Nobiles, Civi- 
tates Liberas, et omnes Regnicolas in suis Immunitatibus, et Liber- 
tatibns, Juribus, Legibus, Privilegiis, ac in antiquis bonis, et appro- 
batis consuetudinibus conservabimus, omnibusque Justitiam facie- 
mus ; Serenissimi quondam Andreae Regis Decrefa (exclusa tarnen 
et semota art. 3l. ejusdem Decreti Clausula incipientc : Quod 


Digitized by Google 



234 


si vero nos etc. usque ad verba : in perpetuum facul- 
taten)) ohgervabimns, Fines Regni nostri Hungariae, et quae ad 
illud quocunque Jure, aut Titulo pertinent, non abalienabimus, nec 
minuemus, sed quoad poterimus, augebimus, et extendemue, omnia- 
quc illa faciemus, quaecunque pro Kono publico, Honore et incre- 
mento omnium Statuum, ac totius Regni nostri Hungariae juste 
faccre poterimus ; Sic nos Deus adjuvet, et omnes Sancti . 
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